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Vorwort zur fünften Auflage. 


Unſer vorliegendes Werk entſtand im Jahre 1932 auf Grund einer aus Schulkreiſen 
gekommenen Anregung: es möchte doch aus des einen Derfaſſers großem Lehrbuch 
der Geopolitik (R. Hennig, Geopolitik, Teubners Verlag, 1. Aufl. 1928, 2. Aufl. 1931) 
ein knapper, für Schulzwecke brauchbarer Auszug mit kurzen, ſchlagartigen Regeln 
und Tatſachenbeiſpielen gegeben werden. 


Offenbar iſt das aus dieſer Anregung hervorgegangene Büchlein einem ſtarken Zeit⸗ 
bedürfnis entgegengekommen, da es trotz hoher kluflageziffern ſchon nach fünf Jahren 
in 5. Auflage erſcheinen muß. Erheblich hat zu dieſer Nachfrage zweifellos das lebhafte 
Bedürfnis nach politiſcher Bildung beigetragen, das im nationalſozialiſtiſchen Deutſch⸗ 
land gefordert wird, dazu die bedeutende Förderung des geopolitiſchen Wiſſens durch 
amtliche Stellen und durch die im ganzen Reich entſtandenen kUrbeitsgemeinſchaften 
für Geopolitik. 


Da unſer Buch, ungeachtet feiner überwiegend hiſtoriſchen Beiſpiele, vor allem 
Wert darauf legen muß, durch gegenwartsnahe Darlegungen zu wirken, ſo ergab ſich 
von ſelbſt die Notwendigkeit, bei jeder neuen Auflage den Inhalt den allerjüngſten 
weltpolitiſchen Ereigniſſen anzupaſſen, wodurch jedesmal nicht unbeträchtliche kinde⸗ 
rungen in den Textausführungen und auch in den Abbildungen notwendig wurden. 
Diesmal find die Tertänderungen und ⸗erweiterungen infolge der gewaltigen häu⸗ 
fung weltpolitiſch hochbedeutſamer Geſchehniſſe in den letzten Jahren beſonders um⸗ 
faſſend geweſen, ſo daß man nahezu von einer Neubearbeitung des Werkes ſprechen 
kann — wenn auch ſeine Grundgedanken die gleichen geblieben ſind. 


kin dieſen etwas zu ändern, lag um jo weniger Deranlaſſung vor, als fie ſich in der 
Praxis vollauf bewährt haben. Zwar ſind ſeit 1935 über Begriff und Weſen der 
Geopolitik zahlreiche kluseinanderſetzungen entſtanden, die zur Stunde noch nicht 
abgeſchloſſen ſind. Es ſind dabei allerlei Begriffsverſchiebungen verſucht worden, 
manche Mißverſtändniſſe und Verkennungen der Abſichten gerade auch unſeres 
Buches zutage getreten. Daher ſchien es geboten zu ſein, ſchärfer und unmißverſtänd⸗ 
licher die Grenzen des Themas zu ziehen, das wir allein zu behandeln wünſchen. Um 
weiteren Sehldeutungen zu entgehen, find im übrigen neue Kapitel eingefügt worden, 
die noch ſtärker als früher betonen, daß ſelbſtverſtändlich (wie wir immer wieder 
hervorgehoben haben) geiſtige Kräfte der verſchiedenen Art neben den geopolitiſch 


bedeutſamen Einflüſſen des Raumes das Schickſal der Staaten beſtimmen und das welt⸗ 
politiſche Geſchehen formen. 
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IV Dorwort zur fünften Auflage 

Alle ftrittigen, bisher wiſſenſchaftlich nicht endgültig ſpruchreifen Themen, zumal auf 
dem einſtweilen noch weitgehend ungeklärten Gebiet der Raſſenkunde, haben wir in 
möglichſt großem Umfang ausgemerzt, die an ſich hochwichtigen Berührungspunkte 
zwiſchen Geopolitik und Raſſenforſchung daher mit Abficht nur kurz geſtreift. 
Weder kann noch will dies Büchlein ſich mit neuen, bisher umſtrittenen Theorien be⸗ 
faſſen; derartige wiſſenſchaftliche Diskuſſionen müſſen notwendig auf einer anderen 
Ebene ausgetragen werden. Unſer Werk möchte nur geſicherte Ergebniſſe der For⸗ 
ſchung zuſammenſtellen und an charakteriſtiſchen Beiſpielen erläutern. 


Die Sertigftellung der Neubearbeitung hat ſich aus mancherlei Gründen unerwartet 
lange hingezogen. Wir ſprechen allen, die uns durch freundliche Zuſchriften unterſtützt 
und angeregt haben, unſeren Dank aus. 


Düſſeldorf, 6. Mai 1938. N. Hennig. T. Nörholz. 
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Vorbemerkung. 
Was verſteht dies Buch unter „Geopolitik“? 


Seitdem die „Einführung in die Geopolitik“ zuletzt im Sommer 1935 in beſonders 
hoher Auflage erſchienen iſt, haben an zahlreichen Stellen in breiter Offentlichkeit leb⸗ 
hafte Erörterungen darüber ſtattgefunden, was eigentlich unter dem Begriff Geopolitik 
verſtanden werden muß und welche Bedeutung ihm im Verhältnis zu verſchiedenen 
Nachbarwiſſenſchaften zukommen ſoll. 

In der vorliegenden Neubearbeitung iſt in keiner Weiſe geplant, in dieſe Diskuſſion 
einzugreifen. Es muß jedoch klargeſtellt werden, wie — lediglich für den Zweck dieſes 
Buches — der Begriff „Geopolitik“ verſtanden wird. Ob die Definition durch eine 
beſſere erſetzt werden kann oder nicht, ſteht außerhalb der Debatte. 

In dem beſcheidenen Rahmen dieſes Buches, deſſen Aufgabentreis von vorn⸗ 
herein auf ein beſtimmtes Spezialthema beſchränkt bleiben ſoll, iſt nichts weiter ge⸗ 
plant, als diejenige Geopolitik zu lehren, die dereinſt Kjellen, der Vater der neuen 
Wortbildung, darunter verſtanden hat: die Einwirkung der geographiſchen 
Saktoren im weiten Umfang des Wortes auf das politiſche Geſchehen 
im Leben der Völker und Staaten. Wir wünſchen, wie ausdrücklich betont ſei, 
nur dieſe eine wiſſenſchaftliche Frage zu behandeln. 

Damit wird nicht im mindeſten Stellung genommen gegen eine umfaſſendere 
Definition des Begriffs Geopolitik, die neuerdings viele Freunde erworben hat und 
die urſprünglich auf Karl Haushofer zurückgeht: “) 

„(Geographiſche Saktoren) gehen in dieſe umfaſſenden, immer dunamiſch⸗ge⸗ 
ſtalteten Betrachtungen über den erdgebundenen politiſchen Werdegang der von 
ihm als geopolitiſche Einheiten erkannten und erwieſenen Räume ebenſo gut ein 
wie Rajjenbau, Wanderbewegung, ſoziale Schichten, Siedlung, Volks- 
dichte, Eigenwirtſchaft, Weltverkehr und handel ... Die ganze Skala 
der Wiſſenſchaft vom Menſchen als Untergrund eines umfaſſenden geopolitiſchen 
Gebäudes.“ 

Daß alle dieſe von haushofer genannten Themen von einer eingehenderen geo⸗ 
politiſchen Betrachtung überhaupt nicht zu trennen ſind, erkennen wir rückhaltlos 
und freudig an. Wir können dies um ſo unbefangener tun, als unſere „Einführung“, 
ſoweit es der knappe Raum zuließ, ſtets auf die Wichtigkeit jener Nachbargebiete 
bei jeder Gelegenheit hingewieſen hat. Im ausführlicheren Cehrbuch „Geopolitik“ des 
einen Derfaſſers, das ſchon 1927 verfaßt wurde, iſt ſogar mit jedem nur denkbaren 
Nachdruck betont worden, wie eng alle von haus hofer genannten Diſziplinen mit der 
Geopolitik zuſammengehören und daß ſie vom Geopolitiker notwendig beachtet und 


1) „Baufteine zur Geopolitik“. Berlin⸗Ceipzig 1928, S. 18. 


X Vorbemerkung 


gründlichſt gewürdigt werden müſſen.!) Früher bezeichnete man die Gejamtheit 
dieſer Diſziplinen als „Staatswiſſenſchaft“. Will man ſie jetzt „Geopolitik“ nennen, 
ſo iſt dagegen grundſätzlich gewiß nichts einzuwenden. Es fragt ſich höchſtens, ob 
man dabei noch im Geiſte des Staatswiſſenſchaftlers Rudolf Kjellen handelt, der ja 
gerade zu den übrigen, längſt bekannten Einzelgebieten feiner Jachwiſſenſchaft die 
vordem unterſchätzten (zuerft von Ratzel in ihrer vollen Bedeutung erſchauten) poli⸗ 
tiſchen Einflüſſe der geographiſchen Umwelt ausdrücklich hinzufügte und lediglich 
für dieſe neuartige Wiſſenſchaft den Begriff „Geopolitik“ prägte. 

Daß der geopolitiſche Blick der Menſchen ſich ſehr nachdrücklich auch darüber hinaus 
mit den übrigen von Haushofer genannten Gebieten befaſſen muß, alſo mit dem, 
was früher Staatswiſſenſchaft hieß und was man jetzt als „Geopolitik im weiter en 
Sinne des Wortes“ bezeichnen mag, erſcheint uns nur als Selbſtverſtändlichkeit. 
Wir unterſchreiben ohne weiteres haushofers Wort vom Jahre 1925: „Man darf 
nicht vergeſſen, daß die geopolitiſche Betrachtungsweiſe (im Sinne von Kjellen) nur 
etwa ein Diertel der Fragen menſchlicher Entwicklung aus erdbeſtimmten Urſachen 
ableiten kann, wenn fie den Menſchen aus feiner Umwelt erklärt, ganz ohne Berück⸗ 
ſichtigung der andern drei Viertel, die aus ſeinem und feiner Raſſe Innerem, ſeinem 
ſittlichen Willen und dem bewußten zwingenden Gegenſatz zu dieſer Umwelt erklärt 
werden müſſen.“ 

Wenn ferner Maull einmal jagt?), die „Kernaufgaben der Geopolitik“ müßten in 
Angriff genommen werden „aus dem Weſen des Staatenlebens heraus, ſoweit ſich 
die Frageſtellungen an den Staatsraumgrundlagen oder an den Raumgrundlagen der 
Umwelt orientieren“, ſo iſt auch hiergegen nicht das Geringſte einzuwenden. Die von 
Maull beigefügte Tabelle 3 aller Themen)), die in die Geopolitik einzugliedern find, 
iſt freilich ähnlich umfaſſend wie die haushoferſche Forderung und würde zur vollen 
Erörterung aller Probleme ein viel umfangreicheres Werk erfordern, als es von uns 
dargeboten werden ſoll. \ 

Zur Dermeidung von Mißverſtändniſſen bemerken wir daher einleitend mit aller 
Deutlichkeit, daß unſer Büchlein ſich mit der alleinigen Erörterung und der heraus⸗ 
ſchälung der Einwirkungen des Raumes, des belebten wie des unbelebten, auf die 
politiſchen Geſchicke der Völker und der Staaten beſcheiden will, eben mit derjenigen 
„Geopolitik“ im engeren Sinne des Wortes, die Kjellen neu in die Wiſſenſchaft 
eingeführt hat. Mehr will dieſe Schrift nicht bieten, mehr ſoll man aber auch nicht 
von ihr verlangen! 


1) f R. hennig, Geopolitik. 2. Aufl. Leipzig 1931 (Raſſenbau S. 377 ff., Wanderbewegung 
S. 170ff., Siedlung und Volksdichte S. 170 ff. und 265 ff., Eigenwirtſchaft S. 46 ff., Welt‘ 
verkehr und ⸗handel S. 64ff.). 

2) Otto Maull, Das Weſen der Geopolitik. Leipzig, Teubner 1936, 32. 

3) Ebendort 33. 


Einleitung. 


I. Der Raum als allgemeiner geopolitifcher Faktor. 


„Blut und Boden“ beeinfluſſen die Geſchicke der Völker und der Staaten. Das 
„und“ jener drei Worte kann gar nicht kräftig genug betont werden. Für „Blut und 
Boden“ kann man etwas umſtändlicher ſagen: Kaſſiſche beranlagung und räum⸗ 
liche Umwelt. 

Auch der beſtgeeignete Raum bleibt natürlich, um feine ſtaatenbildenden und wirt⸗ 
ſchaftsfördernden Eigenſchaften voll entfalten zu können, auf den Charakter der Völker 
angewieſen, die in ihm leben und wirken. 

vielleicht zeigt ein Vergleich am beſten, worauf es ankommt. Wenn jemand in 
eine von ihm gemietete Wohnung einzieht, ſo ſchreiben ihm deren Räume zwangs⸗ 
läufig die Grundgeſtaltung feines neuen heims vor, und er vermag an ihrer Lage 
zueinander nur ſehr wenig oder nichts zu ändern. Ob aber die neue Wohnung ſchließ⸗ 
lich einfach oder prunkvoll, nach alter oder neuer Mode ausgeſtattet, behaglich oder 
ungemütlich ſein wird, hängt ausſchließlich von den Fähigkeiten, dem Wohlſtand, 
dem Geſchmack und den Neigungen der Menſchen ab, welche in dieſer Wohnung 
leben wollen. Genau ebenſo liegen die Dinge im „Raum“, der die Staatengeſchicke 
vorſchreibt: 


Der Raum zeichnet die Entwicklungslinie eines Volkes in vielen Grundzügen vor. 
Was aber der Menſch aus dieſen Naturgegebenheiten zu machen oder nicht zu 
machen weiß, hängt von ſeiner eigenen ſeeliſchen Veranlagung ab. Nicht der Raum 
entſcheidet über das Geſchick der Staaten und der Nationen, ſondern der Geiſt, der 
darin wohnt. 


Beviele.“) 

1. Die alten Ägypter brachten es kaum über die Küſtenſchiffahrt hinaus und waren 
nie ein rechtes Seefahrervolk, ebenſowenig wie etwa die Türken, die gleich jenen 
jahrhundertelang im Beſitz der an ſich verkehrsgeographiſch ungewöhnlich günſtigen 
Nilmündungen waren. Als aber nach der Gründung von Alerandrien durch Allerander 
den Großen (330 v. Chr.) mehrere Jahrhunderte lang Griechen und Römer die be⸗ 
herrſchende Stellung in den Nilmündungen innehatten, wuchs die Stadt dank der 
ungewöhnlichen Gunſt ihrer Lage zum erſten Handelshafen der Welt empor, der 
ſchon etwa 100 Jahre nach ſeiner Gründung eine halbe Million Einwohner hatte. 
fluch als im Mittelalter die Araber herren in Ägypten waren, vom 7. bis zum 12. Jahrh., 


1) Die Beiſpiele, in dieſem Kapitel wie in ſämtlichen nachfolgenden, ſtreben keinerlei 
Vollſtändigkeit an, ſondern wollen nur einige beſonders tupiſche oder wichtige Sälle 
herausgreifen, deren Jahl ſich faſt jedesmal anſehnlich vermehren läßt. 
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war Älerandrien der führende Seehafen der Welt, und ähnlich iſt es wieder ſeit 
der Zeit, da die Briten ſich daſelbſt feſtgeſetzt haben (1882), einer der wichtigſten 
Seehäfen der Welt geworden. — Hieraus iſt zu erſehen, wie mit einem und dem⸗ 
ſelben Seeplatz ſeetüchtige und ſeeuntüchtige Völker etwas völlig Derjchiedenes 
anzufangen wijjen.!) 

2. Genau die gleiche Erſcheinung zeigt ſich in Gebieten, die ſich in einer für den 
Überlanöhandel gutgeeigneten Lage befinden. Das trefflichſte Beiſpiel liefert uns Oſt⸗ 
Turkeſtan mit dem Tarymbeden. Stets wenn die chineſiſchen Kaiſer dieſes Gebiet 
feſt in der hand hatten (115 v. Chr. bis 23 n. Chr.; 87—105 n. Chr.; 589 — 765; 
12111368), entwickelte ſich hier im Vormaſchinenzeitalter ein blühender Handels⸗ 
verkehr, und die berühmte alte „Seidenſtraße“, der letzthin Sven hedin ein eigenes 
Werk gewidmet hat!), konnte ſtarke handelsfäden zwiſchen dem Fernen Oſten und 
den Weſtländern ſpinnen. Sobald aber dieſelben Gegenden der chineſiſchen Herrſchaft 
entglitten und in die Gewalt handels politiſch unbegabter Steppenvölker kamen, ver⸗ 
ödeten die Derfehrsitraßen jedesmal nahezu völlig. 

3. Neben den Unterſchieden der ſeemänniſchen und der handelspolitiſchen Begabung 
müſſen in dieſem Juſammenhang auch die Derfchiedenheiten der techniſchen Sähig- 
keiten der Völker genannt werden. Hierfür iſt die Geſchichte des Jweiſtromlandes 
das trefflichſte Beiſpiel. Solange die techniſch hochbegabten Sumerer, Babylonier und 
Afiyrer die Herrichaft im Lande innehatten, waren weite Teile Meſopotamiens, 
infolge einer genial durchgeführten Bewäſſerung mit Hilfe von zeitweilig 18000 km 
Bewäſſerungskanälen, ein blühender Garten von unendlicher Fruchtbarkeit (Paradies 
der Bibel, hängende Gärten der Semiramis). Später verfielen unter wechſelnden 
herren die Anlagen immer mehr, und als ſeit 1258 die Mongolen, ſeit 1534 die Türken 
das Land an ſich brachten, die beide techniſch völlig unintereſſiert waren, verwandelte 
lich das einſt fo reiche Land außerhalb der Flußufer in eine troſtloſe Salzwüſte. Erſt 
jetzt, ſeitdem die Engländer ſich in ſteigendem Umfang Einfluß im Lande Irak ver⸗ 
ſchafft haben, entſteht auf Grund eines modernen Bewäſſerungsſuſtems (erites 
Stauwerk von hindije am 18. Dezember 1913 eröffnet) die Grundlage zu einer neuen 
Blüte des Landes. Dieſes ſoll im Altertum 24 Millionen Menſchen beherbergt haben, 
in den Zeiten des Verfalls war die Zahl auf etwa 14 Millionen ums Jahr 1900 ge⸗ 
ſunken. Sie dürfte allmählich wieder auf mindeſtens 30 Millionen geſteigert werden 
können. — Der Raum war in allen Zeiten der gleiche geblieben; der Geiſt aber, der 
in ihm waltete, hatte je nach der Veranlagung der jeweilig herrſchenden Völker völlig 
verſchieden mit dem anvertrauten Pfande gewuchert! 

Aus dieſen Darlegungen dürfte hinreichend klar hervorgehen, wie ſehr Blut un d 
Boden einander ergänzen und aufeinander abgeſtimmt ſein müſſen, um aus ge⸗ 
gebenen Größen ein Maximum von Segen für ein Cand und Volk herauszuholen. Blut 
und Boden ſind gleichberechtigte Kräfte bei der Entfaltung der ſtaatlichen und geo⸗ 
politiſchen Energien! 

Ein Wohnhaus, das feinen Zwed erfüllt, beſteht ja ebenſo aus einer Fülle von 
räumlichen und materiellen Dingen und aus der Geſamtheit der hausbewohner. 
Weder Raum allein iſt es noch Materie und ebenſowenig nur die organiſierte 

1) Dgl. zu dieſem Thema das neue Werk von Ernſt Schultze, Meeresſcheue und ſeetüchtige 


Völker (Stuttgart 1937) ſowie R. hennigs Aufſatz im Juliheft 1938 der Marine⸗Rundſchau. 
2) Spen hedin, Die Seidenſtraße. Leipzig 1936. 
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Gemeinſchaft der hausgenoſſen. Genau ebenſo liegen die Dinge beim Staat: zum ſtaat⸗ 
lichen Raum geſellt ſich die auf dieſem Raum lebende organifierte Volksgemeinſchaft. 

Dorliegendes Buch wünſcht allein die Einflüſſe des Raumes dem Derftändnis 
nahezubringen, für die der Begriff „Geopolitik“ von Kjellen eigens geprägt wurde. 
Wir verwehren es niemandem, dieſem Begriff heute eine weitere Ausdehnung zu 
geben, wünſchen aber für unſere Zwecke das Thema zu begrenzen. Der Grundſatz 
aller Biologie, daß Erbanlagen und Umwelt jedes Cebeweſen formen, gilt auch für 
die ſtaatlichen Tebeweſen. Unſer Buch ſtudiert nur die Einflüſſe der Umwelt! 


II. Die Entſtehung der Staaten. 


Doch uns iſt gegeben, an keiner Stätte zu ruhn. 
hölderlins Schickſalslied. 


Unruhe, Streit und Rampf beherrſchen die Tier⸗ wie die Menſchenwelt von jeher 
und durchziehen wie ein roter Faden die geſamte Weltgeſchichte. Es ziemt uns nicht, 
nach dem Warum zu fragen; die Catſache als ſolche iſt gegeben — wir müſſen fie 
hinnehmen. Menſchliche Geſittung dämmt wohl die Streitſucht ein und führt die 
freiwillige oder unfreiwillige Unterordnung des einzelnen unter die größeren Zwecke 
der Geſamtheit herbei. Aber ſtetiger, ruhiger Genuß des Lebens iſt kaum je einem 
Menſchen beſchieden. Und das iſt gut ſo; denn nur der unausgeſetzte Kampf ums 
Daſein hat die Menſchheit zu höherer und immer höherer Entwicklung angetrieben. 
Dauernder, behaglicher Genuß würde das Ende jeden Fortſchritts bedeuten: „Müßige 
Ruh' iſt das Grab des Muts“ (Braut von Meſſina). Darum hat ſchon der weiſe 
Heraklit den Kampf als den „Vater aller Dinge“ bezeichnet — mag es der Kampf 
mit den Waffen ſein oder der friedliche, geiſtige und körperliche Wettkampf, der Kampf 
mit den Tücken der Natur oder mit den Sorgen des Alltags. In der ganzen alt⸗ 
helleniſchen Geſchichte erhielt das kulturelle Leben gerade durch den Wettkampf⸗ 
gedanken immer neue Antriebe. Kampf allein, Abwehr äußerer Störungen iſt es 
geweſen, der die Menſchen auch genötigt hat, ſich geſellig zu Stammes⸗ und Staaten⸗ 
verbänden zuſammenzufinden. 

Frühzeitig merkte ſchon der roheſte Urmenſch, daß ſich die Erträgniſſe ſeiner Jagd 
und Siſcherei, die ihm Nahrung lieferten, ſteigern ließen, wenn er ſich mit ſeines⸗ 
gleichen zuſammentat, um gemeinſam Beute zu machen und ſie zu teilen. Ganz große 
Tiere der Steppe, des Waldes, des Meeres, die ein Menſch allein kaum jemals hoffen 
durfte zu erlegen (Mammut, Auerodys, Walfiſch uſw.), vermochte eine größere 
Zahl von Menſchen zu bewältigen, auch reißende Tiere, denen der einzelne niemals 
gewachſen war. 

Ein ſolches Juſammenſtehen der Bewohner kleinerer Candflächen zu Schutz und 
Trutz, natürlich auch gegenüber menſchlichen Seinden, verurſacht die Bildung der 
Doltsftämme, die freilich mit der echten ſtaatlichen Gemeinſchaft nur wenig 
zu tun haben, ſondern höchſtens einen erſten Anfang dazu darſtellen. Stämme ſind 
loſe Zwedverbände, zu denen ſich beſtimmte Menſchengruppen aller Zeiten, Länder 
und Jonen ſtets zuſammenfinden, die auch immer irgendeinem Führer und Ober⸗ 
haupt, einem „Häuptling“, unterſtehen. Ihr Zweck iſt zunächſt ausſchließlich die ge⸗ 
meinſame Durchführung von Jagd- und Kriegsunternehmungen, wozu ſich ſpäter 
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Schlichtung von Streitigkeiten unter Stammesgenoſſen ſowie Beſtrafung von Ver⸗ 
brechen gegen das Geſamtintereſſe geſellen: der erſte Anfang einer gewiſſen 
Rechtſprechung. 

viele menſchliche Gemeinſchaften erheben ſich niemals über dieſe Stammes⸗ 
bildung hinaus. Nomadiſierende Jäger⸗, hirten⸗ und Siſchervölker, wie die Indianer, 
Eskimos, Lappen, Samojeden, Auftralneger uſw., aber auch nicht wenige primi⸗ 
tive Dölkerſchaften, die ſich ſeßhaft gemacht haben und in Dorfgemeinſchaften wohnen, 
wie 3. B. viele Negerſtämme, bleiben auf der Entwicklung der Stammesbildung 
ſtehen, ſelbſt noch in unſeren Tagen. 

Zum Staat aber gehört mehr! Was kennzeichnet ihn? Wodurch unterſcheidet 
ſich die Staatenbildung von der Stammesbildung? 

Echte Nomaden, dauernd umherſchweifende Menſchen brauchen keinen Staat. 
Man denke an die Jigeuner, die niemals einen Staat gebildet haben. Wohl können 
Nomaden, wenn ſie ſich zu großen, kriegeriſchen Maſſen zuſammentun, fremde 
Rulturländer erobern und dann zu neuen, oft großartigen ſtaatlichen Neugeſtaltungen 
den Anjtoß geben (hukſos, Araber, hunnen, Türken, Mongolen uſw.), aber, auf ſich 
ſelbſt geſtellt, bringen ſie es als Nomaden nicht zu echter ſtaatlicher Gemeinſchaft. 
Ein treffliches Beiſpiel find die amerikaniſchen Indianerſtämme, die nur in den wenigen 
Sällen, wo ſie ſeßhaft wurden, Staaten geſchaffen haben. Daß ſie dann ungemein hohe 
ſtaatliche Kultur und Fähigkeit entwickelten, beweiſen die großartigen Staatsgebilde 
der Inkas, der Mayas, der klzteken. Wo aber die Bodenſtändigkeit fehlte, blieben 
fie die primitiven, einem Häuptling unterſtellten, ſtaatlich nicht im geringſten organi⸗ 
ſierten Jäger⸗ und Kriegerſtämme, die uns aus dem CTederſtrumpf“, aus Karl May 
und anderen Indianergeſchichten bekannt ſind. 


Seßhaftigkeit — die erſte Vorausſetzung für die Entſtehung eines Staates. 


Seßhaftigkeit entwickelt ſich überall dort, wo der Menſch den Boden zu 
bearbeiten und Ackerbau zu treiben beginnt. Der Hirt, der feine Schaf⸗ oder 
Ziegen⸗, ſeine Rinder⸗ oder Renntierherden weidet, wechſelt ſeine Weideplätze mög⸗ 
lichſt oft. hirtenſtämme können daher nicht ſeßhaft ſein. Ebenſo werden Jäger⸗ und 
Siſchervölker dann am eheſten auf reiche Beute zu rechnen haben, wenn fie nicht 
immer am gleichen Waldfleck, am gleichen Ufer dem Wild und den Fiſchen auf⸗ 
lauern, ſondern wenn fie an immer neuen Plätzen ihre Fallen ſtellen und ihre Netze 
auswerfen. Stämme können wandern, Staaten nicht. Dieſe bedürfen der „Ver mäh⸗ 
lung mit dem Boden“. 

Der Menſch, der dazu übergegangen iſt, nahrung⸗ oder kleidungſpendende Pflan⸗ 
zen ſelber anzubauen und zu züchten (Getreide, Reis, Mais, Slachs, Baumwolle uſw.), 
iſt gezwungen, an der Stelle ſeiner Pflanzenkulturen zu verweilen, bis die Pflan⸗ 
zen reif ſind und geerntet werden können. Das dauert Monate, unter Umſtänden 
Jahre lang. Huch iſt es unzweckmäßig, die beſonders große Mühe des Urbarmachens 
in jedem Jahre anderen Bodenſtellen zuzuwenden; vielmehr wird der einmal an⸗ 
baufähig gemachte Boden zweckmäßig auch in den kommenden Jahren wieder und 
wieder — mit gelegentlichen Ruhepauſen — in gleicher Weiſe benutzt. Die Folge 
iſt, daß der Menſch, der Ackerbau treibt, beſtrebt iſt, an dem einmal gewählten Ort 
dauernd zu verweilen, möglichſt für fein ganzes Leben, ja, für ganze Geſchlechter⸗ 
folgen, durch Jahrhunderte hindurch. Er baut ſich ein feſtes haus an Stelle des be⸗ 
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weglichen Jeltes des Nomaden und verbeſſert, vergrößert, verſchönt es in jedem 
Jahr, jedem Jahrzehnt, jedem Jahrhundert mehr. Nomaden und Jägervölker haben 
keine heimat, kein heimatgefühl, keine Liebe zur heimat. Der Bauer aber hat „ſeinen“ 
Boden und die Gegend lieb, an die er den Schweiß feiner Arbeit gewandt, denen 
er die Arbeitstraft eines Lebens gewidmet hat: es entwickelt ſich die Heimatliebe 
und mit ihr zuſammen die berechtigte Freude am eigenen Werk, am eigenen 
Beſitz, der prachtvolle „Bauernſtolz“ auf eine ſelbſtgeſchaffene und oft in vielen Ge⸗ 
nerationen immer ſchöner entwickelte kleine Welt, die mit Leib und Leben gegen 
jeden Angreifer und Feind verteidigt wird. 

Gerade die Notwendigkeit, den ſelbſtgeſchaffenen „Beſitz“ zu ſchützen gegen menſch⸗ 
liche und tieriſche Räuber, die bequem ernten möchten, was ſie nicht geſät haben, 
zwingt die Bauern einer Gegend zu engerem und immer engerem Juſammen⸗ 
ſchluß, der dann durch zahlloſe Samilienbeziehungen und freundſchaftliche Nachbar⸗ 
bande im Laufe der Zeit ſtets inniger wird. Wo der Boden fruchtbar iſt, werden 
von vornherein mehr Ackerbauer zuſammenſtrömen als anderswo. Die Menge 
der Wohnſtätten vergrößert ſich zum Dorf, die Zahl der Köpfe zur bäuerlichen Ge⸗ 
meinſchaft und, wenn es ſein muß, zur kämpfenden Schar, die den gemeinſamen 
Beſitz gemeinſam verteidigt und ſich zunächſt in Rriegs⸗, bald aber auch in Sriedens⸗ 
zeiten freiwillig einem gewählten Oberhaupt unterſtellt. 

Immerhin bedeutet auch dieſer Zuftand bloß die Bildung von „Gauen“, noch keine 
ſtaatliche Gemeinſchaft, ſondern nur einen weiteren Schritt zu ihr hin. Um der 
Bildung des Staates die Wege zu ebnen, bedarf es weiterer Dorausfegungen, 
die im einzelnen wechſeln können. Bevor es zur Staatenbildung kommt, be⸗ 
herrſchen überall die Stammesfehden der kleinen Candſchaftsgemeinden und Gaue 
das Seld. Genau wie die vom Weißen noch nicht beherrſchten und erzogenen Ein⸗ 
geborenen in Afrika oder auf den Südſeeinſeln den Stammesfehden und Nachbar⸗ 
kriegen einen Großteil ihrer Cebenstätigkeit widmen, machte bei den von roman⸗ 
tiſchem Schimmer umkleideten Indianerſtämmen der Sioux und Apachen, der 
Irokeſen und Mohikaner und wie ſie ſonſt alle heißen mögen, der Bruderkrieg der 
Stämme neben der Jagd den Hauptinhalt des Lebens aus. Huch im alten Ger⸗ 
manien zur Zeit um Chriſti Geburt waren die einzelnen germaniſchen Stämme 
in ewige Fehden miteinander verſtrickt, die Cherusker und die Angrivarier, 
Chatten, Bojer, Alemannen, Markomannen, hermunduren, Cimbern und Teutonen, 
die Ubier, Sigambrer, Bataver uſw. (ſ. Kleiſts „Hermannsſchlacht“). Nirgends 
zeigte ſich eine Neigung zur größeren, verſöhnenden Juſammenfaſſung der ſtreiten⸗ 
den Bruderſtämme. Bei den Kelten, den Britanniern, bei allen ſonſtigen Völkern 
war es nicht anders. fluch die Anfänge Alt⸗Italiens und Alt⸗Griechenlands zeigen 
uns das gleiche Bild. Die erſten Jahrhunderte der römiſchen Geſchichte ſind er⸗ 
füllt von den Kriegen Roms gegen die Nachbar ſtämme, die Sabiner, Vejer, 
Dolster, Aquer, Samniten, Catiner u. a. Und auf dem Boden des alten Griechen⸗ 
lands bekämpften ſich die einzelnen Stämme der Hellenen faſt unausgeſetzt, auch 
als ſie bereits zu kleinen Staaten geworden waren, die Spartaner, die Meſſenier, 
Korinther, Athener, Thebaner uſw. Im älteſten Ägypten, in Babylonien, China, 
Japan, kurzum überall, war es jahrtauſendelang ebenſo. 

Gleichzeitig zeigt uns aber die Geſchichte auch, wie ſich aus den Dolksſtämmen 
die Staaten entwickelten: entweder gewinnt ein Stamm unter einem tüchtigen 
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und tapferen Häuptling in jo hohem Maße die Oberhand über alle Nachbarn, daß 
ein erzwungener oder freiwilliger Juſammenſchluß vieler Stämme zum ſtaatlich ge⸗ 
einten, durch Geſetze und eine ſtarke hand einheitlich regierten Volk erfolgt — wie es 
uns die erſtaunliche Schöpfung des perſiſchen Weltreiches durch den kleinen Stam⸗ 
mes fürſten Kuros oder die durch Philipp von Mazedonien erzwungene Einigung 
Griechenlands, ebenſo die Geſchichte Roms vor Augen führt; oder aber die ſich ſonſt 
befehdenden Bruderſtämme ſchließen ſich unter dem harten Zwange einer großen, 
äußeren Gefahr (ſonſt kaum jemals!) freiwillig zu Stammesbündniſſen und gemein⸗ 
ſamem handeln zuſammen, um eine Abwehr der Gefahr durch vereinte Kraftanſtren⸗ 
gung, nach Art des Bundes vom Rütli, zu verſuchen. Ein einziges Mal in der ganzen 
Geſchichte Allt⸗ Griechenlands (von der ſagenhaften Zeit des Trojaniſchen Krieges ab» 
geſehen) finden wir die Mehrzahl der führenden griechiſchen Jwergſtaaten leidlich 
gut geeint gegen einen furchtbaren äußeren Feind zuſammenſtehen: in der Jeit der 
Perſergefahr 480-477 v. Chr. Aber die Gefahr wurde damals faſt allzu leicht und 
raſch überwunden. Hätte fie länger gedauert, viele Jahrzehnte lang, fo wären — wer 
weiß! — die griechiſchen Stämme vielleicht zu einem großen, ſtarken griechiſchen 
Staat zuſammengeſchmolzen, zu einer griechiſchen Nation, die es bis auf die Neuzeit 
nie gegeben hat. Kaum war aber der drohende Perſerſturm unvermutet ſchnell ab⸗ 
gewehrt, da gewann auch der innere hader wieder die Oberhand im politiſchen 
Leben von Hellas: ſtatt des Zuſammenwachſens zum griechiſchen Staat, wie ihn 
eine dauernde Notzeit erzwungen haben würde, brachten die Jahrzehnte nach Sala⸗ 
mis und Platää einen Peloponneſiſchen und Korinthiſchen Krieg, einen Spartaniſch⸗ 
Thebaniſchen Krieg, unabläffige innere Streitigkeiten um die Hegemonie der einzelnen 
Gaue, bis ſchließlich die mazedoniſche und ſpäter die römiſche Sauft alle Hadernden 
auf einmal unterjochte und zur Ruhe zwang (558 und 146 v. Chr.). 

Genau ebenſo ſehen wir vor zwei Jahrtauſenden die miteinander ſtreitenden ger⸗ 
maniſchen Stämme (Abb. 1) nur einmal leidlich einheitlich zuſammenſtehen: als es 
gilt, die römiſche Unterjochung von der Geſamtheit der Bruderſtämme abzuwenden. 
Da vereinen ſich die bedrohten deutſchen Stämme unter Ar mins kraftvoller Füh⸗ 
rung zum „deutſchen Salamis“ im Teutoburger Wald (9 n. Chr.) und zu den be⸗ 
wundernswerten Kraftanſtrengungen von Idiſtaviſo und am Steinhuder Meer 
(16 n. Chr.). Auch ihnen gelingt, wie den Griechen, die Abwehr des äußeren Seindes; 
auch ſie aber verfallen, als die Gefahr plötzlich wieder weicht, ſogleich aufs neue in ihre 
Stammeszwiſtigkeiten. Faſt muß man es im Intereſſe der geſamtdeutſchen Ge⸗ 
ſchichte bedauern, daß Rom (nach der Wiederherſtellung ſeiner Waffenehre durch die 
Ereigniſſe des Jahres 16) feine Pläne zur Einverleibung des rechtsrheiniſchen Deutſch⸗ 
lands bis zur Elbe ſo ganz urplötzlich aufgab und ſich fortan mit der Rheingrenze 
dauernd begnügte. Hätte die Notzeit länger gewährt, hätte die römiſche Wetterwolke 
noch ein paar Jahrzehnte länger unheilſchwanger über der Freiheit der Germanen ge⸗ 
ſchwebt, ſo wäre auf die Teutoburger Schlacht vermutlich ſehr bald die Gründung eines 
Staates Germanien mit einem Armin als König gefolgt. Das plötzliche Schwinden 
der Gefahr aber erſtickte ſogleich wieder den Unſatz zur Bildung eines germaniſchen 
Geſamtſtaates, und der große nationale Führer wurde vom neu aufflammenden 
Bruder- und Stammeszwiſt meuchleriſch aus dem Wege geräumt (19 n. Chr.). 

Die Einigung wenigſtens eines Teiles der germaniſchen Stämme zu einem großen 
Staat, die das Schickſal dem tapferen Cheruskerhäuptlinge nicht vergönnte, vollzog 
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Abb. 1. Die germanischen Stämme. 


ſich nun erſt ein halbes Jahrtauſend ſpäter, nach der Völkerwanderung. Damals 
ſchmiedete der energiſche, kleine fränkiſche Gaufürſt Chlodwig, dem Kyros des 
Altertums in mehr als einer Hinficht gleichend, durch glückliche Kriege, durch Treu— 
loſigkeit und Hinterlift gegen andere Herrſcher und vor allem durch kluge Milde gegen 
die beſiegten Volksſtämme in der erſtaunlich kurzen Zeit eines Dierteljahrhunderts 
(486-511) das große und gewaltige Frankenreich zuſammen, jenen ſtarken Staat, 
der die Stammutter ſowohl Srankreichs wie des heutigen Deutſchland wurde. 


In der älteren Geſchichte iſt die Entſtehung des Staates entweder das Werk kraft⸗ 
voller Stammeshäuptlinge, die, begünftigt von Glück und Klugheit, Herr über eine 
Vielzahl von Stämmen werden, oder aber fie ift die durch harte Not erzwungene 
Vereinheitlichung und Rationalijierung aller vorhandenen Volkskräfte. 


Bei der Entſtehung der Staaten können wir in der Regel mehrere Etappen unter— 
ſcheiden: vom Gau verband (pagus), der manchmal als Stadtſtaat, „Duodez— 
ſtaat“, Grafſchaft, Fürſtentum in die Erſcheinung tritt, ſchreitet die Entwicklung 
zum Landesverband (territorium) vorwärts, der uns in der Geſchichte meiſt als 
Bundesſtaat, Kanton, Departement, Herzogtum oder kleines Königreich begegnet, 
dann zum größeren „Regnum“, den mächtigeren Rönigreichen und Republiken, 
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und ſchließlich — nur vereinzelt — zum „Imperium“, zum Rieſenſtaat, der eine 
Fülle von Einzelſtaaten auf kürzere oder längere Dauer unter einer Hherrſchaft 
zuſammenſchweißt. 

Juweilen freilich geht die Entwicklung auch wieder rückwärts: das Imperium 
zerfällt in „Diadochenreiche“ und ſelbſt in noch viel kleinere Gebilde. Man ver⸗ 
gleiche etwa das gewaltige Frankenreich Karls des Großen mit der buntſcheckigen 
Candkarte, die das daraus hervorgegangene Deutſche Reich in den Tagen nach dem 
Weſtfäliſchen Frieden darbot! Der größte Teil des einſtigen Imperiums hatte ſich 
wieder zur Größe von Landesverbänden, ja, Gauverbänden zurückentwickelt. Als 
Refte jenes trübjeligen Zeitalters ragen noch bis in unſere Gegenwart das Fürſten⸗ 
tum Ciechtenſtein, das Großherzogtum Cuxemburg und der Steiftaat Danzig hinein, 
während wir im übrigen ſeit 1871 bzw. 1938 wieder ein kraftvoll geeintes Reich 
von Regnum⸗Grögße beſitzen. 

Jeder fertige Staat erzwingt, wenn eine ſtarke Herrſchergewalt in ihm tätig iſt, 
die innere Befriedung großer Landgebiete, das Aufhören der verderblichen 
Stammeskriege, das Aufgehen der Bevölkerung in eine höhere Staatsidee (Civis 
Romanus sum). Außerdem aber iſt es Aufgabe des rechten Staatsoberhauptes, 
durch weiſe Geſetzgebung (Hammurabi, Cykurg, Solon u. a.), Rechtſprechung, Schutz 
des Eigentums, geordnete Verwaltung, untadlige Beamte, ein ſtarkes Heer für den 
inneren Ausbau und die äußere Feſtigung des Staatengebildes Sorge zu tragen, da⸗ 
mit es allen unvermeidlichen inneren und äußeren Stürmen gewachſen ſei und ſich 
als ein geſunder, widerſtands fähiger, langlebiger Organismus erweiſe. 

Die Regelung auch der friedlichen Beziehungen der Bewohner eines Landes zu⸗ 
einander ſtellt geradezu das Schwergewicht der Aufgaben des wahren Staates dar. 
Um eine organiſierte Cebensgemeinſchaft des Volkes zu ermöglichen, werden dem 
„Staatsbürger“ allerlei Pflichten, auch Einſchränkungen der perſönlichen Freiheit 
zum Nutzen des Volksganzen auferlegt.!) Hierin unterſcheidet ſich der Staat nach⸗ 
drücklich von der bloßen Stammesgemeinſchaft, die dem Individuum in friedlichen 
Zeiten weitgehende Freiheit läßt und höchſtens darauf achtet, daß jedes Stammes⸗ 
mitglied Leib, Leben und Beſitz feiner Genoſſen nicht ohne Not ſchädigt. 


Die Stammes gemeinſchaft hat die alleinige Aufgabe, körperliche Gewalt abzu⸗ 
wehren oder gegen menſchliche wie tieriſche Seinde, mit größter flusſicht auf Erfolg, 
einzuſetzen. — In der Staats gemeinſchaft werden auch die unblutigen Beziehungen 
von Menſch zu Menſch feſten Geſetzen unterworfen und unter den Begriff der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Pflicht geſtellt. 


Das Geſchick fertiger Staaten bleibt dauernd in erheblichem Maße abhängig von 
allerlei Einflüſſen der umgebenden belebten und unbelebten Natur. Es kann 
nicht ſtark genug betont werden, daß die menſchliche Tatkraft und der 
freie Wille dieſe Einflüſſe der Natur formen, abändern, zuweilen 
ſelbſt ausſchalten können, wie ſpäter (S. 164ff.) ausführlich gezeigt wird. Die 


1) Der Engländer Seeley, einer der hauptverkünder des neuen engliſchen Imperialismus, 
hat einmal das kluge Wort geprägt: „Das Maß von Freiheit, das ein Staat im Innern 
gewähren kann, iſt umgekehrt proportional dem Druck, der auf ſeinen Grenzen liegt.“ 
Dieſes Wort bezieht ſich allerdings nur auf einen theoretiſchen Idealzuſtand und hat 
nur ſehr beſchränkt Geltung für die geſchichtliche Dergangenheit und die Gegenwart. 
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Richtigkeit der Naturgeſetze ſelbſt wird durch ſolche menſchlichen Eingriffe nicht 
aufgehoben. Die Erkenntnis der geopolitiſchen Geſetze !) iſt daher für die heute fo 
wichtige politiſche Schulung der Staatsbürger von höchſtem Wert. 

Don vornherein ſei grundſätzlich klargeſtellt, daß Geopolitik und Politiſche Geo⸗ 
graphie nicht dasſelbe ſind, wenn ſie auch viele Berührungspunkte aufweiſen. Die 
Politiſche Geographie behandelt die Geſtalt und politiſche Einteilung der Staaten 
in einem beſtimmten Zeitpunkt, alſo einen Beharrungs zuſtand; die Geopolitik 
hingegen unterſucht die Bewegungen im ſtaatlichen Geſchehen, die auf Wandlungen, 
Anderungen, Verſchiebungen beſtehender Zuftände hindrängen, und ihre Ergebniſſe. 
Die Politiihe Geographie gibt Bilder, die photographiſchen Aufnahmen gleichen; 
die Geopolitik dagegen führt, nach Art des Silms, die bewegenden Kräfte vor. 


1) Eine weſentlich umfaſſendere Darſtellung findet der Leſer in dem größeren Werk 
„Geopolitik“ des Mitverfaſſers Prof. Dr. Hennig (B. 6. Teubner, Leipzig. 396 Seiten. 
2. Auflage 1931). 
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A. Die geopolitiſchen Einwirkungen. 


Der Staat ſtellt keinen Zweck dar, fondern ein Mittel. 
Adolf hitler. 


I. Einflüſſe der Natur auf die Staaten. 


a) Erzwingung der Staatenbildung durch die Natur. 


Neben dem Zwang durch kriegeriſche Vorgänge, die Anlaß zur Staatenbildung geben 
können, vermag auch eine feindliche Natur, die das friedliche menſchliche Wirtſchafts⸗ 
leben ſchwer bedroht, den Anjtoß zum ſtaatlichen Juſammenſchluß zu geben. Ja, 
an manchen Stellen der Erdoberfläche zwingt die beſondere Eigenart der Natur 
die Menſchen innerhalb eines beackerten Wirtſchaftsraumes mit unwiderſteh⸗ 
licher Gewalt zum gemeinſamen handeln unter Anleitung eines überragenden 
Führers. 

Hauptvorausſetzung jeder Art von Ackerbau iſt Wärme, Sonne und Waſſer. 
Eine klimatiſche Kombination nun wirkt ſeit der Frühzeit der Menſchheit vor allen 
anderen ſtaatenſchöpferiſch: wenn reiche Waſſerfülle und Sonnenglut der Wüſte 
ſich miteinander paaren. Dies pflegt der Fall zu ſein, ſobald ein in regen⸗ oder 
ſchneereichen Gebirgen entſpringender, großer Strom durch Steppen⸗ oder Wüſten⸗ 
land dahinfließt. Da ſolche Flüſſe aus den Bergen fruchtbaren Schlamm reichlich mit 
ſich zu führen pflegen, vermag von ihnen die Zauberfraft auszugehen, daß auch im 
regenärmſten, ja, ſelbſt im faſt regenloſen Gebiet üppige Fruchtbarkeit des Bodens 
möglich wird. In ſolchen Fällen ſind ſchlechthin ideale Vorbedingungen für ertrag⸗ 
reichſte Aderwirtichaft gegeben — aber nur unter zwei Dorausjegungen: einmal 
muß das koſtbare Naß und der nicht minder koſtbare Schlamm dem (lckerboden zur 
rechten Zeit und in der rechten Menge zugeleitet und zweitens muß das Rultur⸗ 
land gegen die verwüſtenden und zerſtörenden Wirkungen der hochwaſſer geſchützt 
werden, wie ſie jeder Strom oft ſogar ganz regelmäßig in beſtimmten Jahreszeiten 
(Schneeſchmelze, Gewittergüſſe, tropiſche Regenzeiten), aufweiſt. Wo das ſegnende 
Waſſer in zu großer Fülle dahinflutet, vernichtet es die Acker, ſtatt fie zu befruchten 
und ſpült mit dem Aderboden auch die menſchlichen Wohnſtätten in reißendem 
Strome fort. Des Waſſers wie des Seuers Macht iſt nur dann wohltätig, „wenn fie 
der Menſch bezähmt, bewacht“. 

Die Derforgung der Aderböden mit Waffer und Schlamm ließ ſich nun im Wüſten⸗ 
klima, ſoweit die kicker nicht unmittelbar am Ufer lagen (was wegen der Hoch⸗ 
waſſer nicht zweckmäßig war), allein mit hilfe von Kanälen und Schöpfvor— 
richtungen möglich machen, der Schutz vor den verderblichen Aberſchwemmungen 
dagegen lediglich durch ausgedehnte Uferdämme. Beide Aufgaben, ganz beſonders 
aber den Deichbau, kann niemals der einzelne Menſch mit ſeiner Familie und Sipp⸗ 
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ſchaft, auch nicht die einzelne Dorf⸗ oder Gaugemeinſchaft erfüllen. Es iſt einfach une 
vernünftig, einen Uferdamm zu bauen, der nur die Acker eines einzelnen Dorfes ſchützt. 
Wenn ſolche Maßnahmen wirkſam ſein ſollen, müſſen ſie ſich auf 
eine große Landfläche gleichzeitig erſtrecken. 

Mit Recht nennt daher hummel!) unter den ſtaatenbildenden Kräften des 
Raumes, die in der Frühzeit der Geſchichte am wirkſamſten waren, neben dem 
„warmen Klima” und der „ſicheren Schutzlage“ auch die „gemeinſame wirtſchaft⸗ 
liche Betätigung der in ihm wohnenden Menſchen“. 

Wollte nämlich die ackerbautreibende Menſchheit eines wüſtenartigen Gebietes, die 
zum Gedeih und Verderb auf den Waſſerſegen eines großen Fluſſes angewieſen war, 
überhaupt geſchützt ſein gegen die unvermeidlichen Caunen jedes Stromes und gegen 
ein verderbliches Übermaß des Segens, ſo mußte fie in gemeinſamer und wohl⸗ 
überlegter Arbeit vieler Jehntauſender von Menſchen dem Strom in Geſtalt großer 
Deiche, oft auf hunderte von Kilometern, Feſſeln anlegen. Wenn möglich, mußte auch 
ein ſinnvoll erdachtes und angelegtes Ranalſuſtem für zweckmäßige, gerechte und 
gleichmäßige Verteilung von Waſſer und Schlamm über die der aller in der Candes⸗ 
gemeinſchaft zuſammengeſchloſſenen Teile der Bevölkerung ſorgen, die hierdurch 
mehr und mehr zur Schickſals⸗ und Volksgemeinſchaft, zu gemeinſamem 
Geſchick in Freud und Leid zuſammenwuchs. 

Um fo große techniſche flufgaben von allgemeinem Intereſſe zu löſen, tat aber eine 
einheitliche Ceitung nach einheitlichen Geſichtspunkten unbedingt not. Es war 
unmöglich, daß dieſes Dorf ſich feinen Damm und feinen Kanal nach eigenem Ge⸗ 
fallen und jenes nach anderem baute — das hätte zum fürchterlichen Durcheinander, 
vielleicht zum Kampfe aller gegen alle, geführt. Ein kluger Kopf, der überragende 
techniſche oder organiſatoriſche Fähigkeiten beſaß, mußte notwendig die allgemeine 
Oberleitung in der hand haben, aber natürlich auch mit der nötigen Macht ausge⸗ 
ſtattet ſein, um ſeinen Willen unbedingt und gegen jeden Widerſtand durchzuſetzen. 
Da er unmöglich gleichzeitig überall ſelber nach dem Rechten ſehen konnte, mußte 
er zudem Dertrauensmänner beſitzen, die in feinem Namen und Auftrag die Durch⸗ 
führung überwachten und ebenfalls Machtbefugniſſe beſaßen, um Widerſtrebende 
zur bedingungsloſen Unterwerfung unter den Willen des oberſten Leiters zu zwingen. 
Der Grundſatz „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“, der bis auf den heutigen Tag 
das Sundament jedes gut regierten Staates iſt und bleiben ſoll, mußte jedem 
Gliede der Volks⸗ und Schickſalsgemeinſchaft ins Bewußtſein gehämmert werden. 
Vernünftige Menſchen ſahen die Notwendigkeit jenes Grundſatzes von ſelbſt ein 
und verzichteten gern auf einen Teil ihrer freien Selbſtbeſtimmung zum Nutzen der 
Geſamtheit, der ja doch auch ihr ureigner Vorteil war; unvernünftige und wider⸗ 
ſpenſtige Querköpfe mußten zum Gehorſam gegen das Bedürfnis der Gemeinſchaft 
und den Willen des Oberhauptes ſowie ſeiner beauftragten „Beamten“ mit Güte 
oder Gewalt gezwungen werden. — Auf dieſem Stande menſchlicher Frühgemein⸗ 
ſchaft haben wir es mit einer echten Staatenbildung zu tun. Dieſe iſt alſo in der 
Tat eine Organiſationsform, die der Erhaltung und Förderung des Geſamtwvolkes 
dienen joll.2) 


1) Zeitſchr. f. Geopolitik 1935, S. 668: „Die Reichsbildungen des Mittelmeertaumes.“ 
2) fl. hitler, Mein Kampf. 211.) 212. Aufl., München 1936, S. 431. 
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Überall find und müſſen die erſten Staaten abſolute Monarchien fein mit un- 
begrenzter Gewalt des Herrfchers über alle feine Untertanen, über Leben und Tod 
jedes einzelnen. Daß hierin eine beträchtliche Gefahr lag, wenn einmal ein unwür⸗ 
diges oder unfähiges Staatsoberhaupt mit ſchrankenloſer Machtfülle ausgeſtattet 
war, iſt nicht zu verkennen, und die Geſchichte nennt zahlloſe, ſchlimme Beiſpiele dafür. 


SIN 


Alfermopolis 


BABYLONIEN 


—— 


geo des Hammurabi 
um 2000 v.Chr. 


Abb. 2. 


Aber daß wirklich tüchtige, pflichtbewußte, tätige und gerechte Herrſcher in den 
Anfängen ſtaatlicher Gemeinſchaft ihre Machtbefugnis meiſt zu hohem Segen ihres 
„Staates“ ausgeübt haben, dem fie ſelbſtlos zu Wohlſtand, Reichtum, Kultur, Macht 
und Unſehen verhalfen, darf ebenſowenig geleugnet werden. 

Die Geſchichte der älteſten bekannten Bildungen großer Staaten in der menſchlichen 
Frühzeit zeigt uns bemerkenswerterweiſe immer wieder die Anlehnung der Rultur 
an einen großen Strom in Wüſten oder wüſtenähnlichen Trockengebieten, ſo daß ſich 
geradezu das Geſetz aufſtellen läßt: 


Die erſten Groß⸗Staaten entſtanden in ſonnenreichen und regenarmen Troden= 
gebieten, die von einem mächtigen Strom oder von mehreren Strömen durchfloſſen 
wurden; hier ließen ſich reichſte Ackererträge erzielen, ſobald alle Bewohner in 
gemeinſamer Arbeit die nötigen techniſchen Großmaßnahmen ſchufen, um den Boden 
zu bewäſſern und die Hochwaſſergefahren zu bändigen. 


Bei viele. 


1. Agupten iſt der charakteriſtiſchſte und uns nächſtliegende Srühftaat der Geſchichte, 
der ſich in der geſchilderten Weiſe gebildet hat (Abb. 2). In einem unausgeſetzt ſon⸗ 
nigen, heißen, faſt regenloſen Wüſtenklima war jegliche Bodenkultur ausgeſchloſſen, 
wenn es nicht gelang, das Nilwaſſer für den Ackerbau nutzbar zu machen. „Ein Ge⸗ 
ſchenk des Nils“ hat man daher das fruchtbare Agypten mit Recht genannt. Die ſorg⸗ 
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fame und gerechte Verteilung des koſtbaren Nilſchlamms und die Notwendigkeit, 
ſich gegen die alljährlichen hochſommerlichen Überſchwemmungen des Stromes 
zu ſchützen, zwangen die Menſchen zum gemeinſamen Handeln, zum weiſen Baus- 
halten mit den Kräften der Natur nach Plänen, zu deren Durchführung Hundert⸗ 
tauſende von fleißigen händen notwendig waren, deren Verwirklichung (3. B. An» 
lage des Mörisſees um 1400 v. Chr.) aber auch Hunderttauſenden beſſere Acker⸗ 
erträge und dazu erhöhte Sicherheit für Leib und Leben, hab und Gut verbürgte. 

2. Ganz ähnlich lagen die Dinge in Meſopotamien (Abb. 3). Der Boden zwiſchen 
Euphrat und Tigris blieb unfruchtbar, wenn er kein Waſſer erhielt, trug aber reichſte 
Frucht, wenn ihm das ſegnende Naß zugeführt wurde. In dem wüſtenartigen, ent⸗ 
ſetzlich heißen Klima dieſes Tieflandbeckens gab 
es jedoch kaum jemals anderes Waſſer als das 
von den beiden Strömen aus ihren Hochgebirgs⸗ 
quellen zu Tale geführte. Die Geſamtheit der 
Bewohner gedieh daher am beſten, wenn ſie 
Jehntauſende von Kilometern Bewäſſerungs⸗ p 
kanäle durch das Land zwiſchen den beiden 
Strömen legte. Stets, wenn in dieſem Lande 
eine gute und verſtändige Waſſerwirtſchaft ge⸗ 
trieben wurde, machte es eine Periode höchſter 
wirtſchaftlicher und politiſcher Blüte durch: das 
„Paradies“, das früheſte Reich Ur vor 3000 
v. Chr., die Blütezeiten von Babylonien und 
Affyrien, das Zentrum des Weltwirtſchafts⸗ 
lebens im Ralifenreiche des 8. und 9. Jahrh. 
Stets wenn die Bewäſſerung vernachläſſigt 
wurde, fiel es zurück in den Juſtand der Wüſtenhaftigkeit und Ode, der feit der 
Beſitzergreifung durch die Mongolen (1258) und beſonders der Türken (1534) 
zur Dauererſcheinung wurde, während jetzt im Irak ein neuer Aufichwung be⸗ 
ginnt (ogl. S. 2). 

3. Saft genau ebenſo war es um die erſte Staatenentſtehung im Pendſchab, im 
nordweſtindiſchen Wüſtenklima, beſtellt. Auch hier ermöglichte lediglich die reiche 
Waſſerfülle der den nördlichen Schneegebirgen entſtrömenden fünf Ströme des 
Indusgebietes: Indus, Satledſch, Rawi, Tſchenab und Djelam (der fabulosus 
Hydaspes des Horaz) die Fruchtbarkeit des Bodens und damit das Werden des 
erſten, um 1500 v. Chr. von ariſchen Stämmen begründeten nordindiſchen Staates 
(Abb. 4). 

4. Im älteſten China ſehen wir die gleichen geopolitiſchen Faktoren unter 
etwas gewandelten Vorbedingungen in Wirkſamkeit. Wir haben es zwar im mittleren 
Bwanghogebiet, in dem die Wurzel zum „Reich der Mitte“ ſich entwickelte, nicht 
mehr mit dem reinen Wüſten⸗ und hitzeklima zu tun, wie in den vorgenannten drei 
Sällen. Aber gerade hier durchfließt die große Doppelſchleife des Stromes abermals 
ein erkleckliches Stück der mongoliſchen Steppe, und unmittelbar ſüdlich neben dieſer 
Candſchaft, in der Weiho⸗Pforte (vgl. 5. 42 f.), entſtand die früheſte chineſiſche Kul⸗ 
tur und der früheſte chineſiſche Staat (Abb. 5) an der alleinigen Übergangsitelle zwiſchen 
den Wüſten Zentralafiens zum fruchtbaren Cößtiefland. Hier breitete ſich der chi⸗ 


Eibb. 4. 
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neſiſche Alderbau jo weit nach Nordweſten hin aus, wie es das im Innern immer dürrer 
werdende Klima in Verbindung mit der Bewäſſerungs möglichkeit geſtattete. “) Ge⸗ 
rade der hwangho, der „Kummer Chinas“, der mit grauenhaft furchtbaren Über⸗ 
ſchwemmungen alle paar Jahre unermeßliches Unheil ſtiftet, hat eine zum Staat 
zwingende Kraft entfaltet, wie ſonſt nur der Nil. Er erwies ſich als eine ſegnende 
Gottesgeißel. An ihm ſehen wir beſonders deutlich wieder jene oben beſprochene 
Eigenheit: er nötigte bereits in den Frühanfängen des chineſiſchen Volkes in der 
fruchtbaren Cößtiefebene des Unterlaufs zu unabläſſigen, rieſenhaften Dammbauten?) 
(der „große hü“ um 2280 v. Chr., einer der genialſten Waſſerbauer aller Zeiten), 
genau wie fie in Ägypten und Meſopotamien nötig waren. 

5. kluch das ſüdamerikaniſche Inkareich, 
deſſen geſchichtliche Anfänge ſich im Dunkel 
verlieren (vgl. S. 37 und die Abb. auf S. 83) 
dankt feine Entſtehung, feine Größe und ſchließ⸗ 
liche Macht vornehmlich dem Umſtande, daß in 
einem aus geſprochenen Trodengebiet eine ſorg⸗ 
ſame Planwirtſchaft der ſpärlich vorhandenen 
Bewäſſerungs möglichkeiten in einem weiten 
Umfang unerläßlich war, um eine möglidjt 
ergiebige flusnutzung der Waſſervorräte im 
Intereſſe des Gemeinwohls zu erreichen. — 

khnlich deutlich wie in großen Wüſten mit 
Bewäſſerungsmöglichkeiten zeigt ſich die Not⸗ 
wendigkeit gemeinſamen Zuſammenwirkens in 
den tellerartig flachen Tief ebenen aller Art, 

s die zwar keine Bewäſſerungskanäle benötigen, 
die ſich aber gegen den Schwall der Gewäſſer, ſei es der Slüffe, ſei es des Meeres, 
durch Damm bauten ſchützen müſſen. In ſolches Uberſchwemmungsgelände ging 
der Menſch in ohnehin feuchteren Ländern in der Regel erſt ſpät hinein. Dann aber 
mußte er auch hier darauf bedacht ſein, ſeine fetten Weidegründe und Marſchen 
gegen Derjandung und Verſchlammung durch Sluß und Meer zu ſchützen. Wieder 
halfen hierzu umfangreiche Dammbauten, zu deren Schaffung Arbeiten von Genera⸗ 
tionen nötig waren (niederländ. Sprichwort: „Wer nicht will deichen, muß weichen“). 


Spore mern 
Ausdehnung um 1500 * Ohr. 
mp Vermufliche Richtung der Einwanderung 


Be viel. 


Die Niederlande find in dieſer Hinficht eines der tupiſchſten Länder der Erde. 
In einem beſonders großen Teil ihres Wirtſchaftsraumes wurde ein Siedeln grö⸗ 
Berer Menſchenmengen überhaupt erſt möglich, nachdem die Lande um die Rhein⸗ 
mündungen, die vielfach auf der höhe des Meeresſpiegels und ſelbſt noch unter 
ihm liegen, gegen die Tücken des Stromes und des „Blanken hans“ (Nordſee) durch 
gewaltige Deichanlagen geſichert waren. Bedeutende Flächen fruchtbarſten Weide⸗ 
landes haben die Bewohner bis auf die neueſte Zeit (Trockenlegung des Haarlemer 


1) Heinr. Cautenſach im Geograph. Anzeiger 1935, S. 457ff. 
2) H. Ci, Die Geſchichte des Waſſerbaues in China. In den Beiträgen zur Geſchichte der 
Technik und Induſtrie (Jahrbuch des Dereins deutſcher Ingenieure), Bd. 21 (1931/32), S. 59. 
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Meeres und der Juiderzee) dem 
Waſſer in Wahrheit abgerungen, 
oder ſie ſchicken ſich gegenwärtig dazu 
an. Dieſes ſtolze Bewußtſein gemein⸗ 
ſam geleiſteter Kulturarbeit kittet fie 
beſonders feſt zuſammen. Man verſteht 
vollauf das eigenartig⸗ſelbſtbewußte 
Wort, worin ſie kundtun, daß ſie ſich 
ihr Land, ihren Staat ſelbſt erarbeitet 
haben: „Gott hat die Welt gemacht mit 
Ausnahme der Niederlande, welche die 
Holländer ſelbſt geſchaffen haben.“ 

In dieſen Worten ſind die geopoliti⸗ 
ſchen Urſachen der Staatenbildung und 
des Staatsgefühls aus ſicherem, in⸗ 
ſtinktivem Gefühl heraus ſo klar aus⸗ 
geſprochen, wie kaum in irgendeinem 
tiefgründigen, gelehrten Werk. 

In den letzten Jahren iſt bekanntlich 
auch Deutſchland an ſeiner Nordſee⸗ 
küſte dem Beiſpiel der Niederlande ge⸗ 
folgt ). Durch große Dämme nach den 
nordfrieſiſchen Inſeln hinüber (Sult, 
Söhr, Amrum, Pellworm, Nordſtrand 
uſw. ) iſt dieflinſchwemmung fruchtbaren 
Schlick⸗Candes gefördert worden, und Abb. 6. Die Landgeminnungsarbeiten in Süder Dithmarſchen. 
die Schaffung neuer Kooge (Hitler-Koog nördlich der Elbmündung, 1333 ha mit 4000 t 
Weizenernte 1936, Göring-Koog im weltlichen Eiderſtedt, 500 ha, Sinkenhaus⸗Roog 
jüdlid) Hufum 450 ha, Oſewoldt⸗Roog ſüdlich Dagebüll 170 ha uſw.) gewinnt große 
Slächen neuen deutſchen Alderlandes. Neu⸗Weſteel nördlich der Elbmündung iſt das bis⸗ 
her bedeutendſte Dorf, das auf ſolchem friedlich eroberten Nordſeeboden aufgeblüht iſt. 


b) Der geopolitiſche Einfluß des Klimas. 

Wenn wir die geſchichtliche Entwicklung daraufhin prüfen, wo auf der nördlichen 
Halbkugel ſich Staaten aus eigener Kraft heraus (autochthon) gebildet haben, ſo 
zeigt ſich eine auffällige Tatſache. Genau wie die tieriſchen und pflanzlichen Organis⸗ 
men in beſtimmten Zonen am beiten gedeihen, gibt es auch eine günſtigſte Zone für 
die ſtaatliche Entwicklung. Ein Rückblick bis auf die Anfänge der Frühgeſchichte er⸗ 
gibt folgendes: 

Die Staatenbildungen erfolgen zuerſt in der ſubtropiſchen und ſüdlichen gemäßigten 
Zone und pflanzen ſich im Lauf der Jahrtauſende immer weiter nach Norden fort. 
Sie wandern von warmen, regenarmen Ländern allmählich in kühlere und feuchtere, 
gehen aber im Süden der Erde über den 40., im Norden über den 60. Breitengrad 
nur vereinzelt hinaus. 

1) Dgl. Walther Jantzen, Die Geographie im Dienſte der nationalpolitiſchen Erziehung. 
Breslau 1936. 
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Beijpiele. 


1. In der ſubarktiſchen und arktiſchen Zone find Staatenbildungen unmöglich, for 
lange nicht ſüdlichere Staaten ihre Hohbeitsgebiete in fie hinein vorſchieben. 
Jenſeits des 60. Breitengrades haben ſich Staaten aus ſich heraus zumeiſt nur 
dort gebildet, wo das Klima der gemäßigten Zone durch warme Meeresſtrömungen 
in die rauheren Nordbreiten verpflanzt wird: in Island und im mittelalterlichen 
Norwegen (alte Hauptitadt bis zum 11. Jahrh. Nidaros⸗Drontheim). Sonft ſtellt in 
der Tat der 60. Breitengrad im allgemeinen die äußerſte nördliche Grenzlinie der 
Möglichkeit einer Staatenbildung dar; auf ihm ungefähr liegen daher auch die 
nördlichſten Hauptſtädte der Welt: Oslo, Stockholm, BHelfingfors, St. Petersburg 
(Ceningrad). 

2. Doch auch die heiße Zone zwiſchen den Wendekreiſen eignet ſich ſchlecht für die Ent⸗ 
ſtehung echter Staaten, wenn nicht einwandernde, höher entwickelte Völker aus kũh⸗ 
leren Zonen die Träger der Staatenbildung find. Primitive Herrſchaftsgebiete von 
Stammeshäuptlingen können nicht als wirkliche Staaten angeſehen werden, ſelbſt 
wenn die Häuptlinge ſich aus Eitelkeit als König oder Sultan zu bezeichnen lieben. 
Starke autochthone Staaten in den Tropen gibt es im allgemeinen nur dort, wo 
bedeutende und ausgedehnte Gebirgsländer das Klima der gemäßigten Jone zwiſchen 
die Wendekreiſe hineintragen (Hbeſſinien, die Staatenbildungen im ſüdweſtlichen 
Arabien, im Inkareiche ufw.). Andere Staaten der Tropenzone, wie die mittelalter⸗ 
lichen Reiche am Niger, auf Ceylon oder auf den Sundainſeln, find durch einwan⸗ 
dernde Völker geſchaffen worden. 

Dorausſetzung der Staatenbildung iſt, neben Seßhaftigkeit der Bevölkerung, eine 
gewiſſe, nicht zu geringe Ergiebigkeit des Bodens an pflanzlichen Nahrungsſtoffen, 
insbeſondere an Getreide oder Reis, die großen Menſchenmengen eine Maſſen⸗ 
nahrung darbieten. Dieſe Pflanzen aber ſind an beſtimmte Klimazonen gebunden; 
infolgedeſſen bleiben die auf ſie angewieſenen Staatenbildungen ebenfalls vor⸗ 
nehmlich auf eben die Klimazonen beſchränkt, in denen Getreide, Reis und Mais 
gedeihen, wenngleich Viehzucht, Siſchfang und Weltverkehr ſpäter auch außerhalb 
der Getreide⸗, Mais⸗ und Reisgrenzen eine Staatenbildung möglich gemacht haben. 

Im größten Teil der Tropen aber herrſcht der Urwald vor, und die Vegetation iſt 
ſo üppig, daß landwirtſchaftliche Kultur des Bodens nur ſtellenweiſe möglich iſt. 
Dadurch bleibt die Siedlungsdichte von vornherein begrenzt, und ein engerer Zu⸗ 
ſammenſchluß über den Volksſtamm hinaus zum größeren Staat iſt entbehrlich; denn 
jede Siedlung, jedes Dorf lebt ein eigenes Daſein und bedarf der Derſtändigung 
mit anderen Stämmen kaum. In der ſubarktiſchen Zone dagegen, die für den Anbau 
von Feldfrüchten nicht mehr in Betracht kommt, hindern ungeheure Waldgebiete und 
öde Tundren die Siedlungsdichte und damit eine Staatenbildung; die daſelbſt hauſen⸗ 
den Jäger: oder Siſcherſtämme führen ihr individuelles Daſein und brauchen nicht 
viel nach anderen Menſchen zu fragen. 

Blicken wir auf die Völker der ſubarktiſchen Welt, fo find fie entweder vollkom⸗ 
men auf das Meer und ſeine Tierwelt angewieſen, wie die Eskimos, oder ſie ſind 
nomadiſche Viehhalter, wie die Lappen, oder Jäger, zumal Pelzjäger, wie die Samo⸗ 
jeden, Tunguſen, Tſchuktſchen uſw. Keine von all dieſen Völkerſchaften iſt dauernd 
ſeßhaft, ſie ziehen von Ort zu Ort und bedürfen keiner Gemeinſchaft, die mehr als ein 


— — — — — 
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paar Dutzend oder allenfalls ein paar hundert Köpfe umfaßt. Die Dereinigung zum 
Stamm genügt ihren Bedürfniſſen vollſtändig. 

Daß auch in dieſem Fall keine Deranlagung des Dolkscharakters vorliegt, ſondern 
in der Tat eine klimatiſche Wirkung, beweiſen uns die Geſchicke mancher Anſied⸗ 
lungen von Weißen in der ſubarktiſchen Welt. Die normanniſche Kolonie im ſüd⸗ 
weſtlichen Grönland, die von etwa 985 bis zum 15. Jahrh. beſtand, umfaßte zeitweiſe 
mehrere tauſend Köpfe in 280 Gemeinden, hatte auch ein reges, kulturelles Eigen⸗ 
leben, insbeſondere in kirchlicher hinſicht (265 Jahre lang gab es amtierende grön⸗ 
ländiſche Biſchöfe), aber niemals iſt es zu einer ſtaatlichen Bildung daſelbſt gekommen; 
denn jeder Bewohner beſaß dasſelbe, hatte dieſelben beſcheidenen Bedürfniſſe uſw. 
und bedurfte der anderen nur inſoweit, als er ſich mit ihnen zu gemeinſamen Sang⸗ 
expeditionen zuſammentat. Die Normannen, die ſonſt hochbegabte Staatengründer 
waren, haben alſo in Grönland keinen Staat gegründet, weil ein ſolcher dort entbehr⸗ 
lich war. — Huch im Spitzbergen der Vorkriegszeit gab es in Green harbour eine 
Gemeinde von ein paar hundert Köpfen, im übrigen aber keine ſtaatliche Organiſation. 
Obwohl die Inſelgruppe ſeit dem Anfang des 20. Jahrh. ſtändig bewohnt war, war 
ſie ein ſtaatenloſes „Niemandsland“. 1909 waren die Vereinigten Staaten nahe daran, 
den Archipel zu annektieren!); im Weltkrieg ſpielte England mit dem gleichen Ge⸗ 
danken. Dieſe Wahrnehmungen veranlaßten Norwegen, die Inſelgruppe für ſich zu 
fordern, die es im Spitzbergen⸗Dertrag vom 9. Februar 1920 auch zugeſprochen erhielt. 

Allerdings ſetzte England durch, daß Norwegens Hoheitsrechte daſelbſt erheblich 
eingeſchränkt wurden. Es beſteht dort kein Joll⸗ und Paßrecht, und Jedermann, 
welcher Nation er auch angehört, hat das Recht, Handels⸗ und Induſtrieunter⸗ 
nehmungen daſelbſt ins Ceben zu rufen, Radioſtationen zu errichten, Jagd auszuüben. 
Es beſteht aljo, ähnlich wie es in den „Mandatsländern“ (vgl. S. 190) eigentlich der 
Sall ſein ſollte, unbedingte Gleichberechtigung aller Nationen. Die Folge iſt, daß 
Rußland ſich immer ſtärker auf der Inſelgruppe einniſtet. Das im Beſitz des ruſſiſchen 
Staates befindliche Kohlenbergwerk Barentsburg iſt als Vorwand benutzt worden, 
um allmählich über 2000 Ruſſen nach Spitzbergen zu ſenden, das man gern dem ruſſi⸗ 
ſchen Reiche einverleiben möchte (vgl. S. 20 f.). Es beſteht die Gefahr, daß eines Tages 
Rußland die Inſelgruppe annektiert! 

Wie ſehr die Staatenbildung vom Klima abhängt, zeigt uns ferner ein Blick auf 
Indien. Die z. C. glänzenden und machtvollen Staaten, die es ſowohl im Altertum 
wie im Mittelalter und in der Neuzeit wiederholt auf indiſchem Boden gab, ſind 
zumeiſt im etwas kühleren Norden und nördlich des Wendekreiſes zu Haufe geweſen, 
vornehmlich am Ganges, nicht dagegen im eigentlichen tropiſchen Mittel⸗ und Süd⸗ 
indien, wo es allezeit nur zu kleineren Herrſchaftsbereichen von Gauherrſchern 
(Radſchas) gekommen iſt. Die bedeutende Kultur mancher alter Staaten im ſüd⸗ 
lichen Dorder= und Hinterindien, auf Ceylon, Sumatra, Java ufw. iſt wieder durch 
eingewanderte Nordvölker eingeführt worden. Ceylon iſt angeblich 543 v. Chr., Java 
ſicher 75 n. Chr. vom Gangesgebiet her koloniſiert und zum ſtaatlichen Ceben er⸗ 
zogen worden. kihnlich ſehen wir, daß die ſubtropiſchen Teile des ſüdlichen China 
immer nur dann politiſche Bedeutung und wirtſchaftliche Blüte erlangten, wenn ſie 
feft in der hand der Beherrſcher der kühleren nördlichen Länder Chinas waren. 


1) Newyorker Staatszeitung vom 16. Dezember 1909. 
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fluch auf der ſüdlichen 
Halbkugel, in der freilich 
ohnehin bemerkenswerte 
Staatenarmut herrſcht, 
nehmen wir wahr, daß 
die günſtigſte Zone der 
Staatenbildung der ge⸗ 

IN mäßigtenKlimazoneent- 
iI ſrricht. Die kraftvollſten 
T I Staaten, die in unſerer 
258858872832 lheutigen Gegenwart die 
ſüdliche Halbkugel kennt, 
haben ihren politiſchen 
Sitz und Urſprung in 
dieſer Zone: Südafrika, 
Argentinien, Chile, der 

Abb. 7. Nordgrenze des Römischen Reiches. auſtraliſche Bundesſtaat, 

Neuſeeland. Braſilien, 

zwar überwiegend ein tropiſcher Staat, hat mindeſtens ſein Kraftzentrum Rio 

de Janeiro ziemlich genau auf dem Wendekreis aufzuweiſen, ähnlich wie die 

ſtärkſten politiſchen Mittelpunkte der ſelbſtändigen indiſchen Staaten der Geſchichte 

(Patna, Agra, Delhi uſw.) ſtets etwas nördlich vom Wendekreis lagen. Dagegen ſind 

die ſelbſtändigen Staaten der Tropen-Tieflandzone in Süd- und Mittelamerika, in 

frika und Aſien zumeiſt ſchwächliche Gebilde ohne weſentliche politiſche Bedeutung 
geblieben. 

Als eine Folge des Klimas anzuſprechen iſt ferner die Unerſättlichkeit des Aus- 
dehnungs- und Eroberungsdranges des ruſſiſchen Staates ſeit dem 18. Jahrh. Das 
Klima rief den Drang nach dem warmen und freien Meer hervor, von dem noch 
an anderer Stelle geſprochen wird (vgl. S. 63ff.). Außerdem aber bleibt zu be⸗ 
achten, daß das Jarenreich des 19. Jahrh. überall, wohin es auch im Weſten, Süden 
oder Oſten vorſtieß, in klimatiſch begünſtigtere Candſtriche gelangte, jo daß ganz 
naturgemäß dadurch der Wunſch, eben dieſe Cänder zu beſitzen, angefacht werden 
mußte. Der raumgrößte zuſammenhängende Staat der Weltgeſchichte, in deſſen 
Grenzen 142 Dölterjchaften vereint leben, kann alſo in ſeiner Rieſenhaftigkeit gerade⸗ 
zu als eine geopolitiſche Folge des nordiſchen Rontinentalklimas angeſehen werden. 
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Abb. 8. Die Cage der Weltſtädte nahe der nördlichen 10˙⸗Iſotherme. 
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Mit dem politiſchen hat auch das geiſtige Leben eine günftige Zone der Entfaltungs⸗ 
möglichkeit aufzuweiſen. Es läßt ſich das Geſetz aufitellen: 


Für das ſtaatliche wie für jedes geiſtige Teben iſt die heiße wie die kalte Zone 
wenig geeignet. Die geiſtige und politiſche Führung der Welt liegt heute überall 
in Gebieten mit 5—15° Jahresmitteltemperatur, mit einem deutlichen Optimum 
in der Nähe der 10% Jahresiſotherme. 


Beh viele. 


1. Die Nordgrenze des römiſchen Imperiums zur Zeit feiner größten kflus⸗ 
dehnung im 2. Jahrh. n. Chr. fällt ziemlich genau mit der 0%Jfotherme des Januar 
zuſammen. Inſtinktiv mieden die Römer eben alle Gebiete mit noch kälteren Winter⸗ 
temperaturen (Abb. 7). 

2. Die politiſchen hauptkraftzentren der Welt, London, Paris, Berlin, Wien, 
Peking, Tokio, Chicago, New York liegen — außer Rom und Moskau — ſämtlich in 
nächſter Nähe der 100 Jahresiſotherme der nördlichen Erdhalbkugel (Abb. 8). 


c) Der geopolitiſche Einfluß der Mineralien. 


„Wo das Eiſen wächſt in der Berge Schoß, 
da entſpringen der Erde Gebieter.“ Schiller. 


In dieſen Worten aus der „Braut von Meſſina“ iſt eine klare geopolitiſche Er⸗ 
kenntnis ausgeſprochen, die in vieler Hinficht auch in unſeren Tagen richtig ift, in 
älteren Zeiten aber noch zutreffender war als heute. Wo in den Anfängen der Ge⸗ 
ſchichte ein Volksſtamm oder Volk Eiſen zu verarbeiten lernte, hatte es von vorn⸗ 
herein eine bedeutende kriegeriſche Vorgabe gegenüber allen anderen Stämmen, 
die auf weichere, kupferne oder bronzene, Waffen oder gar noch auf ſolche aus 
Stein und Knochen angewieſen waren. Bei primitiven Döltern wurde daher Eifen 
dem Gold als gleichwertig, gelegentlich ſelbſt als noch koſtbarer erachtet. In der 
Ilias, deren Waffen, Rüſtungen uſw. wir uns zumeiſt noch als kupfern und 
bronzen vorzuſtellen haben, gilt das Eiſen als eine jo große Koftbarkeit, daß ein 
rund 20 Pfund ſchweres Eiſenſtück unter den wertvollſten, von Adjill ausgeſetz⸗ 
ten Siegespreiſen bei den Wettſpielen zu Ehren des toten Patroklus erſcheint 
(Il. XXIII, 826-835). Kein Wunder, daß Völker, die ſich damals für ihre Waffen 
Eiſen aus dem eignen Boden holten, „der Erde Gebieter“ werden konnten! Be⸗ 
zeichnend iſt eine von Theophylaftus erzählte Anekdote, wonach zum byzantini⸗ 
ſchen Kaiſer Mauricius (582 —602) Slawen kamen und berichteten: „Unſer Volk 
wohnt friedlich in einem Lande, das kein Eiſen hervorbringt.“ KUndererſeits tat 
ſchon der römiſche Schriftſteller Cucanus (f 65 n. Chr.) den geopolitiſch richtigen, 
ganz modern klingenden Husſpruch (IV, 577/8): regna timentur ob ferrum. 

In einem völlig anderen, von Schiller ſelbſt noch nicht gekannten Sinn hat das 
Wort aus der „Braut von Meſſina“ in unſeren Tagen hohe Bedeutung erlangt: es 
trifft gegenwärtig weit mehr noch in wirtſchaftlichem als in politiſchem Sinne 
zu; denn diejenigen Länder, die über große Eiſen⸗ und gleichzeitig reiche Kohlen» 
lager verfügen, find die wirtſchaftlichen Großmächte unſerer Zeit und damit auch 
die politiſch ausſchlaggebenden Erdgebieter geworden. Staaten, denen die Eiſenerze 
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und womöglich auch noch die Kohlenlager fehlen, konnten kaum Machtgebilde erſten 
Ranges werden. Italien und Japan bewieſen es, die man mit vollem Recht „gehemmte 
Großmächte“ genannt hat, weil ſie lange Zeit unerwünſcht ſtark von der angelſächſiſchen 
Eiſen⸗ und Stahlverforgung abhängig waren. Der Wunſch, dieſe Übhängigkeit zu 
beſeitigen, hat nicht zumindeſt Japan nach den eiſenreicheren Teilen der Mandſchurei 
und Italien nach Hbeſſinien greifen laſſen. Daß freilich Eiſenbeſitz allein, bei fehlender 
Rohle, nicht ausreicht, eine Vormachtſtellung zu gewähren, beweiſen uns die ziemlich 
kohlenloſen Eifenerzländer Schweden, Spanien, Braſilien, Neufundland. 

Der geopolitiſche Charakter der Kohle trat nach 1918 beſonders in Erſcheinung 
in der faſt zum geſamteuropäiſchen Problem gewordenen Saarfrage. Wäre das 
Saargebiet nicht reich mit Kohle ausgeſtattet, würden wir auch ſchwerlich die An⸗ 
ſtrengungen Frankreichs erlebt haben, das rein deutſche Cand als einen „internatio⸗ 
nalen Saarſtaat“ auszugeben, in dem Frankreich die Rolle der bevorrechteten 
Protektoratsmacht zu ſpielen wünſchte. Der Welt gegenüber benutzte man das Alus= 
hängeſchild, Frankreich wolle nur das Wohl und die „Freiheit“ der Saarbevölkerung 
gegenüber dem „Preußentum“ ſchützen. Die wahren Ziele der franzöſiſchen Saar⸗ 
politik aber hat ſchon 1791 eine Rede in der franzöſiſchen Nationalverſammlung 
mit brutaler Offenheit enthüllt: „Sprechen wir doch nicht immer von der Freiheit 
der Saarbevölkerung; wir wollen ja doch nur ihre Kohlen!“ In Derfailles wurden 
dann die 800000 Saardeutſchen einfach als „Anhängfel der Kohle” behandelt. — 
Die Saar-Abftimmung vom 13. Januar 1935 hat dem Spuk ein Ende gemacht. 

Ebenſo wirkt ſich in der Mandſchurei⸗politik Japans, wie ſchon erwähnt, der 
Hunger dieſer Großmacht nach Rohle und Eiſen ſowie auch nach Ol aus. Japans 
eigene Kohlen find kaum zur Verkokung geeignet. In der Mandſchurei hingegen gibt 
es ſchätzungsweiſe 1700 Mill. t gute Kohle nebſt 883 Mill. t Eiſenerzen. So hat 
Japan den „unabhängigen“ Staat Mandſchukuo geſchaffen, in dem 95% der Be⸗ 
völkerung Chineſen find und der, machtpolitiſch geſehen, dennoch nichts andres 
iſt, als eine japaniſche Provinz. — Wenn ferner Japans Pläne, Nordchina in die 
Gewalt zu bekommen, in Erfüllung gehen ſollten, würden den Japanern in die 
Hände fallen: 


62% der geſamten hirſe 40% des geſamten Weizens 
60% „ i Kohle 38% des ’ Maijes 
50% „ Eiſenerze 30% der 8 Sojabohnen 
50% „ 5 Porzellanerde 29% „ * Baum wolle 


Chinas. Ob ihnen dies gelingt, iſt freilich recht fraglich. 

Rußlands Streben, im Abbau der Spitzbergen-Rohle eine möglichſt große Rolle 
zu ſpielen, iſt bedingt durch das Auflommen des neuen ruſſiſchen Kriegs⸗ und 
Handelshafens Murmanſk in der Rolabucht, der von Spitzbergen her am beiten mit 
Bunkerkohlen verſorgt werden kann. Rußland beſitzt ja auf Spitzbergen ein rein ruſſiſches 
Kohlenbergwerk Barentsburg (Jahreserzeugung 170000 t). Wäre Spitzbergen noch 
herrenloſes Land, wie bis 1920 (vgl. S. 13), jo würde wohl ſicher Rußland die Annerion 
vollzogen haben, genau fo wie es im April 1933 die eigentlich zur Spitzbergen⸗Gruppe 
gehörenden, aber von Norwegen vernachläſſigten Inſeln Dictoria-Inſel, die Weiße 
Inſel und einen Teil des König-Karl-Landes als ruſſiſches Territorium in Beſitz ge⸗ 
nommen bzw. beanſprucht hat. Inzwiſchen ſucht es Spitzbergen ſelbſt von innen, 


} 
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heraus fo zu durchdringen, daß 
allmählich der norwegiſche Einfluß 
verdrängt und ausgeſchaltet wird. 
Gegenwärtig leben nur 650 Nor⸗ 
weger, aber über 2000 Ruſſen 
ſtändig in Spitzbergen, und die 
ruſſiſche Kohlenproduktion daſelbſt 
iſt rund viermal ſo groß wie die 
norwegiſche! 

Das Eiſen ſcheint ferner letzthin 
Rußlands noch recht undurchſich⸗ 
tige Politik gegen Nord⸗Skandi⸗ 
navien zu beeinfluffen. In Capp⸗ 
land locken neben dem dauernd 45. 9. Saus, Rhein und Hcrieble als frampöflies, Laihein 
eisfreien norwegiſchen Atlantik⸗ ger Eiſenerze als deutſches Kriegszlel. (Nach Serd. Stiedens⸗ 
Hafen Narvik, gegen den Rußland burg. Kohle und Eiſen 5 und in den Sriedens⸗ 
ſchon einmal Ende 1914 einen 
Handſtreich plante, die berühmten, reichen ſchwediſchen Magneteiſenerzlager von 
Gellivare und Kiruna, die Rußland liebend gern beſitzen würde. Die ſeit Ende 
1936 beängſtigend ſtark geſteigerte Spionagetätigkeit der Bolſchewiſten in Nord⸗ 
Norwegen und Nord⸗Schweden (nächtliche „Spukflieger“ !) läßt deutlich erkennen, 
daß man in Moskau eine Eroberung Capplands und Sinnmarlens vorbereitet.!) Aller⸗ 
dings iſt dieſer Plan nichts weniger als einfach zu verwirklichen, denn Rußland müßte, 
um an Schweden⸗Norwegen heranzukommen, zunächſt Finnland überrennen, das 
kein zu verachtender Gegner iſt, wie die ruſſiſchen Bolſchewiſten zu ihrem Leidweſen 
1918 ſchon einmal erkannt haben. Norwegen ſucht durch verſtärkte Beſiedlung ſeiner 
bedrohten Nordprovinzen der Gefahr in etwa zu begegnen. 

Eiſen und Kohle find ſeit dem Beginn des Maſchinenzeitalters die ſtärkſten 
politiſchen Machtfaktoren mineraliſcher Natur, die es in der Welt gibt. fluch in 
Jukunft wird dies nicht anders werden; denn ſelbſt wenn die Kohle durch Waſſer⸗ 
kraft, Elektrizität und Ol mehr und mehr entthront wird, ſo bleibt ſie doch als 
Urſtoff für den Koks unentbehrlich zum Aufbau jeglicher Schwerinduſtrie, deren 
Beſitz heute „der Erde Gebieter“ beſtimmt. Noch im Weltkrieg haben in den 
„Kriegszielen“ beider hauptgegner Eiſen und Kohle eine anſehnliche Rolle geſpielt 
(Abb. 9). 

Don anderen mineraliſchen Bodenſchätzen haben vor allem die unten genannten 
geopolitiſche Bedeutung. Ihr auf die Staaten ausgeübter Einfluß kann politiſch ſo⸗ 
wohl förderlich wie verhängnisvoll ſein. 


Reiche mineralische Bodenſchãtze bedeuten für kraftvolle Staaten eine weſentliche 
Stärkung ihrer politiſchen Macht, für politiſch und militärisch ſchwache Staaten je⸗ 
doch die ſchlimmſte Gefahr, da fie nur allzu leicht fremde Eroberer ins Land locken. 
Schwache Staaten, die keine Bodenſchätze beſitzen, ſind in ihrer politiſchen Unab⸗ 
hängigkeit viel weniger bedroht als die mit mineraliſchem Reichtum ausgeſtatteten. 


1) Frithjof Jankuhn: Politiſch⸗geographiſche Betrachtungen über Lappland. Jeitſchr. f. 
Erdkunde 1938, S. 322. 
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Beijpiele. 
a) Edelmetalle und Edelſteine. 


1. Die ſchon frühzeitigen Derfuche der ägyptifchen Pharaonen, Nubien ſich unter⸗ 
tan zu machen, ſind allein durch den ehemals ſehr bedeutenden Goldreichtum dieſes 
Landes zu erklären. 

2. Cäſars zweimaliger Feldzug nach Britannien wurde u. a. durch den irrigen 
Glauben veranlaßt, daß es in dieſem Lande viel Silber gäbe. 

3. Der Goldſtrom, der nach der Entdeckung der Neuen Welt aus Mittel⸗ und 
Südamerika nach Spanien hinüberſtrömte, machte dieſen Staat, der noch bis 
zum Entdeckungsjahr Amerikas fremde Eroberer als herren im Lande geſehen 
hatte (Sall der letzten mauriſchen Stadt Granada am 2. Januar 1492), in 
wenigen Jahrzehnten zum reichſten Lande der Welt und zur politiſchen Dor⸗ 
macht Europas bis 1588 (Dernichtung der Armada). Dem Astefenteid in Mexiko 
und dem Inkareich in Peru aber brachte ihr Reichtum an Gold den ſtaatlichen 
Untergang. 

4. Im Rahmen des Deutſchen Reiches dankten die mit „Bergen ſilberſchwer“ ge⸗ 
ſegneten Länder Sachſen und Böhmen ihre durch lange Zeit bewahrte mittel⸗ 
alterliche Vormachtſtellung in hohem Grade dem Silberreichtum des Erzgebirges. 
Dieſes iſt übrigens durch ſeine Metallſchätze das am dichteſten beſiedelte Gebirge 
der Welt geworden. | 

5. Die zwei Burenrepubliken Trans vaal und der Oranje⸗Freiſtaat haben ihre 
politiſche Unabhängigkeit in dem großen Burenkrieg 1899-1902 verloren, weil in 
den 60er und 80er Jahren in ihnen die reichſten Diamantenlager der Welt und 
dazu ungewöhnlich bedeutende Goldvorkommen entdeckt worden waren. Über 40% 
des geſamten ſeit dem Mittelalter in der Welt überhaupt gewonnenen Goldes iſt 
allein in den letzten 50 Jahren den Goldminen rund um Johannisburg abgerungen 
worden.!) Deshalb ſetzte ſich England 1899 1902 gewaltſam in den Beſitz dieſer 
Reichtümer. 

6. Der Wunſch Südafrikas und Englands, die vorher (1884) ausdrücklich verſchmähte 
deutſche Kolonie Südweſtafrika einzuverleiben, regte ſich faſt am ſelben Tage, 
an dem im Mai 1908 ganz unvermutet die anſehnlichen Diamantvorkommen in der 
ſüdlichen Küftenwüjte entdeckt wurden. Dieſe deutſchen Diamantenfelder waren es 
vor allem, die 1914/15 den ſüdafrikaniſchen Eroberungsfeldzug gegen die ſonſt arme 
deutſche Kolonie veranlaßten! 


b) Salpeter. 

In der Utacama-Wüſte erlangten in den 70er Jahren des 19. Jahrh. die dort 
liegenden reichen Salpetermengen eine ungeahnte und plötzliche politiſche Bedeutung, 
die von Ziſchka in folgender Weiſe treffend geſchildert iſt?): 

„Der Großteil dieſer ſalzglitzernden Wüſten, in deren Boraxſeen ſich ſchneebedeckte 
Dulfane ſpiegeln, etwa 600 km Küſtenlinie eines Landes, das bis zu Liebigs Arbeiten 


1) h. Pahl, Wetterzonen der Weltpolitik. Leipzig 1937, S. 177. 
2) A. Ziſchka, Wiſſenſchaft bricht Monopole. Leipzig 1956, S. 32. 
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gemieden worden war wie die Sahara, gehörte Bolivien, der kleinere Teil Chile; 
aber als die Agrikulturchemie ſiegte, Salpeter plötzlich wichtig wurde, waren es zuerſt 
die Chilenen, die den Wert eines Salpetermonopols begriffen ... Es kam zum „Sal⸗ 
peterkriege“. Statt um Neuland, führte man nun um Dünger Krieg. Am 14. Februar 
1879 beſetzte Chile Untofagaſta, den bolivianiſchen hafen, der den meiſten Salpeter 
nach Europa verſchiffte. Als Peru, Boliviens Verbündeter, ſich einmiſchte, erklärte 
Santiago auch ihm den Krieg ... Chile eroberte ſchließlich ſogar Callao und Cima, 
zwang Bolivien, ſein geſamtes Küftengebiet abzugeben, nahm ihm den Zugang zum 
Meer und ſeinen Salpeter.“ 


c) Kali. 

Kaliſchätze gab es bis zum Weltkrieg nur in Deutſchland in größerem Umfang. 
Zufällig wurde 1904 ein bedeutendes Kalilager im füdlichen Elſaß gefunden, wo man 
derartige Mineralien nicht vermutete. Der Jund belebte Frankreichs faſt ſchon er⸗ 
loſchenes Streben, das 1681 geraubte und 1870 verlorene Elſaß wieder zu erlangen, 
fo mächtig, daß bereits Anfang Juni 1905, im Juſammenhang mit der erſten Marokko⸗ 
kriſe, ein deutſch⸗franzöſiſcher Krieg vor der Tür ſtand. 

Sicherlich wird Englands gegenwärtige Paläſtinapolitik, außer durch andere 
Geſichtspunkte (vgl. S. 60), auch durch die Erwägung beeinflußt, daß das Tote 
Meer reich an wertvollen Chemikalien iſt. Es deckt heute nicht nur Englands Bedarf 
an Brom zu 75 %, ſondern liefert ihm auch Kali, faſt den einzigen mineraliſchen Roh⸗ 
ſtoff, den das rieſige britiſche Imperium ſonſt nicht hervorbringt, in einer Menge von 
20—30000 t im Jahr. 


d) Erdöl. 

Geopolitiſch noch viel bedeutſamer iſt ſeit der Jahrhundertwende das Erdöl ge⸗ 
worden, hauptſächlich wegen des daraus zu gewinnenden Benzins für Automobil, 
Schiffs ⸗ und Slugzeugmotoren. Zumal in den Jahrzehnten ſeit Beendigung des Welt⸗ 
kriegs hat das Petroleum auffällig oft gefährliche politiſche Reibungen hervor⸗ 
gerufen !), wenngleich die Welt bisher einen wirklichen „Petroleumkrieg“ noch 
nicht geſehen hat. 

1. Am 14. Auguft 1918 rückten die Engländer in Baku ein, um die wichtigſten Ol⸗ 
lager am Kaſpiſchen Meer in die hand zu bekommen, mußten freilich den Ort bald 
wieder räumen. Schon vorher hatten fie, noch während des Weltkriegs, das ölreiche 
Südperſien beſetzt, doch mußten fie es nach dem nationalen Staatsſtreich in Perſien, 
der Riza Khan zur Macht gelangen ließ (21. Februar 1921), wieder aufgeben. 1932 
kam es zu einem perſiſch⸗engliſchen Ol⸗Streit, der in Perſiens Kündigung des Erdöl⸗ 
monopols der „flnglo⸗Perſian Oil Co.“ (28. November 1932) gipfelte. Die reichen 
meſopotamiſchen Ölfelder wurden auf engliſches Betreiben der Türkei genommen 
und dem damaligen britiſchen Protektoratsſtaat Irak einverleibt. 1920/21 entſtand 
ihretwegen zwiſchen England und den Dereinigten Staaten ein ſcharfer Konflikt. 
Die große Petroleumleitung von Meſopotamien nach Haifa (Abb. 10) macht ſeit 
Januar 1935 dieſen hafen Paläſtinas zum wichtigſten der Oſtküſte und England 


1) Näheres in Karl Hoffmann, Qlpolitik. Berlin 1927. 
hennig-Körholsy, Geopolitit [5240] 5. Aufl. 3 
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zum herrn des dortigen Erd⸗ 
öls, wenngleich Frankreich in 
Tripoli Mitausbeuter der 
Olreichtümer des Irak iſt, 
da eine Zweigleitung auch 
dorthin Ol leitet (1936 je 
2 Mill. t Ol in beide häfen J).) 

2. Eine geglückte Erdöl⸗ 


— — RER, bohrung der amerikaniſchen 
— — mes * Standard Oil Co. auf den 
2 „Ie %, Bahrein⸗Inſeln im Ira⸗ 

7 — niſchen Golf 1934 iſt der An⸗ 

7 laß geworden, daß die ſeit 
—öirhrieitung über 100 Jahren völlig un⸗ 


klaren ſtaatsrechtlichen Der⸗ 
Abb. 10. into dene neue Fete 1 0 Roten Meer und hältniffe dieſer Inſelgruppe 

ſich aufgehellt haben. Perſien 
hatte die Inſeln ſeit 1622 im Beſiz, wurde zwar 1784 von Ärabern verdrängt, hat 
aber feinen Hoheitsanſpruch nie aufgegeben. Im Laufe des 19. Jahrh. haben die 
Engländer ſich dort mehr und mehr eingeniſtet, haben aber weder eine Annexion 
vorgenommen noch ein Protektorat verkündet. Das heute ſehr nationaliſtiſche 
Iran hat 1934 mit aller Entſchiedenheit feine Hoheitsrechte über die Inſeln 
beanſprucht: den Amerikanern wurde die Erdölkonzeſſion gekündigt und an England 
die Aufforderung gerichtet, ſich klipp und klar zu äußern, welche ſtaatsrechtliche Stellung 
die Bahrein⸗Inſeln, das Zypern des Perſiſchen Golfs, nach britiſcher Auffafjung 
eigentlich einnehmen. Daraufhin hat England ſich bereit gefunden, ein britiſch⸗ 
iraniſches Kondominium auf den Inſeln anzuerkennen. Irans Stellung auf den 
Inſeln iſt heute um ſo bedeutſamer, als die Erdölproduktion daſelbſt zur Zeit ſchon 
größer iſt als diejenige Deutſchlands (Produktion: 1935 174 000, 1936 500 000 t!) 

3. Italiens Ulbanien⸗politik ift einmal durch Albaniens Cage an der Straße von 
Otranto und weiter durch die Ölfelder des Landes (Produktion 1936 etwa 50000 t) 
heraufbeſchworen worden. Für fein Vorgehen gegen Ubeſſinien hat die hoffnung 
auf reiche Olvorkommen in dieſem Lande zumindeſt mitgeſpielt. 

4. Die reichen Olvorkommen auf den Sundainſeln können eines Tages für die 
Niederlande eine politiſche Gefahrenquelle werden, zumal da fie in ſtrategiſch wichtiger 
Lage zwiſchen dem Stillen und Indiſchen Ozean auszubeuten ſind. 

5. Die Japaner beſetzten 1920 in einem Ronflikt mit Rußland Ruſſiſch⸗Sachalin, 
wegen der dortigen ergiebigen Olvorkommen. Sie haben dieſes Land 1925 zwar 
wieder freigegeben, jedoch erſt, nachdem ihnen bedeutende wirtſchaftliche Beſitz⸗ und 
klusbeutungsrechte daſelbſt zugeſichert worden waren, die Rußland jetzt gern wieder 
annullieren möchte. 

6. Mexiko hatte ſeit 1911 unter unaus geſetzten politiſchen Übergriffen ſeines 
großen nördlichen Nachbarn zu leiden, weil dieſer die reichen mexikaniſchen Olvor⸗ 

1) Dal. die Aufſätze von Karl Klinghardt, Der Weltkampf um das Erdöl, in der 


Geograph. Zeitſchr. 1936, S. 241, und von O. Schäfer, Die Erdölfrage als Hintergrund 
der gegenwärtigen Weltpolitik, im Geograph. Anzeiger 1936, S. 226. 
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kommen, dazu freilich auch noch die anderen ungewöhnlich reichen mineraliſchen 
Bodenſchätze des Landes in die hand bekommen wollte. 1938 hat Mexiko die nord⸗ 
amerikaniſchen und engliſchen Beſitzrechte an ſeinem Ol — einſtweilen — annulliert. 

7. Das gleichfalls recht ölreiche Venezuela, das in der Weltförderung 1936 an 
dritter, im Export (Ausfuhrhafen Oſuba an der Orinocomündung mit 27 Mill. t) 
ſogar an zweiter Stelle ſtand, iſt in ähnlicher Lage und wehrt nur mit Mühe die 
amerikaniſchen Durchdringungsverſuche ab. 

Andererjeits ſehen wir, daß außerhalb Europas ſchwache Staaten politiſch unab⸗ 
hängig geblieben find, wenn ihr Boden an mineraliſchen Schätzen arm ift. Afghani⸗ 
ſtan, Siam, Nepal, Bhutan, Guatemala, Honduras, San Salvador u. a. 
danken die Erhaltung ihrer ſtaatlichen Unabhängigkeit in erſter Linie dem Umſtand, 
daß fie keine Mineralien von hohem Werte in reicher Fülle beſitzen. 

Deutſchland gehört zwar nicht zu den an wertvollen Mineralien armen Ländern, 
beſitzt ja ſogar die reichſten Kohlen⸗, Kali» und Silberlager Europas; aber überaus 
wichtige Mineralien fehlen ihm dennoch entweder ganz oder zumindeſt in hinreichender 
Menge, wie Gold, Eiſenerz, Kupfer, Zinn, Jink, Erdöl u. v. a. Da ihm 1919 ſeine 
wertvollen Kolonien unter Wortbruch genommen worden find, kann es einen Groß⸗ 
teil dieſer unentbehrlichen mineraliſchen Rohſtoffe nur aus dem Auslande kaufen. 
Auf die Dauer iſt dies ein unmöglicher Zuſtand, wenn ihm gleichzeitig verwehrt wird, 
durch eine hinreichende Ausfuhr von Sertigwaren die nötigen ausländiſchen Deviſen 
zu erwerben, die es zum Kauf jener Rohftoffe braucht. Infolgedeſſen ift es zwangs⸗ 
läufig dazu gebracht worden, ſeinen Dier jahres plan vom 18. Oktober 1936 zu 
verkünden, deſſen Ziel die möglichſt weitgehende Unabhängigkeit von fremder Roh⸗ 
ſtoffeinfuhr iſt, da ſonſt auf die Dauer politiſche Konflikte zur Aneignung ſolcher Roh⸗ 
ſtoffe unvermeidlich fein müſſen. — CTatſächlich hat ſich Deutſchland bereits in anſehn⸗ 
lichem Maße von fremden Rohftoffen unabhängig gemacht und iſt im Begriff, dies 
immer weiter zu tun — natürlich nicht nur hinſichtlich fehlender Mineralien, ſondern 
auch auf dem Gebiete gewiſſer Agrarprodukte, Textilwaren, pflanzlicher Produkte 
und der „Rolonialwaren“ im weiten Sinne des Wortes. 

Der Vierjahresplan iſt daher zweifellos eine Maßnahme des Friedens, die politiſche 
Konflikte, wie fie durch das Fehlen von wichtigen Rohſtoffen ſonſt eines Tages faſt 
ſicher entſtehen müßten, von vornherein ausſchalten will. Daß in dieſer Hinficht ſchon 
ſehr Unſehnliches geleiſtet worden iſt, hat zumal die Düſſeldorfer Ausſtellung „Schaf⸗ 
fendes Volk“ im Sommer 1937 Millionen von Deutſchen und Ausländern ſichtbar 
vor Augen geführt. Wie die hochwertigen, rein deutſchen Erſatzſtoffe Buna, Diſtra, 
Zellwolle uſw. uns von ausländiſchen Produkten freizumachen begonnen haben, die 
uns ſelber fehlen (Gummi, Baumwolle, aber auch Schafwolle), ſo ſind zahlreiche 
Mineralien, die uns in unzureichender Menge zur Verfügung ſtehen, wie Eiſen, 
Blei, Zink, Petroleum u. a., durch deutſche Erſatzſtoffe mineraliſcher Art 6. B. 
Aluminium, Kohle, Runſtharz, Glas uſw.) oder auch Holz entbehrlich zu machen. 

Es iſt hier vielleicht der Ort, daran zu erinnern, daß vorwiegend durch die Lei- 
ſtungen der deutſchen Chemie in den letzten 150 Jahren ſchon eine ganze Unzahl 
von ausländiſchen Rohſtoffen durch völlig gleichwertige Inlandserzeugniſſe erſetzt 
und überflüſſig gemacht werden konnten, jo Jucker, Indigo und andere Farbſtoffe, 
Seide, Salpeter, jetzt allmählich auch Petroleum bzw. Benzin, Gummi, Baum⸗ 
wolle uſw. 

3* 
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Mit höchſter Bewunderung und unbegrenztem Dank wollen wir 
anerkennen, wie ſehr die Fortſchritte der Chemie im induſtriellen 
Jeitalter dazu beigetragen haben, die politiſchen Reibungsflächen 
aus zuſchalten, die ſich aus der ungleichen Derteilung der Rohſtoffe 
über die Erde ergeben. In dieſem Lichte geſehen, gehört auch der 
deutſche Dierjahresplan von 1956 zu den großen politiſchen Taten, 
die geeignet find, die aus geopolitiſchen Zwangsläufigteiten ſich 
ergebenden internationalen Ronfliktsſtoffe auszuſchalten und ſomit 
dem Friedensgedanken einen unermeßlich wichtigen Ddienſt zu er⸗ 
weiſen. 

Oſterreichs Vereinigung mit dem Deutſchen Reich wird die Durchführung des Dier- 
jahresplans weſentlich erleichtern, denn die deutſchen Bodenſtände an hochwertigem 
Eiſenerz, an Silber, Kupfer, Blei, Magnefit, Mangan, Erdöl (im Wiener Becken), Graphit, 
Braunkohle, Kohle find dadurch anſehnlich erhöht worden. Ferner hat Deutſchland, das 
bisher ziemlich arm an natürlichen Waſſerkräften war, einige Millionen PS an „weißer 
Kohle” in den Alpen gewonnen, und die Waldfläche des von 470 714 auf 554 582 qkm 
angewachſenen Reiches hat ſich von etwa 26% auf faſt 29% der Geſamtfläche erhöht. 
So überaus willkommen dieſe Bereicherung Deutſchlands um wertvolle Bodenſchätze 
iſt, ſo bleibt doch die Tatſache in voller Schärfe beſtehen, daß uns alle tropiſchen und 
ſubtropiſchen Rohſtoffe noch fehlen und daß nur die Wiedererlangung eigner Kolonien 
uns wirtſchaftlich wirklich auf eigne Füße ſtellen kann. 


d) Der geopolitiſche Einfluß der belebten Natur. 


1. Tierwelt. 


Auf den erſten Blick überraſcht es, daß ſelbſt Tiere einen Einfluß auf das ſtaatliche 
und politiſche Geſchehen haben ſollen; aber dennoch iſt dieſer Einfluß des öfteren 
deutlich genug. Junächſt einmal haben die ſogenannten Haustiere ſtarke Rückwir⸗ 
kungen auf die Stellung des Menſchen zum Staatsgedanken ausgeübt. Als der Menſch 
dazu überging, zur Sicherung ſeines Sleiſch⸗ und Milchbedarfs gewiſſe Arten von 
Tieren ſtändig in ſeinen haushalt aufzunehmen, mußte er ſeine Lebenshaltung 
auch auf die Lebensgewohnbeiten eben dieſer Tiere abſtimmen. Insbeſondere das 
Rindvieh, das faftige Weiden beanſprucht und dabei wenig beweglich iſt (Homers 
„ſchwerhinwandelndes Hornvieh“), hat kaum minder als der Übergang zur Acker⸗ 
wirtſchaft dazu beigetragen, daß der Menſch ſich an feſte Wohnſitze gewöhnen 
mußte. 

Andere Haustiere vertrugen ſich mit einer nomadiſchen Cebensweiſe des Men⸗ 
ſchen eher: Schaf, Ziege, Renntier, Kamel, Pferd. Das Pferd gehört zu denjenigen 
Tieren, die am ſtärkſten auf das politiſche Geſchehen Einfluß gewonnen haben. 
Nomadenſtämme, die ſich an das Reiten auf Pferden gewöhnt hatten, waren 
durch ihre ſchnelle Beweglichkeit anderen Stämmen, insbeſondere ſeßhaft gewordenen 
Rinderzüchtern, ganz gewaltig überlegen und haben ihre Runſt, auf raſchen Roſſen 
zu reiten, im Laufe der Geſchichte immer wieder kriegeriſch verwendet: unerwartet 
brachen fie in fremden Beſitz ein, raubten Vieh und waren beſtrebt, ſich reiche 
Aderbaus oder Viehzuchtgebiete politiſch untertan zu machen. 
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Eindererjeits ſtellt das Fehlen aller Haustiere offenſichtlich ein Hemmnis der 
Staatenbildung dar. Dies lehrt uns ein Blick auf das vor kolumbiſche Amerika. 
Fier kannte man weder das Rind noch das Pferd noch Schaf, Ziege, Eſel, Kamel 
uſw. als Haustier. Gerade infolgedeſſen ſind die meiſten indianiſchen Ureinwohner⸗ 
ſtämme allzeit ſchweifende Jäger⸗ und Kriegerſtämme ohne feſte Ortſchaften ge⸗ 
blieben. Das Sehlen von Haustieren, zumeiſt auch der Aderwirtichaft, hat hier deut⸗ 
lich zur Verkümmerung der ſtaatlich⸗politiſchen Entwicklung Anlaß gegeben. — 
Daraus ergibt ſich: 


Die haltung von Rindern fördert in der Regel die menſchliche Seßhaftigkeit und 
damit die Staatenbildung. — Pferde und Elefanten haben dagegen die Angriffs⸗ 
luſt kriegeriſcher Völker erheblich begünſtigt und Eroberungen fremder Staate 
ermöglicht. 


Beijpiele. 


1. Schon die Geſchichte des mittleren Reiches im alten Ägypten kennt um 1700 v. Chr. 
den plötzlichen Einbruch der nomadiſierenden berittenen hukſos⸗Stämme ins Nil⸗ 
land, die ſich dann für rund 150 Jahre politiſch zu herren Ägyptens machten, bis 
es gelang, fie wieder zu vertreiben. Ebenſo hatte ſich das fruchtbare Land Meſo⸗ 
potamien immer wieder und wieder der Einfälle der räuberiſchen Reitervölker 
aus den umliegenden kargeren Gebieten zu erwehren. Alt-Ehinas hohe Wirt⸗ 
ſchaft und Kultur wurde von den verderblichen Einfällen der im Norden hauſenden 
räuberiſchen Steppenvölfer, der Hiungnu (Hunnen), die mit ihren Pferden verwachſen 
ſchienen, ſo oft und ſo ſchwer bedroht, daß ſchließlich ſeit 214 v. Chr. zu ihrer end⸗ 
gültigen Abwehr das rieſenhafteſte Bauwerk aller Zeiten, die 5000 km lange Chi⸗ 
neſiſche Mauer, erbaut worden iſt. 

2. Die Steppenvölker Inneraſiens mit ihren kriegeriſchen Reitermaſſen ſind 
in regelmäßig wiederholten Wellenſtößen von Zeit zu Jeit immer aufs neue, ver⸗ 
derbenbringend und unwiderſtehlich, über unüberſehbar große CTänderſtrecken dahin⸗ 
gebrauft, 3. T. bis tief nach Europa hinein. Die hunnenwoge des 4. und 5. Jahrh., 
die den Anftoß zur größten Völkerwanderung des Mittelalters gab, kam erſt auf 
galliſchem Boden (Schlacht auf den Katalaunifchen Feldern 451) zum Stehen; 
der Mongolenſturm des 13. Jahrh. erſt in Schleſien (Schlacht bei Wahlſtatt 
9. April 1241) und vor Wiener Neuftadt (1242). fluch die Türken, die urſprünglich 
im innerſten Afien faßen, fluteten in jahrhundertelangem Andrang ſeit 1063 nach 
Kleinaſien, ſeit 1559 nach Europa, eroberten Serbien (Schlacht auf dem klmſelfeld 
15. Juni 1389), das Byzantiniſche Reich (Erſtürmung Konftantinopels 29. Mai 
1453), Griechenland (1456), Ungarn (Schlacht bei Mohacs a. d. Donau, 29. Hluguſt 1526). 
Erſt vor Wien (Schlacht am Kahlen Berg 12. September 1685) wurde dieſe 
Woge endlich rückläufig. — Auch innerhalb Europas erwieſen ſich die Steppen 
gelegentlich als die Nährböden kriegeriſch⸗ tapferer Exobererſtämme. Bekannt iſt die 
große Gefahr, in die im 10. Jahrh. das Deutſche Reich durch „der Ungarn Wut“ 
(Wagners „Cohengrin“) gebracht und die erſt von Kaiſer Otto dem Großen durch den 
Sieg auf dem Lechfelde (10. Auguft 955) endgültig gebannt wurde. Alle dieſe und viele 
ähnliche Ereigniſſe der aſiatiſchen und auch der afrikaniſchen Geſchichte ſind im letzten 
Grunde durch die haltung von Pferden und die dadurch geſchulte Reitkunſt der 
Krieger bedingt geweſen, deren ſorgſame Pflege den Erobererfinn ſtärkte und die 
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volkreichen Nomadenſtämme zu faſt unwiderſtehlichen Gegnern im Kriege machte. 
„Der Reiter und ſein geſchwindes Roß, ſie ſind gefürchtete Gäſte“ (Wallenſtein). 

3. Im 4. und 3. Jahrh. v. Chr. waren die Elefanten geradezu die ſtärkſte Stütze 
ſtaatlicher Machtentfaltung im Kriege. Solange dieſe Tierkoloſſe vielen Völkern 
noch unbekannt und ſchreckenerregend und Mittel zu ihrer Abwehr noch nicht gefunden 
waren, haben fie oft genug ihren Herren den Sieg in entſcheidenden Schlachten ver⸗ 
ſchafft und dadurch deren politiſche Macht geſtärkt, fo insbeſondere dem Pyrrhus 
gegen die Römer bei Ausculum Apulum (279 v. Chr.) und den Karthagern gegen das 
Heer des Regulus in der Schlacht bei Tunes (256 v. Chr.). Daher war für Alexander 
die Erbeutung der perſiſchen Kriegselefanten bei Arbela (331 v. Chr.) und ſpäterhin 
der indiſchen von ganz beſonderem Wert, ebenſo den Römern die Auslieferung der 
karthagiſchen Kriegselefanten im Diktatfrieden von 201 v. Chr., den Byzantinern 
der Gewinn von 24 perſiſchen Kriegselefanten in der Schlacht bei Melitene 
(575 n. Chr.). Noch im Feldzug, der unter Soliman II. (1520 —1566) die Türken zum 
erſtenmal vor Wien führte (Herbſt 1529), wurden Elefanten verwendet. Im Schach⸗ 
ſpiel, das ja ein in Indien erfundenes Kriegsſpiel iſt, ſind die „Türme“ urſprünglich 
Elefanten, die einen mit Kriegern beſetzten Turm auf dem Rüden tragen. 

4. Unter den ſonſtigen Säugetieren, von denen politiſche Wirkungen ausgegangen 
find, verdienen vor allem die Pelztier e des hohen Nordens genannt zu werden, unter 
denen dem Zobel und dem Her melin der erſte Rang zukommt. Wenn heute ganz 
Nordaſien ruſſiſch iſt, jo haben dies die Zobel, hermeline und andere wertvolle Pelz⸗ 
tiere Sibiriens bewirkt. Um die Pelzjagd und den Pelzhandel Nordaſiens in die hand 
zu bekommen, gingen die ruſſiſchen Koſaken unter dem kühnen Jermak 1578 über den 
Ural, ſchlugen die dortigen Mongolenſtämme in der Schlacht an der Tobolmündung 
(25. Oktober 1581) aufs Haupt und brachten in noch nicht ſieben Jahrzehnten das 
ganze ungeheure Land Sibirien bis zum Stillen Ozean und zur Beringſtraße in 
ruſſiſchen Beſitz. Zugleich eroberten fie Nordaſien für das Chriſtentum gegenüber 
dem Mohammedanismus. Und wieder waren es allein die koſtbaren Pelztiere 
(Seeottern !), die 1788 Rußland veranlaßten, auch nach Amerika hinüberzugreifen 
und für acht Jahrzehnte, bis zum Verkauf Alastas an die Vereinigten Staaten 
(1867) ), eine Kolonie Ruſſiſch⸗Amerika zu begründen (vgl. S. 60). Ahnlich wollte 
Norwegen einige Teile der unbewohnten grönländiſchen Oſtküſte, die an jagdbaren 
Tieren, zumal Eisbären, Moſchusochſen, Walroſſen und Lachſen, be⸗ 
ſonders reich ſind, trotz ſtarkem Widerſtand der Dänen annektieren und hat 
auch feine Flagge daſelbſt gehißt (Juli 1931 und Juli 1932). Das Haager 
Schiedsgericht hat die ſtrittigen Gebiete jedoch am 5. April 1933 Dänemark zu⸗ 
geſprochen. 

5. Der Inkaſtaat in Südamerika ſtützte ſich anſehnlich auf die Derwendung des 
Ca mas als Tragtier. Troll hat nachgewieſen !), daß die Grenzen des Inkaſtaates 
mit den Grenzen der Lama-VDorkommen ungefähr zuſammenfielen. 


1) Dieſer am 18. Oktober 1867 erfolgte Kauf Alaskas durch die Vereinigten Staaten für 
nur 7,2 Mill. Dollar iſt eines der einträglichſten Geſchäfte geweſen, welche die Geſchichte 
kennt. Seit 1880 haben die Vereinigten Staaten allein Mineralien im Werte von 722,2 Mill. 
Dollar in dem Lande gewonnen. Dazu kommen unermeßliche Reichtümer an Pelztieren, 
Laden uſw. 

2) Zeitſchr. f. Geopolitik 1936, S. 241. 
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ten verſchiedentlich politiſche EIER: 
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tigt. Daß das ſtändige Vorkom⸗ 
men unabſehbar rieſenhafter 
Schwärme von Stechmücken 
in nordiſchen Sumpf⸗ und 
Tundrengebieten gewaltige Slä- 
chen der Erde dauernd für jede 
menſchliche Beſiedlung aus— 
ſchließt, iſt dabei noch von ge⸗ 
ringerer Bedeutung, da es ſich 
hierbei weniger um politiſche 
Wirkungen handelt als um Siedlungsfragen überhaupt. Dagegen iſt eine unzweifel⸗ 
haft politiſche Wirkung gelegentlich in Afrifa von einem anderen Inſekt ausgegangen, 
der berüchtigten Tſetſefliege, in deren Bereich kein Großvieh gehalten werden 
kann, da es durch die Fliegenſtiche infiziert wird und eingeht. Eine Folge davon iſt, 
daß die kleine Tſetſefliege erreicht hat, was keinem Negerſtamm gelang: die Ein⸗ 
dämmung des Herrſchaftsbereichs des großen Erobererſtammes der mohammedani— 
ſchen Sulbe, die ſich ungeheure Candſtriche untertan gemacht hatten, aber kapitulieren 
mußten vor jenem winzigen Inſekt. Da fie vor allem Rinderzucht trieben, durften 
ſie nämlich nicht wagen, in die Gebiete einzudringen, wo die Tſetſefliege vorkommt. 
Dieſe wirkte ähnlich wie die chineſiſche Mauer als Schutz gegen fremde Eroberungsgier! 

7. Daß auch von Seetieren politiſche Wirkungen ausgehen können, wird vielleicht 
zu allermeiſt Derwunderung erregen. Die reichen Einkünfte aus dem Heringshandel, 
aus der Beherrſchung der wichtigſten heringsfanggebiete und heringsmärkte haben 
dem Wagemut der Hanſeaten erſt die wirtſchaftliche Möglichkeit gegeben, ſich eine 
ſtarke Kriegsflotte zu ſchaffen und durch ſie jene politiſchen Wirkungen auszuüben, die 
ſie nach der Niederwerfung Dänemarks im Frieden von Stralſund (24. Mai 1370) zur 
erſten politiſchen Großmacht Nordeuropas aufſteigen ließen. — heringe waren es, 
die einen ſchweren engliſch-niederländiſchen Konflikt im Jahre 1616 hervorriefen und 
damals faſt Anlaß zum Kriege wurden. — Huch von Robben und Seelachſen ſind 
politiſche Zwiſtigkeiten ausgegangen. So iſt ein Streit entbrannt zwiſchen Japan und 
Rußland wegen der japaniſchen Derjuche, Anteil an dem einträglichen oſtaſiatiſchen 
Cachsfang zu erlangen, den die Ruſſen als ihr Monopol betrachten. — In jüngſter 
Zeit noch ſtritten ſich zwei britiſche dominions, Kanada und Neufundland, wem die 
reichen Dorſch-Siſchgründe an der Oſtküſte von Labrador ſamt dem öſtlichen 
Labrador ſelbſt gehörten. Der oberſte Gerichtshof in London entſchied den Streit 
zugunſten von Neufundland (Abb. 11). 

8. Weiter haben wir letzthin mehrfach erlebt, welche politiſchen Wirkungen 
vom Walfiſch ausgehen können. Norwegen, das mehr als jedes andere Land am 
Walfang intereſſiert iſt, hat lediglich, um ſeinen Walfängern in der Antarktis ſichere 


Abb. 11. Die neue Grenze zwiſchen Kanada und Neufundland. 
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Stützpunkte zu verſchaffen, 1927 die öde Bouvet⸗Inſel im Südatlantiſchen Ozean 
und 1929 die Inſel Peters I. im Eismeer ſelbſt (unter 69 f. B.) annektiert und da⸗ 
zu weite herrenloſe, vereiſte Länder in der Antarktis in Anjpruch genommen (vgl. 
S. 95). 


2. Pflanzenwelt. 


Schon die Rolle der großen Wälder gehört eigentlich in dieſes Kapitel. Wenn trotz⸗ 
dem den Waldungen eine eigene Betrachtung gewidmet wird, ſo geſchieht es, weil 
fie eine bunte Dielheit von verſchiedenſten Pflanzen darſtellen und nur in der Mil⸗ 
lionenzahl der einzelnen Bäume Einfluß auf die Staatengeſchichte erlangen können. 
Hier ſollen zunächſt drei beſondere Pflanzenarten behandelt werden, von denen 
politiſche Wirkungen auszugehen vermögen: 

a) Pflanzen, die als Nahrungs⸗ und Genußmittel verwendet werden können, 

b) Pflanzen, die als Lieferant von Textilſtoffen für die menſchliche Bekleidung 

in Betracht kommen, 

c) Pflanzen, die Baumaterial liefern. 

Der Pflanzenwelt wohnen ungleich mehr friedliche, menſchen verbindende Eigen⸗ 
ſchaften inne als den geopolitiſch wichtigen Tieren oder gar den wertvollen Mi⸗ 
neralien. Um wichtige Nutztiere ſind oftmals blutige Streitigkeiten zwiſchen den 
Völkern entſtanden, um wichtige Nutzpflanzen ſehr viel ſeltener. Solche Jwiſtigkeiten, 
Konflikte und ſelbſt Kriege um Pflanzen fehlen zwar nicht völlig in der Geſchichte. 
Da aber ſehr viele Pflanzen ſich auch anderwärts anbauen und in beſchränktem Um⸗ 
fang ſelbſt akklimatiſieren laſſen, fällt damit ein gewichtiger Grund für etwaige po⸗ 
litiſche Reibungen fort. Nutzbare Mineralien laſſen ſich leider nicht „verpflanzen“ 
und anderswo neu erzeugen; auch das Vorkommen vieler Tiere, an denen ſich Streitig⸗ 
keiten von Völkern entzündet haben (3. B. aller Meerestiere), iſt dem Willen des 
Menſchen entzogen. Die Ausbeutung einer nutzbaren pflanze aber läßt ſich nicht leicht 
für ein Land und Dolk monopoliſieren. Die von gewiſſen pflanzlichen Gewächſen 
ausgehenden politiſchen Wirkungen können dennoch groß und einſchneidend genug ſein. 


Beh viele. 
a) Pflanzen für Nahrungs- und Genußzwecke. 


1. Auswandernde Aderbauer können für die Wahl eines neuen Siedlungslandes 
nur ſolche Gebiete gebrauchen, in denen die ihnen vertrauten Feldfrüchte ebenfalls 
gedeihen. Ein Weizen, Roggen oder Gerſte bauender Candwirt wird beim Suchen 
nach einer neuen Heimat ſelbſtverſtändlich kaum je die Grenzen des Getreide⸗ 
vor kommens im Norden und Süden freiwillig überſchreiten uſw. 


2. Eine Haupturſache des Erſten Punifchen Krieges war das gemeinſame Der⸗ 
langen Roms und Karthagos nach dem Beſitz der „Kornlammer” Sizilien. 


3. Die Japaner und Chineſen z. B. wandern aus ihren übervölkerten Gebieten 
am liebſten in warme ſüdliche Länder aus und entſchließen ſich nur ſehr ungern, in 
kältere Gegenden zu gehen, wo der ihnen gewohnte Reis nicht gedeiht. Jumal bei 
den (gegenüber den bedürfnisloſen Chineſen anſpruchsvolleren) Japanern macht 
ſich die Abneigung gegen die kälteren Länder, in denen ihr gewohnter Reis nicht ge⸗ 
deiht, außerordentlich deutlich bemerkbar. Die japaniſche Nordinfel Jeſſo iſt nur dünn 
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bevölkert, noch dünner der zu Japan gehörige Teil von Sachalin ſamt den Kurilen, 
obwohl hier an ſich noch viele Siedler Platz finden könnten. Auch die Mandſchurei, 
die neuen ungezählten Millionen Menſchen Aufnahme zu gewähren vermag, wird, 
obwohl fie in der japaniſchen Außenwelt ſeit langem eine außergewöhnlich wichtige 
Rolle ſpielt, von dem auswandernden japaniſchen „Volk ohne Raum“ geradezu auf⸗ 
fällig gemieden. Ihr Klima, das den Reisanbau nicht geſtattet, ſagt den japaniſchen 
Bauern eben nicht zu. — Andererſeits darf nicht überſehen werden, daß die un⸗ 
gemein dichte Beſiedlung auf den japaniſchen Hauptinſeln und in Teilen Chinas 
nur deshalb möglich iſt, weil das Monſunklima daſelbſt eine ungewöhnlich reiche 
Nahrungsfülle in Geſtalt mehrerer Reisernten im Jahr und dazu eine gewaltige 
Fülle von Bambus als billiges Baumaterial gedeihen läßt. 


4. Richtung und Ausdehnung des großen Alraberfturms im 7. und 8. Jahrh. find un⸗ 
bewußt durch klimatiſch⸗botaniſche Einflüffe anſehnlich reguliert worden: „Die Araber 
find fo weit vorgedrungen, als die Kultur der Dattelpalme möglich war.“!) 

5. Die ſtärkſten und gefährlichſten politiſchen Wirkungen der Slora find früher von 
den Gewürzpflanzen ausgegangen, unter denen wohl wieder der Pfeffer an 
erſter Stelle zu nennen iſt. Ob die Molukken, die berühmteſten Gewürzinſeln, den von 
Weſten gekommenen Portugieſen oder den aus Oſten erſchienenen Spaniern 
(Magelhan) zu gehören hätten, war lange ſtrittig. Im Jahre 1528 kam es hierüber ſogar 
zu einem kurzen Kolonialtrieg zwiſchen beiden Döltern. Die merkwürdige Welt⸗ 
teilung im Vertrag von Saragoſſa (22. April 1529) ſprach die reichen Inſeln dann den 
Portugieſen zu und entſchädigte die Spanier mit dem Beſitz der Philippinen. Doch 
haben ſich noch über 100 Jahre lang erbitterte koloniale Kämpfe um gewürzreiche 
Länder abgeſpielt, vornehmlich zwiſchen Portugieſen, Holländern und Engländern. 

6. Seit dem 18. Jahrh. find vom Zuderrohr anſehnliche politiſche Wirkungen 
ausgegangen. 1765 wurde in England die Frage lange erörtert, ob man ſich vom 
beſiegten Frankreich die kleine, aber mit Zuckerrohr reich ausgeſtattete Inſel Guade⸗ 
loupe im Karibiſchen Meer oder das große Kanada abtreten laſſen ſolle; man hat 
dann aber doch die auf die Dauer zweckmäßigere Wahl getroffen. — Wenn die außer⸗ 
ordentlich ſtark nach Jucker begierigen Vereinigten Staaten 1898 die hawai⸗ 
Inſeln annektierten, ſo war die Erwägung, daß man bei dieſer politiſchen Aktion 
ein Zuderland in die hand bekam, von entſcheidender Bedeutung. Ebenſo trug neben 
anderen Geſichtspunkten der Zuderreihtum von Kuba (die „Welt⸗Zuckerdoſe“), Por⸗ 
torico und den Philippinen weſentlich dazu bei, daß die Vereinigten Staaten 1898 
den Krieg mit Spanien vom Zaune brachen, der mit der vorläufigen Abtretung der 
genannten Inſeln im Frieden von Paris (10. Dezember 1898) endete. Ebenſo hat 
allerdings zu dem kürzlich (1935) erfolgten Verzicht der Vereinigten Staaten auf die 
Philippinen, die von 1946 an ſtaatsrechtlich völlig ſelbſtändig ſein ſollen, erheblich 
das Drängen der Intereſſenten des inzwiſchen ſtark aufgekommenen vereinsſtaatlichen 
Zuckerrübenbaus beigetragen, welche die Konkurrenz des zollfreien Rohrzuckers tun⸗ 
lich einzuſchränken wünſchten. Das Aufkommen des Rübenzuders (ſeit 1801) hat 
überhaupt die Juckerrohrländer fortichreitend entwertet und politiſch minder be⸗ 
gehrenswert gemacht. 


1) Rud. Scharfetter, Pflanzen= und Dölkergrenzen in Petermanns Mitteilungen 1910, 
S. 122. 
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b) Pflanzen für Gewinnung von Bekleidungsſtoffen. 


7. Textilpflanzen haben früher im allgemeinen keine politiſchen Solgen ge⸗ 
zeitigt. 1) Erſt in unſerem Zeitalter hat ſich die Baumwolle zu einem anſehnlichen 


geopolitiſchen Saktor entwickelt. Sie war es, die ſchon während des amerikaniſchen 


Sezeſſionskrieges (1861—65) zeitweilig eine anſehnliche politiſche Spannung zwiſchen 
England und den amerikaniſchen Nordſtaaten erzeugte, da dieſe die Baumwollaus⸗ 
fuhr der Südſtaaten nach England unterbanden. Die Baumwolle iſt in jüngſter Zeit 
noch weit mehr politiſch abgeſtempelt worden. Die Engländer, die ihre dauernde 
Abhängigkeit von der amerikaniſchen Baumwolle recht unliebſam empfinden, haben 
ſeit Jahren begonnen, ſich im Sudan, in dem Gezireh⸗Candſtrich zwiſchen dem Weißen 
und dem Blauen Nil, ein eigenes britiſches Baumwollparadies größten Umfangs 
in einem vortrefflich geeigneten Klima zu verſchaffen. Es ſind zu dieſem Zweck von ihnen 
ſowohl im Blauen wie im Weißen Nil großartige Stauwerke geſchaffen worden, die 
den Baumwollplantagen das nötige Waſſer zuleiten. Japan hat ferner über die 
kalte Mandſchurei hinaus die Provinz Jehol eigens deshalb von China abgeſprengt 
und als ſüdlichſte Provinz des neuen Staates Mandſchukuo in Anſpruch genommen, 
um daſelbſt japaniſche Baumwollplantagen zu ſchaffen. 


c) Pflanzen für die Gewinnung von Baumaterialien. 


8. Da bis tief ins 19. Jahrh. hinein alle Seeſchiffe aus Holzplanken zuſammen⸗ 
gefügt wurden, ſo war der ſichere Beſitz oder die ſichere Beſchaffung von geeignetem 
Schiffsbauholz eine unvermeidliche Vorausſetzung für die Entwicklung jeder Art 
von Seehandel und Seemacht. Agyptens teils friedliche, teils kriegeriſche politiſche 
Beziehungen zu Syrien, die rd. 5000 Jahre beſtanden, wurden in erſter Cinie 
durch das Vorkommen der für Schiffbauzwecke hervorragend geeigneten Jeder auf 
dem Libanon hervorgerufen, für die das ſelber äußerſt holzarme und des Schiffsbau⸗ 
holzes völlig entbehrende Land die beſte Verwendung hatte. Ebenſo konnte 
Kreta ſeine überragende Bedeutung als erſte Seemacht der frühen „minoiſchen“ 
Zeit im Mittelmeer (2900 —1400 v. Chr.) nur dadurch erhalten, daß die Inſel Kreta 
damals noch reich an guten Waldungen und trefflichem Schiffsbauholz war. In ſpä⸗ 
terer Zeit vermochte das entwaldete Kreta nie wieder eine irgendwie nennenswerte 
Rolle in der Mittelmeerſchiffahrt zu ſpielen. Dagegen konnten ſeit etwa 1500 v. Chr., 
nach der Vernichtung des bis dahin meerbeherrſchenden kretiſchen Staates, die 
Phönizier dank ihrer heimiſchen Jeder die Nachfolger der Kreter als führendes 
Seefahrervolk werden. — Huch Norwegen hätte in der Geſchichte der Schiffahrt 
niemals eine durch Jahrhunderte führende Rolle im Mittelalter erlangen können, 
wenn ihm nicht in ſeinen Waldungen vorzügliches Schiffbauholz in Mengen zu⸗ 
gewachſen wäre. — Wenn Holland trotz ſeiner ziemlichen Armut an Wald eben⸗ 
falls ein bedeutender Seeſtaat werden konnte, ſo dankt es dieſe Tatſache in erheblichem 
Umfang der einfachen Belieferung mit Sloß- und Schiffbauholz, das ſtets von den 
ausgedehnten Waldgebieten des Schwarzwaldes und Speſſarts auf dem Rhein und 
Main zu Tale ſchwamm. — Ebenſo wurde die führende Rolle, die Danzig im 


1) Erwähnen ließe ſich immerhin, daß England, als es im Krimkrieg (1854 —56) vom 
ruſſiſchen Slachs abgeſchnitten war, den heute fo wichtigen Juteanbau in Bengalen heimiſch 
zu machen begann. 
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15. Jahrh. in der deutſchen Hanſe ſpielte, durch den regen Schiffbau anſehnlich be⸗ 
günſtigt, der daſelbſt durch die leichte heranſchaffung von polniſchem Holz auf der 
weichſel möglich wurde. — Seit dem Übergang zum Eiſen⸗ und Stahlſchiff, der etwa 
um 1860 begann, hat das Schiffsbauholz ſeine Bedeutung weitgehend verloren. 


9. Von der ſiedlungspolitiſchen Bedeutung des Bambusrohres wurde ſchon 
oben im Juſammenhang mit dem Reis geſprochen. 

Wie ſehr im übrigen die Völker bei ihren Wanderungen beſtrebt ſind, die ge⸗ 
wohnten und für ſie wichtigen Pflanzenarten nicht aus dem kluge zu verlieren, iſt 
feiner Zeit in mehreren Aufläßen in „Petermanns Mitteilungen“! dargelegt worden: 
die Slawen ſind ſeiner Zeit in Deutſchland ſo weit vorgedrungen, wie die Verbreitung 
der Nadelbäume reichte, die Araber haben ſich in ihrer Ausdehnung dem Vorkommen 
der Dattelpalme angepaßt, die Grenzen des Dorkommens der Edel-Kaftanie (Castanea 
vesca) beſtimmte zugleich die Dolksſcheide zwiſchen Germanen und Italienern, ebenſo 
zwiſchen Madjaren und Serbokroaten uſw. 


3. Waldungen. 


Wenn man vom geopolitiſchen Einfluß des Waldes ſpricht, ſo kann es ſich dabei 

mur um ſehr große und ausgedehnte Waldungen handeln, nicht um kleine, 

einige Quadratkilometer große Beſtände, wie ſie maſſenhaft zu finden ſind. Poli⸗ 
tiſche Wirkungen des großen Waldes) find in mehrfacher Hinſicht möglich: 

Aus naheliegenden Gründen find in ausgedehnten Waldgebieten die menſch⸗ 
lichen Siedlungen ſehr ſpärlich. Wie alle dünn beſiedelten, großen Flächen find daher 
auch die Wälder der Staatenbildung abträglich, find meiſt geſchichtslos und 
werden erſt ſpät in der Geſchichte als ſtaatlicher Beſitz beanſprucht. In großen Wald⸗ 
komplexen find die Rodungen die Träger der menſchlichen Kultur und des ſtaat⸗ 
lichen Lebens. Ebene und „Lichtung“ pflegen in den nordiſchen Sprachen durch das 
gleiche Wort ausgedrückt zu werden.?) 

Jeder urſprüngliche Wald iſt ein ſtarkes Derkehrshemmnis und daher lange Zeit ein 
guter Schutzwall für die Staaten gegen feindliches Eindringen, ähnlich wie bedeutende 
Gebirge, Sumpf⸗ und Moorflächen, Wüſten uſw. Mit beſonderer Vorliebe wurden 
deshalb einſt Wälder als Staatsgrenze gewählt und dann abſichtlich im Ju⸗ 
ſtande des menſchenleeren Urwalds gehalten, der höchſtens von ganz vereinzelten, 
leicht zu überwachenden und oft nur zu beſtimmten Zeiten des Jahres zu be⸗ 
nutzenden Verkehrspfaden durchſchnitten werden durfte. 

Wälder find beſonders wichtige klimatiſche Faktoren, da fie die Winde auf⸗ 
fangen und ſchwächen, die Niederſchläge durch die Baumwurzeln im Boden feſthalten, 
den Grundwaſſerſtand günſtig beeinfluſſen und die Wiederverdunſtung der Boden⸗ 
feuchtigkeit durch ihre Blätter oder Nadeln erleichtern. Für Länder mit ohnehin 
nicht reichlichen Niederſchlägen iſt daher der Wald der wertvollſte Begünſtiger des 
Regens und infolgedeſſen indirekt ein Spender erhöhter Fruchtbarkeit. In alten 


1) Petermanns Mitteilungen 1899, S. 60 und 1910, S. 121. 

2) Dgl. Erika Hennig, Die geopolitiſche Bedeutung des Waldes (Münchener Diſſer⸗ 
tation 1934). 

3) Os w. Spengler in „Welt als Geſchichte“ 1956, S. 301 ff. 
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Kulturgegenden find die ehedem 3. T. reichlichen Waldbeſtände, zumal auf Gebirgen, 
vielfach für menſchliche Zwecke (Brennholz, Bauholz uſw.) verwertet und ſchließ⸗ 
lich vernichtet worden, da man den hohen Wert des Waldes für das Klima und den 
Geſamtackerbau noch nicht zu erkennen vermochte. Huch ſind umfangreiche Ent⸗ 
waldungen 3. C. künſtlich herbeigeführt worden, um Räubern oder Aufſtändiſchen 
die Möglichkeit des Derftedens zu erſchweren (im Mittelalter in Italien und Griechen⸗ 
land, in der Neuzeit in Albanien und anderswo). Im Umkreis des ohnehin regenarmen 
Mittelmeergebiets haben ferner vielfach Ziegen durch ſtändiges Abfreſſen junger Triebe 
in großem Umfang waldvernichtend im Caufe der Jahrtauſende gewirkt. Noch gegen⸗ 
wärtig rückt in Innerafrika die Wüſte jährlich um 1 km auf Koften des Waldes vor, 
der durch Sandverwehung, Brände, Diehverbiß uſw. dauernd zurückgedrängt wird, 
ſo daß auch die Menſchen genötigt ſind, vor der Wüſte nach Süden zu entweichen. 
Ohne menſchliche Gegenmaßnahmen iſt dort eine ſtändige Ausdehnung der Wüſte 
und Steppe zu befürchten.“) — Durch ſolche von Menſchen und Tieren herbeigeführte 
Entwaldungen find in der ſubtropiſchen und warm⸗gemäßigten Zone große Gebiete 
verödet; Steppen oder Heiden und ſelbſt wüſtenartige Flächen (Wanderdünen der 
Kurifhen Nehrung), Sieberſümpfe (Campagna) und Rarſtflächen (Rrain) haben 
den einſtigen Wald verdrängt; das Klima ſolcher Gegenden iſt heißer im Sommer, 
kälter im Winter und vor allem erheblich trockner, auch windiger (Bora in Trieft, 
dem Altertum unbekannt!) geworden, wodurch die Ackerbau⸗ und Siedlungsmöglich⸗ 
keit ungünſtig beeinflußt, die wirtſchaftliche und politiſche Blüte ſchwer geſchädigt 
worden iſt. In neueſter Zeit ſpüren vornehmlich die Dereinigten Staaten die 
ſchlimmen Folgen einer ſchrankenloſen Waldverwüſtung, die ſie ſich ehedem zwecks 
Gewinnung von Ackerboden leiſten zu dürfen glaubten). Manche Länder, die früher 
einmal ſtarke politiſche Machtzentren bildeten und wirtſchaftlich hohe Blüte auf⸗ 
wieſen, find durch die Vernichtung der Wälder einem ſchlimmen kulturellen Rück⸗ 
gang verfallen. 


Große Wälder vereiteln die Staatenbildung ſehr lange Zeit. Für vorhandene 
Staaten find fie ein vortrefflicher Grenzſchutz, dazu als Regenſpender häufig von 
großem Wert für das wirtſchaftliche und politiſche Gedeihen der Staaten. 


Bei viele. 


1. Die Schlacht im Teutoburger Walde (9.—11. September 9 n. Chr.), die bedeu⸗ 
tendſte unter den nur wenigen großen Waldͤſchlachten der Geſchichte, hatte den Römern 
einen unbegrenzten Reſpekt vor den germaniſchen Wäldern beigebracht, deren un⸗ 
ermeßliche Größe ſchon Caeſar hervorhob (Bellum Gallicum VI, 10 und 25). Infolge» 
deſſen ließen die Römer ihren Limes, der ja die Staatsgrenze bezeichnete, in Süd⸗ 
deutſchland am Rande der großen Waldzonen verlaufen?), zumal da dieſe die 
Annäherung feindlicher Heerhaufen erſchwerten. 


1) €. J. Stabbing, The encroaching Sahara, im Geographical Journal 1935, S. 506. 

2) Helmut Kohnte, Bodeneroſion in den Dereinigten Staaten. Petermanns Mitteilungen 
1936, S. 305. 

3) Dgl. R. Gradmann, Der obergermaniſch⸗römiſche Limes und das fränkiſche Nadel⸗ 
holzgebiet, in „Petermanns Mitteilungen“, 1899, S. 57. 
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2. Die Wälder im alten Ger manien haben vor allem bewirkt, daß die einzelnen 
Stämme ſich viele Jahrhunderte lang zu keinem größeren Staat zuſammenfanden 
und im kleinräumigen Denken verharrten.!) Die Gaugrenzen wurden zumeiſt durch 
Wälder, insbeſondere Waldgebirge, gebildet. So waren der Thüringer Wald (vgl. 
Steytags „Ingo“), der Franken⸗, Böhmer⸗, Oden⸗ und Kaufungerwald, der 
Speſſart, der Meißner, die Rhön, das Rothaargebirge u. a. Gaugrenzen. Im Zus 
ſammenhang hiermit verliefen noch vor kurzem manche Grenzen deutſcher Länder 
in Waldzonen, wenn dieſe auch natürlich keine ſcheidende Aufgabe mehr er⸗ 
füllen ſollten. So trennt der Schwarzwald Württemberg und Baden, der Odenwald 
Bayern, Baden und heſſen, der Thüringer Wald Bayern und Thüringen uſw. 


3. Im Mittelalter legte der Deutſche Ordensſtaat, der mit ſeiner nur kleinen 
Zahl waffenfähiger Männer eines guten Schutzes ganz beſonders bedurfte, feine ge⸗ 
fährdeten Grenzen mit Vorliebe ſo an, daß ihn breite Urwaldgürtel (die Johannis⸗ 
burger Heide iſt ein Reſt) bis 200 km Breite von anderen Staaten ſchieden. 
In dieſen Grenzwäldern war nur der notwendigſte Durchgangsverkehr auf ganz 
wenigen, leicht zu überwachenden Wegen geſtattet. — Wenn das heutige Baltikum, 
das einſt deutſches Ordensland war, nicht völlig eingedeutſcht worden iſt, trägt wohl 
auch ſein Waldreichtum die hauptſchuld daran. Deutſche Bauern gingen im 14. Jahrh. 
nicht ins Baltikum, weil der gewaltige Urwald an der Grenze Oſtpreußens und 
Litauens wie ein ungeheurer Block den Weg verſperrte. So kam der deutſche Bauer 
nicht bis zum Peipus⸗See, denn die Bauern pflegten nicht übers Meer zu fahren, wie 
die Ritter und Bürger. Der große Wald im Oſten bewirkte alſo, daß in Kurland, 
Livland, Eſtland der deutſche Bauer nicht erſchien. Ohne die Bauerngrundlage war 
es aber nicht möglich, dem Lande, das nur in der Oberſchicht deutſch wurde, einen 
völlig deutſchen Charakter aufzuprägen. 


4. Deutſchland ſowohl wie Polen find im 15. Jahrh. vornehmlich durch ihre 
großen Wälder vor dem gefährlichen Mongoleneinbruch leidlich verſchont geblieben. 
Die Mongolen ſtürmten nach der Jerſtörung von Kiew (6. Dezember 1240) durch 
die galiziſche Waldlücke bis nach Schleſien vor und ſchlugen dort das deutſch⸗ 
polniſche Chriſtenheer bei Wahlſtatt (9. April 1241). Trotzdem verzichteten fie auf ein 
weiteres Eindringen in das ihnen nicht zuſagende Land der großen Wälder“), ſondern 
bogen nach Süden ab und wandten ſich der ungariſchen Pußta zu, die ihnen und 
ihren Pferden ungleich mehr behagte. Der Wald hat Deutſchland im 15. Jahrh. 
vor den Mongolen ähnlich gut geſchützt wie mehr als 1100 Jahre 
zuvor gegen die Römer. . 


5. Eine ähnliche Rolle ſpielte im gleichen Zeitalter der Wald in Rußland. Hier 
überflutete der Mongoleneinfall das geſamte waldloſe Slachland. In die Waldzonen 
aber begaben ſich die leicht beweglichen, berittenen Mongolenheere nicht hinein, ſo 
daß z. B. der Staat Nowgorod verſchont blieb. Das mongoliſche Joch des Staates der 


1) E. v. Drygalſki, Der Einfluß der Landesnatur auf die Entwicklung der Völker (Rek⸗ 
toratsrede München 1921), Berlin u. Leipzig 1922, S. 16. 

2) Die Auffaſſung, daß der Tod des Großkhans das Vordringen gehindert habe, iſt 
irrig. Der Großkhan Occoday ſtarb erſt am 11. Dezember 1241, und die Nachricht hier⸗ 
von traf nicht vor dem herbſt 1242 in Europa ein. 


36 f Einflüſſe der Natur auf die Staaten 


„Goldenen Horde“ lag faſt 24 Jahrhunderte (1258 —1480) auf Rußland, doch im all⸗ 
gemeinen nur auf den waldarmen Teilen des Landes, wenn auch alle ruſſiſchen Sürften 
den Mongolen zinsbar waren. — In Aſien war es ähnlich, abgeſehen vom Kultur- 
land China (Abb. 12). 


6. Das mittelalterliche Ungarn ſchützte feine Grenzen gern durch dichte Wald» 
grenzen und Derhaue, gyepü genannt. 


7. Zwiſchen Kelten und Germanen bildete lange die Silva Carbonaria im Henne⸗ 
gau in dem von Maas, Schelde und Sambre begrenzten Gebiet die Staaten- 
grenze und Dölkerſcheide. Er iſt heute verſchwunden; aber feine Lage erkennt 
man noch deutlich an der Sprachgrenze zwiſchen Flamen und Wallonen. Er 
hinderte nämlich dereinſt die Franken an der Kolonifation Südbelgiens. — Ahn⸗ 
lich wirkte der Eiferne Wald zwiſchen Trave und Eider als Scheide der 
Deutſchen und der Dänen. Noch im Anfang des 12. Jahrh. wurde ebenſo das 
chriſtliche Polen vom heidniſchen Pommern, etwa im Bereich der heutigen 
Neumark, durch einen kaum je betretenen Urwaldgürtel getrennt, zu deſſen Über: 
windung mehrere Tage erforderlich waren. 
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Abb. 12. Mongolenreiche im 13. Jahrh. und die Waldgrenze. 
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Abb. 13. Der Steppen- und Wüftencharalter des mohammedaniſchen Belenntnifles. 


8. In Böhmen befiedelten die Tſchechen nur die inneren Steppenheiden und 
mieden die Wälder, die fie den Germanen überließen.!) 

9. Die mehrfachen Derjuche Dänemarks, erobernd in Schweden einzudringen, 
blieben zumeiſt in den ſüdlichen Randländern ſtecken, weil die rauhe, mit Urwäldern, 
Seen, Sümpfen und Mooren bedeckte Landſchaft Smäland einen Schutzwall für die 
nördlicheren Landesteile, eine „Wand zwiſchen Dänen und Schweden“), bildete. Nur 
wenn die Dänen zur See ſtark waren, konnten ſie Schweden gefährlich werden. 


10. In Nordafrika und auch in Aſien iſt die Verbreitung des Mohammedanis⸗ 
mus, die zugleich eine politiſche Ausdehnung der Araber und anderer mohammeda⸗ 
niſcher Völker bedeutete, im allgemeinen auf die waldloſen und waldarmen Länder 
beſchränkt geblieben (Abb. 13). In die eigentlichen Waldzonen iſt der Iſlam bis 
vor kurzem nur wenig eingedrungen. 


11. Das alte Inkar eich umfaßte nur Trodengebiete und mied die Wälder: „Die 
peruaniſche Kultur wie der Herrſchaftsbereich der Inkas ſchneidet ſcharf mit der 
Waldgrenze ab“ (hettner). Ahnlich erſtrecken noch heute die rings um die Urwald⸗ 
zone liegenden Staaten ihre Hoheitsgebiete im allgemeinen nur nominell in die 
großen Wälder (abgeſehen von den eine Einfallpforte bildenden Strömen). 

Welche ſchlimmen kulturellen Folgen eine allzu unbekümmerte Waldverwüſtung 
älterer Zeit, zumal in ſubtropiſchen Gebirgsländern, oft gehabt hat, davon zeugen 
heute die kahlen, zum Teil zur wertloſen Wüſte gewordenen, einſt reich be⸗ 


1) Scharfetter, „Pflanzen und Völkergrenzen“ in Petermanns Mitteilungen 1910, 123. 
2) S. Paſſarge in der Geograph. Zeitſchr. 1936, S. 177. 
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waldeten Gebirge im inneren Kreta, im Sinaigebirge, in Griechenland und 
Italien, die Hochflächen um die Stadt Mexiko und an vielen anderen Stellen 
der Erde, in kleinerem Ausmaß auch der Südteil der Kuriſchen Nehrung, auf der 
heute Wanderdünen die Stelle einſtiger Wälder einnehmen. 

Zum Schluß muß noch einer weiteren politiſchen Rolle des Waldes gedacht werden. 
Überall find die unzugänglichſten Teile der großen Wälder, zumal wenn fie noch durch 
Sümpfe oder große Slüſſe vor der Annäherung von Feinden geſchützt waren, ein 
Rückzugsgebiet für ſchwache, im Kriege überwundene oder ſonſt von der Alustottung 
bedrohte Volksſplitter geworden. Wo ſich inmitten einer höheren Kultur Natur⸗ 
völker oder fremdraſſige Volksreſte überhaupt erhalten haben, da flohen fie ent⸗ 
weder in unzugängliche Wüſten und Sümpfe oder in wilde Wälder und haben ſich 
dort oft bis auf unſere Tage erhalten.) Auf deutſchem Boden bieten hierfür die Wen⸗ 
den des Spreewalds ein treffendes Beiſpiel, anderswo die romaniſch ſprechende 
Bevölkerung in der Silva Carbonaria oder die Walliſer in England, die Ladiner im 
Allpengebiet, die Basken in den Pyrenäen uſw. In anderen Erdteilen wird uns die⸗ 
ſelbe Erfahrung vermittelt etwa durch die Berber Nordweſtafrikas, die ehemaligen 
Guanchen auf den Kanaren, die Indianer der ſüdamerikaniſchen Urwälder, die 
Pugmäenſtämme der tropiſchen Wälder Afrikas und der Nilſümpfe, die Weddas 
auf Ceylon, die auſtraliſche Urbevölkerung, die Ainos auf den japaniſchen Inſeln, die 
Mincopies auf den Andamanen, die Negritos, Papuas, die Botokuden, Buſchmänner 
u. v. a. 


e) Der geopolitiſche Einfluß der Gebirge. 


1. Gebirge als Staatsgrenzen. 


Nächſt dem Meer gibt es keine beſſere Staatengrenze als Gebirge, zumal hohe 
Gebirgsketten. Auch in unſeren Tagen wirken ſelbſt kleinere Gebirge noch fühlbar 
als Kultur» und Wirtſchaftsſcheide. Je höher und ausgedehnter die Gebirgs mauern 
ſind, um ſo ſtärker kommt natürlich ihre trennende Kraft zur Geltung. Es iſt kein 
Zufall, daß die beſtändigſten aller politiſchen Grenzen, die wir in Europa auf dem 
Seſtland haben, zwei ſchwer zugängliche Kettengebirge find: die Pyrenäen und das 
UTudalgebirge zwiſchen Schweden und Norwegen; kein Zufall, daß zwei andere Ket- 
tengebirge vorteilhaft ſogar als Grenze zweier Erdteile angeſehen werden: der Ural 
und der Kaufafus. Die vollkommene Kultur- und Sprachſcheide, die verſchiedene 
Teile der Alpen bilden, die auch die Dogefen (obwohl fie heute nicht mehr politiſche 
Grenze find) nach wie vor darſtellen, ebenſo die Karpaten, die Karawanken (deren 
Hauptkamm ſeit 1920 die Grenze zwiſchen Oſterreich und Südſlawien bildete) uſw. 
oder die Unden, ſie beweiſen des weiteren, wie ausgezeichnete natürliche Staats⸗ 
grenzen Gebirge ſind — unbeſchadet der wirtſchaftlich und politiſch einenden Kraft, 
die von einzelnen wichtigen Gebirgspäſſen und Gebirgspforten auf die beiden Hang: 
ſeiten ausſtrahlt (S. 44 ff.). 

Überall bedeutet Verkehrs erſchwerung Kultur: und Wirtſchafts ſche i de, da⸗ 
gegen Verkehrserleichterung Kultur- und Wirtſchafts einigung. Die Staats» 
grenzen find am weiſeſten gezogen, die ſich ſolchen natürlichen Kultur und Wirt 
ſchafts beziehungen der Menſchen am vollkommenſten anpaſſen. 


1) Guſtav paul, Raſſen- und Raumgeſchichte des deutſchen Volkes. München 1935. 
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Aus dieſem Grunde find auch ſchiffbare Ilüſſe, da fie kulturell die Ufer einen und 
nicht trennen, trotz ihrer allzeit hohen Beliebtheit als Staatsgrenze (S. 46), in un⸗ 
ſerem „3eitalter des Verkehrs“ recht wenig als Grenze zwiſchen zwei Staaten ger 
eignet. Gebirge dagegen, beſonders Kettengebirge, find neben ausgedehnten Wüſten, 
Sumpfflächen (künſtliche Sumpfanlagen Nebukadnezars an Babyloniens Nordgrenze; 
Rokitno⸗Sümpfe; Bourtanger Moor) und bedeutenden Binnenſeen (Bodenſee; 
große nordamerikaniſche Seen) die geeignetſten Staatsgrenzen, die auf dem feſten 
Lande gefunden werden können. 

Wo in ein ausgedehntes Gebirgsland viele einzelne Siedlungsräume und Kultur⸗ 
bezirke eingeſprengt find, da hindern die Berge ſehr lange die Vereinigung oder 
gar Verſchmelzung zu einer größeren ſtaatlichen Einheit. Jeder Wirtſchaftsraum 
hat ſeine eigene Entwicklung und kümmert ſich meiſt wenig um das, was bei den 
Nachbarn jenſeits der Berge vor ſich geht. Der kleine Raum regiert; die Kleinſtaat⸗ 
lichkeit, der „Kantönligeift” wird gezüchtet. Treffend hat der Altertumsforſcher 
Eduard Meyer, um den ſtaatlichen Partikularismus der altgriechiſchen Cänder zu 
deuten, ein Wort geſprochen, das gleichzeitig auch manches Licht auf die deutſche Ge⸗ 
ſchichte wirft. Es macht verſtändlich, warum Gebirgsſtaaten, wie die Schweiz, die 
öſterreichiſchen klpenländer, Abeffinien, Mexiko uſw., niemals von ſelbſt ein Einheits⸗ 
ſtaat mit zentraliſtiſcher Regierung fein oder werden können. Er jagt nämlich!): 

„Das Verhängnis der griechiſchen Nation war in der Natur ihres Landes vor⸗ 
gezeichnet: die Jerriſſenheit in zahlloſe ſelbſtändige Kantone, welche zwar die 
größte Vielſeitigkeit der Entwicklung geftattet, aber jeden Juſammenſchluß der Nation 
zu einer feſten politiſchen Einheit und damit zugleich die dauernde Behauptung der 
errungenen Stellung im Kampfe mit den feindlichen Nachbarmächten unmöglich 
gemacht hat.“ 

Gebirgsländer wirken alſo im allgemeinen ungünſtig für den ſtaatlichen Zufammen- 
ſchluß. Selbſt in Mittelgebirgen, wie dem Erzgebirge, dem Bayriſchen Wald, den 
Sudeten, ſehen wir oft eine ſtaatlich trennende Kraft wirkſam. So werden auch 
wohl die Sudetendeutſchen und die ſlawiſchen Tſchechen, die in einer von der Natur 
vorgezeichneten Beckenlandſchaft zuſammenwohnen, aus wirtſchaftlichen Gründen — 
die Sudetendeutſchen find hauptſächlich induſtriell tätig, die Tſchechen betreiben 
meiſt Candwirtſchaft — den Ausgleich miteinander ſuchen müſſen, der ſich für beide 
Volksgruppen jahrhundertelang ſegensreich ausgewirkt hatte; das gilt auch für den 
Sall des Unſchluſſes des ſudetendeutſchen Gebietes an das Reich. Und ſogar kleine, 
heute leicht zu überwindende Gebirgsländer, wie der Thüringer Wald, wirkten 
früher grenzziehend: Bayern endete am Thüringer Wald, und auch Preußen als 
zuſammenhängendes Staatsgebilde — von den preußiſchen Exklaven in Thüringen 
abgeſehen — fand im Erfurter Zipfel angeſichts der Thüringer Berge und im 
Röſener Paß feine territoriale Grenze. — Wenn in den Dogejen, die an ſich eine 
der ſtärkſten europäiſchen Wirtſchafts⸗, Sprach⸗, Rultur⸗ und Volkstumsſcheiden (auch 
heute noch) ſind, die politiſche Schranke zweimal (1681 und 1918) in der Geſchichte 
gewaltſam niedergeriſſen wurde, ſo iſt allein der überragende Wirtſchaftswert des 
parallel fließenden Rheins daran ſchuld, von dem eine magnetiſche Unziehungskraft 
auf den franzöſiſchen Staat ausging. 


1) Ed. Meyer, Geſchichte des Altertums. Bd. Il, S. 63. 
hennig⸗Kötholz, Geopolitik [5240] 5. Aufl. 4 
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2. Gebirgspforten und Dölfertore.') 


Wo in den dichter bewohnten Teilen der Erde ausgedehnte Gebirgsmaſſen ſich 
zuſammenballen, entſteht naturgemäß ein bedeutendes Verkehrshemmnis, das 
gleichzeitig auch ein ſchweres Hindernis für Rulturzuſammenhänge und politifche 
Zielſetzungen fein kann, wenn nicht durch zufällige natürliche Anordnungen im 
Aufbau der Gebirgsſyſteme oder auch durch die nivellierende Arbeit eines größeren 
Sluſſes leidlich gute und bequeme Durchbrüche durch die Bergmaſſen hindurch ge⸗ 
ſchaffen werden. Es handelt ſich dabei nicht um Päjfe im üblichen Sinn, die eine 
Überſteigung des Gebirges an den Stellen feiner verhältnismäßig niedrigſten 
Erhebung vorausſetzen und zu allen Zeiten in Krieg und Frieden eine ungeheure 
Derfehrsbedeutung gehabt haben, ſondern um echte Pforten, die bei nur geringen 
Niveauunterſchieden einen wirklichen Taldurchgang zwiſchen den Bergen ge⸗ 
währen. 


In Deutſchland haben wir nur zwei derartige Pforten von größerer Bedeutung, 
den Rheindurchbruch von Bingen bis Bonn zwiſchen der Oberrheiniſchen und 
der Niederrheiniſchen Ebene und den Elbdurchbruch bei Schandau zwiſchen dem 
Böhmiſchen Becken und der bis nahe an Dresden hinunterreichenden Norddeutſchen 
Tiefebene. Beide Pforten ſind bekanntlich von hervorragender Wichtigkeit für das 
mitteleuropäiſche Verkehrsleben, können ſich aber dennoch mit manchen anderen 
Gebirgspforten der Erde nicht meſſen, da ſie immerhin nur niedrige, leicht an 
anderen Stellen überwindbare Gebirge durchbrechen und ſomit nicht allzu ſchwierig 
durch ſeitliche Umgehungswege (Erzgebirgspäſſe, Taunus⸗, Hunstüde und Weſter⸗ 
wald⸗Übergänge) erſetzt werden können. Noch leichter zu umgehen iſt eine dritte 
derartige Gebirgspforte auf deutſchem Boden, die zwar ſehr viel unwichtiger, aber 
in ihrer äußeren Geſtalt die tupiſchſte von allen iſt: die Porta Westfalica im Weſertal 
oberhalb Minden. Die an ſich unbedeutende Köfener Pforte im Saaletal ift in der 
Sorm ebenfalls recht charakteriſtiſch. 


Die genannten deutſchen „Pforten“ haben zwar allzeit für das Derfehrsleben 
ſehr viel bedeutet, aber politiſch keine weſentliche Rolle geſpielt, gerade weil ſie allzu 
leicht umgangen werden können. 


Bei ausländiſchen Gebirgspforten iſt der politiſche Wert meiſt höher. Er ſteigt 
im proportionalen Verhältnis ſowohl zur Husdehnung und höhe der umgebenden 
Gebirge wie zur Größe und Fruchtbarkeit der durch die Pforten verbundenen 
Rulturlandſchaften. 


Gebirgspforten find die wichtigſten „Völkertore“, die den Eroberer⸗ Nationen die 
bequemſten Zugänge in völlig andre, fruchtbare Landidhaften gewährten. Aller⸗ 
dings ſind ſolche Gebirgspforten auch militäriſch leicht zu verteidigen und daher 
an politiſch gefährdeten Stellen faſt immer mit ſtarken Seftungen verſehen. Sie 
eignen ſich daher gut als Staatsgrenze, obwohl fie infolge ihrer hohen Verkehrs⸗ 
wichtigkeit keineswegs immer Sprachgrenze ſind. 

1) Dgl. das Schriftchen von Richard Uhden, Dölkertore. Bd. 15 der „Weltpolitiſchen 

Bücherei“. Berlin 1929. 
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Bei viele. 


1. Die bedeutendſte Gebirgspforte in Europa iſt die Bur gundiſche Pforte 
zwiſchen den Dogejen und dem Schweizer Jura, die den beiten (nicht den einzigen) 
Übergang zwiſchen dem Rhein⸗ und Rhoneſuſtem ermöglicht. In ihrem Raume hat 
ſich ſchon 58 v. Chr. die berühmte Schlacht des Cäſar gegen Ariovift abgeſpielt, die 
den geplanten Germaneneinbruch nach Gallien und damit die Germaniſierung dieſes 
Landes vereitelte. Ebenſo hat ſich hier im Weltkriege 1914 die erſte große Schlacht 
(bei Mühlhauſen, 10. Auguſt 1914) ereignet. Geſchützt durch die ſtarke Seſtung 
Belfort, iſt dieſe Pforte, das alte Döltertor für Kelten, Römer und Germanen, zu⸗ 
gleich ſtets eine klare Scheide zwiſchen deutſcher und franzöſiſcher Sprache geblieben. 
Ihren Charakter als Staatengrenze, den ſie von 1870 bis 1918 vortrefflich erfüllte, 
hat ſie durch das Friedensdiktat von Verſailles verloren. 

2. Ähnlich liegen die Dinge in der Enge von Salurn und der Deronefer Klauſe 
im Etſchtal. Erſtere iſt die Sprachgrenze, letztere war bis 1918 die durch ſtarke Be⸗ 
feſtigungen geſchützte Staatengrenze. Ihr hoher politiſch⸗militäriſcher Wert, der 
ſchon im September 1155 durch den hier erfolgten Überfall der Veroneſer auf 
Kaifer Barbaroſſas Heer zutage trat, iſt durch die Derfailler Vorſchiebung der 
italieniſchen Staatsgrenze auf die Brenner⸗paßhöhe 1919 verlorengegangen. — 
Die Veroneſer Klauſe durchbricht die Vorgebirge als echte „Pforte“, führt freilich in 
der Verlängerung auf zwei Päſſe im hauptgebirge (Brenner und Reſchen⸗Scheidegg). 
Im Norden liegen die Dinge genau ebenſo in der auch militäriſch wiederholt 
(1503, 1703, 1809) bedeutſam hervorgetretenen Kuffteiner Klauſe. 

3. Außergewöhnlidd wichtig iſt ſtets die Wiener Pforte geweſen, in der 
das ungariſche Tiefland und das mittlere Donaubecken ihren natürlichen Über⸗ 
gang gleich nach drei verſchiedenen Richtungen finden: 1. durch das Donau⸗ 
tal nach Süddeutſchland, 2. durch Böhmen nach Mitteldeutfchland, 3. durch die 
Mähriſche Pforte Gwiſchen Sudeten und Karpaten), die auch ihrerſeits oftmals 
in der Geſchichte ein wichtiges „Dölkertor“ war, nach Schleſien und Polen. Die ziem⸗ 
liche Breite der Wiener Pforte hat hier außer der beherrſchenden Seftung eine Welt⸗ 
ſtadt entſtehen laſſen, deren kultureller und politiſcher Einfluß ſo überragend groß 
wurde, daß die Sprachgrenze ſowohl im Nordweſten wie im Südoſten weit zurück 
verlagert iſt. ö 


4. Vom Schwarzen bis zum Kaſpiſchen Meer bildet der Kaukaſus eine faſt völlige 
Verkehrsſperre. Eine Umgehung iſt nur auf der Oſtſeite möglich, wo die Der bentſche 
Pforte (fllbaniſche Pforte), dereinſt als porta portarum bezeichnet, am Rande des 
Kaſpiſchen Meeres einen Durchgang gewährt. Die hohe ſtrategiſche Bedeutung dieſes 
Punktes führte im 6. Jahrh. n. Chr. zur Erbauung der 150 km langen ſog. Alerander- 
mauer oder Derbentſchen Mauer zum Schutz gegen Einfälle der Nordvölker. Daher 
ſpricht man vom „Eifernen Tor“ von Derbent. 


5. Die hiſtoriſch wichtigſte außereuropäiſche Gebirgspforte bietet der Taurus 
in Kleinaſien: die Ciliciſche Pforte oder Gülek Boghas, die den einzig guten 
Zugang von dem anatoliſchen Hochland in die Ebene von Adana und über fie 
hinaus durch die Syriſche Pforte des Amanus⸗Gebirges nach Syrien und Meſo⸗ 
potamien gewährt (flbb. 14). Ihre ausnehmend hohe politiſche Bedeutung lehrt uns 

4* 
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Bagdadbahn ihren Weg.“) 
Genau zwiſchen den bei⸗ 
den Nachbarpforten, der 

0 Ciliciſchen und der Suri⸗ 
Abb. 14. Ciliciſche und Syriſche Pforte. je r je n en Ka 
Heere) die das Schidjal Alt⸗Perſiens entſcheidende Schlacht bei Iſſus (333 v. Chr.). 
Wiederholt verliefen durch die Ciliciſche Pforte Staatsgrenzen, ſo zwiſchen dem 
römiſchen Reich und dem Seleucidenreich, ſpäter zwiſchen dem chriſtlichen Byzan⸗ 
tinerreich und den mohammedaniſchen Staaten uſw. 

6. Von ähnlich hoher geſchichtlicher Bedeutung war die Dſungariſche Pforte 
in Zentralafien (Abb. 15), die den Übergang vom unteren Sur Darja, vom Aral= und 
Balkaſch⸗See zur Mongolei öffnet. Als einziger talartiger Durchbruch zwiſchen den ge⸗ 
waltigen aſiatiſchen Gebirgsmaſſiven, dem Tienſchan im Süden, dem Alatau und Altai 
im Norden, hat dieſe Pforte vornehmlich die immer aufs neue erfolgende, lawinengleiche 
Ausbreitung der Steppen⸗ und Reitervölker des Oſtens, der hunnen, Türken, Mongolen, 
über die fruchtbaren Länder des aſiatiſchen Weſtens und wiederholt ſelbſt bis Europa 
möglich gemacht. Die Dſungariſche Pforte iſt politiſch das gewaltigſte „Völkertor“ 
geworden, das die Geſchichte kennt, das eigentliche Ausfallstor des Oſtens zum Weſten! 

7. Für klſiens und insbeſondere Chinas Geſchichte außerordentlich bedeutungsvoll 
ſind weiterhin die hümönn⸗paſſage (Abb. 5) und die anſchließende Weiho⸗ 
und hwangho⸗ Pforte. 
Durch dieſe Lücke in 
der Oſtumwallung Hoch⸗ 
aſiens ſind die Chineſen 
um 2600 v. Chr. aus Jen⸗ 
tralaſien in die frucht⸗ 
baren Lößebenen ein⸗ 
gewandert. Hier verlief 
auch — mit Unterbrechun⸗ 
gen — ſeit 115 v. Chr. 
die berühmte „Seiden- 


1) Dgl. die Sonderſtudie 
von Strzuygewſkiin peter⸗ 
manns Mitteilungen 1935, 
Abb. 15. Dſungariſche Pforte. S. 269. 
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Abb. 16. Die Weiho⸗ Pforte 


innerpolitiſche Ge⸗ als Brennpunkt des japaniſch⸗ ruſſiſchen Gegenſatzes im Sernen Oſten. 


ſchichte und für den 

chineſiſchen handel eine ausnehmend große Rolle geſpielt. Gerade in unſerer Gegen⸗ 
wart hat die Weiho-Pforte (Abb. 16) wieder eine hohe politiſche Bedeutung erlangt. 
Rußland, das ſich 1934 in Oſtturkeſtan feſtgeſetzt hat, ſucht feinen bolſchewiſtiſchen 
Einfluß auf China auszudehnen und würde dazu am ſicherſten in der Lage fein, 
wenn es die Weiho-Pforte in händen hätte. Undrerſeits ſtrebt Japan dahin, von 
Mandſchukuo und Nord⸗CThina her ſeine Macht⸗ und Einflußſphäre über die Provinz 
Schanſi hinweg auszudehnen, um dadurch den Ruſſen die Weiho⸗Pforte abzuriegeln 
und ein ſicheres Bollwerk gegen den Bolſchewis mus zu errichten, wie ſie es in der 
Mandſchurei und der Inneren Mongolei ſchon geſchaffen haben. 

8. Ein annähernd ähnlich großartiges Döltertor, das freilich die europäiſche Ge⸗ 
ſchichte wenig beeinflußt hat, dafür jedoch zur eigentlichen Schickſalspforte für Indien 
wurde, iſt der Khaiber⸗paß zwiſchen Afghaniſtan und dem Pendſchab (Abb. 17). 
Er iſt keine echte „Pforte“, ſondern ein Paß, der 1011 m Höhe erreicht. Aber als 
einzig gute Verbindung zwiſchen Indien und dem fruchtbaren Tiefland in Turan 
hat dieſes Dölkertor allen Eroberern den Weg von Afghaniſtan nach Indien hinein 
gebahnt. Infolgedeſſen iſt der Ausgang heute durch das ſtarke britifche Militäraufgebot 
in Peſchawar nachhaltig geſchützt. 

9. Afrika, Amerika und Auftralien ſind arm an derartig bedeutſamen Gebirgs⸗ 
pforten. Der ganz Amerika durchſetzende Gebirgszug weiſt nur in dem räumlich wenig 
ausgedehnten Mittelamerika pfortenähnliche Unterbrechungen auf (Iſthmen von 
Panama und Tehuantepec), die aber politiſch kaum Bedeutung gewinnen konnten. 
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Abb. 17. Der Khaiberpaß als Hauptpforte zwiſchen Binnenaflen 
und Indien. 


3. Sattelftaaten. 


Große Slüffe ſcheiden zunächſt die gegenüberliegenden Ufer voneinander, wirken 
alſo verkehrshindernd auf den Candverkehr. Überall aber, wo eine Brücke den Fluß 
überwindet, wachſen die Gegenufer raſch zu einer kulturellen und wirtſchaftlichen 
Verkehrseinheit zuſammen, oftmals in ſo hohem Maße, daß ein und dieſelbe Stadt⸗ 
gemeinde ſich über beide Ufer erſtreckt (Dresden, Magdeburg, beide Frankfurt, 
Koblenz, Köln, Düſſeldorf uſw.). Genau ebenſo pflegen lange Kettengebirge, wie wir 
ſahen, kultur⸗ und ſtaatentrennend zu fein. Wo aber gute Päſſe die leichte Über- 
windung eines ſolchen Gebirges geſtatten, wirken fie, nach Art der Slußbrüden, in fo 
hohem Maße verbindend auf beide Seiten des Gebirges, daß oftmals über den Paß 
hinweg ein ſtaatlicher Juſammenſchluß der beiderſeitigen hanglandſchaften erfolgt.“) 

In ſolchen Fällen ſprechen wir von einem „Sattelſtaat“: der Staat ſitzt in der 
Sorm eines Sattels dem Gebirge auf. Durch den Paß können die gemeinſamen Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und Derkehrsintereſſen der beiden Hangſeiten des Gebirges jo bedeutend 
werden, daß das Verlangen nach ſtaatlicher Verbundenheit ſelbſt Sprach⸗ und Volks⸗ 
unterſchiede in den Hintergrund treten läßt. Wo jedoch der gute Paßübergang fehlt, 
bleiben die beiden Seiten des Gebirges einander in der Regel fremd, und ein Be⸗ 
dürfnis nach ſtaatlichem Juſammenſchluß entwickelt ſich keineswegs, wenn es nicht 
von außen hereingetragen wird (Dogeſen). 

1) Weitere Einflüſſe der Gebirge auf die Staatenbildung (Horftitaaten, Beckenſtaaten, 
kbdachungsſtaaten) in R. Hennig, Geopolitik, S. 58. 
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Bey viele. 


1. Tir ol war 670 Jahre lang (12481919) ein durchaus einheitlicher Staat (Abb. 18), 
der die beiden Hangfeiten des wichtigſten und niedrigſten Alpenpaſſes politiſch zu⸗ 
ſammenſchweißte. !) Durch den Brenner (und Reſchenſcheideck) wurden zwei klimatiſch 
und wirtſchaftlich verſchiedene Paßhänge zu einem kulturell und ethnographiſch ein⸗ 
heitlichen Staat verkoppelt. Der Sattelſtaat hat 1919 wieder der Naturgrenze Platz 
machen müſſen, fie iſt vom Führer anläßlich feines Italien-Alufenthalts zu Anfang 
Mai 1938 als für Deutſchland verbindlich anerkannt worden. 


2. Teſſin, der italieniſch ſprechende ſüdlichſte Kanton der Schweiz, iſt durch den 
erſt ſeit etwa 1230 für den Verkehr künſtlich (Urner Coch, Stiebende Brücke) zugäng⸗ 
lich gemachten, hochwichtigen Gotthardpaß ſtaatlich fo feſt mit der deutſchſprachigen 
Schweiz zum Sattelftaat zuſammengewachſen, daß die Menſchen ſich durchaus als 
Schweizer und nicht im mindeſten als „unerlöfte” Italiener fühlen. 


3. Ein in der Geſtalt komplizierterer, aber durch ſeine Geſchichte beſonders lehr⸗ 
reicher Sattelſtaat iſt ferner Graubünden. Die päſſe, welche die Rhätiſchen Alpen 
durchbrechen und die Täler des Vorder⸗ und Hinterrheins mit dem Engadin verbinden, 
haben ſich als geopolitiſches Einigungsmittel bewährt. Die Gemeinſchaft triumphierte 
über alle Eroberungsverſuche der benachbarten Dorlandftaaten Burgund, Oſter⸗ 
reich, Mailand. Einige Jahrhunderte (1512 —1797) reichte Graubünden als Sattel⸗ 
ſtaat tief in die heute italieniſchen Candſchaften hinein. Die berühmten „Grau⸗ 
bündener Päſſe“ Splügen, Julier, Septimer u. a. waren lange neben dem Gotthard, 
dem Großen St. Bernhard und dem Brenner die wichtigſten Verkehrswege im Alpen- 
gebiet und für die friedliche wie die kriegeriſche Politik des Landes von größter Be⸗ 
deutung. 


4. Als ein Sattelſtaat iſt in neuerer Zeit Bulgarien in recht charakteriſtiſcher 
Weiſe anzuſehen: durch die territoriale Vereinigung v von Oſt⸗Rumelien mit der Sluß⸗ 
ebene ſüdlich der Donau. 


5. Ein Sattelſtaat in den Pyrenäen war im Mittelalter zunächſt Karls des Großen 
Spaniſche Mark, ſpäter das Gebirgs⸗Rönigreich Navarra. Doch hat hier ſchließlich 
die trennende Kraft des Kettengebirges ſeit 1512 das ſpaniſche Obernavarra und das 


franzöſiſche Niedernavarra ſtaatlich wieder aus» 
SATT u — > 3 


einandergeriſſen. 


6. uch die verkehrswichtigen Pamirpäſſe 
zwiſchen Sergana (dem alten Baktrien) und dem 
Tarimgebiet haben zu wiederholten Malen poli⸗ 
tiſche Sattelſtaatbildungen geſehen. Mehrfach im 
Caufe der Geſchichte (gegen 100 n. Chr. und vom 
7. bis 8. Jahrh.) hat das auf Höhepunkten der poli⸗ 
tiſchen Macht ſtehende chineſiſche Reich die Pamir⸗ 
päſſe ſtaatlich in ſeine Grenzen einbezogen und 


1) Dgl. hierzu Albr. haushofer, Paßſtaaten in 
den Alpen. Berlin⸗ Grunewald 1927. Abb. 18. 
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dieje weit darüber hinaus 
nach Weiten vorgeſcho⸗ 
ben. Ebenſo hat ſich das 
griechiſch-baktriſche 
Reich der Diadochen— 
zeit (Abb. 19) über ein 
Jahrhundert lang (rund 
250 130 v. Chr.) von 


er ae 1 PER Baktrien aus über die Pa⸗ 
GRIECHISCH - — DEE mirpäſſe als Satteljtaat 
ne I, EL ausgebreitet, und zwar 
JTeren O > ER DE 1 2 N bis n deutigen Kaſch⸗ 

EA T-Tenmwun® I TE gar, desgleichen über den 


hindukuſch, den ja auch 
Alexander der Große mit 
einem Heere im 3548 m 


hohen Chawak⸗Paß nörd⸗ 

lich Kabul, dem einzigen, 

Abd. 19, Das grieilfrbaftilhe ner um 250 v. Cr. der auch im Winter meiſt 
als Pamir- und hindutuſch· Sattelſtaat. gangbar iſt, überſchritt. 


) Der geopolitiſche Einfluß der Binnenwaſſerſtraßen. 


1. Flüſſe als Staatsgrenzen. 


In allen Perioden der Geſchichte ſind Slüffe in ſämtlichen Größenordnungen be⸗ 
ſonders gern zur Feſtlegung ſtaatlicher Grenzen benutzt worden, weil ſie ſich dem 
Auge überaus leicht als Scheide zweier Hoheitsgebiete kundgeben. Selbſt kleine Bäche 
find gelegentlich Staatengrenze geweſen, jo der Ajopus zwiſchen Attika und Böotien, 
der „Weidenbach“ zwiſchen Moabitern und Edomitern uſw. Der recht unbedeutende 
Ceithafluß war noch in jüngſter Zeit innerhalb der habsburgiſchen Doppelmonarchie 
die ſcharfe Scheide zwiſchen „Cisleithanien“ und „Transleithanien“, genau jo wie 
innerhalb des römiſchen Reiches zu Caeſars Zeit der kleine Rubicon (Siumicino) 
als Herrſchaftsgrenze der Statthalterſchaft Caeſars welthiſtoriſche Bedeutung erlangte. 

Je größer und ſchiffbarer die Slüffe werden, um fo mehr entſteht aber ein innerer 
Widerſpruch zwiſchen ihrer verlockend leichten Erkennbarkeit als Hoheits ſchei de 
und der tatſächlichen menſchen- und kultureinenden wirtſchaftlichen Wirkung auf 
ihre beiden Ufer. So kommt es gelegentlich, daß zwei am Fluß einander gegenüber— 
liegende, aufs innigſte miteinander verflochtene Städte dennoch verſchiedenen Staaten 
(bzw. deutſchen Ländern) angehören, wie Mannheim und Ludwigshafen, Bingen 
und Bingerbrüd, Ulm und Neu-Ulm, Schirwindt in Oſtpreußen und Wladiſlawow, 
Haparanda und Tornea (Abb. 20) uſw. 

Slußgrenzen werden auch in unſeren Tagen noch ungemein häufig von ber po⸗ 
litiſchen Geographie verwandt. Wo heute ein Fluß als Staatengrenze benutzt wird, 
pflegt man nahezu ſtets die genaue Stelle, wo die Hoheitsgebiete aneinanderſtoßen, 
in den ſogenannten „Talweg“ zu verlegen, die tiefſte und ſtrömungsſtärkſte Cinie 
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des Slufjes, die bei geradlinigem Lauf meiſt in der Mitte liegt. Die Waſſer fläche 
ſelbſt iſt dann alſo zwiſchen beide Uferſtaaten aufgeteilt. Ausnahmen bildeten in 
der Vorkriegszeit lediglich der unbedeutende Grenzfluß Bidaſſoa, der vollitändig 
ſpaniſch war, ſowie der Oranje⸗ und der Voltafluß (3wifchen Britiſch⸗Sũd⸗ und 
Deutſch⸗Südweſtafrika bzw. der Goldküſte und Togo), die im ganzen Umfang zum 
britiſchen Gebiet gehörten. In dieſen praktiſch belangloſen Sällen pflegt alſo die 
Staatsgrenze mit dem zufälligen Waſſerſtand des Fluſſes hin und her zu pendeln. 
Huch Verlagerungen des Flußlaufes konnten gelegentlich Grenzſchwierigkeiten er⸗ 
geben. So war die Nahe die Grenze zwiſchen Preußen und heſſen. Durch Ende⸗ 
rungen des Flußlaufes aber griff ſchließlich preußiſches Gebiet hier und da auf die 
ſüdliche, heſſiſches auf die nördliche Uferſeite über. Erſt 1935 iſt ein Gebietsaustauſch 
erfolgt, der den Fluß neuerdings zur Staatsgrenze machte.“) 

Wo Grenzen zwiſchen zwei Staaten in ſchiffbare Ströme vetlegt werden, bleiben 
zuweilen die im Fluß liegenden Inſeln vergeſſen und können dann manchmal zu 
politiſchen Abſonderlichkeiten und Zwiſtigkeiten Anlaß werden. Als die Türkei 1878 
Rumäniens völlige Unabhängigkeit bis zur Donau anerkannte, dachte man nicht 
an die Donauinſel Ada Kaleh bei Orſova. Dieſe war daher noch bis 1919 eine türkiſche 
Exklave und wurde erſt dann zu Rumänien geſchlagen. Zu ſchwereren Folgen führte 
die ſtaatlich unklare Stellung der Flußinſeln im Grenzſtrom mur: Ende Juni 1937 
kam es zwiſchen Rußland und Japan um den Beſitz der beiden Amur⸗Inſeln Bolſhoi 
und Sennufa unterhalb Blagowjeſchtſchenſk zu ernſten Gefechten, in deren Verlauf 
ſogar ein ruſſiſches Kanonenboot mit 37 Mann verſenkt wurde. Da die Ruſſen es auf 
einen Waffengang aber nicht ankommen zu laſſen wagten, zogen ſie ſich am 6. Juli 
zurück und überließen die ſtrittigen Inſeln den Japanern. 

Neuerdings iſt eine in bezug auf praktiſche Unſinnigkeit durchaus unerreichte 
Slußgrenze zwiſchen Deutſchland und Polen an der Weichſel geſchaffen worden, 
die von der Nogatabzweigung bis zur Südgrenze des Kreiſes Marienwerder 
Staats grenze iſt. Obwohl im Derfailler Diktat der Art. 28 ausdrücklich die Mitte des 
Schiffahrtswegs als Grenze vorgeſchrieben hatte, hat der Völkerbund unter Verletzung 
des Derfailler Diktats auf polniſchen Wunſch ent⸗ 
ſchieden, daß die Grenze auf dem rechten (oſtpreußi⸗ 
ſchen) Uferdamm verlaufen ſoll (Abb. 21)! Die 
Weichſel iſt demnach, von der Danziger Strommündung 
abgeſehen, ein völlig polniſcher Fluß.“ 

Ein weiteres, neuerdings politiſch bedeutſam gewor⸗ 
denes Beiſpiel, daß ein wichtiges Binnengewäſſer im 
ganzen Umfang außerhalb des Hoheitsgebietes eines 
Uferſtaates liegt, bildete der Schatt-el⸗Hrab, die 
gemeinſame Mündungsſtrecke des Euphrat und Tigris 
ins Meer. In einer Zeit, da Perſien noch ſchwach war 
und keinen Wert auf Schiffahrt legte, ſtimmte es zu, 


1) Reichsgefeßblatt vom 10. Auguft 1935. 

2) Dagegen verläuft die badiſch⸗elſäſſiſche Grenze 
zwiſchen Deutſchland und Frankreich richtig in der Strom⸗ 
mitte. Seltſam iſt freilich, daß hiervon abweichend die 
Rhein brücken in ganzem Umfange franzöſiſch ſind! Abb. 20. Tupiſche Slubgrenze. 


48 Einflüffe der Natur auf die Staaten 


daß der ganze Schattsel-Arab türkiſch fein ſolle. Aus 
der türkiſchen Erbmaſſe kam dieſer Beſitz dann an 
den unter britiſcher Kontrolle ſtehenden, wenn auch 
jetzt ſelbſtändigen Staat Irak (Meſopotamien). 1935 
forderte nun Iran, daß ihm als Uferſtaat das Ho⸗ 


7 ec heitsrecht auf dem Schatt=el-Arab bis zum „Talweg“ 
7 eingeräumt werde, weil in ihm der wichtige Sluß 
Karun mündet, an deſſen Ende der iraniſche Seehafen 
Hebe, | Mohammera liegt (Abb. 22). Selbſtverſtändlich ift 
A 2 dies Verlangen völlig berechtigt. 
N 0 
2 2. Binnenwaſſerſtraßen 


als ſtaatliches Rückgrat, Flußfadenſtaaten. 


Im Binnenlande find Flüſſe und Flußtäler die 
wichtigſten und urſprünglichſten, von der Natur ſelbſt 
gewieſenen Verkehrswege. Wenn ſie auch nicht ſelten 
durch ungenügende Tiefe, reißende Strömung, 
Waſſerfälle, Stromſchnellen, Steilufer ufw. die Be⸗ 
nutzung für Schiffe und Flöße unmöglich machen 
oder erſchweren, fo find fie es doch in erſter Linie 
geweſen, die dem Menſchen die Überwindung weiter 
Entfernungen auf verhältnismäßig bequeme und 
ſichere Weiſe zuerſt dargeboten haben. Faſt allent⸗ 
halben waren ſchiffbare Slüffe und ihre Täler in den 
Anfängen des menſchlichen Verkehrs die wichtigſten 
Derfehrsitraßen. Oftmals wieſen fie auch vordringen⸗ 
den Heeren die politiſche Stoßrichtung und haben daher ſtets im kriegeriſchen Geſchehen 
eine gewaltige politiſche Bedeutung gehabt. 


Aindererfeits knüpfen ſich, wie wir ſchon hörten (S. 46), zwiſchen den Gegenufern 
ſchiffbarer Flüſſe faſt immer enge kulturelle und verwandtſchaftliche Beziehungen der 
Anlieger an. Eine Ausnahme machen die allergrößten Rieſenſtröme der Tropen und 
der ſubarktiſchen Cänder, die gelegentlich eine vollkommene Verkehrsſcheide darſtellen, 
nicht ſelten auch die meerbuſenartig erweiterten Mündungen großer Flüſſe und ſolcher 
Gewäſſer, die durch ſtark verſumpfte Ufer den Menſchen die Annäherung erſchweren. 
In allen anderen Fällen verbinden Flüſſe und andere Binnengewäſſer (mäßig 
große Seen, Kanäle) ihre Gegenufer weit mehr, als daß ſie dieſe trennen. 


Abb. 21. Weichſelgrenze. 


Schiffbare Flüſſe und kleine oder mittelgroße Binnenſeen weiſen nahezu ſtets eine 
Spracheinheit und weitgehende Kultureinheit aller ihrer Uferbewohner auf, auch 
dort, wo künſtlich konstruierte politiſche Grenzen die Gegenufer voneinander zu 
ſcheiden verſuchen. 


So iſt z. B. der Rhein im ganzen Umfang, einſchließlich des Bodenſees, ein Strom 
des germaniſchen, die Rhone des franzöſiſchen Sprachgebiets geworden. Mangelhaft 
ſchiffbare Flüſſe dagegen oder ſolche, die nur in der Mündungsſtrecke Bedeutung für 
die Schiffahrt haben, weiſen keine Neigung zur Spracheinigung ihrer Uferanlieger 
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auf. Polens Streben, die Weichſel zu einem 
Strom zu machen, an deſſen Ufern nur 
polniſch geſprochen wird, iſt nicht in Er⸗ 
füllung gegangen. 

Eine kulturelle Einheit der Gegen⸗ 
ufer geht mit der wirtſchaftlichen gern 
Hand in Hand und zieht dann oftmals 
auch die politiſche Einheit nach ſich. 
Allerdings arbeitet die für die Diplomaten 
allzeit beſonders verlockende Tendenz, 
ſtaatliche Grenzen der Einfachheit halber 
in Flüſſe zu verlegen, dieſer politiſchen 
Einigung der Flußufer häufig entgegen. 
Wo aber die politiſche Entwicklung an PS 
ſchiffbaren Waſſerſtraßen ohne ftörende die Grenze auf dem linten Ufer des Schattwel-Arab, 
Eingriffe von außen vor ſich geht, da wird 
der Strom nicht ſelten zur Wirbelſäule eines Staates und gibt in beſonders 
gelagerten Fällen Anlak zur Entſtehung ſogenannter Slußfadenſtaaten. 


Bei viele. 


1. Der charakteriſtiſchſte Slußfadenſtaat der Welt iſt und bleibt natürlich Ägypten 
(Abb. 2). Nur dort, wohin in dieſem Lande das Waſſer dringt, iſt Anbau, ift Siedlung, 
ift Staat möglich. Der ganze Staat Agypten — vom Delta abgeſehen — war in den 
meiſten Epochen der Geſchichte ein langgezogenes, ſchmales, ſchlauchartiges Ge⸗ 
bilde, das ſich auf beiden Seiten eng an den Nil anlehnte (wenn auch politiſch die 
beiderſeitigen Wüſten allzeit als zu Ägypten gehörig angeſehen wurden). 

2. Gleich charakteriſtiſch wie in Agypten iſt die Sadenform des Staates ſonſt nir⸗ 
gends aus geprägt. Immerhin gibt es noch mannigfach Beiſpiele, daß ein Strom 
zum tragenden Rückgrat eines Staates wird. Mit Recht nannte man das alte Oſter⸗ 
reich⸗Ungarn die „Donaumonarchie“, mit Recht ſpricht man von dem Rongo⸗ 
ſtaat, den Ca⸗Plata⸗Staaten, von Nigerien, Senegambien, Mejopotamien 
uſw. Man könnte auch Denezuela den Orinocoſtaat nennen, Kolumbien den 
Magdalenenſtrom⸗Staat, Bri⸗ 
tiſch⸗ Guyana den Eſſequibo⸗ 
Staat, Siam den Menamſtaat 
uſw. 

3. Im Mittelalter war das 
Erzbistum Trier ein tupiſcher 
Mofel-, das Erzbistum Mainz 
im Kern ein Main⸗Slußfaden⸗ 
ſtaat (Abb. 23). 

4. Ein treffliches Beiſpiel, 
wie lebhaft die Beſtrebung nach ERZBISTUM MAINZ 
ſtaatlicher Dereinheitlichung I g TRIER 
durch einen wichtigen Fluß a bob. 23. Die Bistümer Mainz und Trier als Slußfadenſtaaten. 
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gefördert werden kann, 
bietet uns die Oder 
des 13. bis 18. Jahrh. 
(Abb. 24). Ihr mittle⸗ 
rer Lauf war frühzeitig 
(1250 und 1260) bran⸗ 
denburgiſch geworden, 
1505 folgte die Nie⸗ 
derlauſitz, 1455 die Neu⸗ 
wen mark (zum zweitenmal), 
1537 das Fürſtentum 
Kroſſen, 1598 das Bis- 
tum Lebus, 1648 Hin⸗ 


1250 Uckermark EHE USE terpommern. Als dann 
) Ni EHEN 1720 auch Vorpommern 
1537 bee 8 AR; zu Preußen kam und 
1648 Minterpommern N das Cand ſomit in Stettin 
„„ . ſeinen beherrſchenden 
thafen erhielt, wirk⸗ 

Abb. 24. Das Preuziſch· Werden der Oder. = 5 15 . nach 


dem einheitlichen Beſitz des ganzen Stromlaufs dahin aus, daß Friedrich der Große 
1742 auch das Land der oberen Oder, Schleſien, feinem Reiche angliederte. 


5. Die normanniſchen Warägerſtaaten in Rußland waren im 10. Jahrh. tupiſche 
Slußfadenſtaaten, die ſich an den Wolchow⸗Fluß (ſüdlicher Zufluß des Cadogaſees) 
mit Nowgorod am Ilmenſee und den Dnjepr mit Kiew als Hauptitadt an⸗ 
lehnten. | 


6. Die franzöſiſchen Kolonialbeſitzungen in Nordamerika bis 1763 waren deutliche 
Slupfadenftaaten, die nur an den Ufern der Slüffe Bedeutung hatten: Kanada 
und Akadien ein St. Cor enzſtrom⸗, Louifiana ein Miſſiſſippi⸗Ilußfadenſtaat. 


7. Unbedingt auffällig iſt ferner die ſchwerlich ganz zufällige Tatſache, daß außer⸗ 
halb Europas gerade die allergrößten, gut ſchiffbaren Rieſenſtröme — mit alleiniger 
Ausnahme des Amur und des La Plata — in ihrem geſamten ſchiffbaren Stromgebiet 
nur zu einem einzigen Staat zu gehören pflegen: Ob, Jeniſſei, Lena, Hwangho, 
Jangtſekiang, Kongo, Orinoko, Amazonas, Miſſiſſippi. In Europa mit ſeinen außer⸗ 
ordentlich vielfachen hiſtoriſchen und dynaftiihen Komplikationen ift dergleichen nur 
ausnahmsweiſe möglich (Wolga), aber die menſchenverbindende Kraft ſchiffbarer 
Gewäſſer zeigt ſich doch recht deutlich daran, daß auch in unſerem Erdteil die wich⸗ 
tigeren Flüſſe und Binnenſeen kaum jemals eine Sprachgrenze zwiſchen den gegen⸗ 
überliegenden Ufern darſtellen — von einigen Uferſtrecken der Donau abgeſehen. 


8. klusnahmsweiſe kann auch einmal eine künſtliche Waſſerſtraße die gleichen, 
menſchen verbindenden und kulturell einenden Wirkungen ausüben wie ein großer 
Fluß. Die große Mehrheit der Kanäle iſt zwar viel zu klein, als daß man von ihnen 
politiſche Einflüſſe erwarten kann. Beim längſten Kanal der Erde aber, dem 1100 km 
langen chineſiſchen Kaiſerkanal (heute ganz veraltet), der eine viel benutzte 
Binnenſchiffahrtsſtraße von Peking zum hwangho und Jangtſekiang und darüber 
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hinaus bis zur Bucht von Hangtſchou darſtellte (Abb. 46), iſt die politiſche Wirkung 
in Geſtalt einer ſtärkeren wirtſchaftlichen und kulturellen Bindung zwiſchen Nord 
und Süd unverkennbar geweſen. 


J. Wirkung der Stromrichtungen auf die Struktur der an ihnen entſtandenen Staaten. 


Erich Obſt in Breslau machte im Jahre 1928 auf eine weitere Bedeutung der 
Ströme für die Staatenbildung und die ſtaatlichen Geſchicke aufmerkſam. “) Es gibt 
Länder, in denen die Slüſſe fo angeordnet find, daß fie ungefähr ſtrahlenför mig 
von einem Mittelpunkt aus nach verſchiedenen Richtungen ins Meer 
ſtrömen, und ſolche, bei denen ſie ungefähr parallel zueinander in gleicher Rich⸗ 
tung fließen. Obſt hat nun gezeigt, daß die ſtaatliche Struktur des betreffenden 
Landes von dieſer zufälligen und ſcheinbar gleichgültigen Anordnung der Slüffe 
weitgehend beeinflußt wird, und zwar aus einem durchaus einleuchtenden Grunde. 
Der zentrale Raum, von dem die Ströme annähernd radial abfließen, hat wirtſchaft⸗ 
liche Intereſſen auf allen Strömen und ſucht dieſe verſchiedenen Intereſſen nach 
Möglichkeit auf einen und denſelben Nenner zu bringen. Bei den parallel laufenden 
Flüſſen fehlt dieſes gemeinſame Intereſſe: jedes Slußgebiet entwickelt ſich nach feinen 
eignen Wirtſchaftsgeſetzen und kümmert ſich im allgemeinen nur wenig um das, 
was an den parallelen Nachbarſtrömen vor ſich geht, ſpürt daher auch lange Jeit 
gar keinen Anreiz, ſich mit dieſen andersartigen Wirtſchaftsgebieten ſtaatlich zu⸗ 
ſammenzufinden, ſieht in ihnen womöglich Konkurrenten und ſtellt ſich dann dem 
„Hlusland“ feindfelig gegenüber. Daraus ergeben ſich nachfolgende Regeln: 


Länder mit leidlich gut zentrifugal angeordnetem Flußnetz pflegen im politiſchen 
Mittelpunkt an geeigneter Stelle einen zentralen Machtfaktor von überragender 
Bedeutung zu entwickeln und auch den geeinten Staat von dieſem Mittelpunkt aus 
ſtraff zentraliſtiſch zu verwalten. Länder mit parallel geſchaltetem Flußnetz da⸗ 
gegen legen meiſt wenig Wert auf ſtaatlichen Juſammenſchluß der Flußſyſteme und 
bilden verſchiedene Staaten mit oft völlig verſchiedenen und ſich befehdenden po⸗ 
litiſchen Zielſetzungen. Werden fie aber ſchließlich durch andere Vorgänge ſtaat⸗ 
lich geeint, jo beſteht bei ihnen die Neigung zur Mehrſtaatlichkeit in einer bundes⸗ 
ſtaatlichen Verfaſſung fort. 


Beijpiele. 

a) Länder mit ſtrahlenförmigem, zentrifugalem Slußnetz. 

1. Das charakteriſtiſchſte Land dieſer Art, das die Erde kennt, iſt das europäiſche 
Rußland. Ein bemerkenswert großer Teil ſeiner Ströme kommt von der Waldai⸗ 
höhe herunter. Hier im hydrographiſchen Zentralraum hat ſich daher auch die poli⸗ 
tiſche Vormacht des Landes entwickelt, das Moskowiterreich, das mit hilfe der Stüffe 
leicht in alle Teile des großen Reiches kommen und ſie politiſch ſeinem Willen unter⸗ 
ordnen konnte (Abb. 25). Und ſo iſt dieſer ruſſiſche Staat ſeit dem flufkommen des 
Moskowiterreiches im 13. Jahrh. allzeit, ſowohl unter dem Jarenreich wie in der 
gegenwärtigen Sowjet⸗Epiſode, das am ſtraffſten zentraliſtiſch regierte Reich Europas 
geweſen. Der politiſche Mittelpunkt, erſt (ſeit 1170) Wladimir, dann (ſeit 1328) 
Moskau, konnte natürlich nicht auf der Waldaihöhe ſelbſt angelegt werden, ſondern 


1) Zeitſchr. f. Geopolitik, 1928, S. 27 ff. 
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Abb. 25. Die Naturbegünſtigung des ruſſiſchen Zentralismus 
durch ein radial vom Moslauer Zentralraum ausftrahlendes 
Slußnetz. (Nach Obſt, Zeitſchrift J. Geopolitit, Jahrg. 1928.) 


nur in möglichſter Nähe von ihm, an 
einer Stelle, wo ſchon Schiffahrt möglich 
war. fluch als im Jahre 1703 Zar Peter l. 
die politiſche hauptſtadt nach St. Peters⸗ 
burg verlegte, um von dort aus ſeinem 
bis dahin rein autarken und faſt abge⸗ 
ſchloſſenen Reich die Möglichkeit zu ge⸗ 
ben, europäiſche Politik zu treiben, 
blieb der kulturelle und recht eigentlich 
„ruſſiſche“ Schwerpunkt des Landes in 
Moskau liegen. Dorthin iſt ja im Jahre 
1917, als Rußland ſich wieder dem aſia⸗ 
tiſchen Deſpotismus verſchrieb und der 
europäiſchen Kultur Kampf anſagte, 
das politiſche Zentrum des Landes 
bezeichnenderweiſe zurückgependelt. 
Zur Zeit ſtrebt die Zowjet⸗Regierung, 
die Zentralſtellung Moskaus auch geo⸗ 
graphiſch immer ſtärker zu betonen, in⸗ 
dem ſie die Moskwa durch Schiffahrts⸗ 
wege von modernem Ausmaß mit allen 


benachbarten Strömen in Verbindung bringt, um die Hauptſtadt des Landes dann 
auf ſechs Meere hinausſchauen zu laſſen: das Weiße Meer, das Eismeer, die Oſtſee, 


das kſowſche, das Schwarze und das Kaſpiſche Meer. 


Abb. 26. Einfluß der Stubrichtungen auf den politiichen Jen⸗ 
tralismus in Srankreich. (Nach een f. Geopolitit, 


2. Nahezu ſtrahlenförmig angeord⸗ 
net ſind ferner die meiſten größeren 
Ströme in Frankreich (Abb. 26). 
Hier ſpielt die Ile de France die Rolle 
der Waldaihöhe in Rußland: aus ihr 
quoll der Gedanke politiſch⸗ nationaler 
Zuſammengehörigkeit über den Raum 
zwiſchen Maas, Rhone, den beiden 
Meeren und den Pyrenäen. Wieder iſt 
das politiſche Zentrum in möglichiter 
Nähe dieſes geographiſchen Zentrums 
gelegen und nur an den beſt⸗erreich⸗ 
baren, ſchiffbaren Fluß herangerückt, 
an diejenige Stelle, von wo aus ſich 
über Marne, Seine und Oiſe beſonders 
gute Zugänge zu den wichtigſten ande⸗ 
ren Slüſſen ergeben. Wieder iſt auch die 
ſtraff zentraliſtiſche Verwaltung des 
Staates Frankreich in fo hohem Maße 
entwickelt, daß man kaum zu viel 
ſagt, wenn man behauptet, der kultu⸗ 
telle und politiſche Schwerpunkt Paris 
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fei ganz Frankreich (, Paris, c'est la France !“‘). flußerſt tupiſch iſt ferner, daß die 
von den Flußſuſtemen des Zentraltaums nicht erfaßten Landesteile am ſtärkſten mit 
völkiſchen und ſprachlichen Minderheitsproblemen zu rechnen haben: das Elſaß 
(Deutfche), der Südoſten (Italiener), der Südweſten (Basken und Katalanen), der 
Weiten (Bretonen und Normannen), der Norden (Slamen). 


3. In Spanien finden wir ebenfalls ein leidlich ſtrahlenförmiges Flußnetz, dazu 
eine hauptſtadt genau im geometriſchen Mittelpunkt des Landes, ſowie einen zen⸗ 
tralen Teilſtaat Kaſtilien, der in der Geſchichte die führende Rolle ſpielte und die 
Pur enädenhalbinſel — außer Portugal — ſtaatlich einte. 


b) Länder mit parallel geſchaltetem Flußnetz. 


Parallelſchaltung der Slüffe bedeutet Auseinandergehen der wirtschaftlichen wie 
der pol itiſchen Ziele. 


Beijpiele. 


1. Ein Beifpiel dieſer Art liegt uns beſonders nahe: Norddeutſchland (Abb. 27). 
Alle hauptflüſſe ſtrömen nach Norden bzw. Nordweſten; jeder ſtellt urſprünglich ein 
Wirtſchaftsgebiet für ſich dar, ohne gemeinſame Belange mit den Nachbarfluß⸗ 
ſuſtemen. Jeder Teil des Landes hat daher anfänglich nur für einen Fluß Intereſſe, 
keiner für alle gleichzeitig. Daß dieſe Zerfplitterung der wirtſchaftlichen Jielſetzungen 
ein Hauptgrund für die lange, verhängnisvolle politiſche Spaltung der deutſchen 
Stämme und Staaten geweſen iſt, darf als um ſo wahrſcheinlicher angeſehen werden, 
als Länder mit einem fehlenden wirtſchaftlichen hauptraum auch ſonſt zur Vielſtaat⸗ 
lichkeit und damit zur Kleinſtaaterei neigen — man denke an das alte Griechen⸗ 
land (S. 39), an die Schweiz, an Indien. 


Wie ift nun in Norddeutſchland dieſes Auseinanderklaffen der ſtaatlichen und wirt- 
ſchaftlichen Zielſetzungen trotzdem überwunden worden? Was hat hier gewiſſer maßen 
einen Erſatz geſchaffen für die zuſammenſchweißende Wirkung des Zentralraums im 
ſtrahlenförmig angeordneten Slußſyſtem? Die Antwort iſt beſonders lehrreich. — Der 
Kernftaat Brandenburg war im 
17. Jahrh., infolge von zufälligen dyna⸗ 
ſtiſchen Beziehungen und Erbſchaften, 
gleichzeitig Territorialherr an Rhein, 
Wefer, Elbe, Oder, Pregel und Memel 
geworden und hatte das ſelbſtverſtänd⸗ 
liche Verlangen, dieſe auseinander⸗ 
geſprengten Ländereien einheitlich zu 
verwalten und ſtraff aneinander zu bin⸗ 
den. Dies geſchah zunächſt wirtſchaftlich 
(Reitpoſt des Großen Kurfürften von 
Kleve bis Memel, Müllroſer Kanal 
u. a.), jpäter politiſch durch Erwerbung 
territorialer Candbrücken (1656, 1666, 
1772, 1793, 1803, 1866). Erſt 1866 war 


Abb. 27. parallelſchaltung der deutſchen Ströme als Ur 
diefer Prozeß beendet, der troß dem ache politiicher Uneinigkeit vor 1870. 
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parallelen Lauf der Ströme ſenkrecht zu 
ihm eine ſtarke ftaatliche Klammer quer 
über ganz Norddeutſchland gelegt hat. 
Seit dem März 1938 iſt nun endlich 
auch die in entgegengeſetzter Richtung 
fließende Donau in das norddeutſche 
Staatenſyſtem weitgehend eingejpannt 
worden. 


2. Ein weiteres ſehr charakteriſtiſches 
Beiſpiel iſt hint er indien (Abb. 28). Die 
fünf großen Ströme Irawadi, Saluen, 
Menam, Mekong und Songkoi fließen 
hier, in zum Teil gar nicht ſehr be⸗ 
deutender Entfernung voneinander, alle 
Abb. 28. V nach Süden bzw. Südſüdoſten, vielfach 

durch anſehnliche Gebirge voneinander 
getrennt. Jedes Flußſuſtem ſtellt ſein eigenes Wirtſchaftsgebiet dar und fragt kaum nach 
den Nachbarn. Infolgedeſſen iſt Hinterindien, wo primitive Staatenbildung ſchon in 
vorchriſtlicher Zeit begann, im ganzen Lauf der Geſchichte niemals ein politiſch geeinter 
oder auch nur ein durch Eroberung von außen künſtlich zuſammengeſchweißter Staat 
geweſen, ſondern die Mehrſtaatlichkeit iſt allzeit dort heimiſch geweſen. 


3. Noch ein Gebiet von geringerer Bedeutung ſei erwähnt, da es wiederum 
eine — nur ſcheinbare — Ausnahme darſtellt: Sibirien. Hier fließen die drei Rieſen⸗ 
ſtröme Ob, Jeniſſei und Lena abermals nahezu parallel dem Weltmeer zu, und 
dennoch iſt das Land Sibirien politiſch nicht zerſplittert, ſondern ſtaatlich geeint. 
Die Staatenbildung iſt aber von außen hereingetragen worden und nicht boden⸗ 
ſtändig. Sibirien iſt Kolonialland, wenn auch die koloniale Durchdringung aus⸗ 
nahmsweiſe nicht von Überſee her, ſondern von der Candſeite aus erfolgt iſt. Der 
ſtaatliche Charakter des Candes hat ſich alſo nicht von innen heraus entwickelt, ſondern 
iſt aufgepfropft worden, und zwar in einer von Weſt nach Oſt wandernden Richtung 
(S. 28), alſo genau ſenkrecht zum Verlauf der Ströme. An dieſen konnten ſich über⸗ 
dies weder eigene Wirtſchaftsgebiete noch eigene Staaten entwickeln, da ſie in ein 
verkehrsloſes Meer münden und daher, trotz ihrer prachtvollen Schiffbarkeit im 
Sommer, bedeutungslos für die menſchliche Wirtſchaft bis in die jüngſte Zeit geblieben 
ſind. Würden die Ströme, ſtatt in den unwirtlichen Norden, nach dem warmen Süden 
abſtrömen, ſo würde vermutlich eine ſehr lebhafte Staatenbildung ſchon frühzeitig in 
der Geſchichte eingeſetzt haben. 


Y 


c) Zu den genannten beiden Flußanordnungen, der radial ausſtrahlenden und 
der parallel geſchalteten, geſellt ſich nun aber noch eine dritte, die wieder ganz an⸗ 
dere, jedoch durchaus unpolitiſche Folgen zu zeitigen pflegt. Es gibt nämlich außer 
den zentrifugalen auch zentripetale Stromſuſteme, in denen gewiſſermaßen 
von allen Seiten mächtige Stromläufe in einen Mittelpunkt einmünden. Meiſt iſt 
dieſer an der Meeresküſte, zuweilen auch im Binnenland gelegen. In ſolchen 
Fällen pflegt dieſem Mittelpunkt als dem erſten Seehafen ſtets ungewöhnlich 
hohe Bedeutung zuzukommen. Doch handelt es ſich dann ſtets um ein rein 
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wirtſchaftliches Übergewicht, ohne Tendenzen zu politiſcher Machtent⸗ 

wicklung. 
Die Seehäfen eines beſonders dicht entwickelten, gut ſchiffbaren Stromnetzes, 
das ſternförmig in einem Mittelpunkt zuſammenſtrahlt, haben zum Gedeihen 
politiſche Machtentwicklung nicht nötig und können ſich daher ausnahmslos ihren 
beſonders einträglichen wirtſchaftlichen Aufgaben widmen, unter Vernachläſſigung 
des mühſeligen Unterbaus der politiſchen Staatenſchöpfung. Dieſe Mündungs⸗ 
ſtädte find daher niemals politiſche Zentren, Hauptſtãdte von Staaten, ſondern 
nur handelshäfen von hohem Nang. 


Beijpiele. 


1. An der gemeinſamen Mündung des Ganges⸗Brahmaputra⸗Syſtems ift 
der ſtets unpolitiſche Welthafen Kalkutta 
entſtanden. 

2. An der Euphrat⸗Tigris⸗Mün⸗ 
dung iſt Basra, das Balſora der Kalifen⸗ 
zeit, groß geworden, das jedoch eben⸗ 
falls nie Sitz einer ſtaatlichen Macht war. 

3. Im Amazonas gebiet hat ſich tief 
im Binnenlande Manaos (bis wohin die 
großen Seeſchiffe hinauffahren können) 
im genauen Jentrum der ineinander⸗ 
fließenden tropiſchen Rieſenſtröme als 
führender, für große Seeſchiffe erreich⸗ 
barer Seehafen entwickelt (Abb. 29). 

4. Im Ro ngo ſuſtem, das ebenſo Abb. 29. Manaos als rein wirtichaftlicher Schwerpunkt im 
ſtromteich und tadellos ſchiffbar iſt wie FCC 
das Hmazonasſuſtem, liegt der wirtſchaftliche Schwerpunkt in den Städten am Stanley⸗ 
Pool, da die Mündungsſtrecke leider durch ſchwere Stromſchnellen völlig unſchiffbar iſt. 
Andernfalls wäre vielleicht der Mündungs⸗Seehafen Matadi nächſt Alexandria und 
Kapſtadt der wichtigſte Afrikas. 


ill 
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g) Der geopolitikhe Einfluß des Meeres. 
Es beginnt nämlich der Reichtum im Meere. 
Hölderlin. 
1. Das Meer als Staatengrenze. 

Unter allen Grenzen, die es gibt, find die Meeresküſten die beiten. Die Sicherheit, 
die ſie ihrem Staat gewähren, wächſt proportional der Entfernung des nächſten 
größeren Landes. Zwei Inſelländer find es bezeichnenderweiſe, die als einzige 
unter den ſchon ſeit dem Mittelalter beſtehenden Staaten niemals in ihrer Geſchichte 
durch äußere Seinde (von unbedeutenden Vorgängen an den Küſten abgeſehen) 
ernſtlich gefährdet worden ſind: Japan und Island. Huch England, das in äl⸗ 
teren Zeiten mehrfach feindliche Einfälle erlebt hat (Römer, Pikten, Skoten, 
fingeln, Sachſen, Jüten, Dänen, Normannen), iſt ſeit der Schlacht von Haſtings 
(14. Oktober 1066) von großen, feindlichen Einbrüchen verſchont geblieben; die 
einzigen unmittelbaren Bedrohungen in den letzten 81 Jahrhunderten u die ſpa⸗ 

Hhennig⸗Körholz, Geopolitit [5240] 5. Aufl. 
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niſche Armada (1588) 
und durch Napoleon I. 
(1805) und die drei⸗ 
maligen Verſuche, Eng⸗ 
land von Irland her an⸗ 
zugreifen (Spanien 1600, 
Frankreich 1690 und 
1798), blieben ohne Er⸗ 
gebnis. (Die Gefährdun⸗ 
gen im Weltkrieg durch 
Cuftſchiffe und U-Boote 
ſahen ja naturgemäß nie⸗ 
mals eine Landung von 
Truppen und eine mili⸗ 
täriſche Invaſion vor.) 

Iſt ein Inſelreich im 
kälteren Klima nur durch 
ſchmale Meeresarme 
vom Ausland getrennt, 
jo kann es gelegentlich 
ſeine Sicherheitslage 
durch ſtrenge Winter 
einbüßen, wie es Däne⸗ 
mark 1658 im ſchwediſchen Kriege erfuhr, als ein feindliches Heer mit aller Artillerie 
über den gefrorenen Örefund in Seeland einbrach und dem Inſelſtaat den Diktat⸗ 
frieden von Roeskilde (26. Februar 1658) aufzwang. Aus dieſem Grunde kann man die 
Alands⸗Inſeln, obwohl fie von einer ſchwediſchen Bevölkerung bewohnt find, geo— 
graphiſch nur zu Sinnland rechnen, mit dem der Archipel allwinterlich durch eine ſtarke 
Eisdecke auf den trennenden, ſeichten Meeresarmen feſt verbunden wird. 

In unſeren Tagen iſt die hohe Sicherheit auch der feſtlandnahen Inſellage durch die 
Entwicklung der Luftwaffe, durch U-Boote und weittragende Geſchütze teilweiſe 
entwertet worden. England hat es ſchon im Weltkriege erfahren, und künftige Kriege 
dürften es noch deutlicher erkennen laſſen. 

Obwohl Inſelſtaaten militäriſch am ſchwerſten angreifbar ſind und ſich des treff⸗ 
lichſten Grenzſchutzes erfreuen, neigen ſie häufig dazu, ſich ein Sicherheitsfeld (Glacis) 
auf dem vorgelagerten Feſtland zu verſchaffen. 


Beihviele. 

1. England hat im 14. und 15. Jahrh. große Teile von Frankreich erobert 
(Abb. 30). Der nächſte und bedrohlichſte Feſtlandplatz, Calais, war zwei Jahr⸗ 
hunderte lang (14. Auguft 1347 bis 8. Januar 1558) englifcher Beſitz. Es iſt ſchwer⸗ 
lich ein Zufall, daß es ſofort nach dem Derluft feines Feſtlandsglacis begann, ſich 
eine ſtarke Kriegsflotte zu ſchaffen. Den letzten feſtländiſchen Stützpunkt, Dünkirchen, 
gab England erſt 1662 auf. 

2. Dänemark hat ſich im 13. bis 16. Jahrh. immer wieder in den Beſitz Süd— 
ſchwedens, vom 15. bis 19. Jahrh. (1460-1864) Schleswig-holſteins geſetzt. 
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3. Venedig ſchuf ſich 
auf dem vorgelagerten 
Feſtland eine territoriale 
Herrſchafts⸗- und Schutz⸗ 
zone in Geſtalt der ſo— 
genannten „Terra fer- 
ma“ (Abb. 31). 

4. Japan hat zu wie: 
derholten Malen, im 5., 
im 16. Jahrh., zuletzt 
1910, die ihm zunächſt 
gelegene, ſtaatlich ſtets 
ſchwach geweſene Feſt— 

Iandshalbinjel Korea bh. 31. Demebigs Henan igel 

unterworfen und dehnt zur Zeit jeine „Terra ferma“ auf die Mandſchurei und Jehol, 
letzthin auch ſchon auf die Innere Mongolei (Dorjtoß nach Tſchahar, 23. Januar 
1935) und Nordchina aus (vgl. Abb. 32). 

5. Erſt Portugal (1415-1578), ſpäter Spanien haben in jahrhundertelangem 
Ringen mit wechſelndem Erfolg immer wieder verſucht, das nördliche Marokko in ihren 
Beſitz zu bringen. Ebenſo griff Frankreich 1830 nach Algerien und 1881 nach 
Tunis hinüber, das eigentlich Italien als ſeine „terra ferma“ begehrte. Italien 
hat dann, da ihm Tunis zu ſeinem ſchweren Leiöwejen entging, 1911/12 Tripolis 
und die Curenaica als Gegenufer erobert. 

6. In moderne Form übertragen, finden wir das Streben, ſich ein feſtländiſches 
Glacis zu verſchaffen, in Englands haltung gegenüber Belgien wieder. Der Haupt: 
hafen Belgiens, Antwerpen, wurde ſchon von Napoleon J. als „die auf das Herz 
Englands gerichtete Piſtole“ bezeichnet. Dieſe „Piſtole“ wünſcht England nur im 
Beſitz eines kleinen und ſchwachen Staates zu jehen. Eine Feſtſetzung Frankreichs oder 
Deutſchlands in — — — | 
Antwerpen würde 
England nie dul⸗ 
den. Die Tren⸗ 
nung Belgiens von 
Holland nach dem 
Aufitand von 1830 
fand in England 
ihren tätigſten Be⸗ 
fürworter und 
Förderer. Das vor 
kurzem geſpro— GÜTE 
chene Wort des TI a 
britiſchen Staats — 
mannes Baldwin, 
„Englands Grenze 
liege am Rhein“, e 
zeigt zur Genüge, Abb. 32. Japans Ausdehnungstendenz auf dem vorgelagerten Seſtland. 
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wie auch heute noch England im Dorhandenfein Belgiens nur ein Element der 
eigenen nationalen Sicherheit erblickt. 

Auf einen weiteren Juſammenhang zwiſchen Inſelmeeren und geſchichtlichen Vor⸗ 
gängen hat in geiſtvoller Weiſe Peſchel hingewieſen!): „Überall und zu allen Zeiten 
hat die Seeräuberei in inſelreichen Gewäſſern ihr Quartier aufgeſchlagen.“ 


2. Der Drang nach der Meergrenze. 


kicker bautreibende Staaten älterer Zeit bedurften der Berührung mit dem Meere 
nicht. Was die Bewohner an Nahrung und Kleidung benötigten, brachte ihr eigener 
Boden hervor. Wenn auch kein Volk den Handel mit gewiſſen Auslandwaren (Mes 
tallen, Waffen, Schmuckſtücken, Salz, Gefäßen uſw.) völlig verſchmäht hat, ſo waren 
bei primitiven Aderbauvölfern die ohnehin beſcheidenen Bedürfniſſe doch viel zu 
gering, als daß ein Derlangen nach Schiffahrt aufkommen konnte. Wie bisher 
die Bewohner von Afghaniftan und Abeſſinien einen Küſtenbeſitz für ihren Staat kaum 
begehrten, ſo war es früher binnenländiſchen Völkern vollkommen gleichgültig, ob ihr 
Land ans Meer grenzte oder nicht. Der ruſſiſche Staat 3. B. hat — von einer 
kurzen Epiſode nach der Ankunft der erſten Engländer in Archangelſk (1553) ab⸗ 
geſehen — bis auf Peter den Großen (1689-1725) kein Verlangen nach einer 
Meeresgrenze verſpürt. Mit der beginnenden Weltwirtſchaft iſt dies ganz anders 
geworden: das Meer iſt eben die „Quelle der Dölkergröße“ (Ratzel) — heute 
mehr denn je! 

Karge Länder mit wenig Ackerbau und Viehzucht waren dagegen von jeher in fo 
hohem Maße auf das Meer, auf Siſchfang, Schiffahrt uſw. angewieſen, daß auch nahezu 
alle ihre wichtigen Städte bis auf unſere Tage am Meer liegen, wie wir es u. a. 
am Beiſpiel von Norwegen, Schweden, Sinnland ſehen. 

Schon in den älteren Perioden der Geſchichte haben die Meere, die für das Wirt⸗ 
ſchaftsleben erhöhte Bedeutung haben, eine magnetiſche Anziehungskraft auf höher 
entwickelte, ſtarke Staaten ausgeübt. Im ſpäteren Mittelalter waren das Mittelmeer 
und die Oſtſee die hauptmeere des europäiſchen Handels. Es iſt ein reizvoller Ge⸗ 
danke, ob nicht die jahrhundertelange, national verhängnisvolle Italienpolitik der 
deutſchen Kaiſer durch das unbewußte Streben nach einer beherrſchenden Stellung 
am Hauptmeer des Zeitalters ähnlich getragen wurde wie die Oſtpolitik Heinrichs 
des Löwen und der Ordensritter durch den Drang nach der Oſtſeeküſte! 


Unter allen geopolitiſchen Faktoren, die für die Staatengeſchichte Bedeutung erlangt 
haben, iſt das Meer heute unzweifelhaft der bedeutungsvollite. Ja, die politiſche 
Wichtigkeit des Beſitzes guter Meeresküſten ift in den letzten 200 bis 300 Jahren in 
unabläſſiger und ſtarker Steigerung begriffen und kann manchmal geradezu zum 
Angelpuntt des politiſchen Geſchehens und Handelns überhaupt werden. 


Die weltwirtſchaftliche Verflechtung, insbeſondere der überſeeiſche Handel, iſt 
jetzt für jedes halbwegs kultivierte Land eine Angelegenheit von fo lebenswichtiger 
Bedeutung, daß jeder Staat unabhängig zu ſein wünſcht vom guten oder böſen Willen 
feiner Nachbarn, die ihm nach Gefallen die Vorteile des Seehandels durch Übſchnei⸗ 
dung von den häfen zu rauben oder mit Durchgangszöllen empfindlich zu verteuern 


1) Oskar peſchel, Abhandlungen zur Erd- und Völkerkunde. Berlin 1877, Bd. I, S. 96. 
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vermögen. Deshalb 
drängt heute jeder 
Kulturſtaat ans Meer, 
und zwar an eine mit 
guten Häfen ausgeſtat⸗ 
tete oder auszuſtattende, 
möglichſt das ganze Jahr 
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ſchiffbare Ströme, deren 
freie Benutzung durch in⸗ 
ternationale Verträge ge⸗ 
ſichert iſt, ein allezeit be⸗ 
fahrbarer Weg zollfrei 
zum beſtgelegenen See⸗ 
hafen gewährleiſtet iſt, wie 
gegenwärtig 3. B. für die 
Schweiz der Rheinweg, 


2 N :; Abb. 33. Der englifche 1957 er Plan einer Dreiteilung Paläftinas mit der Alb» 
für die Iſchechoſlowakei ſchrantung Arabiens von den Mittelmeerhäfen durch den Zioniftenftaat. 
der Elb⸗ und Oderweg, 


für Ungarn der Donauweg. In ſolchem Fall können Binnenſtaaten auf den Beſitz 
eigener Meeresküſten zur Not verzichten. Fehlt aber ein ſolches Sicherheitsventil, 
ſo pflegen politiſche Störungen die Folge der Abſchneidung vom Meere zu ſein: 
Seeküſten ſind heute die wirtſchaftlichen Lungen der Staaten. 

Zuweilen treffen wir in der Geſchichte neue Staatenbildungen oder auch Kolonial» 
gründungen an, durch die ein andrer Staat vom Meere abgeſchrankt wird. Dergleichen 
iſt ſtets ein politiſch gefährliches Experiment: es wird dadurch in jedem Fall eine be⸗ 
drohliche Reibungsfläche geſchaffen. 

Abſchrankung vom Meer durch Entſtehung von Küſtenſaumſtaaten führt in neuerer 
Zeit ſtets entweder zum Durchbruch des abgeriegelten Binnenlandftaates an die 
Küfte oder aber zu feiner Auffaugung durch den Nüſtenſtaat. 

1. Der Deutſche Ordensſtaat war ein tupiſcher Rüſtenſaumſtaat, der ſowohl 
Polen wie Litauen vom Meere abſchnitt. Als dieſe beiden Inlandsſtaaten ſich 1386 
vereinten und dadurch zu einer großen politiſchen Macht wurden, kam es bezeichnender⸗ 
weiſe um Samogitien, das bei Polangen an die Oſtſee grenzt, zum Kriege Polen⸗ 
Citauens mit dem Deutſchen Orden, in dem die Ordensritter bei Tannenberg 
(15. Juli 1410) vernichtend geſchlagen wurden. 

2. Chile und Peru ſchieben ſich ſeit 1884 als Querriegel vor Boliviens Zugang 
zum Meer. Dieſer Zuſtand iſt unnatürlich und dürfte eines Tages zu neuen poli⸗ 
tiſchen Konflikten führen (S. 23). 
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3. Albanien wurde 1913 eigens als neuer Küftenftaat geſchaffen (S. 71), um 
Serbien von der Adria fernzuhalten. Die darin liegende Gefahr iſt dadurch gemildert 
worden, daß Serbien 1919 weiter nördlich das Meer erreichte. 

4. Der im Juli 1937 bekanntgegebene engliſche Plan einer Teilung Paläſtinas 
war geradezu das Muſter einer lebensfremden und lebensunfähigen ſtaatlichen „Grenz⸗ 
macherei“ am grünen Tiſch. England hatte 1915 Paläſtina den Hrabern als Teil 
eines kommenden Staates Großarabien und 1917 den Juden als einen national⸗ 
jüdiſchen Staat verſprochen. „Daily Herald“ charakteriſierte dieſe Haltung treffend: 
„Wir verkauften ein Pferd, das uns gar nicht gehörte, an zwei verſchiedene Käufer.“ 
Schließlich betrog aber England beide Käufer und ſteckte das Land 1919 als „Mandats⸗ 
gebiet“ in die eigene, unergründlich große Taſche. Die Folge waren unabläſſige 
Reibungen und bürgerkriegähnliche Zuftände. Um ihnen zu entgehen, wurde 1937 
eine Dreiteilung als Kompromiß vorgeſchlagen: faſt das ganze Küſtenland ſollte 
Judenſtaat werden, das Hinterland als Teil Transjordaniens den Arabern überlaſſen 
bleiben. Die heiligen Stätten Jeruſalem, Bethlehem und Nazareth mit je einem 
„Korridor“ zum Meer ſollten aber in britiſchem Beſitz bleiben (Abb. 35). Dieſe maßlos 
komplizierte Derlegenheitslöjung, in die Wirklichkeit umgeſetzt, könnte zur Not einige 
Zeit mit engliſcher Waffengewalt am Leben erhalten werden, wäre aber im übrigen 
derart baufällig, daß das Gebäude im erſten Sturm umſtürzen müßte. Weder waren 
die Juden zufrieden, denen ihr in drei Teile zerriſſener Küftenftaat zu klein, noch die 
klraber, denen ihr Hinterland viel zu unfruchtbar erſchien und die keinen brauchbaren 
Hafen erhalten ſollten — ganz davon abgeſehen, daß Jeruſalem für Chriſten, Juden 
und Mohammedaner heilige Stadt iſt und demgemäß von allen dreien begehrt wird. 
Der einzige, der Vorteil von der vorgeſchlagenen Neuregelung gehabt hätte, wäre — 
England ſelbſt geweſen! (S. 90). Die Ulemas (geiſtliche Oberhäupter) der Araber 
erklärten daher, eine Durchführung der Dreiteilung werde die Ausrufung des „Heiligen 
Krieges“ zur Folge haben; auch Ägypten und der Irak ſprachen ſich ſcharf gegen den 
Teilungsplan aus, jo daß der Dölterbund dieſem nicht zuzuſtimmen wagte und England 
im Dezember 1937 das Projekt „vertagen“, d. h. fallen laſſen mußte. Am 27. April 
1938 iſt eine neue engliſche Studienkommiſſion in Paläſtina eingetroffen, die einen 
neuen Teilungs plan vorſchlagen ſoll. Auch dieſer wird undurchfürbar ſein. 

Don einer „Abjchneidung” vom Meer muß man ebenfalls ſprechen, wenn ein Staat 
zwar Küſtenbeſitz aufweiſt, der aber von der Natur allzu ſtiefmütterlich bedacht iſt. 

Rußland iſt ſeit etwa 1600 mit der größten Seſtlandsküſte ausgeſtattet, die jemals 
ein Land der Erde beſeſſen hat. Die Geſamtlänge ſeiner Rontinentalküſte betrug 
in Luftlinie 15000, mit allen Buchten 49000 Km, aber dieſer geſamte ungeheure 
Küſtenbeſitz konnte dennoch nicht verhindern, daß Rußland ſich — mit vollem 
Recht — vom Meere „abgeſchnitten“ fühlte. An nicht weniger als ſieben Meere 
grenzt der ruſſiſche Staatskörper an, und dennoch iſt ſein Drang nach dem Meer nicht 
geſtillt; denn jene ſieben Meeresküſten (Oſtſee, Weißes Meer, Eismeer, Schwarzes 
Meer, Kaſpiſches Meer, Stiller Ozean, Japaniſches Meer) müſſen in der Tat zumeiſt 
als unzureichend bezeichnet werden. 

Das Moskowiterreich der Zaren, vorher ein reiner Binnenlandſtaat, hatte bereits 
im 16. Jahrh. am Weißen Meer eine eigene Seeküſte erlangt. Peter der Große eroberte 
dann mit den bezeichnenden Worten: „Ich ſuche nicht Land, ich ſuche Waſſer“ die 
ſchwediſch⸗baltiſchen Oſtſeeprovinzen. Vorher ſchon (1696) hatte er fein Reich ſüdwärts 
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bis ans Schwarze Meer ausgedehnt. Aber Rußlands Meeresverlangen war nicht 
geſtillt. Alle häfen waren alljährlich monatelang durch Eis geſperrt: das dauernd 
benutzbare, das „warme“ Meer hatte es nicht erreicht! Zudem waren die neuen 
ruſſiſchen häfen politiſch aufs ſtärkſte entwertet, da ſowohl an der Oſtſee wie 
am Schwarzen Meer die ruſſiſchen Schiffe, wie Raubtiere im Käfig, gefangen waren 
und nur durch ſchlauchartig enge Zugänge, die leicht zu überwachen und zu ſperren 
waren, mit dem offenen Weltmeer Verbindung hatten. Huch die Erwerbung Finnlands 
im Frieden von Frederikshamn (17. September 1809) führte nicht weiter. Am 
Schwarzen Meer erwirkte die engliſche Eiferſucht ſogar eigene Staatsverträge, die 
den ruſſiſchen Kriegsſchiffen die Ausfahrt durch den Bosporus ausdrücklich verboten 
(Londoner Abkommen vom 13. Juli 1841, Pariſer Friede vom 30. März 1856, 
Berliner Kongreßakte vom 13. Juli 1878). Erſt ſeit 1936 hat Rußland durch die neuen 
bmachungen von Montreux für feine Schiffe in Friedenszeiten die nahezu un⸗ 
gehinderte Durchfahrt durch die Meerengen erlangt (S. 77). | 

Das dritte große Meer Rußlands, das Kaſpiſche, ſteht mit dem Weltmeer überhaupt 
nicht in Verbindung. — Als es dem Jarenreich endlich 1860 gelang, in Oſtaſien an die 
beſſer ſchiffbaren Meere heranzukommen und Wladiwoſtok, die „Herrin des Oſtens“, 
zum neuen ruſſiſchen hafen zu machen, war auch dort dasſelbe Unheil wie an der 
Oſtſee und am Schwarzen Meer zu beobachten: vier⸗ bis fünfmonatige Dereijung 
des Hafens in jedem Jahr, dazu Lage an einem Meer, das allſeitig von japaniſchen 
Inſeln umrahmt und nur durch enge, leicht zu ſperrende Zugänge erreichbar war. — 
Infolge dieſer „raffiniert ungünſtigen“ Cage (Georg Wegener) drängte die ruſſiſche 
Politik immer ſtärker nach Süden, zum „warmen Meer“. Gegen den Bosporus, 
gegen den Golf von Alerandrette, vor allem gegen den Perſiſchen Golf und — im 
Oſten — gegen das Gelbe Meer wollte man in Petersburg abwechſelnd vorſtoßen, 
gleich einem „Gletſcher, der in vier Zungen das Meer zu erreichen ſtrebte“ (Kjellen). 
Nur im Oſten hatte man einen kurzen Erfolg: 1898 „pachtete“ Rußland von China 
die Kwangtung-halbinjel mit Port Arthur. Um die Jahrhundertwende ſtand Ruß⸗ 
land, wenn auch nur mit einem vorgeſchobenen Poſten, am warmen Meer 1) Aber 
dieſer hing nur durch einen einzigen, leicht abzuſchneidenden Schienenſtrang, die 
Nordmandſchuriſche Bahn, über chineſiſches Gebiet mit dem Mutterland, zuſammen. 
Überdies entriß ſchon 1905 das ſiegreiche Japan dem Zarenreich den heißbegehrten 
Küftenbefi wieder. Heute wiſſen wir, daß dadurch Rußland veranlaßt wurde, ſeinen 
Drang zum Meer in Europa neuerdings aufzunehmen. Wer weiß, hätte Rußland 
1905 ſeine Stellung am Gelben Meer behalten, es wäre 1914 vielleicht nicht zum großen 
Weltkrieg gekommen! 

Der Kriegsausgang hat dann Rußland auch noch ſeine relativ eisfreieſten Häfen an 
der Oſtſee genommen (Cibau, Windau, Riga, Pernau, Baltiſchport, Reval, Wiborg, 
Helfingfors, Abo) und ihm nur petersburg⸗Ceningrad als einzigen Oſtſeehafen 
gelaſſen, der jährlich vier Monate lang vereiſt iſt. Dafür hat ſich aber Rußland ſeit 
1912 an der (durch Golfſtromwirkung) jo gut wie immer eisfreien NMurmanküſte am 
Eismeer den neuen, wichtigen Handels- und Kriegshafen Murmanſk in der Rola⸗ 
bucht geſchaffen, von wo leicht der offene Ozean jederzeit erreicht werden kann. 


1) Ganz eisfrei waren auch die Häfen der Kwangtung⸗halbinſel nicht, denn der nördlichſte 
völlig eisfreie Hafen Oſtaſiens iſt erſt die Riautſchou⸗Bucht. 
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Abb. 34. Die neuen fibirifchen Häfen am Eismeer. 


Murmanft iſt mit dem Inland durch die „Murmanbahn“ verbunden. Außerdem 
geſtattet angeblich der im Auguft 1933 eingeweihte Oſtſee-Weißmeer⸗Kanal einen 
klustauſch kleinerer Kriegsſchiffe zwiſchen den Kriegshäfen Kronſtadt und Murmanſk. 
Um ſeine 1918 faſt verlorene militäriſch⸗politiſche Stellung in der Oſtſee wieder zu 
gewinnen, ſcheint Sowjet⸗Rußland ferner die Abficht zu haben, bei erſter Gelegenheit 
ſeine hand erneut auf die früher ruſſiſch geweſenen, heute finniſchen Alands-Infeln 
zu legen, die, im Mittelpunkt des Meeres gelegen, eine ähnlich beherrſchende Stellung 
einnehmen, wie Malta im Mittelmeer. In Sinnland ſowohl wie in Schweden fürchtet 
man ſeit langem einen ruſſiſchen Gewaltſtreich gegen die genannte Inſelgruppe, die 
zumal als Stützpunkt der ruſſiſchen Luftwaffe für alle Oſtſee⸗kAnlieger eine ſehr un⸗ 
bequeme Nachbarſchaft werden könnte. 

Nicht unerwähnt ſeien in dieſem Juſammenhang die ſeit wenigen Jahren recht 
erfolgreichen Beſtrebungen der fachwiſſenſchaftlichen Leitung der ruſſiſchen „Staat⸗ 
lichen Hauptverwaltung der nördlichen Seewege“, die das Ziel verfolgen, die ganze 
„nordöſtliche Durchfahrt“ durchs Eismeer von der Kariſchen Pforte bis zur Bering⸗ 
ſtraße für handel und Wandel wie auch für die militäriſche Schlagfertigkeit nutzbar 
zu machen. Mit hilfe eines gut organiſierten Netzes von Wetter⸗ und Funkſtationen, 
arktiſchen Erkundungsfliegern, neuen Seehäfen und Rohlenſtationen am Eismeer ufw. 
will man in den günſtigſten Eismonaten Juli bis Oktober einen ſtändigen Schiffs⸗ 
verkehr durchs Eismeer möglich machen. Wie viel auf dieſem Gebiet ſchon geleiſtet iſt, 
zeigt die Tatjache, daß 1936 bereits 14 Schiffe die geſamte „Durchfahrt“ bezwungen 
und die Reife zwiſchen Murmanſk und Wladiwoſtok zurückgelegt haben. Dazu kommen 
weitere Schiffe, welche die neuen ſibiriſchen häfen am Eismeer aufſuchen. 1937 iſt 
jedoch in dieſer Entwicklung ein empfindlicher Rückſchlag zu verzeichnen geweſen, da 
infolge außergewöhnlich ſchlechter Eisverhältniſſe 26 Schiffe, die ſich im Sibiriſchen 
Eismeer betätigen wollten, und dazu ſogar 7 Eisbrecher einfroren und großenteils 
zugrunde gingen. Dennoch wird ſich der Eismeerverkehr unzweifelhaft weiter ent⸗ 
wickeln. Schon ſeit mehreren Jahren benutzt und im Aufblühen begriffen find der 
Ob⸗Mündungshafen Nowy Port im Ob-Buſen und vor allem der am Jeniſſei auf 
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dem Polarkreis gelegene Seehafen Port Igarka, heute bereits eine Stadt von etwa 
30 000 Einwohnern und der wichtigſte hafen Sibiriens nächſt Wladiwoſtok. Weitere 
ruſſiſche Seehäfen am Eismeer entſtehen gegenwärtig in Anderma (auf dem Feſt⸗ 
land ſüdlich Nowaja Semlja), in Obdorſk am Ob, im Dickſonhafen (zwiſchen 
Jeniſſei und Pjaſina), in Nordwik (Chatangamündung), in der Tikſibucht (Cena⸗ 
mündung, 71 31“), in Nogajewo an der gleichnamigen Bucht und bei Nishni 
Kolumſk (Rolymamündung).!) (Dal. Abb. 34.) 

Das Albgeſchloſſenſein vom warmen Meer hat das Jarenreich, das Abge⸗ 
ſchloſſenſein vom Meer überhaupt hat das Serbien der Vorkriegszeit zum dauern⸗ 
den politiſchen Unruheherd in Europa und ſchließlich zum exploſionsreifen Dampf⸗ 
keſſel gemacht. Serbien war vor 1914 neben der Schweiz der einzige größere reine 
Binnenftaat in Europa. Aber die weltwirtſchaftlichen Intereſſen der Schweiz waren 
durch den ſicher benutzbaren und zum Ozean führenden Rhein gut gewahrt, Serbien 
dagegen hatte nur die mangelhaft ſchiffbare Donau zur Verfügung, die fern von den 
großen Verkehrsſtraßen in ein entlegenes Seitenmeer mündete. So war Serbien in 
ſeinem Verhältnis zum Meer in faſt derſelben Cage wie Rußland und wurde aus 
gleichem Grunde ein ſchlimmer Unruhefaktor der hohen Politik. Entweder an der 
Adria oder lieber noch an der Ägäis, in Saloniki, wünſchte es eine ſerbiſche Küſte 
und einen ſerbiſchen hafen zu erhalten. Als die Balkankriege 1911/12 gegen die 
Türken und 1912/13 gegen die Bulgaren erfolgreich ausgingen, hoffte Serbien am 
Ziel ſeiner Wünſche zu ſein, aber die hohe Diplomatie ſprach den beſten Hafen, Saloniki, 
demjenigen Staat zu, der am wenigſten dafür Verwendung und ohnehin einen Über⸗ 
fluß an ſonſtigen guten Küften hatte, Griechenland, und Serbiens Hoffnung, Albanien 
erwerben zu können, ſcheiterte am kurzſichtigen Veto der öſterreichiſchen Staats⸗ 
männer. Serbien blieb auch nach dem Friedensſchluß von 1915 ein unbefriedigter 
Binnenlandſtaat; die von Serbien gewollte und amtlich geförderte Kataſtrophe 
von Serajewo, die den Weltkrieg auslöſte, iſt am 28. Juni 1914 nicht nur aus völkiſchen 
Wünſchen entſprungen, ſondern war auch eine Rache und Reaktion auf den öſter⸗ 
reichiſchen Einſpruch gegen die ſerbiſche Meeresküſte an der Adria im Jahre zuvor! 


Ein kulturell entwickelter Staat ohne eine vollwertige Meeresküſte iſt ein dauern⸗ 
der politiſcher Unruheherd — es ſei denn, daß ein vortrefflicher, abgabenfrei zu 
befahrender Strom ihm gewiſſermaßen als „Seeküſten⸗Erſatz“ zu dienen vermag. 
Der „Drang zum guten Meer“ iſt in der heutigen Kulturwelt eine der am unwider⸗ 
ſtehlichſten wirkenden geopolitiſchen Triebkräfte. 


Beypiele. 


1. Daß die Meeresküſte „vollwertig“, d. h. mit guten häfen verſehen ſein muß, 
um den ſtaatlichen Bedürfniſſen zu genügen, lehrt nicht nur das Beiſpiel Rußlands, 
das vollwertige Häfen noch nie beſeſſen hat, ſondern auch der brandenburgiſche 
Staat des Großen Kurfürſten (1640 — 1688). Brandenburg hatte nach 1648 eigene 
Seeküſten, aber die hinterpommerſche verfügte über keinen guten Hafen, und die 

1) Dgl. den flufſatz von R. Hennig, Die Erſchließung Nordfibiriens und der ruſſiſchen 
Arktis für die Weltwirtſchaft, in den Jahrbüchern f. Nationalökonomie und Statiſtik (Jena), 
1937, S. 271ff. 
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oſtpreußiſche war, wie heute, ohne Zuſammenhang mit dem Hauptitaat und durch 
das polniſche Reich von ihm getrennt. Brandenburg beſaß alſo Küften, aber keinen 
Hafen. Die Wirkung war die gleiche, als wenn es ein reiner Binnenlandſtaat ge⸗ 
weſen wäre: die politiſche Folge war das lebenslange Ringen des Großen Rurfürſten 
um Erwerb eines guten eigenen Hafens, ein Ringen, das kurz vor dem Ziel im Un» 
glücksfrieden von St. Germain (29. Juni 1679) ſcheiterte (ex ossibus ultor) und erſt 
unter ſeinem zweiten Nachfolger im Frieden von Stockholm (31. Januar 1720) 
zum Erfolg führte: durch Erwerbung des ſchwediſchen Vorpommern mit Stettin. — 
An die wichtigere Nordſeeküſte iſt Preußen vorübergehend 1744-1807 (Emden), 
endgültig erſt 1854, durch den Ankauf Wilhelmshavens von Oldenburg, heran⸗ 
gekommen, an die Elbmündung gar erſt 1864, an die Weſer⸗ und Emsmündung 
1866. Große preußiſche Handelshäfen an der Nordſee find aber, vielleicht von 
Emden abgeſehen, nicht mehr entitanden, da es ſeit 1871 deutſche Häfen erften 
Ranges gab. 

2. Vergeſſen wir nicht, daß der „Drang nach dem Meer“ auch einer der ſtärkſten 
Antriebe zur Gründung zunächſt des Deutſchen Jollvereins von 1834 geweſen iſt, 
aus dem als logiſche Folge das neue Deutſche Reich von 1871 hervorging. In der 
Zeit des beginnenden Weltwirtſchafts⸗ und Maſchinenzeitalters konnten die ſüd⸗ 
und mitteldeutſchen Königreiche, denen der „Drang nach dem Meer“ ebenfalls nicht 
erſpart blieb, zu bayrifchen, württembergiſchen, ſächſiſchen uſw. Seehäfen nur auf 
dem Wege über einen großen deutſchen Wirtſchaftsbund, ſpäter über ein ſtaatlich 
geeintes Deutſches Reich kommen. Der Drang zum Meer hatte vielleicht ein 
Hauptverdienſt an der Beſiegung des alten deutſchen Partikularismus, 
der ſtaatlichen Eigenbrötelei! In dieſem Fall ſchuf die großdeutſche Idee den 
ungenügend zum Meer gelegenen Staaten einen Ausweg. 

3. Allerdings dürfen die Staaten, die ans Meer drängen, nie vergeſſen, daß ihre 
Erwartungen nur dann auf dauernde Erfüllung rechnen können, wenn ſie ſich auf 
eigenes Volkstum zu ſtützen vermögen. Dem alten Oſterreich und dem alten Ungarn 
ſind ihre von fremdem Volkstum beſiedelten häfen Trieſt und Fiume, dem alten 
Rußland ſeine baltiſchen und finniſchen häfen wieder verloren gegangen. Es 
war daher auch ein Sehler der meiſten deutſchen Kaifer des Mittelalters, daß ſie dem 
Deutſchen Reiche mit aller Gewalt die Berührung mit dem Mittelmeer zu ver⸗ 
ſchaffen und zu ſichern wünſchten, das zwar damals das verkehrswichtigſte Meer der 
Erde, aber an allen Küjten von fremdem Volkstum eingenommen war. Es wäre 
für die geſamtdeutſche Geſchichte wahrlich unendlich viel beſſer geweſen, wenn die 
Kaijer ſich auf die von ihnen mißachteten deutſchen Meere, auf die Häfen „von 
der Maas bis an die Memel“ beſonnen und dem an ſich großartigen, aber des Schutzes 
durch eine ſtarke Zentralmacht völlig entbehrenden Städtebund der deutſchen Hanſe 
eine kraftvolle Rückenſtärkung hätten angedeihen laſſen. 

4. Der 1932 ausgebrochene Krieg zwiſchen den beiden reinen Binnenlandſtaaten 
Südamerikas, Paraguay und Bolivien, lehrte wieder die Anziehungskraft des 
Meeres. Paraguay hängt (wie die Tſchechoſlowakei und die Schweiz) durch einen 
allezeit ſicher benutzbaren Strom (Ca-Plata-⸗ und Parana⸗Schiffahrtsakte vom 10. Juli 
1855) mit dem Meer zuſammen. Bolivien aber iſt eine ſüdamerikaniſche Schweiz, 
die ſich nach ihrem „Rhein“ ſehnt. Seitdem ihm 1884 nach ſeinem Krieg gegen 
Chile die Küſte am Stillen Ozean zwiſchen 23 und 26° f. Br. genommen wurde 
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Mit ſolchen Erkenntniſſen ausgeſtattet, kann man erſt das rechte Urteil gewinnen 
über die ſtaatsmänniſche „Klugheit“ der Friedensmacher von Derjailles, welche 
die Zahl der reinen Binnenlandſtaaten Europas von vier im Jahre 1914 (Schweiz, 
Liechtenſtein, Cuxemburg, Serbien) auf ſechs erhöht haben (Schweiz, Ciechtenſtein, 
Luremburg, Oſterreich, Ungarn, Tſchechoſlowakei) und obendrein zwei weitere 
neue Staaten (Polen und Südſlawien) mit zweifellos nur mangelhaften und ſchmalen 
Meeresküſten ausgeſtattet haben, ſo daß dieſe Staaten heute etwa in derſelben 
Cage ſind wie das Brandenburg des Großen Rurfürſten im 17. Jahrh. Die Cöſungen 
von Derjailles können wahrlich nicht als ein Muſter ſtaatsmänniſcher Intelligenz an- 
geſprochen werden! Eine andere Cöſung (Internationaliſierung der Weichſel und 
polniſche Sreizonen in reichsdeutſchen Häfen), die ſogar die Polen ſelbſt noch im 
Sommer 1918 allein anſtrebten, wäre unendlich viel klüger geweſen als das geo— 
politiſch geradezu ungeheuerliche Gebilde des ſogenannten „Polniſchen Rorridors“. 
Jene andere Cöſung des polniſchen Problems, die auch Präſident Wilſon urſprüng— 
lich allein gewollt hatte — er hat dies ſelber eingeſtanden —, wäre ſachlich 
um ſo berechtigter geweſen, als ja auch der Tſchechoſlowakei in genau gleicher Weiſe 
ein „freier Zugang“ ſowohl zur Nord- wie zur Oſtſee (durch Freihäfen in hamburg 
und Stettin ſowie die freie Benutzung von Elbe und Oder) verſchafft worden iſt. 
Demgegenüber iſt der „Polniſche Korridor“, den franzöſiſche Maßloſigkeit erſonnen 
und Polen aufgedrängt hat, ein verfehltes Gebilde und der einzige polniſche 
Seehafen Edingen an offener, ungeſchützter Küſte nur künſtlich durch rieſige Staats— 
ſubventionen lebensfähig. Huch Bulgarien, dem man den ſeit 1913 erlangten, heiß⸗ 
begehrten Zugang zur Ägäis 1919 zugunſten des mit Häfen ohnehin überreich aus⸗ 
geſtatteten Griechenlands wieder nahm, mußte auf einen „Bulgariſchen Korridor“ ans 
kigäiſche Meer verzichten und mit wirtſchaftlichen Zugeſtändniſſen durch Griechenland 
in den Häfen Dedeagatſch und Saloniki zufrieden fein. — Jugoflawiens (Serbiens) 
nunmehrige eigene Häfen an der Adria beſitzen dagegen höchſt mangelhafte Verbin⸗ 
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eingeräumt (Abb. 36). — Die andauernde Bedrohung des Danziger Staates durch Polen 
und der Fiumekonflikt von 1919/20 haben gezeigt, daß die Derfailler Staatenmacherei 
von 1919 ohne hinreichende Einſicht in ſtaatliche Tebensnotwendigkeiten erfolgt ift, 
daß ſie infolge der ungenügenden Berückſichtigung des Dranges nach der guten Meeres⸗ 
küſte die Zahl der europäiſchen Unruheherde gegenüber der Vorkriegszeit nicht ver⸗ 
mindert, ſondern vermehrt hat! 

In ganz eigenartiger Weiſe hat das Streben nach dem „Korridor“ zwecks Berührung 
mit dem Meer neuerdings Wichtigkeit für die in und um Arabien entſtandenen, neuen 
Staaten erlangt. Unter dieſen war Transjordanien ein reiner Binnenſtaat ohne 
jede Küſte. Seine Beduinenbevölkerung hatte auch kein Bedürfnis nach Schiffahrt; 
um fo mehr wünſchte England als eigentlicher herr und Vormund dieſes Landes, 
ihm einen Rorridor zum Meere zu verſchaffen. Transjordanien hat für England 
anſehnlichen Wert, einmal wegen der Ölleitung (Abb. 10), die England vom meſo⸗ 
potamiſchen Petroleumgebiet bei Moſſul quer durch dieſes Land zum paläſtiniſchen See⸗ 
hafen Haifa legte (Inbetriebnahme 14. Januar 1935), aber auch als Durchgangsland ſeiner 
indiſchen §luglinie, die von Kairo nach Bagdad über Transjordanien hinweggeführt iſt. 
Da bei der neuen ſtaatlichen Grenzziehung der vorderaſiatiſchen Länder 1918-1920 
Transjordanien weſtlich ſchon am Jordan und Toten Meer endete, hat ihm England 
mit Hilfe einer ganz raffinierten, wenn auch wirklich nicht ſehr einwandfreien hand⸗ 
lungsweiſe einen „Korridor“ zum Roten Meer hin verſchafft. Als im Jahre 1924 der 
Wahabitenführer Ibn Sa’ud den Staat hedſchas eroberte und ſeinem Reiche Nedſchd 
angliederte (S. 135), veranlaßte England den ihm willenlos hörigen „Rönig von 
Hedſchas“ Huſſein, unmittelbar bevor er abdanken mußte, den zu ſeinem bisherigen 
Reich gehörigen Rote⸗Meer⸗ Hafen Afabä (das Ezeon Geber der Bibel, von wo Salo⸗ 
mos Ophir⸗Sahrt ausging!) ſamt dem wichtigen Verkehrsknotenpunkt Maan an der 
Mekkabahn an „Transjordanien“ abzutreten, das ſein eigener Sohn Abdallah als 
Emir von Englands Gnaden beherrſchte! Ibn Sa’ud hat die Engländer, denen 
zumal an der Feſtſetzung in Alabä viel liegt (S. 85), zu wiederholten Malen wiſſen 
laſſen, daß er dieſe typiſche Schiebung unter keinen Umſtänden anerkenne und den 
„transjordaniſchen Korridor“ nach Atabä als einen Beſtandteil feines Reiches Hedjchas 
in Unſpruch nähme. Alle Bemühungen Englands, dieſe Geſinnung zu ändern, find 
fehlgeſchlagen. Die endgültige Regelung des Streitfalls iſt aber vertagt worden, ſo 
daß die ſtaatsrechtliche Frage, ob Transjordanien gegenwärtig ſeinen Rorridor zum 
Meere behält oder nicht, erſt in Zukunft entſchieden wird. Vorläufig ſchaltet England 
jedenfalls in Atabä wie in einem „britiſchen“ Hafen, unterhält daſelbſt auch eine 
engliſche Garnifon und baut es zu einem zweiten „Aden“ aus. 
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Ungewöhnlich charakteriſtiſch iſt weiterhin der ſchmale Korridor zum Eis⸗ 
meer, den Finnland ſich 1920 im Frieden von Dorpat nach Petſamo an 
der Petſchengabucht des ſtets eisfreien Daranger⸗Sjords verſchafft und ſeither 
durch eine gute Automobilitrage vom Eiſenbahn⸗Endpunkt Rovaniemi aus er⸗ 
ſchloſſen hat. Finnland hat damit, was für die Staatenpolitik ſtets beſonders wichtig 
ift?), feine Küften an zwei völlig verſchiedenartige Meere vorgeſchoben. Die wachſende 
Bedeutung von Petſamo jjt daran zu erkennen, daß 1938 eine Fluglinie Stockholm — 
Detfamo in Betrieb genommen wurde. Doch droht die Gefahr einer ruſſiſchen Feſt⸗ 
ſetzung daſelbſt. 


3. Meerespforten und Meerengen. 


Ebenſo wichtig wie die großen „Pforten“ des feſten Candes können für die poli⸗ 
tiſchen Geſchicke die Meerespforten werden. Ihre Bedeutung wächſt gewaltig, wenn 
ihre Umgehung ausgeſchloſſen iſt und die Meeresteile, die ſie verbinden, beſonders 
ausgedehnt und bedeutſam für das Derfehrsleben find. Solche Meerespforten können 
vom Menſchen auch künſtlich hergeſtellt werden: der Suezkanal und der Panama⸗ 
kanal als die einzigen künſtlichen Waſſerſtraßen, die ganze Ozeane verbinden und ganze 
Kontinente ſcheiden, find die klaſſiſchen Beiſpiele. 

Die Begriffe Meerespforte und Meerenge decken ſich natürlich weitgehend. 
Es wird aber dennoch gut ſein, ſie ſcharf zu unterſcheiden, indem man unter Meer⸗ 
enge alle engen natürlichen Waſſerſtraßen zwiſchen wichtigen Meeren verſteht, unter 
Meeres pforten dagegen nur ſolche Meerengen, die den Schiffen keinerlei annehm⸗ 
bare Umgehungsmöglichkeit darbieten. In dieſem Sinne wird man den Armeltanal, 
den Örefund, die Straße von Meſſina, die Malakka⸗, Tſuſhima⸗ und Magellanſtraße, 
trotz ihrer gewaltigen politiſchen Bedeutung, nicht als eigentliche „Pforten“ im Welt⸗ 
meer bezeichnen können, wohl aber die Straße von Gibraltar, als weitaus wichtigſte 
und charakteriſtiſchſte Meerespforte überhaupt, ebenſo die Straße von Otranto, den 
Bos porus mit den Dardanellen, die Straße von Ormuz, die Meerenge Bab⸗el⸗Mandeb. 
Huch die Beringſtraße und die hudſonſtraße hätten Unſpruch auf die Bezeichnung als 
Pforte, werden aber als ſolche nicht in Unſpruch genommen, da zur „Pforte“ doch 
eben eine gewiſſe Derfehrsbedeutung gehört, die jenen Meerengen wegen der be⸗ 
kannten Ode der angrenzenden Meere nicht zu eigen iſt. Dagegen ſpricht man 
— für den allerdings noch ſehr beſcheidenen europäͤiſchen Seeverkehr zum Ob und 
Jeniſſei — von der „Rariſchen Pforte“ zwiſchen Nowaja Semlja und der Feſtlands⸗ 
maſſe, da jene Meerenge in der Praxis der Eismeerſchiffahrt bisher nicht umgangen 
werden konnte. 

Die politiſche Bedeutung iſt bei allen vom Derkehr benutzten Meerengen kräftig 
ausgeprägt. Sie wächſt natürlich mit der Stärke des Verkehrs und tritt bei den eigent⸗ 
lichen Pforten am ſtärkſten in die Erſcheinung. Der Staat, der einen wichtigen Meeres⸗ 
durchgang feſt in der Hand hat, beſitzt in Friedens⸗ wie in Kriegszeiten einen großen 
Dorſprung vor feinen Mitbewerbern und Gegnern. 

In neuerer Jeit iſt mit dem allgemeinen Unrecht auf das Weltmeer im Frie⸗ 
den (S. 187.) auch das der jederzeitigen unbehinderten Durchfahrt durch wich⸗ 


1) Dgl. R. Hennig, Geopolitik. 2. Aufl. Leipzig 1931. S. 87 ff., über den Wert der Zwei⸗ 
meereslage. 
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tige natürliche und ſelbſt künſtliche (Suez⸗, Panama⸗, Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal) See⸗ 
engen ein für alle Male grundſätzlich anerkannt und völkerrechtlich verbürgt worden. 
Dafür äußert ſich in unſeren Tagen die politiſche Wichtigkeit jeder Art von Meerenge, 
die zugleich eine wichtige handels⸗ und Verkehrsſtraße iſt, in anderer Weiſe: 


Natürliche Meerespforten und Meerengen ſind gegenwärtig in Friedenszeiten 
„Niemanòs⸗Gewäſſer“ und daher den Handelsſchiffen aller Völker mit gleichen Rede 
ten und Pflichten freigegeben. Dagegen beſteht eine Neigung, ſolche wichtigen Durch⸗ 
gänge für Kriegszeiten feſt in die hand zu bekommen; entweder der Uferſtaat oder 
der zur See mächtigſte Staat ſucht durch Errichtung militäriſcher Stützpunkte in der 
Durchfahrt, oft von Seefeſtungen, die Enge zu einem ſtarken Trumpf im Intereſſe feiner 
nationalen Politik su machen. 


Bei)piele. 


1. England hat ſchon ſeit über 300 Jahren ganz ſuſtematiſch darnach getrachtet, 
wichtige Meerengen zu beherrſchen und in der Regel mit engliſchen Seefeſtungen 
oder mindeſtens Befeſtigungswerken und Flottenſtützpunkten in der nächſten Nähe 
auszuſtatten. So befinden ſich an der engſten Stelle des Armelkanals, in der 
Gibraltar⸗ und der Malakkaſtraße die ſtärkſten engliſchen Seſtungen; in der Meer⸗ 


einſchnürung zwiſchen Sizilien und Tunis hat ſich England 1800 auf Malta feſt⸗ 


geſetzt, deſſen Wert heute allerdings durch die Entwicklung der italieniſchen Luft- 
waffe weſentlich gegenüber dem 19. Jahrh. gemindert iſt, in der Straße Bab⸗el⸗ 
Mandeb 1857 auf den pPerim-Inſeln. Dazu wird dieſelbe Meerenge, die erſt 
im 19. Jahrh. durch den Bau des Suezkanals größere Bedeutung erhielt, durch 
das ſeit 1839 britiſche Aden (1937 aus der indiſchen Verwaltung herausgenommen 
und unmittelbare Kronkolonie) in vorteilhaft flankierender Seitenſtellung vortrefflich 
überwacht, ebenſo der „internationaliſierte“ Suezkanal im Norden durch das ſeit 
1878 britiſche Zu pern (Abb. 57), die ehedem beſonders wichtige Magellanſtraße durch 
die 1835 von England annektierten Falklandsinſeln. Gegenwärtig ſchafft ſich 
England eine ganze Unzahl neuer Marine-Stützpunkte, die vor allem der Sicherung 
des Wegs nach dem Fernen Oſten dienen ſollen. Solche neuen militäriſchen Stütz⸗ 
punkte ſind Samagulta auf Zypern, Haifa, Akaba, St. Helena, Freetown, Simonstown 
(das „ſüdafrikaniſche Gibraltar“), Durban, Mombaſſa, Bahrein-Inſeln, Trinkomali 
auf Ceylon, Port Darwin in Nordauſtralien, Brunei auf Borneo und Hongkong. 

Neben den rieſigen militäriſchen Vorteilen bringt ſolche Beherrſchung der Meer⸗ 
engen in vielen Sällen auch reichen wirtſchaftlichen Nutzen: Singapur 3. B., an der 
Grenze zwiſchen dem Indiſchen und Stillen Ozean, zwiſchen dem britiſchen Imperium 
und der erwachenden Welt Gſtaſiens gelegen, ſieht 80% des geſamten Handels- 
verkehrs zwiſchen den beiden Ozeanen und 500.5. des ganzen japaniſchen Hußen⸗ 
handels in ſeinem hafen erſcheinen! 

2. Wo England nicht ſelbſt in wichtigen Meerengen Fuß zu faſſen vermochte, 
geſtattete es zumindeſt auch keiner anderen Seemacht ſich feſtzuſetzen, ſondern 
achtete eiferſüchtig darauf, daß nur politiſch ſchwache und im Ernſtfalle wehr⸗ 
loſe Staaten Beſitzer und Überwacher der Meerenge wurden. Dem „kranken 
Mann“ gönnte man den Beſitz des Bosporus und der Dardanellen; 
der Großmacht Rußland wurde die Annäherung an ſie nachdrücklichſt immer 
aufs neue verweigert. Das ſchwache Dänemark wurde am Oreſund und an 
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den Belten geduldet; eine Feſtſetzung Deutſchlands oder Rußlands daſelbſt 
(die freilich nie geplant war) wäre für England zweifellos ein casus belli ge⸗ 
weſen. An der befonders wichtigen Gibraltarſtraße duldete England keinen Ter⸗ 
ritorialbeſitz Frankreichs, obwohl es ſeinem Bundesgenoſſen von 1904 ſonſt willig 
ganz Marokko als Kolonialland überließ. Auf der Südſeite der wichtigen Meerenge 
wurde nur ein „Spaniſch⸗Marokko“ geſtattet, da Spanien (dem man den wichtigſten 
Stützpunkt auf der Nordſeite der Meerenge, Gibraltar, weggenommen hatte, 4. Auguſt 
1704) ein ſchwacher Staat war, der einer engliſchen Gibraltarſtraße niemals ge⸗ 
fährlich werden konnte. Den wichtigſten hafen aber, Tanger, gönnte man auch den 
Spaniern nicht; er mußte vielmehr, da ihn England ſelbſt nicht in die hand zu be⸗ 
kommen vermochte, auf engliſches Derlangen 1912 internationaliſiert und zu einem 
von England, Frankreich, Marokko, Spanien und Italien gemeinſam verwalteten, 
beſonderen Staat gemacht werden (S. 188f.). 

3. Un der ſchlauchartig engen Pforte der Dardanellen hat vor dem Weltkrieg 
die Türkei als Uferſtaat mit deutſcher Hilfe Befeſtigungen gebaut, deren hoher Wert 
bei den ſchweren Dardanellenkämpfen von März 1915 bis au 1916 klar genug 
in die Erſcheinung trat. 

4. An der Straße von Otranto duldete Italien ach dem zweiten Balkan⸗ 
krieg 1912/13 auf der nicht⸗italieniſchen Oſtſeite kein ſerbiſches oder griechiſches 
Gegenufer. Es mußte eigens ein neuer, ſchwacher Staat Albanien (den auch 
Oſterreich forderte) geſchaffen werden, damit in ihm die politiſchen Intereſſen Italiens 
leicht durchgeſetzt werden konnten. Albanien iſt heute von Italien „beſchützt“, d. h. 
an jeder antiitalieniſchen Haltung nachdrücklich behindert (italieniſche Flotten⸗ 
demonſtration vor Durazzo im Juli 1934). Dazu hat Italien 1920 die an der albaniſchen 
Küfte gegenüber Dalona gelegene Inſel Saſeno beſetzt, ſtark befeſtigt, zu einem 
„Gibraltar der Adria” ausgebaut und damit auf der Linie Otranto —Saſeno eine Art 
von militäriſcher Sperrfette vor die Adria gelegt, da die Otranto⸗Straße auch ſonſt 
militäriſch leicht zu ſperren iſt. 

5. Wie ſehr Japans Beherrſchung der Straße von Korea den ruſſiſchen Küſten⸗ 
beſitz in Oſtaſien, insbeſondere Wladiwoſtok, in Kriegszeiten entwertet, hat der 
Ruſſiſch⸗Japaniſche Krieg 1904/05 bewieſen. Der ſpielend leicht errungene japaniſche 
Sieg über das mächtige „Baltiſche Geſchwader“ der Ruſſen in der Seeſchlacht von 
Tſuſhima (27./28. Mai 1905) erklärt ſich in erſter Linie durch den Pfortencharakter der 
genannten Meerenge. Schon früher einmal (1274) diente die enge Straße von Korea 
dem Staat Japan zur erfolgreichen Abwehr des erſten mongoliſchen Eroberungsver⸗ 
ſuchs und zur Vernichtung eines mongoliſch⸗chineſiſchen Geſchwaders von 300 Schiffen. 

6. Gegenwärtig ſehen wir einen ſehr charakteriſtiſchen Wettſtreit um die Be- 
herrſchung wichtiger Meerengen zwiſchen England und Italien ſich 
abſpielen. Italien ſtrebt nach der Vormachtſtellung im Mittelmeer und ſucht auch 
feine durch die Eroberung Ubeſſiniens erlangte Stellung am Roten Meer und an der 
Straße Bab⸗el⸗Mandeb auszubauen. Dadurch ſtört es die Kreiſe Englands empfind⸗ 
lich, und zwiſchen beiden Staaten hat 1956 ein offenſichtlicher Kampf um die Be⸗ 
herrſchung der engſten Stellen in der großen Meeresſtraße AUtlantiſcher — Indiſcher 
Ozean eingeſetzt, der jedoch durch den Freundſchaftsvertrag vom 16. April 1958 beigelegt, 
richtiger geſagt: vertagt worden iſt. Malta, das bisher die Meerenge zwiſchen Sizilien 
und Tunis kontrollierte, iſt einmal durch die Entwicklung der italieniſchen Luftwaffe, 
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Abb. 37. Die wichtigſten Stützpunkte der britiſchen Weltmacht. 


andererſeits durch die neue italienische Befeſtigung der Inſel Pantelleria in der nur 
142 km breiten Durchfahrt zwiſchen Sizilien und Tunis gelegen (S. 75), bedeutend ent⸗ 
wertet worden. — Auch die Inſel Saſeno an der albaniſchen Küſte (ſiehe oben) wird zur 
Zeit in eine Seefeſtung von Rang verwandelt. England ſucht ſich dafür durch ſtärkſten 
Ausbau feiner Stellung im öſtlichen Mittelmeer und am Suezkanal zu entſchädigen: am 
Suezkanal ſtehen ſtändig britiſche Truppen, Zupern wird ſtark befeſtigt, Alexandrien und 
Haifa ſind engliſche Flottenſtützpunkte geworden, auch in Ataba liegt dauernd eine 
britiſche Garniſon, und eine neue Slottenbafis und ein Militärflugplatz ſind daſelbſt 
im Entſtehen begriffen. — fluch an der Straße Bab⸗el⸗Mandeb wirkt ſich der engliſch⸗ 
italieniſche Gegenſatz aus, der eine anſehnliche Kriegsgefahr für eine nicht ferne Zu⸗ 
lunft in ſich birgt: Italien befeſtigt Afjab und die unmittelbar an der Meerenge ge⸗ 
legene Inſel Dumeira, die ihm im römiſchen Abfommen vom 7. Januar 1935 von 
Frankreich abgetreten wurde. Gleichzeitig beſetzte England das 1868 von Frankreich 
annektierte, aber nie ausgenutzte Kap Schech Said an der arabiſchen Küfte der Bab⸗el⸗ 
Mandeb⸗Straße, auf das Frankreich zugunſten Englands verzichtet hat. Außerdem 
ſichert England ſeinen zweiten Seeweg nach Indien ums Rap durch Schaffung von 
vier neuen Kriegshäfen an der afrikaniſchen Feſtlandsküſte (vgl. S. 68). 


4. Das Streben nach dem „Mare nostro“. 


Unter „Mare nostro“ im engeren Sinne verſteht der Italiener die Adria und 
darüber hinaus das politiſche Ziel, tunlich alle Küftenländer dieſes Meeres in den 
italieniſchen Staat einzubeziehen. Die Adria ſoll alſo ſchließlich ein Binnengewäſſer 
innerhalb des Größeren Italien mit einer einzigen, nur von italieniſchem Beſttz 
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Abb. 38. Das Mittelmeer als römiſches Mare nostro um 130 n. Chr. 


flankierten See⸗-Zugangsſtraße (Straße von Otranto) werden. Nach dem Weltkriege 
iſt dieſes politiſche Ziel mit der Vorſchiebung der italieniſchen Grenze aufs Oſtufer 
bis Fiume und mit der italieniſchen Dormachtſtellung in Albanien zum größeren 
Teil, wenn auch noch lange nicht vollſtändig, erreicht worden. Das italieniſche Streben 
nach dem „Mare nostro“ und der jugoſlawiſche Wunſch nach eigenem adriatiſchem 
Küſtenbeſitz ſtehen natürlich in unvereinbarem Widerſpruch miteinander und ſtellen 
eine politiſche Reibungsfläche von Dauer dar. Italien hat bereits an der Oſtküſte durch 
den Beſitz von Trieſt, Fiume, Jara, der Inſeln Cagoſta vor der Narentamündung und 
Saſeno vor Dalona eine militäriſch überragende Stellung inne. 
Der Begriff „Mare nostro“ hat dann aber in der Geopolitik eine erweiterte Be⸗ 

deutung erlangt: 

Wirtſchaftlich oder politiſch wichtige Randmeere ſucht der jeweils kraftvollſte Ufer⸗ 

ſtaat von jeher gern in möglichſt großem Umfang in ſeinen Beſitz zu bringen — durch 

Aneignung aller Küften oder doch zumindeſt des größten Teiles davon. Gelingt 

dieſer Plan, fo liegt ein echtes „Mare nostro“ vor. Oft freilich bleibt dieſes nur 

unfertig ausgebildet. 

Beijpiele. 


1. Dom 6. bis zum 3. Jahrh. v. Chr. beſtand ein deutliches Streben Karthagos, 
das ganze weſtliche Mittelmeer zum karthagiſchen Mare nostro werden zu laſſen. 
Der erſte Puniſche Krieg (264—241 v. Chr.) zerſchlug die Fortführung dieſer Politik. — 
In der Folge machte Rom zunächſt durch Erwerbung von Sizilien, Sardinien und 
Korſika das Turrheniſche Meer zum Mare nostro. Später wurde in der römiſchen 
Kaiſerzeit das ganze Mittelmeer für mehrere Jahrhunderte ein römiſches 
Mare nostro (Abb. 38). 

Hennig⸗Körholz, Geopolitit [5240] 5. Aufl. 6 
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2. die Ägäis war zur 
Blütezeit des Hellenentums 
nahezu ein griechifches, im 
12. Jahrh. ein buzantiniſches 
(Abb. 59), von 1669 — 1829 ein 
türkiſches Mare nostro. Zwi⸗ 
ſchen 1912 und 1922 verſuchte 
Griechenland abermals, dar⸗ 
aus ein griechiſches Mare 
nostro zu machen. Die Rüſte 
des griechiſchen Staates wurde 
nach dem zweiten Balkan⸗ 
kriege 1913 bis über Saloniki, 

1920 bis zu den Dardanellen 

Abb. 59. Die Agkis als 4 Jh chunder n. und dem Marmarameer vor⸗ 

geſchoben. 1919—22 griff 

Griechenland nach Kleinafien hinüber, um den Türken auch das Oſtufer der Agäis 

zu entreißen, wurde aber 1922 vom türkiſchen Diktator Remal Atatürk entſcheidend 

geſchlagen und mußte im Frieden von LCauſanne (24. Juli 1923) feinen Plan auf⸗ 
geben, ſogar im Norden ſeine Grenze wieder bis zur Maritza zurückverlegen. 

3. Das Schwarze Meer war von 12611381 als ein genueſiſches, von 1475—1696 
als ein türkiſches Mare nostro zu betrachten. 1914 hoffte Rußland, daraus ein ruſ⸗ 
ſiſches Mare nostro machen zu können. 

4. Die Nordſee war unter Knut dem Großen (1014-1035), der gleichzeitig 
König von Dänemark, Norwegen und England war, nahe daran, ein däniſches 
Mare nostro zu werden. Nur der Süden und die ſchottiſche Küfte wurden nicht von 
Dänemark beherrſcht (vgl. Abb. 40). 

5. Die Oſtſee war im Anfang des 13. Jahrh. in ihrer Südhälfte größtenteils ein 
däniſches Mare nostro geworden; denn 
Dänemarks Küſtenbeſitz reichte von Sũd⸗ 
ſchweden bis zur Memel und umfaßte 
auch Eſtland ſamt den baltiſchen In⸗ 
ſeln. — In der Zeit Guſtav Adolfs 
(16111652) dagegen wollte Schweden 
die Oſtſee zum ſchwediſchen Mare nostro 
machen und hat dieſes Ziel durch den 
Weſtfäliſchen Frieden (1648) und den 
Frieden von Roestilde (1658) auch faſt 
erreicht; denn von 1658 — 1700 gehör⸗ 
ten zu Schweden, außer dem Stamm⸗ 
land, noch ganz Finnland, Rarelien, 
Ingermanland, die baltiſche Küſte bis 
über die Düna hinaus, Vorpommern mit 
den pommerſchen Inſeln, Wismar und 
Abb. 40. Die Nordſee unter däniſcher Herrschaft um 1035. zeitweilig (1629 — 1635) auch die Kuri- 

a hicterDerlag, Berlin) ſchhe Nehrung, pillau und Elbing. 
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6. Unter Jar Alexander l. (1801 
bis 1825) beſtand in Petersburg die Alb- 
ficht, den Nor d⸗ Pazifik zu einem ruffi- 
ſchen Mare nostro zu machen (bb. 41). 
1808 war Rußland nahe daran, die 
Hawai⸗Inſeln zu annektieren. Am 
4. September 1821 unterſagte ein 
kaiſerlicher Ukas allen fremden Schiffen 
die Annäherung an die nordamerika⸗ 
niſche Pazifit-Küfte nördlich vom 51° 
n. Br. auf weniger als 100 Meilen — 
außer in Sällen der Not. Auf dem Ron⸗ 5 - — 
greß von Verona (1822) forderte Ruß⸗ abb. 41. Der ehedem ruſſiſche Candbeſitz in Amerika 
land Britiſch⸗Kolumbia für ſich, ſogar ee 
San Sranzisco! Doch war es für eine ſolche Politik bereits zu ſpät: der Einſpruch der 
vereinigten Staaten nötigte Rußland 1824, feine Küſtenanſprüche bis 549 40° zurück⸗ 
zupflocken. 

7. Das Japaniſche Meer iſt heute ein japaniſches Mare nostro, mit Ausnahme der 
— wie lange noch? — ruſſiſchen Küſtenprovinz auf dem Seftland im Norden von Korea. 

8. In der Jeit nach dem Weltkriege hat ſich Norwegen folgerichtig bemüht, den 
Nordatlantik zum norwegiſchen Mare nostro zu machen. ZJunächſt wurden 1920 
Spitzbergen und die Bäreninſel norwegiſch, dann 1929 die Inſel Jan Mayen, 1931/32 
Teile von Oſtgrönland, die ihm aber 1955 wieder genommen wurden (S. 28). 

9. Rußland hat ſeit 1828 (Sriede von Turkmantſchai) das Raſpiſche Meer als 
ruſſiſches Mare nostro betrachtet. Zwar waren die ſüdlichen Küſten perſiſcher Beſitz 
geblieben. Im hinblick auf ſeine hohe politiſche Schwäche im 19. Jahrh. hatte 
aber Perjien politiſch und militäriſch nichts im Kaſpiſchen Meer zu ſagen. Die Der- 
hältniſſe haben ſich neuerdings geändert. Die anſehnliche politiſche Erſtarkung Per⸗ 
ſiens unter Schah Pählewi ſeit 1922 hat ſich im Kaſpiſchen Meer ebenſo aus⸗ 
gewirkt wie im Iraniſchen Golf, den bis vor kurzem England als ſeine alleinige 
Machtſphäre anſah: zur Zeit ſchafft ſich der Staat Iran (ſeit 1936 hat Perſien ſich 
zum Staat Iran⸗Großperſien umgeſtaltet) am Südufer des Kafpijchen Meeres einen 
eigenen Kriegshafen Dehnon, von dem gleichzeitig eine militäriſche Sicherungsbahn 
als transiraniſche Bahn bis an den Iraniſchen Golf ausgehen wird.“) 

10. Das großartigſte Beiſpiel einer Mare-nostro-Bildung bietet der heutige In⸗ 
diſche Ozean dar. Hier ſind zum erſten Male in der Geſchichte nahezu alle Ufer 
eines ganzen Ozeans unter die Herrſchaft oder zumindeſt die Kontrolle eines ein⸗ 
zigen Staates gekommen: Englands. Don Niederländiſch⸗Indien, neuerdings auch 
von Iran und Teilen flrabiens, abgeſehen, find alle wirklich wichtigen Rüſten dieſes 
Ozeans und ſeiner Randmeere in britiſcher hand, ſei es als Kronkolonie, ſei es als 
Mandatsland, ſei es in anderer Form der Abhängigkeit und Überwachung durch 
London (Port.⸗Oſtafrika). Ein ſchon von Leibniz gegenüber Ludwig XIV. geäußertes 
Wort hat ſich wunderbar erfüllt: „Wer Agypten in händen hat, hat auch die ge⸗ 
ſamten Küften und Inſeln des Indiſchen Ozeans.“ | 


1) Dgl. Petermanns Mitteilungen 1935, S. 272. 
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5. Hoheitsanſprüche auf Meere (Mare clausum). 


Wohl zu unterſcheiden von dem Streben nach dem Mare nostro, das ſich allein 
auf den politiſchen Beſitz der Küſten bezieht, iſt der in älteren Perioden der Geſchichte 
des öfteren wahrnehmbare Verſuch, wertvolle Meere und Meeresteile ſelbſt in den eige⸗ 
nen herrſchaftsbereich einzubeziehen, zum Monopolgebiet der eigenen Handelsſchiff⸗ 
fahrt zu machen und allen fremden Schiffen die Fahrt daſelbſt zu verbieten (Mare 
clausum). Es wurden alſo Hoheitsanſprüche auf ganze Meere, ja, auf Ozeane aus» 
gedehnt. Unſere Zeit kennt dergleichen nicht mehr, da ſeit 1882 von allen Rultur⸗ 
ſtaaten der Grundſatz anerkannt iſt, daß das offene Meer als internationaliſiert an⸗ 
zuſehen iſt (S. 187). Territorialgewäſſer im Meer gibt es nur noch in der unmittel⸗ 
baren Nähe der Küften: allen Meeresufern iſt ein 3 Seemeilen (= 5555 m) breiter 
Gewäſſerſtreifen vorgelagert, der zum Hoheitsgebiet des Küſtenſtaates gehört. Dar⸗ 
über hinaus iſt grundſätzlich und allenthalben „nullius regio“. 


Hoheitsanſprüche, die ſich auf ganze Meere erſtrecken, ſind ſeit 1882 ein für alle 
Male ausgeſchloſſen. In älteren Zeiten haben fie oft politiſche Unruhe geſchaffen. 


Beiſpiele. 


1. Als ſich die Karthager nach der Seeſchlacht bei Alalia (um 537 v. Chr.) in Sũd⸗ 
ſpanien feſtgeſetzt hatten, ſperrten ſie die Gibraltarſtraße für jede nichtkarthagiſche 
Schiffahrt bei Todesitrafe. Dieſe Sperre beſtand — mit wenigen, kurzen, unbedeutenden 
Unterbrechungen — über 300 Jahre, bis zum Jahre 206 v. Chr., in dem während des 
zweiten Puniſchen Krieges (218 —201) die in Südſpanien eindringenden Römer den 
Karthagern die herrſchaft über die Gibraltarſtraße entriſſen. 

2. Als die Portugiefen 1498 den Seeweg nach Indien gefunden hatten, ver⸗ 
boten fie allen nicht⸗portugieſiſchen Schiffen die Fahrt ums Kap der Guten Hoffnung 
in den Indiſchen Ozean. Ihre Machtmittel reichten freilich nicht aus, um ihren Mono⸗ 
polanſpruch durchzuſetzen. 

3. Jahrhundertelang war allen nicht⸗ſpaniſchen Schiffen die Befahrung der Gewäſſer 
der ſpaniſchen Kolonien in Amerika und der Handel mit diefen Kolonien ver⸗ 
boten. Allerdings bewilligte die ſpaniſche Regierung von Fall zu Fall Ausnahmen, 
zumal ſolchen Schiffen, die, wie 3. B. die hamburgiſchen, politiſch unverdächtig 
waren. 

4. Das Schwarze Meer war ſeit 1261 für rund 100 Jahre ein Gewäſſer, auf dem 
die Fahrt von der genueſiſchen Großmacht ausſchließlich genueſiſchen Schiffen er⸗ 
laubt wurde. 

5. Im 14. Jahrh. beanſpruchte England den Ar melkanal als rein engliſches Ge⸗ 
wäſſer, konnte freilich den Unſpruch nicht durchſetzen. Im ſelben und im nächſten 
Jahrhundert forderten die Hanſeſtädte das Recht zu beſtimmen, wieviel holländiſche 
Schiffe alljährlich die Oſtſee befahren dürften. Ebenſo wollte im 15. Jahrh. Venedig 
die Adria für fremde Schiffahrt ſperren, doch kam es nicht dazu. 

6. Im Unfang des 17. Jahrh. beanſpruchte England nahezu die ganze Nordſee 
bis in die Nähe der holländiſchen Küfte als Monopolfanggebiet für britiſche Herings⸗ 
fiſcher. Es kam darüber zu einem ſcharfen und gefährlichen Konflikt mit Holland. Ein 
Krieg wurde damals (1616) vermieden, doch trug jener Konflikt und manch anderer, 
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ähnlich gelagerter zwiſchen England und Holland weſentlich dazu bei, daß der große 
niederländiſche Rechtsgelehrte hugo Grotius (f 1645) erſtmalig ſeinen berühmten 
Rechtsgrundſatz von der bedingungsloſen „Freiheit des Meeres“ (mare liberum) auf» 
ſtellte. 

7. Im Jahre 1616 wurde allen nicht⸗᷑uſſiſchen Schiffen die Seefahrt im Eis meer 
öſtlich vom Weißen Meer verboten. Erſt in den 70er Jahren des 19. Jahrh. wurde 
auf dieſes Verbot verzichtet. 

8. Unmittelbar vor dem amerikaniſchen Unabhängigkeitskrieg 1776—83 war Eng⸗ 
land drauf und dran, aus dem größten Teil des Utlantiſchen Ozeans ein 
britiſches Mare nostro zu machen: die Gewäſſer zwiſchen dem Mutterland, Gibraltar 
(ſeit 1704 engliſch), Gambia (feit 1604), Virginia (ſeit 1584), den Bermudas (ſeit 
1612), den Bahama⸗Inſeln (ſeit 1646), Dominica (ſeit 1748), Neufundland (ſeit 
1713) und Ranada⸗ Akadien (ſeit 1763) ſtanden unter engliſcher Kontrolle und waren 
militäriſch völlig von England beherricht!), wenn fie auch im Frieden fremden Schiffen 
zugänglich blieben. 

Auch Meerengen, die fo ſchmal find, daß fie im ganzen Umfang in die ſtaatliche 
Dreimeilenzone des Uferſtaates bzw. der Uferſtaaten fallen, dürfen heute nicht mehr 
geſperrt und die Durchfahrt in Friedenszeiten kann niemandem verwehrt werden. 
Früher übten die Hoheitsitaaten in ihnen oft jegliche Willkür aus, ſperrten fie für 
fremde Schiffe, ſchloſſen ſie wohl gar mit einer quer über die Waſſerſtraße geſpannten 
eiſernen Kette ab (Bosporus, Bab⸗el⸗Mandeb) oder ließen ſich zumindeſt von jedem 
hindurchfahrenden Schiff die Erlaubnis zur Reife mit anſehnlichen Jollabgaben 
bezahlen. 

1. Am berühmteſten iſt die däniſche Sund ſperre und der däniſche Sundzoll ge⸗ 
worden. Als alleiniger Durchgang zwiſchen Oſt⸗ und Nordſee war der Oreſund 
mitſamt den Belten im Mittelalter von hervorragender Bedeutung. In Konflikte 
fällen ſperrte Dänemark die Durchfahrt. Beſonders die deutſchen Hanſeſtädte an der 
Oſtſee wurden hiervon wiederholt empfindlich betroffen, und mehr als einmal 
iſt es darüber zum Kriege zwiſchen Dänemark und der Hanfe gekommen. In 
der Neuzeit wurde die Sundſperre nicht mehr verhängt. Doch hat Dänemark noch bis 
1857 von jedem paſſierenden Schiff den „Sundzoll“ erhoben und erſt dann gegen 
eine einmalige Abfindung für immer auf dieſes Recht verzichtet. 

2. Als im Jahre 1585 Antwerpen von dem ſpaniſchen Statthalter Hlexander Sar- 
neſe dem aufſtändiſchen Holland entriſſen war, verhängten die zum ſelbſtändigen 
Staat gewordenen Niederlande über die Scheldemündung und die Waſſerwege 
zwiſchen den ihr vorgelagerten Inſeln ein abſolutes Schiffahrtsverbot, das ſowohl 
im Waffenſtillſtand von 1609 wie ſpäter 1648 im Weſtfäliſchen Frieden anerkannt 
werden mußte. Hbgeſehen von den paar Jahren des Napoleoniſchen Zeitalters, 
als Antwerpen ein franzöſiſcher hafen und Holland eine franzöſiſche Provinz war, 
hat dieſe Scheldeſperre von 1585 bis 1859 gedauert und hat dem im 16. Jahrh. 
blühendſten hafen Europas einen völligen Niedergang gebracht. Erſt im Condoner 
Frieden (19. April 1839), der Belgien als neuen Staat von den Niederlanden trennte, 
verzichteten die Holländer auf die Scheldefperre. Da aber die Zufahrt nach küntwerpen 
notwendig über die niederländiſchen Hoheitsgewäljer in der Scheldemündung verlief 
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(Abb. 43), erhob holland von jedem 
nach Antwerpen fahrenden oder 
von dort kommenden Schiff den 
Scheldezoll. Erſt im Haager Der: 
trag vom 12. Mai 1863 wurde diefer 
durch Zahlung einer einmaligen Alb- 
findung ein für alle Male aufgehoben. 

3. Der Bosporus ſamt den 
Dardanellen iſt im Laufe der Ge⸗ 
ſchichte zu wiederholten Malen 
Gegenſtand politiſcher Sperrung ge⸗ 
weſen. Höchſt wahrſcheinlich iſt ſchon CCC 
der Trojaniſche Krieg, deſſen Geſchichtlichkeit jetzt durch die Urkunden von Boghazköj 
erwieſen zu ſein ſcheint, im letzten Grunde durch das Streben griechiſcher Fürſten 
bedingt worden, eine von dem Reich Troja ausgeübte Sperre der Meerengen zu 
zerbrechen und Zugang ins Schwarze Meer zu erhalten. — Ohne Zweifel fand ein 
Kampf um eine ſolche Bosporusſperre im Jahre 219 v. Chr. ſtatt, als die Bithunier 
und Rhodier durch einen kurzen Krieg Byzanz zum Verzicht auf den geplanten Meers 
engenzoll zwangen. — Daß ums Jahr 1042 der Bosporus von den Byzantinern durch 
eine Kette geſperrt war, berichten die Norwegiſchen Rönigsgeſchichten im Unſchluß 
an Haralds des Harten Erlebniſſe in Byzanz. — Später erbaute Sultan Mohammed ll. 
nach der Eroberung Ronſtantinopels (29. Mai 1455) bei Rumeli Hiſſar einen Turm 
mit dem bezeichnenden Namen „Abſchneider der Meerengen“ (Boghas Kejen). — 
1628 ſpannte Sultan Murad IV. abermals eine Rette über den Bosporus, damit 
kein Schiff ohne ſeine Erlaubnis die Meerenge durchfahren konnte. Bis 1774 maßte 
ſich die Türkei noch das Recht an, fremden Nationen nach Gefallen die Durch⸗ 
fahrt zu verbieten. — Seit 1829 waren alle fremden Handelsſchiffe zugelaſſen, 
aber den fremden Kriegsichiffen wurde die Benutzung meiſt verweigert. — Erſt 
im Laufanner Frieden vom 24. Juli 1925 wurden die Meerengen entfeſtigt und 
in friedlichen Zeiten für Handels⸗ wie für Kriegsſchiffe gleicherweiſe benutzbar. 
Selbſt den ruſſiſchen Kriegsſchiffen, denen die Meerengen — von einzelnen Aus= 
nahmefällen abgeſehen — noch verſchloſſen blieben, hat ſchließlich der Vertrag von 
Montreux (22. Juni 1936) das Recht der Durchfahrt ohne Beſchränkung eingeräumt, 
was ſich im ſpaniſchen Bürgerkrieg 1956—38 ſehr zum Schaden des nationalen flb⸗ 
wehrkampfes gegen die bolſchewiſtiſche Regierung ausgewirkt hat. Andererjeits hat 
die Türkei 1936 das Recht zur Befeſtigung der Meerengen zurückgewonnen. 

4. Bei den künſtlich geſchaffenen, großen Seekanälen, die in ihrer Bedeutung den 
Meerengen gleichkommen, ſind die Rechtsverhältniſſe kompliziert und nichts weniger 
als gleichartig. Man kann es verſtehen, wenn der Staat, der den Kanal gebaut und 
alle Koften dafür aufgewandt hat, auch beſondere Vorrechte und insbeſondere 
Hoheitsrechte darin beanſprucht. Doch iſt dies im großen und ganzen nur beim 
Pana makanal der Fall, in dem die Vereinigten Staaten volle Souveränität haben, 
wenn ſie auch in Friedenszeiten verpflichtet ſind, den Kanal für alle Schiffe unter 
gleichen Bedingungen offen zu halten. Sicher werden beim neugeplanten Nikaragua⸗ 
kanal der Vereinigten Staaten die Dinge nicht anders liegen. Zwar dürfte an 
dem ſtaatlichen Hoheitsrecht Nikaraguas im Kanalgebiet kaum gerüttelt werden; in 
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Wahrheit aber wird Nikaragua im Kanal der Vereinigten Staaten ebenſowenig Der⸗ 
fügungsrechte haben wie Ägypten im „äguptiſchen“ Suezkanal. Militäriſch kann ein 
fertiger Nikaraguakanal für die Vereinigten Staaten noch wichtiger werden als der 
Panamakanal — einmal wegen ſeiner nördlicheren, alſo militäriſch zweckmäßigeren 
Lage, dann aber vor allem wegen feiner größeren Dimenſionen. Der Panamakanal 
mit ſeinen 33 m breiten und 304 m langen Schleuſen geſtattet Schiffen von mehr als 
ca. 35000 t die Durchfahrt nicht mehr, und ein Umbau iſt ausgeſchloſſen. Die neuen 
Rieſen unter den Kriegsſchiffen find aber 40 —45 000 t groß. Die Notwendigkeit, ihnen 
eine Durchfahrt zu ſchaffen, iſt für die USA., die ſich lange gegen Schlachtſchiffe von 
mehr als 35000 t geſträubt haben, ein Hauptgrund geweſen, den Bau des Nikaragua⸗ 
kanals zu beſchließen. — Der Suezkanal iſt im Konjtantinopeler Abkommen (29. Ok⸗ 
tober 1888) „internationaliſiert“ worden (S. 181); doch ſteht dieſe Internationali⸗ 
ſierung im weſentlichen auf dem Papier: England hat den Kanal nicht nur im Welt⸗ 
krieg als britiſches Gewäſſer behandelt, ſondern hat ſich auch in feinem neueſten Der⸗ 
trag mit Ägypten vom 26. Auguft 1936 ausdrücklich das Recht zuſichern laſſen, britiſche 
Truppen ſtändig am Kanal zu unterhalten, um die „Sicherheit“ des Ranalverkehrs 
garantieren zu können. Dieſe britiſchen Truppen am Suezkanal ſtellen die ſchroffſte 
verletzung und Nichtachtung des Ubkommens von 1888 dar, in dem der Kanal grund⸗ 
ſätzlich „neutraliſiert“, d. h. entmilitariſiert wurde. — Der deutſche Kaiſer⸗Wilhelm⸗ 
Kanal zwiſchen Nord⸗ und Oſtſee ſchließlich war zwar ſtets einwandfrei deutſches 
Hoheitsgewäſſer, doch hing über ihm ſeit Verſailles das Damoklesſchwert der drohenden 
„Enteignung“, der Internationaliſierung, falls einmal Deutſchland verſuchen ſollte, 
einem fremden Schiff die Durchfahrt zu verweigern oder von ausländiſchen Schiffen 
höhere kbgaben als von den eigenen zu erheben; dies war jedoch auch ſchon vor dem 
Kriege ſeit der Eröffnung des Kanals (21. Juni 1895) niemals geſchehen. Durch die 
Willenskundgebung vom 14. November 1936, welche die volle Souveränität über die 
deutſchen Gewäſſer wiederherſtellte, hat ſich Deutſchland von den Derjailler Feſſeln 
völlig frei gemacht: der Kanal iſt wieder uneingeſchränkt deutſches Hoheitsgebiet; das 
Damoklesſchwert iſt hinuntergeworfen worden! 


h) Der geopolitiſche Einfluß des Verkehrs. 


1. Der Verkehr als Staatenſchöpfer. 


Am 23. Oktober 1828 tat Goethe feinem Vertrauten Eckermann gegenüber den 
prophetiſchen flusſpruch: „Mir iſt nicht bange, daß Deutſchland nicht eins werde; 
unſere guten Chauſſeen und künftigen Eifenbahnen werden ſchon das Ihrige tun.“ 
Hier haben wir einen geopolitiſch beſonders bedeutſamen Gedanken richtig erfaßt 
und in treffende orm gekleidet: den engen Zuſammenhang zwiſchen Staats- 
zuſammenſchluß und Verkehr. Wir werden noch hören (S. 81 ff.), wie beſonders 
die ſehr großen Staaten ihrer Selbſterhaltung wegen gezwungen ſind, jede 
Sorm des Verkehrs nach Kräften zu fördern. Ebenſo aber wirken vollwertige Der» 
kehrsmittel feſtigend und erzwingen ihrerſeits den Juſammenſchluß allzu kleiner 
ſtaatlicher Gebilde zu größeren Einheitsſtaaten. Vereinheitlichung des Warenaus⸗ 
taufchs, des Geldweſens, der Maße und Gewichte, Aufhebung der inneren Joll⸗ 
grenzen, einheitliche Eiſenbahn, Poſt, Telegraphie, Rechtſprechung uſw. — alle dieſe 
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verkehrsfördernden Maßnahmen ſind die trefflichſten Mittel, um unmerklich eine 
ſtaatliche Zuſammenfaſſung vorzubereiten und ſie ſchließlich nur als natürliches 
Schlußglied einer längeren Entwicklungsreihe empfinden zu laſſen. Der entſcheidende 
Schritt zur Schöpfung des neuen Deutſchen Reiches war nicht ſo ſehr der welthiſto⸗ 
riſche Vorgang im Spiegelſaal von Derfailles, der am 18. Januar 1871 nur das Werk 
krönte, als vielmehr der am 1. Januar 1834 in Kraft getretene Deutſche Zollverein. 
Dieſer ſtellte gewiſſermaßen die Grundſteinlegung zum deutſchen Reichsbau dar, 
die Kaiſerkrönung in Derfailles 1871 dagegen den feierlichen Akt der hausweihe. 

Im Zollverein von 1834 fielen die meiſten der zwiſchen den 36 deutſchen 
Bundesſtaaten aufgerichteten Schranken; er war die erlöſende Tat, den uns 
heute ſo ſelbſtverſtändlich anmutenden, aber noch im Jahre 1828 einem Goethe 
als fernes Ideal erſcheinenden Juſtand herbeizuführen: „Es fei eins, daß der 
deutſche Taler und Groſchen im ganzen Reich gleichen Wert habe; eins, daß mein 
Reifeloffer durch alle 36 Staaten ungeöffnet paſſieren könne. Es ſei eins, daß 
der ſtädtiſche Reiſepaß eines Weimariſchen Bürgers von dem Grenzbeamten eines 
großen Nachbarſtaates !) nicht für unzulänglich gehalten werde, als der paß eines 
Ausländers. Es ſei von Inland und Ausland unter deutſchen Staaten überall 
keine Rede mehr.“ 

Dieſes hohe politiſche Ziel iſt erreicht worden, und zwar weil der gewaltige 
Hufſchwung des Verkehrs im Maſchinenzeitalter, zuſammen mit dem Willen 
des deutſchen Volkes, es erzwungen hat! Die neuaufkommende Eiſenbahn konnte 
ein ſegensreiches Schnellverkehrsmittel niemals werden, wenn jeder der 36 deutſchen 
Bundesitaaten um 1850— 1850 fich ſeine eigenen Eiſenbahnen in womöglich eigener 
Spurweite ſchuf, wenn an jeder Landesgrenze die Bahn halten mußte, weil Joll⸗ 
for malitäten zu erledigen waren, eine andere Spurweite ein Umſteigen der Sahr- 
gäſte, ein Umladen der verfrachteten Güter notwendig machte uſw. Wie furcht⸗ 
bar hart Eigenbrötelei auf dieſem Gebiete ſich rächen konnte, hat in der Schweiz 
der Kanton Graubünden erfahren, der im Mittelalter das wichtigſte ſchwei⸗ 
zeriſche Durchgangsland des Handels und Verkehrs war und der heute von den 
großen kllpenübergangsbahnen reſtlos umgangen wird, weil er töricht genug 
war, bei der Anlage der erſten Bahnen im Gegenſatz zu ſeinen klügeren Nachbar⸗ 
kantonen eine eigene billige Spurweite (Schmalſpur) zu wählen. Dieſe „Erſparnis“ 
iſt Graubünden ausnehmend teuer zu ſtehen gekommen! Gegenwärtig ſucht der 
Kanton den damaligen Fehler durch Schaffung befonders guter Hutodurchgangs⸗ 
bahnen wiedergutzumachen. — Ahnlich übel hat Eigenbrötelei auf dem Gebiet 
des Verkehrs in Auftralien gewirkt, wo jeder Bundesſtaat ſeine Eiſenbahn⸗ 
Spurweiten ohne Fühlung mit den Nachbarn baute, ſo daß heute dort ein be⸗ 
trächtlicher Eiſenbahn⸗ Wirrwarr herrſcht, der äußerlich durch neun verſchiedene 
Spurweiten erkennbar iſt. 

„Das Deutſche Reich iſt mit der erſten Eiſenbahn zwiſchen Nürnberg und Fürth ge⸗ 
gründet worden“ (Wilh. Raabe). Das einheitlich geſchaffene deutſche Eiſenbahnnetz 
in einheitlicher Spurweite hat zuſammen mit dem Zollverein der politiſchen Einigung 
Deutſchlands gewaltig vorgearbeitet. Das Fallenlaſſen mittelalterlicher Zöpfe in Ge⸗ 
ſtalt von Zöllen und Stapelrechten auf den wichtigſten deutſchen Strömen wirkte 
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im gleichen Sinne; denn das in eigenen Stromſchiffahrtsakten (S. 185f.) vereinbarte 
Recht aller Uferſtaaten auf Flaggen⸗ und Handelsfreiheit im ganzen Bereich der 
Slüffe trug mächtig bei zur Verflechtung der wirtſchaftlichen wie der ſtaatlichen 
Intereſſen aller Uferſtaaten. Don dieſer Warte geſehen, geht man nicht fehl, wenn 
man auch die Schöpfung des Deutſchen Reiches von 1871 nicht ausſchließlich als 
einen politiſchen Vorgang anſieht, ſondern gleichzeitig als einen wirtſchaftlichen, als 
eine Wirkung des Maſchinenzeitalters. 
Es ergibt ſich die Regel: f 

Jeder lebhafte Verkehr ſtärkt die wirtſchaftlichen Beziehungen und fördert damit 

auch die Neigung zu politiſcher VDerſtändigung und (in geeignet gelagerten Fällen) 

zum ſtaatlichen Zuſammenſchluß. Einheitliche Verkehrsgebiete werden fi nie 

aus eigenem Antrieb, ſondern nur allenfalls unter dem Zwange feindlichen Macht⸗ 

ſpruchs eine ZJerreißung in verſchiedene Staatenzugehörigkeit gefallen laſſen. 


Bei viele. 

1. Die ſtaatlich einende Kraft großer Binnenſchiffahrtswege zeigte ſich beſonders 
deutlich in dem vollauf zutreffenden Namen „Donau⸗ Monarchie“ für das alte 
ÖfterreicheUngarn. Die Donau bildete in der Tat lange Zeit eine ftaatliche 
Klammer für das bunte Stammes⸗ und Sprachengemiſch der verſchiedenen Völker, 
aus denen ſich der öſterreichiſch⸗ungariſche Staat zuſammenſetzte. 

2. Nach dem Merſener Teilungsvertrag (870) war der Rhein bis 1648 im ge⸗ 
ſamten Umfang von der Quelle bis zur Mündung ein Strom des Deutſchen 
Reiches und in Wahrheit der „Schickſalsſtrom“ dieſes Staates. An feinen Ufern 
ſpielte ſich das ſtaatliche Leben zunächſt etwa bis zu Barbaroſſas Tod (1190) ab. 
Erſt im Juſtande völliger Erſchöpfung Deutſchlands, nach dem Dreißigjährigen 
Kriege, erfolgte unter feindlichem Diktat die ſtaatliche Zerreißung des Rheinlandes 
in mehrere Staaten: das Quellgebiet ſchied als Schweiz, das Mündungsgebiet 
als Niederlande aus dem Verbande des Deutſchen Reiches 1648 aus. 

3. In unſeren Tagen wird man an den neuen Reichsautobahnen erleben, wie 
ſtark einheitliche Geſtaltung des Verkehrs auch das Gefühl der ſtaatlichen Einheit 
ſtärkt. — Das Wort Hitlers mag ſehr wohl Wahrheit werden, das am 25. Juni 1937 
geſprochen wurde: „Das neue deutſche Reichsautobahnnetz wird mehr als alles übrige 
mithelfen, die deutſchen Gaue und Lande miteinander zu verbinden und in eine Ein⸗ 
heit zu zwingen“ (Abb. 44). Aus dieſer Erkenntnis heraus iſt ja auch ſofort nach der 
Verkündung der Vereinigung Öjterreichs mit dem Deutſchen Reich (13. März 1938) 
am 7. April 1958 der erſte Spatenſtich zum Bau der erſten öſterreichiſchen Reichs⸗ 
Autobahn Salzburg — Wien getan worden. 

4. Wenn die deutſchen künſtlichen Binnenwaſſerſtraßen bislang ähnliche Wir⸗ 
kungen nicht zu zeitigen vermochten, jo hängt dies einmal mit der Tatſache zuſammen, 
daß alle deutſchen Binnenwaſſerwege bis 1921 bundesſtaatlicher Beſitz, nicht deutſcher 
Reichsbeſitz waren. Sie wurden alſo bis dahin überwiegend nur zum Wohle der ein- 
zelnen Bundesſtaaten angelegt und verwaltet. Jetzt iſt es zwar anders geworden; 
aber noch fehlen die vollwertigen Kanalverbindungen zwiſchen den wichtigſten deut⸗ 
chen Stromgebieten — außer zwiſchen Elbe-Oder und Rhein-Weſer — gänzlich: 
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Abb. 44. Die Reichsautobahnen. 


einſtweilen iſt es noch nicht möglich, mit Frachtkähnen vom Rhein zur Elbe oder von 
der Donau in einen der norddeutſchen Ströme zu gelangen! In einer Reihe von Jahren 
wird es anders ſein, wenn der „Mittellandkanal“ zwiſchen Braunſchweig und Magde— 
burg ſowie der neue Rhein-Donaukanal fertiggeſtellt ſein werden (1940 bzw. 1945). 
Insbeſondere dieſer wird unerhört ſtark das hineinwachſen Gſterreichs ins Reich 
fördern. Sein Bau iſt daher mit Recht in das „Sofortprogramm“ aufgenommen worden. 


2. Der Verkehr als Staatenerhalter. 


Zuweilen entſtehen in der Geſchichte raſch rieſige Reiche von zuſammenhängender 
Geſtalt, aber häufig nur auffällig kurzer Lebensdauer. In der Regel ſchweißt 
eine überragende Perſönlichkeit fie zuſammen: ein Curus, Alexander, Chlodwig, 
Karl der Große, Temucdſchin, auch Dſchingis Khan genannt (1206— 1227), Timur 
(1569 — 1405), Napoleon I. u. a. Sobald der große Schöpfer ſtirbt oder geſtürzt 
wird, zerfällt fein Werk meiſt ſogleich in mehrere „Diadochenreiche“. Don längerer 
Dauer find unter den Riefenreihen nur ſolche, die aus der politiſchen Arbeit 
vieler Generationen langſam und organiſch erwachſen, wie das Perſer- und 
Römerreich, das (freilich nur loſe geeinte) Hraberreich des Mittelalters, das Türken⸗ 
reich der beginnenden Neuzeit, das heutige Ruſſiſche Reich, das britiſche Imperium, 
die Dereinigten Staaten uſw. Die anderen ſind „Saiſonſtaaten“. 
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Um rieſige Reiche politiſch zuſammenhalten zu können, bedarf es einer 
ſorgſamen Pflege und vollwertigen Ausgeftaltung aller Verkehrs einrich⸗ 
tungen, ſobald die einzelnen wichtigen Landesteile von einer etwas dich⸗ 
teren Bevölkerung beſetzt ſind. In der Tat lehrt uns die Geſchichte, daß die 
genialen Schöpfer der Rieſenſtaaten ſtets geradezu inſtinktiv den geopolitiſchen 
Wert der beſten Verkehrseinrichtungen des Zeitalters für ihren herrſchaftsbereich 
erkannt und die praktiſchen Folgerungen daraus gezogen haben. Gelang es, das 
Tempo des Derfehrsausbaus dem Wachstum des Staates anzupaſſen, jo konnte 
der Rieſenſtaat Beſtand haben; gelang dies nicht, jo war ein ſchneller Wiederzer fall 
unvermeidlich. 


Höchſte Leiſtungsfähigkeit des Verkehrs in bezug auf Nachrichten⸗, Menſchen⸗ 
beförderung, Heeresbewegungen uſw. iſt für den politiſchen Beſtand ſehr großer 
Neiche unentbehrlich. 


Beipiele. 


1. Das Perferreich des Darius und Xerxes wies die beiten Candſtraßen des 
Zeitalters und zwiſchen den hauptſtädten Sardes und Ekbatana einen hervorragend 
or ganiſierten Nachrichtendienſt berittener Boten auf, die in acht Tagen die 
2600 km weite Entfernung zu bezwingen vermochten. 

2. Das Römerreich zur Zeit feiner größten Ausdehnung (bb. 38) beſaß 
rund 150000 km muſtergültigſter Candſtraßen mit Steinunterbau, die weitaus beſten 
Straßen, die Europa bis zum 19. Jahrh. geſehen hat, dazu einen ſtaatlichen Poſt⸗ 
dienſt von trefflicher Organiſation (Cursus publicus), der Ahnliches leiſtete wie die 
ſchnellen Boten der perſiſchen Großkönige, nur noch ſehr viel umfaſſender und lei⸗ 
ſtungsfähiger war. Gerade die Möglichkeit, mit Hilfe dieſer Einrichtungen Heere ſehr 
ſchnell in alle Teile des Reiches zu ſchaffen, machte das römiſche Reich lange Zeit 
unangreifbar. 

3. Karl der Große war einer der ganz wenigen Herrſcher des europäiſchen Mittels 
alters, der in einer Zeit ſchwerſten Verkehrsverfalls den Verkehr in feinem rieſigen 
Srankenreich zu heben beſtrebt war. Er nahm i. J. 793 den einzigen europäiſchen 
Schiffahrtskanal in Angriff, der zwiſchen dem 1. und 14. Jahrh. in Europa überhaupt 
gebaut wurde, die Fossa Carolina zwiſchen Rezat und Altmühl (Rhein und Donau) 
(Vorläufer des Rhein⸗Donau⸗Kanals !), konnte freilich der techniſchen Schwierigkeiten 
nicht herr werden; er tat manches für die Verbeſſerung der Rheinſchiffahrt durch 
Beſeitigung ſtörender Seljen im Binger Coch, ließ in Boulogne 811 ſogar den aus 
der Römerzeit ſtammenden Leuchtturm wieder in Betrieb ſetzen uſw. 

4. Die außereuropäͤiſchen Rieſenreiche des Mittelalters, das Araber» und das 
Mongolenreich (mit China), ſchufen ſich ausgezeichnete Reiſeſicherheit und Poſt⸗ 
einrichtungen, die ſich von Spanien bis Indien bzw. von der Wolga bis zum Chine⸗ 
ſiſchen Meer erſtreckten. Sie waren in den höher kultivierten Ländern (China, Indien) 
ſo wunderbar vollkommen, daß ſich ihnen in Europa nichts zur Seite ſtellen konnte 
(vgl. Marco Polos Schilderungen aus dem China des 15. Jahrh.) und brachten 
„Peking ſo nahe an Europa wie nie wieder bis zur Eröffnung der Sibiriſchen 
Bahn“ (v. Ce Coq). Die von Dichingis Khan geſchaffenen berittenen Eilboten („Pfeil⸗ 
boten“) waren vielleicht das vollkommenſte Mittel des Schnellverkehrs, das es im 
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Vormaſchinenzeitalter irgendwo gegeben hat.!) 1221 gelang es 3. B. einem der Ver⸗ 
trauten des Dſchingis Khan, die rund 2000 km weite Strecke vom Kaſpiſchen Meer 
bis zum oberen Amu Darja in wenig mehr als einer Woche zurückzulegen. 

5. Napoleon l. war ein Derfehrsförderer ganz großen Stils. Er ſchuf die beiten 
Straßen des Zeitalters, die erſte moderne Heerſtraße über die Alpen (Simplon), 
baute das vollkommenſte (optiſche) Telegraphennetz, das damals irgendwo zu finden 
war und deſſen Dorhandenſein ihm feine blitzartig ſchnellen militäriſchen Operationen 
bedeutend erleichterte, nahm den (unvollendet gebliebenen) Rieſenkanal von der 
Seine bis zur Oſtſee in Angriff und ſcheiterte ſchließlich vornehmlich nur daran, daß er 
ſich 1812 zu tief in ein mit ſchlechten Verkehrsmitteln verſehenes Land verlocken 
ließ, in dem die zu lange Etappenlinie im Winter verſagen mußte. 

6. Als in Kalifornien die erſten Goldfunde geglückt waren (1848), die dieſe 
bis dahin überſehenen Cänder jahrelang zum Ziel einer Maſſeneinwanderung 
machten, ſorgten die Vereinigten Staaten dafür, daß das ſoeben erſt den Mexi⸗ 
kanern abgenommene Gebiet im Weſten durch möglichſt vollwertige Verkehrsver⸗ 
bindungen (Sahrpoſt St. Couis—San Franzisko 1858, Reitpoft 1860, Überlandtele- 
graph 1863, Pazifikbahn 1869) ſo raſch und gründlich wie möglich mit dem Oſten 
ſtaatlich zuſammenwuchs. 

7. Das ruſſiſche Jar enreich baute bewußt 1891—1901 die gewaltige Sibiriſche 
Bahn nur, um die entlegenen Provinzen im äußerſten Oſten politiſch eng an Peters⸗ 
burg zu binden und militäriſch zu ſichern. Die Rechnung war richtig: allein das 
Dorhandenfein der Sibiriſchen Bahn geſtattete Rußland, nach feiner Niederlage gegen 
Japan (1905) die Stellung am Stillen Ozean — von der Wachstumsſpitze Port 
Arthur und von Süd⸗Sachalin abgeſehen — ungeſchmälert zu behaupten. 

8. Das heutige ruſſiſche Sowjetreich, das durch den von Japan 1935 erzwungenen 
Verkauf feiner nordmandſchuriſchen Bahn den Derkehrszuſammenhang zwiſchen 
Moskau und Wladiwoſtok empfindlich geſchwächt hat, 
ſucht jetzt eifrig durch überſtürzten Bau mehrerer 
neuer militäriſcher Rieſenbahnen in Sibirien die ge⸗ 
lockerte politiſche Bindung der Oſtprovinzen an das 
Kernland wiederherzuſtellen. Die wichtigſte dieſer 
Bahnen, an deren raſcher Fertigſtellung fieberhaft ge⸗ 
baut wird, führt vom nördlichſten Punkt der Sibiri⸗ 
ſchen Bahn, Kanſk, nördlich des Baikal⸗Sees zu den 
Goldfeldern am Witim⸗ und Aldan-Sluß und in den 
Rohlendiſtrikt von Bodaibo, um ſchließlich am Unter⸗ 
lauf des mur unter mancherlei Derzweigungen zu 
enden. 

9. Wie Schienenwege ſich als politiſche Klammer 
bewähren können, ſo wirkte im Inkareich der 
Zeit um 1500 die mächtige, über 20 Breiten⸗ 
grade durch ſchwieriges Hochgebirge verlaufende 


1) Dol. Michael Prawdin: Oſchingis Khan, der Sturm 
aus Alien, Stuttgart Berlin 1935, ſowie Rich. Hennig: 
Verkehrsgeſchwindigkeiten in ihrer Entwicklung bis zur 
Gegenwart, Stuttgart 1936. Abb. 45. Der Straßenftaat des Inkareiches. 
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Inkaſtraße als ftaatliches Bindemittel vor⸗ 
trefflich (Abb. 45). 

10. Im Rieſenreich China war in eiſenbahn⸗ 
loſer Jeit der uralte Raiſerkanal, der 
längſte Kanal der Erde (1100 km), die wirf- 
ſamſte wirtſchaftliche und zugleich auch politiſche 
Klammer zwiſchen Nord und Süd (Abb. 46). 
heute iſt er ohne Bedeutung (vgl. S. 50). 


11. Die lange Vernachläſſigung der Verkehrs⸗ 
pflege iſt der von der Adria bis zum Perſiſchen 
Golf reichenden Türkei der Zeit um die Jahr⸗ 
hundertwende verhängnisvoll geworden. Sie 
zögerte zu lange mit dem Bau von Eiſenbahnen 
und konnte daher im erſten Balkankrieg 1912/13 
und im großen Weltkrieg an den gefährdeten 
Grenzen ihre Truppen nur mit viel zu großer 
Verſpätung aufmarſchieren laſſen. Infolge⸗ 
deſſen war fie gegen den ruſſiſchen Angriff an 
der Kaukaſusfront, den engliſchen in Meſopota⸗ 
mien und am Suezkanal!) nicht ausreichend 
widerſtandsfähig und verlor erſt 1912 ihre Balkanprovinzen und 1919 ihren ganzen 
aſiatiſchen Beſitz außer Kleinaſien. — Ganz ähnlich liegen die Dinge im heutigen 
China, deſſen unabläſſige innere Wirren ſeit 1911 von dem ehrlich die Einheit 
Chinas erſtrebenden Marſchall Tſchangkaiſchek in der Hauptſache deshalb nicht über- 
wunden werden können, weil die küſtenferneren Provinzen noch vollkommen aller 
modernen Verkehrsmittel entbehren. 

12. Die neue Transiran⸗Bahn (vgl. Abb. 47), die noch nicht fertiggeſtellt iſt, 
ſoll dem nationalen Zufammenhalt Irans dienen. Sie iſt von Bender Schah am 
Kaſpiſchen Meer über das Elburs⸗Gebirge bis nach Teheran im Februar 1937 
ſchon eröffnet worden, während an ihrer Fortſetzung bis nach Bender Schahpur 
am Iraniſchen Golf noch gebaut wird. Es zeugt für das Nationalbewußtſein des 
iraniſchen Volkes und feine Erkenntnis der Bedeutung des großartigen Werkes, 
daß die Koſten in höhe von 30 Mill. Pfund ausſchließlich vom Lande ſelbſt auf⸗ 
gebracht werden. 


13. Zur Sicherung feines nordafrikaniſchen Rolonialbeſitzes in Tripolis und der 
Curenaika hat Italien die 1822 km lange Heerſtraße, genannt „Citoranea“, von 
der Weſt⸗ bis zur Oſtgrenze durch die Provinz gebaut (von Tripolis nach Tobruf), die 
im März 1937 durch Muſſolini perſönlich eingeweiht wurde. — In Übeſſinien 


Abb. 46. Der chineſiſche Kaiſerkanal. 


1) Der Plan der Türkei, die entſtehende Mekkabahn durch eine Seitenlinie Maan⸗Akaba 
ans Rote Meer heranzuführen, wurde durch England vereitelt, das am 13. Mai 1906 
durch eine Flottendemonſtration im Bosporus die Türkei zum Verzicht auf jene Bahn 
zwang. Bei den Kämpfen um den Suezkanal 1915 hätte ſie erhebliche Bedeutung er⸗ 
langen können. Jetzt, wo England ſich in Akaba und Maan als Herr fühlt, wird ihm 
der Bau dieſer Bahn durchaus ſüympathiſch fein, fo daß fie in abſehbarer Zeit wohl vor⸗ 
handen ſein dürfte. 


Der geopolitiſche Einfluß des Verkehrs 85 


ſucht Italien gegenwärtig ebenſo 
durch Schaffung moderner Verkehrs⸗ 
wege feine hHerrſchaft zu feſtigen. ) 

13. England hat ſoeben durch 
den Bau einer guten Hutoſtraße 
Haifa⸗Hkaba eine neue Schnell» 
verbindung zwiſchen dem Mittel- 
meer und Roten Meer und ſomit 
gewiſſermaßen militäriſch einen 
„Suezkanalerſatz“ hergeſtellt. e 

14. Selbſt das kulturell rückſtän⸗ 
dige Ufghaniſtan, in dem es bis 
vor kurzem weder Eiſenbahnen 
noch gute Straßen gab, ſucht ſich 
jetzt moderne „innere Linien” von 
ſtrategiſcher Bedeutung zu ver⸗ 
ſchaffen. 1935 hat es eine große 
Hutoſtraße über den Hindukuſch fertiggeſtellt, welche die Entfernung Kabul — Meſar⸗i⸗ 
Scherif von drei Wochen auf drei Tage herabgemindert hat. 

15. Ein beſonders wichtiges Mittel der ſtaatlichen Machtſtärkung durch Derkehrs⸗ 
förderung find die Seefanäle geworden. Der Pana makanal hat die Schlagfertig⸗ 
keit der Kriegsflotte der Vereinigten Staaten gewaltig erhöht, da ſie zwiſchen dem 
Atlantiſchen und Stillen Ozean verhältnismäßig raſch hin und her wechſeln kann. 
Der Nikaraguakanal wird dieſe Schlagfertigkeit noch ſteigern (S. 77f.). Ebenſo war 
für den Bau des deutſchen Kaifer-Wilhelm-Kanals (Nord⸗Oſtſee⸗Kanals) 
neben der bedeutenden wirtſchaftlichen Tragweite der Geſichtspunkt ausſchlaggebend, 
daß die deutſche Kriegsflotte ſchnell auf der „inneren Linie” zwiſchen den zwei 
deutſchen Meeren verkehren und ſomit beide beſſer verteidigen konnte. Zumal der 
Umbau dieſes 1887 —1895 gebauten Kanals auf weſentlich größere Dimenſionen in 
den Jahren 19071914 wurde alle in durch die Bedürfniſſe der Kriegsflotte bedingt. 
— Ebenſo kommt man in Frankreich immer wieder zurück auf das Projekt des Zwei⸗ 
meerekanals (Canal des deux mers), d. h. eines für große Kriegsſchiffe benutzbaren 
Seekanals. Er ſoll dem Lauf der Garonne folgend vom Biskauiſchen Meerbujen 
in den Cöwengolf führen und ſomit zwiſchen dem Ozean und dem Mittelmeer der 
franzöſiſchen SIotte die „innere Linie” verſchaffen, unter Ausichaltung der Gibraltar⸗ 
kontrolle. Da aber ein ſolcher Kanal, der bis auf 189 m Meereshöhe hinaufführen und 
daher zahlreiche Schleufen erhalten müßte, in Friedenszeiten für die Handelsſchiffahrt 
ganz wertlos und lediglich in Kriegszeiten von Bedeutung ſein würde, iſt es doch recht 
zweifelhaft, ob der (ſchon ſeit dem 17. Jahrh. erörterte) Plan, deſſen Verwirklichung 
viele Milliarden verſchlingen müßte, zur Ausführung kommen wird. — Erwähnt ſei 
auch der vereinsſtaatliche Plan, einen Großſchiffahrtskanal durch die halb— 
inſel STorida zu ſchaffen, der in 300 km Länge eine um etwa eine Tagfahrt kürzere, 
militäriſch wichtige Verbindung zwiſchen dem Nordatlantiſchen Ozean und dem Golf 
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Abb. 47. Die Transiran-Bam. 


1) Antonio Giordano, Fragen des italieniſchen Kolonialbefiges (mit einer guten Straßen⸗ 
karte), in Jeitſchr. f. Geopolitik 1938, Heft 3. 
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von Mexiko ſchaffen foll. Die Kojten 
follen etwa 400 Mill. . & betragen. 

16. Eine ausgeſprochen machtpoli⸗ 
tiſche Derfehrsanlage iſt weiter der ruſ⸗ 
ſiſche Cen in⸗Ranal von der Oſtſee zum 
weißen Meer, der 1951 begonnen und 
am 20. Juli 1953 eingeweiht wurde. 
Neben gewiſſen wirtſchaftlichen Auf- 
gaben von allerdings nur beſcheidener 
Bedeutung verfolgt dieſe Waſſerſtraße 
vornehmlich den politiſch militäriſchen 
zweck, die ruſſiſche Oſtſeeflotte in ihren 
kleineren Schiffseinheiten über einen 
ruſſiſchen Waſſerweg ins Weltmeer hin⸗ 
auszuführen und die beiden Kriegshäfen 
Kronftadt und Murmanſk (in der Rola⸗ 
bucht) näher aneinander zu bringen. 
Der Kanal, deſſen techniſche Ausführung 
allerdings viel zu wünſchen übrig läßt, hat für die Schiffe auch den Handelsweg zwiſchen 
den beiden Häfen Ceningrad —frchangelſk von 2840 sm auf nur 674 sm verkürzt.“) 

17. Am ſtärkſten wird aber der geopolitiſche Charakter wichtiger Seekanäle in 
die Erſcheinung treten, falls der Bau eines Kanals durch den Iſthmus von 
Kra erfolgen ſollte. Kra iſt ein ſiameſiſcher Ort auf der ſchmalſten, nur 42 km 
breiten Stelle der Halbinfel Malakka, 800 bis 900 km nördlich von Singapur gelegen. 
Ein Kanal würde hier mit Leichtigkeit herzuſtellen ſein und der geſamten Oſtaſien⸗ 
Schiffahrt eine Abkürzung von vielen hundert Kilometern, alſo große Zeit- und 
Koftenerjparnis, gewähren?) (Abb. 48). Seit über 50 Jahren wird der Kanalbau 
empfohlen. England aber hat ihn mit allen Mitteln verhindert, da natürlich der Wert 
der von ihm beherrſchten Malakkaſtraße und ſeiner ſtärkſten Seefeſtung Singapur 
durch ihn empfindlichſt geſchmälert werden würde. Um der Singapur⸗Gefahr zu 
begegnen, ſcheint Japan den Kanalbau zu planen. England freilich kann, darf und 
wird ſich dies niemals gefallen laſſen. Hier ſchlummert ein weltpolitiſcher Ronfliktſtoff 
allererſten Ranges, der eines Tages ganz plötzlich erwachen könnte. 

18. Die ſchon ſeit über ſechs Jahrzehnten erwogenen Pläne einer franzöſiſchen 
Transjahara-Bahn und der neuerdings erwogene Gedanke einer Transſahara⸗ 
Autoftraße verfolgen ausſchließlich machtpolitiſche Ziele: Srankteich will ſeine far⸗ 
bigen Truppen aus Senegambien und dem Sudan mit hilfe jener Verkehrsanlagen 
raſcher auf einen europäiſchen Kriegsſchauplatz werfen können. Die Bahn ſoll voraus⸗ 
ſichtlich von Colomb⸗Bechar nach Timbuktu verlaufen, die Autoftraße von dem 


Abb. 48. Kanalpları durch den Iſthmus von Kra. 


1) Beſchreibung und Karte des Kanals in „Dolt und Reich“, 1936, Heft 9. 

2) Es iſt vielleicht nützlich, ſich den Wert des Iſthmus von Kra durch europäiſche 
Raumgrößen zu veranſchaulichen. Denken wir uns die Malakka⸗Halbinſel als ſüdliche Der- 
längerung Norwegens, ſo würde fie bis in die Nord⸗kldria reichen; Singapur käme an 
die Stelle Denedigs zu liegen, während der Iſthmus von Kra in Breite und Lage an⸗ 
nähernd der Landenge zwiſchen Hamburg und Cübeck entſprechen würde. 


Der geopolitiſche Einfluß des Verkehrs 87 


Eiſenbahnpunkt Tuggurt nach Burem am Niger. Es iſt gar nicht unwahrſcheinlich, 
daß dieſe Projekte einmal verwirklicht werden. Bisher haben aber die außerordentlich 
hohen Koſten der in Friedenszeiten fo gut wie wertloſen Verkehrsanlagen vor der 
Inangriffnahme des Baues zurückſcheuen laſſen. 


J. Verkehrsbeherrſchung zwecks Schwächung fremder Staatsmacht. 


Die brutale AUnnektierung beſiegter und eroberter Staaten, wie fie im Altertum 
und Mittelalter gang und gäbe war, macht in der Neuzeit immer häufiger anderen, 
feineren Methoden der eigenen ſtaatlichen Machtſteigerung auf fremde Roſten Platz. 
Als eines der wirkſamſten Mittel zur politiſchen und wirtſchaftlichen Niederhaltung 
eines konkurrierenden Landes hat ſich die Beſchränkung feiner „Derfehrshoheit“, 
d. h. die fremde Verfügung über feine Verkehrsmittel und Verkehrswege, ihre Ron⸗ 
trolle und Begrenzung erwieſen. Bei den ſogenannten „Kapitulationen“, die ſich 
vor dem Kriege ſchwache Staaten (Türkei, Perſien, China u. a.) durch die europä⸗ 
iſchen Großmächte oftmals gefallen laſſen mußten, ſpielte neben der ausländiſchen 
Zollkontrolle und der Sonder⸗Rechtſprechung für fremde Untertanen die Einengung 
der Hoheitsrechte in allen Fragen des Verkehrs eine beſonders große Rolle. Ge⸗ 
wiſſermaßen bleibt in ſolchen Fällen die äußere Faſſade des ſtaatlichen Gebäudes 
unangetaſtet, aber die „Inneneinrichtung“ bringt der fremde Gläubiger langſam 
und unmerklich in ſeinen Beſitz. 

Der hochbedeutende deutſche Volkswirt Friedrich Liſt (1789-1846) tat bereits 
vor hundert Jahren den von hoher geopolitiſcher Weisheit zeugenden usſpruch: 


„Wer die Verkehrsmittel eines Landes in feiner Gewalt hat, hat and das Land 
ſelbſt in ſeiner Gewalt.“ 


Beiſpiele. 


1. Deutſchland hat im Derfailler Diktat und nachher ausreichend erfahren, wie 
ſehr die Beſchränkung der Verkehrshoheit ein Mittel der politiſchen und wirtſchaft⸗ 
lichen Schwächung iſt: feine geſamte ſeetüchtige Handelsflotte und ſeine Luftichiffe 
mußte es ausliefern; Flugzeuge durfte es bis 1926 nur halten oder neu bauen, wenn 
fie 170 km Stundengeſchwindigkeit, 750 kg Nutzlaſt, 2000 m Steighöhe nicht über⸗ 
ſtiegen; die Deutſche Reichsbahn war bis 1929 fremder Mitverwaltung und frem⸗ 
dem Derfügungsrecht unterſtellt; die großen deutſchen Ströme wurden zumeiſt 
internationaliſiert (S. 186), bis im November 1936 ihre Freiheit zurückerrungen 
wurde. 

2. Schon früher hat Deutſchland in Zeiten großer politiſcher Schwäche wiederholt 
verſpürt, wie die Beſchneidung feines Verkehrslebens vor allem dazu dienen ſollte, 
ſeine Ohnmacht zu verewigen. Um die Mitte des 17. Jahrh. (nach dem Weſtfäliſchen 
Frieden) waren feine meiſten Seeſtädte in fremder Hand und alle Flußmündungen 
durch fremdͤſtaatliche Riegel verſperrt: die Rheinmündungen waren niederländiſch; 
Bremen, Stade, Wismar, Stralfund, Greifswald und Stettin ſchwediſch; Altona, 
Kiel und Flensburg däniſch; Danzig und Elbing polniſch. — Ahnlich war von 1810 
bis 1813 in der Napoleoniſchen Zeit Deutſchland ſo gut wie abgeſchnitten vom Meer: 
die Mündungen des Rheins, der Weſer, Elbe und Trave waren im franzöſiſchen 
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Befit, Emden, Bremen, 
Hamburg und Lübed fran⸗ 
zöſiſche Städte!) ; auch war 
Danzig von 1807—1814 
ſchon einmal ein eigener 
Staat, unter einem franzö⸗ 
22252222225 5 — ſiſchen Gouverneur; allein 
ff 2 die Oder⸗ und Memel⸗ 
ND Mündungen blieben im 
mee , E Beſitz eines deutſchen 
Dame Staates (Preußen). 

3. In Portugals ko⸗ 
lonialen Beſitzungen hat 
England von jeher, faſt 
wie in ſeinen eigenen, das 
Verkehrsweſen beherrſcht. 
I haha In Angola und Mozam⸗ 
1177 . Po.» Pogranitschnaja bique verfügt der Eng⸗ 

länder und der Sũdafrika⸗ 

at dam. Er nel Feeder betete f. Mage, ner: welche Eienbahnen, 

| flutomobilſtraßen ujw. ge⸗ 

baut werden ſollen. Frankreich hingegen beſitzt ein Landemonopol für Flugzeuge 
in allen portugieſiſchen Kolonien (das jüngſt angeblich gekündigt wurde). 

4. Der Türkei wurde 1900 von Rußland ein Vertrag aufgezwungen, wonach im 
nördlichen Kleinafien die Ruſſen ein vollkommenes Eifenbahnmonopol beſaßen; 
fie allein beſtimmten, ob Eiſenbahnen gebaut werden durften. Sie haben dies Recht 
benutzt, um alle Bahnbauten zu verhindern und damit das Land militäriſch faſt 
wehrlos zu machen. — Ebenſo wurde im füdlichen Kleinaſien durch engliſch⸗ruſſiſchen 
Machtſpruch der von der Türkei gewünſchte Weiterbau der an deutſche Unternehmer 
konzeſſionierten Bagdadbahn?) von 1904—1909 gänzlich vereitelt. 


5. In den latein amerikaniſchen Staaten ſuchen ſowohl England wie vor allem 
die Dereinigten Staaten durch möglichſt umfangreiche Eiſenbahn⸗, Kanal- und andere 
Derkehrskonzeſſionen, neuerdings insbeſondere auch durch weitgehende Slugmonopole 
(Kondor⸗Cinie) für nordamerikaniſche Unternehmungen, die Verkehrshoheit in tunlich 
großem Umfang in ihren Beſitz zu bringen und mit wirtſchaftlichen Mitteln (auch 
Bergwerkskonzeſſionen, Anleihen uſw.) die politiſche Vorhand an ſich zu reißen 
(„Dollar imperialismus“). Einzelne dieſer Staaten, fo insbeſondere Panama und 
Nikaragua, waren lange kaum von nordamerikaniſchen Rolonien zu unterſcheiden. 
Erſt in jüngſter Jeit haben die Nordamerikaner freundlichere Saiten aufgezogen und 
die „politik der guten Nachbarſchaft“ verkündigt. 
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1) Wenig bekannt ift, daß Zweibrücken einige Jahrzehnte lang ſchwediſch und Jever 
14 Jahre lang (1793 — 1807) ruſſiſch war (vgl. S. 120). 

2) Die Türkei ließ ſowohl dieſe Bahn wie die ſogenannte hedſchasbahn Damaskus — Medina 
(eröffnet 1908) gerade deshalb durch Deutſche bauen, weil ſie wußte, daß dieſe keine poli⸗ 
tiſchen Nebenabſichten in Geftalt deutſcher Annerionen türkiſchen Gebietes verfolgten. 
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6. Don Englands meiſterhaftem Verſtändnis, durch Derkehrsbeherrſchung in wich⸗ 
tigen Meeresſtraßen die eigene politiſche Machtſtellung auf fremde Roſten ge⸗ 
waltig zu fteigern, war ſchon in anderem Juſammenhang (S. 68) die Rede. 

7. Rußland baute 1898 — 1905 die Oſtchineſiſche (heute: Nordmandſchuriſche) 
Bahn Mandſchurija⸗pogranitſchnaja (Abb. 49) in 1726 km Länge als kürzeſte Der- 
bindung nach Wladiwoſtok über chineſiſches Hoheitsgebiet, um dadurch die geplante 
Unnexion der Mandſchurei wirkſam vorzubereiten und zu unterſtützen. Japans 
Sieg 1905 vereitelte dieſen Plan. 

8. Um ſeine imperialiſtiſche Politik auf dem oſtaſiatiſchen Seftland beſſer fördern zu 
können, will Japan gegenwärtig die Tſuſhima⸗Straße untertunneln, um ſomit 
eine ſchnelle, von keiner fremden Seemacht zu ſtörende Eiſenbahnverbindung zwiſchen 
Japan und Rorea zu erhalten. — Ein Gegenſtück dazu iſt der Plan Rußlands, Sachalin 
zu entinſeln, und zwar durch den Bau eines Eiſenbahndammes zwiſchen der Inſel 
und dem Feſtland durch den Tartariſchen Golf, der an der ſchmalſten Stelle nur 8 km 
breit, flach und ohne Bedeutung für die Schiffahrt iſt. Seine Aufgabe ſoll vornehmlich 
die ſichere Zuführung des Sachalin⸗Erdöls nach Sibirien in Kriegszeiten ſein. 


4. Die „geophyfikhe Lage“. 


Unter der geophuſiſchen Cage verſteht man in der Geopolitik die zufällige Gunſt 
oder Ungunſt der Lage eines Landes zu den beherrſchenden hauptver⸗ 
kehrslinien des Zeitalters. Dieſe Cage iſt deshalb von größter politiſcher Bedeu⸗ 
tung, weil der erhöhte Anteil am Welthandel und Verkehr, den eine gute geo⸗ 
phuſiſche Cage bedingt, dem betreffenden Lande naturgemäß materielle Güter und 
Reichtümer zuführt. Dieſe aber können ſich in zwiefacher Weiſe für die N 
Geſchicke auswirken. 


Eine gute geophyſiſche Lage bedeutet ſtarke politiſche Macht für ein Land, das ſich 
ſelbſtändig zu halten in der Lage iſt, politiſche Abhängigkeit aber für ein Land, 
das zu ſchwach iſt, ſich gegen fremde Begier nach einträglichem Zwiſchenhandel 
zu ſchützen. Ungünſtige geophyſiſche Lage zieht ſtaatliche Derfümmerung nach ſich. 


Beijpiele. 

1. Als der zu allen Zeiten hervorragend wichtige Orienthandel, zumal der indifche 
und chineſiſche, feinen Weg zum Mittelmeer teils über das Rote Meer nach Ägypten, 
teils über den Iraniſchen Golf in die öſtlichen Mittelmeerländer fand, erſtanden 
in dieſen Landesteilen zu wiederholten Malen nicht nur die erſten Handelsſtädte 
der Welt (Alexandrien, Antiochien, Bagdad), ſondern auch mächtige Reiche, die 
durch den Zwiſchenhandel Reichtümer erwarben und auf der Grundlage dieſer Reich⸗ 
tümer zeitweilig hohe politiſche Macht erlangten: Babylonien und Aſſyrien, 
das Partherreich, das kurzlebige Reich Palmyra des 3. Jahrh. n. Chr. in der füd- 
ſyriſchen Steppe, das perſiſche Saſſanidenreich mit Kteſiphon am Tigris, das 
Ralifenreich in Meſopotamien mit Bagdad, das Kaiſerreich Trapezunt (1204-1461) 
u. a. Die Kreuzzüge (1096—1291) galten, wirtſchaftlich bewertet, vornehm⸗ 
lich der Sprengung der von den Mohammedanern im Orient verhängten Derkehrs⸗ 
ſperre für Chriſten und Ialummerten. ein, als ſich durch das Entſtehen der neuen 
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Mongolenreiche im Norden der mohammedaniſchen Sperrmauer die Möglichkeit bot 
(Marco Polo !), dieſe Sperre zu umgehen.“) 

2. Werden und Vergehen der politiſchen Herrlichkeit Venedigs, der Königin der 
Adria, gibt uns ein weiteres vortreffliches Beiſpiel für den Wert der guten geo⸗ 
phuſiſchen Lage. Venedig und ebenſo fein großer Nebenbuhler Genua waren po⸗ 
litiſche Großmächte im 13. bis 15. Jahrh. durch den einträglichen handel mit den 
begehrten Waren des Orients, den fie geradezu monopolartig beherrſchten. Venedig, 
das im 14. und 15. Jahrh. zur erſten Stelle emporſtieg, lag am Verkehrsbrennpunkt 
der hochwichtigen Handelsſtraße, die vom öſtlichen Mittelmeer zur Nordadria und 
weiter über den Brenner nach Süddeutſchland (Augsburg, Regensburg, Rothenburg) 
oder aber über die Graubündener Päſſe (ogl. S. 45) zum Rhein und den Rhein 
hinunter nach Holland, Flandern, England führte. Aus dieſer Gunſt der Handelslage 
erwuchs Venedigs ſtaatliche Großmacht. Dieſe ſchwand aber dahin, ſeit das erſte 
portugieſiſche Schiff unter Dasco da Gama in Indien eintraf (20. Mai 1498) und damit 
die Epoche der direkten europäiſchen Seefahrten nach Indien und nach den Gewürz⸗ 
inſeln (Molukken) eingeleitet wurde. Die Welthandelsſtraße des Verkehrs zog ſich aus 
dem Mittelmeer zurück und verlief bis zur Eröffnung des Suezkanals ums Kap der 
Guten Hoffnung. Denedig geriet ins „Altwafjer des Verkehrs“ und ſank unaufhaltſam 
von ſeiner ſtolzen politiſchen Machthöhe bis zu ſeiner völligen Vernichtung als 
ſelbſtändiger Staat (1797; vgl. S. 125), während die nunmehr mit der beſſeren geo⸗ 
phuſiſchen Lage bedachten Handelsländer am Ozean, Portugal, Spanien, ſpäter 
auch England und Holland, ſchnell zu politiſchen Großmächten emporſtiegen. 

3. Die Eröffnung des Suezkanals (17. November 1869) brachte zumal Ägypten 
erneut in eine hervorragend günſtige geophuſiſche Lage — auf Koſten des bis dahin 
beſſer gelegenen Kapftadt. Da aber Ägypten ſtets ein ſchwacher Staat war, zog ihm 
dieſe ungewöhnliche Gunſt der Lage an einer der erſten Derkehrsſtraßen der Welt 
alsbald auch den engliſchen Vormund ins Land, der 1882 einrückte und 1914 die 
Ainnerion ausſprach. Später (1922) mußte England allerdings fein Protektorat 
wieder aufgeben und 1936 ſogar Ägyptens faſt völlige Unabhängigkeit wieder 
zugeſtehen. | 

4. Cetzthin jſt mit der Entwicklung neuer, wichtiger Derfehrsmöglidjteiten (Slug⸗ 
linien, Autoftraßen) Paläſtina mit Trans jordanien immer ſtärker als wichtigſtes 
Durchgangsland nach Indien an die Stelle von Agupten gerückt. Die Fluglinie Haifa- 
Basra und dazu die neue Ölleitung Rerkuk⸗haifa find gegenwärtig für England 
kaum minder wichtig als der Suezkanal. Die politiſche Auswirkung liegt klar zutage: 
England lockert die Kandare, an der Ägypten gehalten wurde (Unabhängigkeitsver⸗ 
trag vom 26. Huguſt 1956), ſucht aber dafür in Paläſtina (Haifa!) und in Trans⸗ 
jordanien immer ſtärkeren Einfluß zu gewinnen. 

5. Die Macht des Staates Nowgorod im ausgehenden mittelalter, die bis zur 
Unterwerfung durch die Ruſſen 1470 beſtand, war eine unmittelbare Folge der her⸗ 
vorragend günftigen Lage am Ilmenſee. hier war Nowgorod für die nur kleinen See⸗ 
ſchiffe der damaligen Zeit der ö ſtlichſte überhaupt erreichbare Oſtſeehafen des 
Zeitalters, wurde dadurch zum wichtigſten Pelzmarkt des Oſtens, barg eines der be⸗ 
deutendften Handelstontore der hanſe (Petershof) und konnte daher jenen ge⸗ 


1) Dgl. Rich. Hennig: Terrae incognitae, Leiden 1938. Bd. III, Kap. 119 ff. 
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waltigen Wohlſtand und, im Zuſammenhang damit, jenen politiſchen Einfluß erringen, 
der zu dem Wort Anlaß gab: „Wer kann wider Gott und Groß⸗ Nowgorod?“ 

6. Ganz ähnlich ließ einige Jahrhunderte vorher die gute geophuſiſche Lage die 
Nachbarorte Schleswig und Haithabu zu hoher Bedeutung aufſteigen. Hier, im 
innerſten Winkel der Schlei, lag der weſtlichſte überhaupt erreichbare Oſtſee⸗ 
hafen des Zeitalters, der bedeutendſte Umſchlagplatz zwiſchen Nordſee⸗ und Oſtſee⸗ 
handel, der bis 1200 niemals ums Kap Skagen, ſondern immer auf Überlandwegen, 
zumeiſt über die Eider und die Schlei, vor ſich ging. Schleswig war daher lange Zeit 
auch die politiſche hauptſtadt des däniſchen Reiches, mußte aber nach dem Auf 
kommen des „Umlandverkehrs“ ums Rap Skagen ſeine wirtſchaftliche und politiſche 
Stellung an die nun in der beſſeren geophuſiſchen Cage befindlichen Häfen Kopen- 
hagen am Oreſund und Lübed abgeben. 

7. Als 1902 der Pa na makanal feſt beſchloſſen war, wurde dem ſchwachen Staat 
Kolumbien feine hervorragend gute geophuſiſche Lage zur neuen Verkehrshaupt⸗ 
ſtraße ähnlich verhängnisvoll wie 20 Jahre zuvor Ägypten. Der Weſtteil Kolums 
biens, der Iſthmus von Panama, wurde dem Staate durch eine von den Dereinigten 
Staaten entfeſſelte und offen begünſtigte Revolution geraubt (1903). Ein neuer, 
von Waſhington völlig abhängiger Strohmannsſtaat Panama wurde geſchaffen und 
zu einem Dertrage genötigt, der das Kanalgebiet, einen 16km breiten Korridor 
von einem Ozean bis zum anderen, als territoriales Eigentum den Dereinigten 
Staaten abtrat. — Audy Nikaragua iſt bei feiner politiſchen Schwäche die gute 
geophuſiſche Lage zu beiden Ozeanen teuer zu ſtehen gekommen: der geplante 
Nikaraguakanal, den die Dereinigten Staaten ſich ſchon 1916 haben konzeſſio⸗ 
nieren laſſen, hat ihre fortſchreitende Einmiſchung in die politiſchen Derhält- 
niſſe des Landes zur Folge gehabt. Jahrelang hielten ſich amerikaniſche Marine⸗ 
truppen im Lande auf, gegen den Wunſch und Willen der Regierung 
Nikaraguas. Die Selbſtändigkeit des kleinen Kaffee⸗Staates reichte nicht mehr weiter, 
als es den Nordamerikanern genehm war. Erſt 1933 ſind die amerikaniſchen Truppen, 
die ſich zeitweiſe auf 6000 Mann beliefen, zurückgezogen worden, und ein kommender 
fertiger Kanal dürfte für Nikaragua zwar wirtſchaftlich wertvoll ſein, aber politiſch 
vielleicht das Ende wahrer ſtaatlicher Unabhängigkeit bedeuten. 

8. Inſeln in günſtiger, militäriſch beherrſchender Cage zu einer wichtigen See⸗ 
Verkehrsſtraße erſchienen allzeit politiſch beſonders begehrenswert. Kaum war der 
Suezkanal beſchloſſen, da beſetzte England, 2 Jahre vor der Aufnahme der Ranal⸗ 
arbeiten, 1857 die Per im⸗Inſeln im ſchmalen Südzugang der Straße Bab-el- 
Mandeb; nach der Eröffnung nahm es ſich zudem 1878 Zypern, das den Kanal im 
Norden ſtrategiſch flankiert. — Wegen ihrer ähnlichen Lage zur Magelhanſtraße 
wurden 1835 die argentiniſchen Falklandsinſeln von England fortgenommen. — 
Als Wächter des Panamakanals wurden die zu Ekuador gehörenden Galapagos⸗ 
Inſeln mehrfach, wenn auch bisher vergeblich, von den Nordamerikanern begehrt. 
Huch der unter ſtarkem vereinsſtaatlichem Druck zuſtande gekommene Kauf der 
däniſchen Jungferninſeln im nordöſtlichen Antillenbogen, St. Thomas, St. Croix 
und St. John, durch die Vereinigten Staaten erfolgte 1917 wegen ihrer guten Lage 
zum Panamakanal. St. Thomas iſt durch M. G. Schmidt treffend als „amerjikaniſches 
Gibraltar“ bezeichnet worden, weil es die Unegada⸗paſſage ins Karaibiſche Meer 
abzuriegeln geſtattet. 
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Abb.50. Das „Cuftkreuz“ des Verkehrs in Dorderaſien. 
(Der „Suezkanal der Luft“.) 


9. Gegenwärtig ſehen wir, wie die halbwegs zwiſchen Sizilien und Tunis liegende, 
kleine Inſel Pantelleria, welche die engſte Stelle der Seeverbindung zwiſchen dem 
weſtlichen und dem öſtlichen Mittelmeer beherrſcht, wegen ihrer vortrefflichen geo- 
phuſiſchen Cage von den Italienern zu einem ſtarken Kriegshafen und damit zum 
Kernpunkt ihres Unſpruchs auf die Dormadhtitellung im Mittelmeer ausgebaut wird. 

10. Ganz ähnlich tritt gegenwärtig die gute geophuſiſche Lage der Balearen im 
weſtlichen Mittelmeer politiſch ſtark in die Erſcheinung. Neben Spanien, dem die 
Inſeln gehören, haben England, Frankreich und Italien ihr Auge auf den Archipel 
geworfen, zumal auf die Inſel Menorca. Für Englands Oſt-Weſt⸗Verkehrsſtraße 
durchs Mittelmeer, für Frankreichs nordsfüdlich gerichtete Verbindung mit feinen nord⸗ 
afrikaniſchen Beſitzungen wäre die Inſel nicht minder ein hochwillkommener Stützpunkt 
wie für Italiens Wunſch, im weſtlichen Mittelmeer eine ausſchlaggebende Rolle zu ſpie⸗ 
len. Zunächſt haben jedoch England wie Italien in ihrem Oſterabkommen von 1938 den 
Status quo im Mittelmeer und damit Spaniens Beſitzrecht auf die Balearen anerkannt. 

11. Ebenſo ſehen wir, wie von dem werdenden Luftverkehr, obwohl 
er noch in den erſten Anfängen ſteckt, Wirkungen ausgehen, die den Wert der 
„geophuſiſchen Cage“ in wirtſchaftlicher und politiſcher Hinſicht wieder einmal 
gut beleuchten. Im „Luftneß” der ſich allmählich abzeichnenden großen Weltver⸗ 
kehrsfluglinien prägt ſich das wichtige „Cuftkreuz“ in den öſtlichen Mittel⸗ 
meerländern, wo drei Kontinente zuſammenſtoßen, deutlich genug aus (Hbb. 50); 
aber auch das britiſche Beſtreben, dieſen geſamten Cänderkomplex unter engliſche 
Rontrolle und politiſche Vormacht zu bringen, durch Schaffung nur halbſouveräner, 
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von England gegängelter Staaten (Agypten, Transjordanien, Irak) oder eng⸗ 
liſcher Mandatsgebiete (Paläſtina). Zugleich erleben wir eine Rückwirkung auf 
Iran. Dieſes iſt durch die neuentſtandenen Welt⸗Cuftverkehrslinien nach Indien, 
Hinterindien, den Sundainſeln, nach Auftralien und Indochina, unverſehens 
in eine recht gute geophuſiſche Cage gerückt. England hat ſich infolgedeſſen auf 
ſüdiraniſchem Boden in wachſendem Maße einzuniſten geſucht. Iran hat aber die 
Angriffe auf feine Hoheitsrechte erfolgreich abgewehrt (S. 24). Es weiß genau, 
daß mit der Erhaltung ſeiner Verkehrshoheit ſeine ſtaatliche Unabhängigkeit über⸗ 
haupt ſteht und fällt, und weiſt deshalb alle britiſchen Sonderwünſche mit großer 
Energie zurück. 

Weitere Rückwirkungen der neu entſtehenden Tuftverkehrslinien auf die 
„geophyſiſche Cage“ erleben wir, zunächſt überwiegend mit wirtſchaftlichen, nicht 
fo ſehr mit politiſchen Wirkungen, an der plötzlich geſteigerten Dertehrsbedeutung 
mancher Länder. Während früher von den drei ſüdeuropäiſchen Tandhalbinſeln 
nur Italien für den großen Weltverkehr als Durchgangs⸗ und Umſchlagsland Be⸗ 
deutung hatte, find jetzt auch Spanien (Jeppelinverkehr nach Südamerika) und 
Griechenland (then als Cuftkreuz aller Orientlinien) in eine günſtige Verkehrs⸗ 
lage gerückt worden, dazu die geſamten Cänder um die vorderaſiatiſche Cand⸗ 
brücke zwiſchen dem Mittelmeer und dem Indiſchen Ozean. Ebenſo ſind Irland, 
Island, Grönland, Neufundland, die Azoren, Bermudas, Kanaren, 
Kapverdiſchen Inſeln, die braſilianiſche Inſel Fernando Noronha, Pernam⸗ 
buco plötzlich aus weitgehender Verkehrsiſolierung zu mehr oder weniger bedeutenden 
Derkehrsknotenpunkten geworden, oder ſie ſchicken ſich an, es zu werden. Sehr leicht 
können daraus in Jukunft politiſch⸗ſtaatliche Wirkungen hervorgehen, die ſich bisher 
ſchon hier und da angedeutet haben, ohne freilich zunächſt größere Bedeutung zu 
erlangen. 

In der Südfee bahnen ſich ſolche Wirkungen ſchon ſichtlich an. lm 3. März 1938 for⸗ 
derten die Vereinigten Staaten die im Phönix⸗Archipel gelegenen Inſeln Canton⸗ und 
Enderburu⸗Island, die als britiſch galten, für fi, um nationale Stützpunkte für ihre 
Transpazifik⸗Sluglinie nach Neufeeland und Auftralien zu erhalten. Sie beſetzten die 
unbewohnten beiden Inſeln, ohne die engliſche Zuftimmung abzuwarten, und übten 
auf ihnen Hoheitstechte aus, boten aber dafür England ein Landerecht für britiſche 
Flugzeuge auf hawai als Entgelt an (10. März 1938). Im Augenblid, da dieſe 
Zeilen geſchrieben werden (April 1938), iſt der Streitfall noch unbereinigt. Auch auf 
ihren eigenen Koralleninfeln Johnſton⸗ und howland⸗Island ſchaffen ſich die USA. 
Slugzeugitationen in der Südſee. Der normale Flugverkehr San Francisko⸗kluckland 
verläuft einſtweilen über hawai, Kingmans Reef und den US A.⸗Marineſtützpunkt 
Pagopago in der Samoa⸗Gruppe. 

Als politiſche Folge der durch den kommenden Luftverkehr ſich wandelnden 
geophuſiſchen Lage iſt auch das Wettrennen verſchiedener Staaten um die territoriale 
flufteilung der ehedem völlig mißachteten arktiſchen und antarktiſchen Ge⸗ 
biete zu bewerten. Der interkontinentale Flugverkehr auf ſehr große Entfernungen 
wird in Zukunft ſicherlich in die ſubarktiſchen und arktiſchen Zonen hineingehen, weil 
ſich hier dem Weltverkehr die kürzeſten Cuftlinien („größte Kreisbogen“) 
darbieten. 1933 find allein in der ruſſiſch⸗ſibiriſchen Arktis 233000 km von Flugzeugen 
durchmeſſen worden, 1934 ſchätzungsweiſe an 600000 km! Infolgedeſſen werden 
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fortan in den hellen Sommer⸗ 
monaten gar manche bislang 
völlig vergeſſene Candſtriche er⸗ 
höhte Derkehrsbedeutung er⸗ 
langen können (Abb. 51). In 
den hochnordiſchen Ländern 
Rußlands in Europa und Afien 
werden gegenwärtig bereits 
10000 km Fluglinien regel⸗ 
mäßig beflogen, darunter Der- 
bindungslinien der Sibiriſchen 
Bahn mit allen Hauptplätzen 
der großen ſibiriſchen Ströme 
bis zu ihren Mündungen, eine 
Abb. 51. Arktiſche Sluglinien der Zukunft auf dem Verkehrsſtrecke m ladiwoftol— 
gtöhten Kreisbogen. Beringſtraße mit Zweiglinien 
nach Ramtſchatka und Sachalin 
uſw. Die Eröffnung einer Fluglinie längs der ganzen Eismeerküſte von Murmanſtk 
an der Rolabucht bis zur Beringſtraße dürfte nicht mehr lange auf ſich warten 
laſſen. Dom 18. bis 20. Juni 1937 wurde bereits ein Ohne⸗Halt⸗Flug von Moskau 
über den Pol bis nach Barax an der Grenze der Staaten Oregon und Waſhington 
durchgeführt. Im Juli 1937 flog der ruſſiſche Flieger Gromow in großen Höhen 
ſogar von Moskau über den Pol bis nach San Diego in Kalifornien. Ein dritter der⸗ 
artiger Verſuch im Auguft 1957 endete allerdings tragiſch: der Flieger Tewanewski 
geriet im kanadiſchen Polarmeer in einen Sturm und blieb verſchollen. ) 

Die arktiſche Welt wird alſo allmählich ins Weltflugnetz einbezogen. In der Haupt⸗ 
ſache hiermit hängt es zuſammen, daß Rußland 1924 alle Inſeln zwiſchen Sibirien 
und dem Nordpol; Kanada alle Inſeln zwiſchen feinem amerikaniſchen Seſtland und 
dem Nordpol; die Vereinigten Staaten zwiſchen Alasta und dem Nordpol als an⸗ 
nektiert erklärt haben — auch die noch gar nicht entdeckten Inſeln! Am 22. Mai 1937 
hat Sowjetrußland ſeine Slagge ſogar am pol ſelbſt auf dem Meereiſe gehißt und dieſen 

damit ſymboliſch für Rußland annektiert! 
Die gründlich ſich die Anſchauungen über den Wert von Cerritorialbeſitz in der 
Arktis gewandelt haben, geht aus folgendem hervor. Als der Nordpolfahrer Peary 
nach langjährigem Bemühen am 6. April 1909 den Nordpol erreicht hatte und dies 
Ereignis ſpäter telegraphiſch mit den Worten meldete: „Der Nordpol ſteht zur Ver⸗ 
fügung des amerikaniſchen Volkes“, äußerte Präſident Taft mit leichter Ironie, „er 
wiſſe nicht, was er mit einem ſolchen intereſſanten und reichen Geſchenk anfangen 
ſolle“. Nach dem Weltkrieg aber iſt allein um die kleine, völlig arktiſche Wrangel⸗ 
Inſel im Nordweſten der Beringſtraße, die gute Jagdmöglichkeiten bietet und überdies 
genau auf dem kürzeſten Cuftkreisbogen New Vork —okio liegt, ein wiederholter, 
nicht ganz belangloſer Beſitzkonflikt entſtanden, an dem drei Staaten beteiligt 
waren: England, Rußland und die Dereinigten Staaten. England hißte 1921 dort 
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1) Dgl. R. Hennig, Zwei Fragen des Weltluftverkehrs, in den Jahrbüchern für National⸗ 
ökonomie und Statiſtik 1938, 481ff. 
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den Union Jack, die Vereinigten Staaten am 15. und Rußland am 18. Oktober 1924 
ihre Flaggen. Schließlich hat Rußland die Oberhand behalten, da es dort 1927 eine 
Kolonie von 60 Röpfen zur Wahrung ſeiner dortigen Beſitzrechte untergebracht hat. 
Doch haben die Dereinigten Staaten die Anerkennung des ruſſiſchen Anſpruchs 
abgelehnt. 

kluch die ſchon recht weit gediehene territoriale Aufteilung des Südpolar- 
kontinents hängt zuſammen mit dem Ausblick auf eine ſpätere Jukunft, hier 
den kürzeſten Flugverkehr zwiſchen Auftralien bzw. Neuſeeland und Südamerika 
ins Leben zu rufen. Abb. 52 zeigt die von England beanſpruchten Gebiete in der 
Antarktis. Nach Englands ſtaatsrechtlichen Kundgebungen vom 7. Februar 1933, 
wodurch auch alle Gebiete der Antarktis zwiſchen 45% und 160° öſtl. Länge — mit 
einziger Ausnahme des von Frankreich annektierten Adélie⸗Candes und des nor⸗ 
wegiſchen Kap Ann unter 460 öſtl. Länge — dem britiſchen Imperium einverleibt 
und der auſtraliſchen Verwaltung unterſtellt worden ſind, müſſen ſchon rund 622% 
der Fläche des Südpolarkontinents, etwa 5,5 Mill. qkm, als britiſches Territorium 
betrachtet werden, darunter auch die von Deutſchen (Expedition v. Drugalski 1901—03) 
erſtmalig entdeckten antarktiſchen Küjtenftridye des Kaiſer⸗Wilhelm⸗Candes! Weitere 
anſehnliche Teile des Kontinents werden von den Vereinigten Staaten und von Nor⸗ 
wegen als ein ihnen zuſtehender Territorialbeſitz angeſehen. Wir können ohne weiteres 
von arktiſchem und antarktiſchem Imperialismus ſprechen. 

Weitere Beziehungen zwiſchen Luftverkehr und hoher Politik erleben wir zur Zeit 
im Raum des Stillen Ozeans. Der jahrzehntelange, ſcharfe Gegenſatz zwiſchen den 
Vereinigten Staaten und Japan hätte vorausſichtlich längſt zum Kriege geführt, 
wenn nicht die Entfernung beider 
Staaten voneinander ſo bedeutend 
wäre (etwa gleich der Entfernung 
Berlin — peking), daß die beiderſei⸗ 
tigen Flotten in den heimatgewäſ⸗ 
fern des Gegners ohne eigenen Stütz⸗ 
punkt gar nicht längere Zeit operieren 
könnten. Am nächſten kommen ſich 
die beiderſeitigen Hoheitsegebiete 
noch im hohen Norden, wo die zu 
Amerika und Alasta gehörige Inſel⸗ 
kette der Alduten und die japaniſche 
Inſelkette der Kurilen ſich nähern 
und nur durch die Landmaſſe des 
ruſſiſchen Kamtſchatka geſchieden 
ſind. Im Hinblick auf die hohe 
Bedeutung des Slugweſens in einem 
künftigen Kriege wenden beide Geg⸗ 
ner zur Zeit dieſen ihren nördlichen, > Die Banana eahtägen 
ſonſt wenig wertvollen Inſeln eine „  Ungefähre Ausdehnung der Antarktis 
auffällig erhöhte klufmerkſamkeit zu. = e 
In Dutch Harbour auf der Inſel - 
Unalasta im Aleutenbogen ſchaffen Abb. 52. Britiſche Landanfprüce im Sübpolargebiet. 
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ſich die USA. einen ſtarken Kriegshafen, der ihren großen Kriegshäfen Pearl Harbour 
auf der hawai⸗Inſel Oahu und Pago⸗Pago auf Tutuila ebenbürtig fein ſoll, dazu 
auch einen militäriſchen Flugſtützpunkt erſten Ranges; denn von hier aus würde es 
ihnen am leichteſten möglich ſein, auf dem Waſſer⸗ wie auf dem Luftwege gegen die 
japaniſchen Hauptinſeln vorzuſtoßen. Dutch Harbour iſt nur rd. 2900 km von der 
nördlichſten Inſel Japans entfernt, während zwiſchen hawai und Hokohama rund 
6250 km zu bewältigen find. Auch verhandeln die USA. mit Kanada wegen der 
Einräumung eines „Cuftkorridors“ über die 1300 km lange kanadiſche Rüſte zwiſchen 
Seattle, dem „Tor Alaskas“, und Alaska ſelbſt, da ſonſt der Cufthafen von Dutch 
Harbour militäriſch allzu iſoliert ſein würde. Überdies ſchaffen ſie ſich in Sitka einen 
neuen militäriſchen Flugſtützpunkt zu gleichem Zweck. | 

Die Japaner treffen auf den Kurilen ihre flugtechniſchen Gegenmaßnahmen, über 
die bislang nichts Näheres bekannt gegeben wird. Ebenſo iſt an der Südweſtküſte von 
Formoſa ein neuer japaniſcher Kriegshafen Takao im Entſtehen begriffen, der von 
Hongkong nur 100, von den Philippinen 200 Seemeilen entfernt liegt. Ein Flughafen 
und eine weitreichende Radioſtation bei Takao ſowie auf der Inſel Saipan (Marianen⸗ 
Mandatsgebiet!) erhöhen noch Japans Schlagfertigkeit in der Südſee. Da einige 
Jahre hindurch die Philippinen, bis zu ihrer Unabhängigkeit (1944), noch ein vereins⸗ 
ſtaatliches Territorium ſind, haben die USA. des weiteren die Rette ihrer pazifiſchen 
Beſitzungen hawai⸗Inſeln —-Midway⸗Inſel —Wake⸗Inſel Guam — Philippinen, die 
ſie ſich um die Jahrhundertwende zwecks Verlegung ihres transpazifiſchen Seekabels 
(1903) ſchufen, jetzt zu einer transpazifiſchen Fluglinie ausgebaut, mit einer Der= 
längerung von Manila bis aufs oſtaſiatiſche Jeſtland nach Kanton (Abb. 53). 
Der Stille Ozean kann über 12000 km Entfernung unter Umſtänden ſchon in 
3 Tagen — gegen bisher 3 Wochen! — überwunden werden. Diefe Maßnahme 
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wirkt als politiſche Klammer zwiſchen dem Mutterland und den ſtaatlichen Vor⸗ 
poſten im weſtlichen Ozean. 

Schließlich ſei darauf hingewieſen, in wie hohem Maße der Luftverkehr politiſche 
Machtverſchiebungen auch dadurch bedingt, daß er den Wert gewiſſer militäriſcher 
Anlagen gründlich umwandelt. Die noch vor wenigen Jahrzehnten als „uneinnehm⸗ 
bar“ betrachteten Seefeſtungen Malta und Gibraltar ſind plötzlich durch Angriffe aus 
der Luft recht empfindlich verwundbar geworden und damit ungewöhnlich ſtark ent⸗ 
wertet. „Die Zeit, da man Größe und Bedeutung von Seefeſtungen am Maßſtab 
Gibraltars meſſen konnte, iſt vorbei.“ !) Die noch im Anfang des 20. Jahrh. be⸗ 
ſtehende „splendid isolation“ Englands, die ſchon durch das ufkommen der U⸗Boot⸗ 
Waffe einen empfindlichen Stoß erlitten hatte, iſt gegenwärtig, im Zeitalter des Luft- 
kriegs, völlig beſeitigt worden: militäriſch geſehen, iſt England heute kein Inſelſtaat 
mehr und kaum geſicherter als irgendein Staat des Kontinents. Ebenſo nüchtern wie 
mitleidlos iſt dieſe weſentlich veränderte weltpolitiſche Stellung Englands von einem 
britiſchen Untertan, dem Inder Subhas Boſe, dem Präſidenten des letzten Indiſchen 
Nationalkongreſſes in Haripur, in feiner Eröffnungsanſprache am 19. Februar 1938 
geſchildert worden: „England kann ſich kaum noch Beherrſcherin der Meere nennen. 
Der klbſtieg Großbritanniens wird durch einen neuen, hervorſtechenden Faktor der 
Weltgeſchichte herbeigeführt werden, durch die Luftwaffe.” Schon Rjellén ſah 1914 
in der hupertrophie des britiſchen Imperiums eine Gefahr und meinte, man fühle 
„den Schatten des babyloniſchen Turmes“ über dem Weltreich heraufziehen.?) 
Jetzt hat Schneefuß dieſe Befürchtung präziſiert s): die letzten Jahre hätten gezeigt, 
daß „der Engländer lieber zu haus arbeitslos iſt, als daß er ſich entſchließen könnte, 
fein Brot in den Kolonien zu verdienen“. Dies ſei aber eine bedenkliche Alterserfchei- 
nung, die im hinblick auf die zunehmenden Unſprüche der farbigen Untertanen des 
Imperiums „Gefahren einer Loderung des Reiches von innen heraus“ infolge 
mangelnden weißen Nachſchubs berge. 

Cuftpolitiſch ſichere Gegenden find eigentlich nur noch die inmitten weiteſter 
Ozeane gelegenen Inſeln. Pearl harbour auf den hawai⸗Inſeln, Dutch Harbour 
auf den klléuten, fie können, im Gegenſatz zu Malta oder Helgoland, zur Zeit als 
militäriſch leidlich gut geſichert gelten. Infolge dieſer Entwicklung dürfte die poli⸗ 
tiſche Wichtigkeit feſtlandferner Inſeln, wie der Azoren, Islands, der Tſchagos⸗ 
Inſeln, vieler Südſeeinſeln uſw. in Zukunft raſch wachſen. Die kürzlich gemeldete 
Nachricht, England beabſichtige den Portugieſen die Azoren abzukaufen, deutet ja 
bereits neue Möglichkeiten an, die durch die geopolitiſche Bedeutung des Luft- 
verkehrs heraufbeſchworen werden. 


1) Walter pahl in der Deutſchen Rundſchau, Märzheft 1938. 
2) Rudolf Kjellen, Die Großmächte und die Weltkriſe, Leipzig 1937, S. 108. 
3) Walter Schneefuß, Gefahrenzonen des Britiſchen Weltreiches, Ceipzig 1957, 5.119. 


II. Einflüffe der Natur auf den Charakter der Staatsbürger. 


a) Seindliche und rauhe Natur als Wecker ſittlicher Energien. 


Ein jedes Volk, ſei's noch ſo klein, 
Saugt Lebenskraft aus Not und Pein. 
Ibſen, Brand. 


Oft fragt ſich der philoſophiſch veranlagte und zum Nachdenken neigende Menſch 
nach dem „Sinn“ des Unglücks, des Leids und Elends in der Welt, nach dem Zweck 
des ſo häufigen „blinden Wütens der Natur“ im großen Weltenplan, nach der 
Abficht der „Zuchtruten Gottes“, der Schickſalsprüfungen aller Art, die von Zeit zu 
Zeit immer wieder in Geſtalt von Mißernten, dürren, Überſchwemmungen, Sturm⸗ 
fluten, Erdbeben, Dulkanausbrüchen, Kriegsnöten aller Art über Länder und 
Völker hereinbrechen. Sie durchziehen die ganze Weltgeſchichte wie ein rotes Band, 
und ſelbſt unſere jetzige hochentwickelte Kultur, Wiſſenſchaft und Technik iſt ihrer 
erſt zum kleinſten Teil (Seuchen, hungersnöte) herr geworden. Warum leben wir 
nicht in einer beſſeren und vollkommeneren Welt, in der den Menſchen all dies Weh 
und Leid für immer erſpart iſt? 

Kaum ziemt es dem begrenzten menſchlichen Wiſſen, ſolche Fragen zu ſtellen 
und Kritik an der Weltenſchöpfung, wie fie nun einmal iſt, zu üben. Aber gerade die 
geopolitiſchen Erkenntniſſe find geeignet, unſer Verſtändnis für den „Sinn“ des 
Unheils in der Welt zu ſchärfen und den Schleier zu lüften, der die Abfichten der gött⸗ 
lichen Schickung und der allwaltenden Natur für unſeren beſchränkten menſchlichen 
Verſtand zu verhüllen pflegt. 

Im großen Weltgeſchehen haben auch die furchtbaren heimſuchungen und „Gottes⸗ 
geißeln“ ihr Gutes und Segensreiches, da ſie die Entwickelung der Intelligenz, die 
menſchliche Willensſtärke und vor allem die Heranbildung ſtarker, geſunder, lebens⸗ 
fähiger Völker und Staaten machtvoll zu fördern geeignet find. Ein dauerndes Leben 
im Paradies würde unzweifelhaft jeglichen menſchlichen Fortſchritt, jede Hinaufent⸗ 
wicklung vereiteln. Wären die Adam und Eva der bibliſchen Legende nicht aus dem 
Garten Eden vertrieben worden — es würde von unſerer ganzen heutigen Kultur 
vielleicht nichts errungen und erarbeitet worden ſein, und wir würden noch jetzt 
müßig und untätig⸗genießeriſch auf dem gleichen primitiven Kulturftande dahinleben 
wie das bibliſche erſte Menſchenpaar. Es iſt kein Zufall, daß die auf der unterſten 
Stufe der Kulturhöhe und Intelligenz lebenden Dölkerſchaften unſerer Tage 
ſo oft in üppigen, „paradieſiſchen“ Gegenden wohnen, wo des Lebens Nahrung 
ihnen nahezu von ſelbſt in den Schoß fällt, bemerkenswerterweiſe ausnahmslos in 
ſchwer zugänglichen Teilen von tropiſchen Inſeln, die von Kriegsſtürmen kaum 
jemals heimgeſucht werden und wo daher des Lebens große Nöte und Sorgen am 
ſeltenſten zu Gaſt zu ſein pflegen. 
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Das Goethewort, daß nichts ſchwerer zu ertragen ſei als eine Reihe von guten 
Tagen, gilt im Leben der Staaten noch ungleich mehr als im Daſein der Einzel⸗ 
perſonen. Dauerndes Wohlleben führt erſtaunlich ſchnell zur Derkümmerung und Ent⸗ 
artung. Für den einzelnen Menſchen iſt ein ſolches Daſein — vielleicht! — behaglich, 
für ein ganzes Volk kann es tödlich werden. Wie raſch ging dem Karthagerheer han⸗ 
nibals die hohe Kriegstüchtigkeit im üppigen Capua verloren! Wie ſchnell zerbrach 
die anſcheinend für die Ewigkeit geſicherte Machtſtellung des römiſchen Imperiums 
nach der glänzenden Gipfelhöhe der langdauernden, aber entnervenden Pax Romana 
des 2. Jahrh. n. Chr.! Wie erſtaunlich bald vergingen die machtvollen Reiche, die ſich 
die Goten in den herrlichen Ländern Italien und Spanien, die Vandalen in Tunis, 
die Normannen in Sizilien und Unteritalien gezimmert hatten! Im Wohlleben des 
ſonnigen Südens erſchlafften die Söhne des rauhen Nordens nach wenigen Genera⸗ 
tionen und wurden von der Geſchichte wieder ausgelöſcht, wobei allerdings auch 
gewichtige andere Gründe (Seindſchaft Oſtroms! mangelnder Nachſchub !) mitwirkten, 
während ihre Stammesgenoſſen, die in kälteren Zonen nach Siedlungen ſuchten, meiſt 
lebenstüchtig und ſtark blieben bis auf den heutigen Tag! 

Dies alles iſt kein Zufall! Das dauernde Behagen der glücklich dahinlebenden 
Phäaken⸗ und Sybaritenvölkchen, die keinem Schickſalsſturm gewachſen find, war 
ſchon den Völkern des Altertums unheimlich, und fie fühlten dem allzu großen Glück 
und Wohlleben gegenüber jene Empfindung des Schillerſchen klmaſis von Ägypten: 
„Slehe zu den Unſichtbaren, daß fie zum Glück dir Schmerz verleihn!“ Nur eine 
ſehr gründliche Dertrautheit mit der Geſchichte und der Pfychologie der Völker 
konnte bewirken, daß ein kluger Kopf wie der ſchwäbiſche „DausDifcher” (Prof. 
Friedr. Theod. Diſcher 1807-1887) 1870 beim Eintreffen der Nachricht von Sedan, 
im Gegenſatz zum allgemeinen Siegesjubel, prophetiſche Beſorgniſſe verſpürte: 
„So viel Glück ertragen die Deutſchen nicht .. Sie werden frivol werden ... Es 
bedarf eines großen Unglücks, und das wird kommen in einem neuen Krieg!“ 

Wo immer wir, ſei es in der Geſchichte oder in der Gegenwart, einem beſonders 
tüchtigen, arbeitsfrohen, unternehmungsluſtigen, ſelbſtbewußt⸗ſtolzen Volk begegnen, 
das bereit iſt, ſich und ſeine Freiheit „allen Gewalten zum Trotz zu erhalten“, da dürfen 
wir überzeugt ſein, daß ſeine Vergangenheit überreich an harten Prüfungen und 
Schickſalsſchlägen aller Art war. Dölker, die im fortgeſetzten Kampf mit den Schreck⸗ 
niſſen und Tücken der Natur, mit Erdbeben, Überſchwemmungen, Stürmen, mit 
einem nur ſchwer zu bearbeitenden, kargen Aderboden oder mit feindlichen Menſchen 
und Tieren unausgeſetzt durch Jahrhunderte und Jahrtauſende hindurch ihre Energie 
ſtählen, ihre Intelligenz ſchulen, ihre Kraft zur höchſten Ceiſtungsfähigkeit anſpannen, 
haben Ausſicht, fi im allgemeinen Kampf ums Daſein zu behaupten. „Nur der 
verdient ſich Sreiheit wie das Leben, der täglich fie erobern muß“ (Fauſt). Der lebens⸗ 
ſtarke, abenteuerfrohe, trotzig⸗kühne Charakter der Normannen wurde offenſichtlich 
durch den unabläſſigen Kampf mit einem ſpärlichen Aderboden, mit Klippen, rauhen 
Bergen, Gletſchern, brauenden Nebeln und wilden Stürmen gezüchtet; den harten, 
mutigen Charakter etwa unſerer Frieſen hat eine ähnliche Umwelt und das tägliche 
Leben an und auf einem tückiſchen und gefährlichen Meer herausgemeißelt. Man 
vergleiche mit ihnen den Charakter der Bewohner ſanfterer, üppigerer, ſüdlicher 
Küſten, des Golfs von Neapel, der Agäiſchen Inſeln, der hawaigruppe uſw. Die heitere, 
ſonnige Umwelt ruft dort eine entſprechend heitere und fröhliche Charakterveran⸗ 
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lagung hervor, während die ernſte und düſtere nordiſche Natur ſich nicht minder 
klar im Charakter ihrer Menſchen widerſpiegelt. Wie ſticht der Sangesfrohſinn im 
„dolce Napoli“ ab von dem „Frisia non cantat!“! 

Im ſonnigen Süditalien, auf Sizilien, in Griechenland ſorgen die von Zeit zu Zeit 
immer wiederkehrenden, verheerenden Erdbeben oder Vulkanausbrüche dafür, daß die 
Energien ſtets aufs neue wachgerüttelt werden. Ebenſo hat in Japan, das nie unter 
Kriegsnöten und fremden Eroberern zu leiden hatte, eine außergewöhnliche häufung 
von unabläſſigen Naturkataſtrophen verſchiedenſter Art dafür geſorgt, daß der Aufbau⸗ 
und Arbeitswille niemals erſchlaffen konnte. Weitaus am häufigſten find aber die 
kargen Aderböden die großen Lehrmeiſter der Schulung des Willens, die Wecker 
der Energie und der Intelligenz geworden. 

Auf einem geſegneten Boden, der faſt von ſelbſt dem Beſitzer hundertfältige Frucht 
zuwachſen läßt, gedeihen keine kraftvollen und ſelbſtbewußten Völker. Schon vor 
21 Jahrtauſenden wußte der große Gründer des Perſerreichs Cyrus um dieſe Ju⸗ 
ſammenhänge. Nach dem Bericht des Herodot (IX, 122) tat er den ſcharfſinnigen fus⸗ 
ſpruch: „Aus üppigen Böden gehen gern weichliche Menſchen hervor, und niemals 
erzeugt dasſelbe Land wundervolle Früchte und kriegstüchtige Männer!“ Und ähnlich 
äußerte Montesquieu in feinen „Considérations“ (1734): „Die Bewohner der kalten 
Länder find kühn und mutig wie Jünglinge, die der warmen furchtſam wie Greiſe“ 
(wobei jedoch bemerkt ſei, daß dieſer Husſpruch in ſolcher Derallgemeinerung nicht 
zutreffend iſt). 

Tatſächlich find für das ſittliche Gedeihen der Völker und ihrer Staaten die kargen 
Aderböden von größerem Wert als die üppigen. Natürlich darf es ſich niemals um 
ſo armſeliges Cand handeln, daß ihm auch bei emſigſter Bearbeitung nur kümmerliche 
Gewächſe entſprießen, mit deren hilfe der Menſch kaum ſeine beſcheidenſten Bedürfniſſe 
decken kann. So ertragfähig muß vielmehr der Boden ſein, daß er bei angeſtrengter 
und ſachkundiger Arbeit auch wirklich gute und reichliche Frucht zu tragen vermag, 
um ſeinen Herrn über ein Daſein der Armut hinauszuheben und ihm nach einem 
mũhſamen Leben voll unabläffiger Tätigkeit zu einem gewiſſen Wohlſtand zu verhelfen. 

Solche Böden, die gute Erträge liefern können, aber nur, wenn ein eiſerner 
Urbeits wille und eine nie ermüdende Arbeits freudigkeit für ihre Bearbeitung 
aufgewandt werden, laſſen die tatkräftigſten und wertvollſten Völker entſtehen. — So 
ergibt ſich die Regel: 


Die im Lebenskampf tüchtigſten, daher zumeiſt ſelbſtbewußten und freiheitsliebenden 
Dölter haben eine Schule harter Arbeit und Willensbildung auf dürftigem Boden 
oder im Kampf mit Naturgewalten hinter ſich. Völker, die in üppigen Ländern 
geſichert wohnen, find wenig widerftandsfähig im Kampf ums Daſein. Die 
Güter der Erde fallen zuletzt dem zu, „der das Fürchten nie gelernt“! 


Beilpiele. 


1. Die ſandige Mark Brandenburg wurde zur Wiege des neuen Deutfchen 
Reiches, da ihre in Leiden und Entbehrungen geſchulten Bewohner die fittlichen 
Kräfte und zähen Energien entwickelten, die ſie befähigten, ſpäter Rufer im Ringen 
um die deutſche Einheit zu werden. — Die ſpaniſche Abwehr der mauriſchen Fremd⸗ 
herrſchaft ging vom rauheſten Teil des Landes aus, von Afturien, ebenſo der hel⸗ 
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denmütige Kampf der Niederländer gegen das ſpaniſche Weltreich von der kargen 
holländiſchen Geeſtlandſchaft, nicht von den fetten Marſchen. 

2. Die landwirtſchaftlichen Paradieſe, die reichen Fruchtgärten und „Rornkam⸗ 
mern“ finden ſich faſt überall in Ländern, deren Bevölkerung eine führende Stel⸗ 
lung im politiſchen Leben der Nationen weder jemals eingenommen noch auch nur 
beanſprucht hat. Wohl konnten in ſolchen Gegenden die erſten menſchlichen Kulturen 
aufkommen, deren Reichtum tatenluſtigen abſoluten herrſchern zeitweilig die Grundlage 
für politiſche Machtgebilde erſten Ranges zu liefern vermochte. Alber im Cüchtigkeits⸗ 
wettkampf der Nationen ſind ſolche Bevölkerungen von vornherein gehemmt. Das 
überaus fruchtbare und volkreiche Nildelta war über 2000 Jahre lang, ſeit der 
zweiten Eroberung durch die Perſer (345 v. Chr.), nie mehr zur Eigenſtaatlichkeit, 
zur politiſchen Unabhängigkeit gelangt. Erſt in jüngſter Vergangenheit iſt im Ju⸗ 
ſammenhang mit dem Erwachen nahezu der ganzen Welt zum völkiſchen Nationalis⸗ 
mus, auch Ägypten 1936 wieder ein freier und unabhängiger Staat geworden, 
mögen auch noch nicht alle Wünſche der extrem nationalbewußten Wafd⸗partei in 
Erfüllung gegangen fein und die britiſchen Soldaten noch bis 1956 am Suezkanal 
ſtehen bleiben. Freilich hat es durchaus den Anſchein, als handle es ſich um eine 
„Unabhängigkeit“, die nur jo lange beſtehen wird, als fie Englands Kreiſe nicht 
ſtört. 

3. Das wundervoll fruchtbare Land Dorderindien zeigt beſonders deutlich, wie 
irdiſche Paradieſe friedliche, unkriegeriſche Menſchen züchten. Schon einem Plinius fiel 
auf, daß das indiſche Volk als einziges von allen niemals aus ſeinen Grenzen hinaus⸗ 
geſtrebt habe (S. 128). Andererjeits fanden fremde Eroberer, die meiſt vom Rhaiber⸗ 
Paß her in Indien eindrangen, in dem volkreichen Cande allzeit nur einen ſehr ſchwäch⸗ 
lichen Widerſtand. — Ahnlich iſt das Zweiſtromland Meſopotamien, das bei guter 
Waſſerwirtſchaft eins der glücklichſten Länder der Welt fein kann, ſeit faſt 2500 Jahren, 
ſeit Babyloniens Eroberung durch die Perſer (538 v. Chr.), ſtändig von fremden 
Herren abhängig geweſen und ſtand auch kürzlich noch, obwohl es 1932 wieder ein 
nominell ſelbſtändiger Staat Irak geworden iſt, nachdrücklichſt unter engliſcher Vor⸗ 
mundſchaft. Es hat ſich dieſer jedoch durch die Bagdader Palaſtrevolution vom 
Oktober 1936 anſcheinend weitgehend entzogen und ſucht Verbindung mit Ibn Sa'ud. 

4. Selbſt noch im heutigen deutſchen Sprachgebiet ſpiegelt ſich die Natur der 
einzelnen Candſchaften und ihrer Fruchtbarkeit bis zu einem gewiſſen Grade im 
Charakter ihrer Bewohner wider. Die wortkargen, unliebenswürdigen, „grantigen“ 
Volksſtämme bewohnen die ärmeren, ſchwer zu bearbeitenden Böden des Landes; 
doch gerade deshalb ſtellen fie zugleich auch die energiſchſten, kriegstüchtigſten Volks⸗ 
teile, die freiheitsliebenden „Pidder Lüng“⸗Naturen, während in den geſegneteren 
Candſchaften die heiteren, lebensluſtigen, gemütlichen und liebenswürdig⸗geſelligen 
Naturen zu Hauſe find, die aber doch auch die am wenigſten energiſchen, die weicheren 
und meiſt nicht ſehr widerſtands fähigen Charaktere zu liefern pflegen. 


Für Europa muß es jedenfalls als ein Segen bezeichnet werden, daß der größere 
Teil feines Bodens nicht mit beſonders großer Fruchtbarkeit und einem ideal ſchönen 
Klima ausgeſtattet worden iſt. Seine vorhandenen Wirtſchaftswerte pflegt er nur 
dem zu erſchließen, „der immer ſtrebend ſich bemüht“. Gerade dadurch iſt die euro⸗ 
päiſche Menſchheit fähig geworden, Führer und Lehrmeiſter des ganzen Erdballs 
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zu werden. heute ſpielt naturgemäß die Beſchaffenheit des Bodens im Wett⸗ 
kampf der Nationen nicht mehr die Rolle wie ehedem. Inzwiſchen hat ſich der 
Raſſencharakter der Dölker jo gefeſtigt, daß er des öfteren die Bedingtheiten der 
räumlichen Umwelt zu überwinden vermag. Um aber das hiſtoriſch Gewordene recht 
zu verſtehen, muß man ſich die geſchilderten Zuſammenhänge doch nachdrücklich ver⸗ 
gegenwärtigen. Die Nutzanwendung für unſer engeres, deutſches Vaterland hat 
jedenfalls ſchon Friedr. Ratzel (f 1904), einer der Väter der jungen geopolitiſchen 
Wiſſenſchaft, mit beſonders ſchönen Worten gezogen: „Unſer Vaterland iſt nicht das 
größte, nicht das fruchtbarſte, nicht das ſonnig⸗heiterſte Europas. Aber es iſt groß 
genug für ein Volk, es iſt reich genug, ausdauernde Arbeit zu lohnen, es iſt ſchön 
genug, Liebe und treueſte Unhänglichkeit zu verdienen, es iſt mit einem Wort ein 
Land, worin ein tüchtiges Volk große und glückliche Geſchichte vollenden kann.“ 

Die Naturkataſtrophen und Unglücksfälle jeglicher Art, jo entſetzlich fie von den 
jeweilig betroffenen Menſchen empfunden werden, ſind alſo im großen Weltgeſchehen 
förderlich für den menſchlichen Geſamtfortſchritt; denn fie wecken alle ſchlummern⸗ 
den geiſtigen und körperlichen Kräfte der davon betroffenen Dölfer und tilgen die 
lebensuntüchtigen aus. 

Gewitter werden oft furchtbar, vernichten örtlich durch Blitzſchlag, Wolkenbruch, 
Wirbelſturm, Hagel gewaltige Werte, und doch find fie im großen Haushalt der 
Natur ein Segen für das Land: nach verdorrender hitze führen ſie ihm reiche Nieder⸗ 
ſchläge zur Erhöhung der Ernteerträge zu. Genau ebenſo ſind, im objektiven Cichte 
kulturgeſchichtlicher Betrachtung geſehen, auch die zahlloſen Kriege der Geſchichte 
grauenhaft für die davon betroffenen Generationen, aber, auf weite Sicht geſehen, 
die vielleicht ſtärkſten Wecker aller menſchlichen Energien. In der Weisheit des großen 
Weltenplanes werden eben auch grauſamſte Juchtmittel nicht verſchmäht, wenn ſie 
nur die Hinaufentwicklung der geſamten Menſchheit fördern. „Wir wollen Gott 
danken, daß Sturm iſt in der Welt“ (Gorch Sock)! 

Sicherlich haben die Kriege der Weltgeſchichte die gleiche politiſch erzieheriſche Rolle 
geſpielt wie die großen Naturkataſtrophen: fie ſchärfen den politiſchen Sinn, fördern 
den Willen zum Staat, die hingabe an den Staatsgedanken, an das Wohl der Ge⸗ 
ſamtheit. Treffend hat ein chineſiſcher Weiſer einmal geäußert: „Eine Nation, die 
keinen Feind und keine äußere Gefahr kennt, kann leicht fallen.“ 

Große, gemeinſam durchlebte Gefahren und Notzeiten ſchmiedeten ſtets die Leidens⸗ 
gefährten in wunderbarer und unvergleichlicher Weiſe zur Schickſalsgemeinſchaft 
zuſammen. Wie der Einzelmenſch ſich zu ſolchen Mitmenſchen beſonders hingezogen 
fühlt, mit denen er ſchwere Abenteuer, großes Leid, harte Not, grauſige Kriegs⸗ 
erlebniſſe gemeinſam glücklich überſtanden hat, fo geht auch die große Volks gemein⸗ 
ſchaft, die Nation, aus gemeinſam ertragenen und gemeinſam überwundenen 
Schickſalsſchlägen eines ganzen Landes kraftvoll und gefeſtigt hervor. „Die Zucht des 
Leidens, des großen Leidens; wißt Ihr nicht, daß nur dieſe Zucht alle Erhöhungen 
des Menſchen bisher geſchaffen hat?“ — dieſes Nietzſchewort, wie trifft es zu auf 
das Werden Großdeutſchlands nach den Kataſtrophen von 1918-1925! Man ſpricht 
nicht umſonſt von „Blutsbrüderſchaft“, die feſter aneinanderkittet als ſelbſt die 
gemeinſame Sprache. Ein lange im Wohlſein dahinlebendes Volk pflegt faſt ſtets 
in innere Zwiftigfeiten, in Hader und Kleinkrieg mit den eigenen Volksgenoſſen 
zu verfallen. Mit dem Blutsbruder, dem Kriegskameraden, dem Leidensgefährten 
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jeglicher Art dagegen fühlt ſich der Menſch in echter Nibelungentreue oft auf Lebens» 
zeit verbunden, wie einſt Volker und Hagen. 


Aus großer kriegeriſcher Notzeit geht am ſicherſten die Hingabe an den Staat, die 
Staatsfreudigleit hervor. 


Bei viele. 


1. Gleich einem eiſernen Ring preßten die benachbarten Stämme von drei Seiten 
her die Latiner zuſammen und ſtellten fie von Anfang an vor die Wahl, ſich zu be⸗ 
haupten oder unterzugehen. Der Abwehrtampf ſchmiedete ihre Gaue und Städtchen 
zu einem feſten Bunde zuſammen (Catiniſcher Bund), und ſeine Führung gewann 
die zukunftsreiche Stadt Catiums: Rom. 

2. Die ungeheure Leidens= und Gefahrenzeit des Siebenjährigen Krieges 1756 
bis 1763 ließ nicht nur das kleine, von den drei bedeutendſten Großmächten gleich⸗ 
zeitig bekriegte Preußen ſelber politiſch zur Großmacht werden, ſondern ſchuf auch 
im preußiſchen Volk jenen ſtarken Willen zum Staat und jene Staatsfreudigkeit, deren 
glänzendſte Betätigung die Opferwilligkeit der neuen Notzeit des Jahres 1813 wurde. 
Bis mar ck kleidete dieſe Staatsfreudigkeit einmal in das Wort: „Wir ſind nicht dazu 
da, um glücklich zu ſein, ſondern um unſere Pflicht zu tun.“ 

3. Sowohl der glückliche wie der unglückliche Krieg vermag ein Wecker ſittlicher 
Energien zu werden. Denken wir daran, wie das „auf den Corbeeren Friedrichs 
des Großen eingeſchlummerte“, im Beamten⸗ und Offizier korps vergreiſte Preußen 
durch die furchtbare Niederlage von 1806/07 zur Selbſtbeſinnung gebracht und zu 
einer gründlichen Erneuerung ſeines ganzen politiſchen, wirtſchaftlichen, kulturellen 
und moraliſchen Cebens angeregt wurde! Wie verzopft und verkalkt war das Preußen 
von 1805, wie jugendfriſch, ſtark und begeiſterungsfähig mutete, nach dem Wirken 
Steins, Scharnhorſts, Fichtes, Urndts u. a., das Preußen von 1813 an! 

4. Die ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft erwuchs aus der erfolgreichen Abwehr 
der mächtigen Heere des damaligen Oſterreich, Burgund, Frankreich, Mailand. Die 
gemeinſame Leidenszeit der „Urkantone“, die uns ſymbolhaft in Schillers „Tell“ 
als Geßlers Schredenstegiment dargeſtellt wird, und ihre Überwindung durch die 
„Eidgenoſſen“ des Rütliſchwurs — ſie erſtrecken ſich in der Geſchichte tatſächlich 
über mehr als. zwei Jahrhunderte. Aus der oft wiederkehrenden, gemeinſam über⸗ 
ſtandenen Kriegsgefahr, aus den vereint gegen große Übermacht errungenen Siegen 
bei Morgarten (1315), Sempach (1386), Näfels (1388), St. Jacob a. d. Birs (1444), 
Granſon (1476), Murten (1476), Nancy (1477), Giornico (1478), Dornegg (1499) 1) 
ift der bei aller Kleinheit und aller Dreiſprachigkeit überraſchend ſtarke Staat hervor: 
gegangen, den wir die Schweiz nennen. 

5. Die Niederlande, bis 1648 ein Glied des Deutſchen Reiches, wurden durch 
die furchtbare Notzeit feit 1567, die wir als „Abfall der Niederlande“ bezeichnen, 
zu einem eigenen Staat mit eigener Geſchichte, eigenen Erinnerungen zuſammen⸗ 
geſchweißt, hinter deren gewaltigen ſeeliſchen Eindrücken das Bewußtſein des Zu⸗ 
ſammenhangs mit dem großen Deutſchen Reiche verblaßte und ſchließlich verloren 
ging. Das heutige ſtolze nationale Selbſtbewußtſein der Holländer iſt durch jene 


1) Erſt nach dem ſchweizeriſchen Siege bei Dornegg (22. Juli 1499) ließ Oſterreich feine 
Hoheitsanſprüche auf das Land endlich fallen. 
gennig⸗Rörholz, Geopolitik [5240] 5. Aufl. 8 
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ſiegreich überwundenen Leiden erſt geſchaffen worden. Die landläufige Geſchichtsſchrei⸗ 
bung ſieht zwar im Kampf der Niederländer gegen Spanien nur einen Religionskrieg. 
Das Weſen des Kampfes ging jedoch im Grunde nicht um Religion, ſondern um 
Politik. Egmont war ja z. B. katholiſch und die Mehrheit des Volkes ebenfalls! 
Aber auch dieſe Katholiken fühlten ſich als Glieder einer in vielen Jahrhunderten 
gewachſenen Gemeinſchaft, deren nationales Eigenleben bedroht war. 

6. Schweden, das nach Sten Stures Niederlage bei Bogeſund (19. Januar 1520) 
in Gefahr ſtand, däniſche Provinz zu werden, wurde nach härteſter Unglückszeit 
(Blutbad von Stockholm, 8. November 1520) durch den ſiegreichen Freiheitskampf 
unter Guſtav Waſa 1521-23 zum ſtarken Staat, der binnen 100 Jahren zur bedeutend⸗ 
ſten nordeuropäiſchen Großmacht emporwuchs. Während zur Zeit des Dänen⸗ 
königs Chriſtian II. Dänemark viel ſtärker und mächtiger war als Schweden, war es 
ein Jahrhundert ſpäter, in den Tagen Guſtav Adolfs, umgekehrt. Paſſargel) hat dieſe 
eigenartige Wandlung wohl mit Recht dadurch zu erklären geſucht, daß der Schwede 
auf ſeinem kargeren Boden und in härterem Klima energiſcher iſt als der behaglicher 
lebende Injeldäne. Solange Schweden menſchenarm war, konnte Dänemark das Land 
niederzwingen; als aber mit dem Aufblühen des Bergbaus und der Kulturhöhe 
Schwedens Bevölkerungszahl gewachſen war, machte ſich die Überlegenheit der ſchwe⸗ 
diſchen Energien geltend. Dabei bleibt freilich zu beachten, daß Schweden noch zur 
Zeit ſeiner größten Blüte unter Guftan Adolf nur 900 000 Bewohner und ein Heer 
von ganzen 15 000 Mann beſaß. 

7. Die brutale Eroberungs⸗ und Unterdrückungspolitik eines Napoleon J. ließ in 
den Notjahren 1805— 1813 gleich in drei verſchiedenen europäiſchen Gebieten ein 
Nationalbewußtſein der Dölker, das vorher kaum dageweſen war, entſtehen und 
wachſen. Spanien erhob ſich in wildem Dolkskrieg gegen feine Bedrücker; die Ruſſen 
opferten ſogar ihre nationale Hauptſtadt, das heilige Moskau, um die Störer ihres 
Friedens deſto tödlicher zu treffen. In der Dielheit der 36 deutſchen Staaten aber ent⸗ 
wickelte ſich, ſogleich nach dem Aufbören der alten deutſchen Reichseinheit (6. Auguft 
1806), zum erſten Male eine deutſche Nationaleinheit, der Wille zum geſamt⸗ 
deutſchen Reich, dem dann nach neuer, gemeinſamer Blutsbrüderſchaft der deutſchen 
Stämme im Kriege 1870/71 der 18. Januar 1871 in Derfailles die endliche, wenn 
auch noch nicht vollkommene Erfüllung brachte. Und die neue, furchtbare Notzeit 
des Weltkriegs und der Blockade, des Derfailler Wortbruchs, des franzöſiſchen Ruhr: 
einfalls und der größten Inflation der Geſchichte hatte im Endergebnis doch die eine 
ſtolze Wirkung zur Folge, daß ſie das vorher noch etwas äußerlich geeinte Volk auch 
innerlich zu einem ſtarken, nationalen Block zuſammenſchweißte. Die großdeutſche 
Abftimmung vom 10. April 1938 hat es herrlich bewieſen! 


Wir Deutſchen, denen in den Jahren nach 1914 jo unendlich viel nationales Leid 
auferlegt worden iſt, beginnen ſeit 1953 immer deutlicher zu ſpüren, daß auch dieſe 
ſchwere Schule des Unglücks im letzten Grunde der Veredelung unferer Nation und 
der Stärkung des Nationalgefühls gedient hat. Ein ſiegreicher Krieg hätte vielleicht 
Übermut, zunehmende Materialiſierung, Entnervung, womöglich gar Degeneration 
zur Folge gehabt; heute aber ſteht das deutſche Volk, nach Überwindung der furchtbar 


1) Siegfried Paſſarge, „politiſch-geographiſche Betrachtungen über Schweden und 
Dänemark“. Geogr. Zeitſchr. 1956, S. 176. 
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ſchweren Jahre, jugendfriſch und ſtark da, wie nur je in ſeiner Geſchichte. Was der 
Sührer am 13. September 1937 auf dem Nürnberger Parteitag ausſprach, wir fühlen 
aus eigenſter Erfahrung feine Nichtigkeit an uns ſelbſt: 

„Manchmal äußert ſich die tiefe Liebe der Dorjehung zu ihren Geſchöpfen auch durch 
eine Züchtigung.“ 


b) Wirkung der Bergländer und Tiefebenen auf den Charakter. 


Vergleichen wir die Bevölkerung eines ſchwer zugänglichen, abgelegenen, rauhen 
Gebirgstals und diejenige einer verkehrsſtarken, gut bewirtſchafteten Ebene mit⸗ 
einander! Die erſtere haftet grundſätzlich mit oft eigenſinniger Strenge an der Tra⸗ 
dition, iſt mißtrauiſch gegen jede noch ſo beſcheidene Neuerung und findet ihre tiefſte 
Befriedigung in einem Leben, das ſich möglichſt in gar nichts unter ſcheidet von dem 
ihrer Vorfahren. Auch die Bauernſchaft in abgelegenen, verkehrsarmen Gebieten 
oder auf ſchwer zugänglichen Inſeln weiſt nicht ſelten dieſen ſtark konſervativen Jug 
auf, der freilich in unſerer raſchlebigen und techniſch eingeſchworenen Gegenwart 
immer feltener zu finden iſt. Der Bewohner der weiten Ebene dagegen, der Groß⸗ 
ſtädter insbeſondere, zeigt in der Regel (nicht immer !) das genau umgekehrte Bild: 
er nimmt jede Neuerung, jede Modeſtrömung, auch jede Modetorheit, willig an; 
alles Neue iſt ihm grundſätzlich willkommen, nicht weil es gut oder gar beſſer als 
das Alte, ſondern nur, weil es neu iſt. Beide (extreme) Einſtellungen find nicht eben 
wertvoll für den menſchlichen Fortſchritt. Die eine führt zur Erſtarrung, zur Kück⸗ 
ſtändigkeit, zur Überflügelung durch neue, beſſere, zeitgemäßere Dervollkommnungen, 
die andere zur kritikloſen Oberflächlichkeit, zum Modenarrentum, zur Jielloſigkeit 
und Pietätloſigkeit. Wer grundſätzlich alles Neue ablehnt und das Alte bevorzugt, 
iſt ebenſo kurzſichtig wie der, der jegliche Modeſtrömung mitmachen muß und ſich 
damit des Rechtes auf die Perſönlichkeit völlig begibt. Im Leben der Staaten iſt es 
nicht anders: ein Reich kann daran ſterben, daß es erſtarrt, aber auch daran, daß es 
ſeine Wurzeln vergißt! — „Prüfet alles und das Beſte behaltet“ iſt ein kluges Wort 
des Hpoſtels Paulus. Der Mittelweg zwiſchen den Extremen fördert den menſch⸗ 
lichen Jortſchritt zumeiſt, der Mittelweg, der jeder Neuerung ein wohlwollendes 
Intereſſe entgegenbringt, aber erſt ſorgſam und kritiſch nachprüft, ob das Neue wirk⸗ 
lich auch das Beſſere iſt, und es dann gern und freudig aufnimmt, der es aber ebenſo 
entſchloſſen verwirft, wenn es dem erprobten Alten nicht zumindeſt gleichwertig 
iſt. — Oftmals folgt jedoch die Eigenart ganzer Dolksſtämme nicht fo ſehr dem Der- 
ſtand als dem Inſtinkt und bevorzugt grundſätzlich hier das Alte und dort das Neue. 

Dieſe von der Natur bedingte, verſchiedene ſeeliſche Deranlagung der Gebirgs⸗ 
und der Ebenenbewohner ſpiegelt ſich ſelbſtverſtändlich er in der Einſtellung zu 
den ſtaatlichen Problemen wider. 


Gebirgsbewohner neigen zur Eigenbrötelei, zur Kleinſtaaterei, und pflegen ſich, 
gerade weil ſie jeder Neuerung abhold ſind, fremden Eroberungs⸗ und Einver⸗ 
leibungsverſuchen erbittert zu widerſetzen. Die Bewohner weiter, fruchtbarer Ebenen 
finden ſich dagegen im allgemeinen leichter mit Neuerungen ihres politiſchen Ge 
ſchickes ab und leiſten fremden Eindringlingen zuweilen nur wenig oder gar keinen 
Widerſtand; fie neigen daher zur ſtaatlichen Verſchmelzung, zur Großſtaatlichkeit, 
manchmal gar zum Verzicht auf nationale Eigenart zugunſten eines fremden Herrn. 
8* 
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Beyviele. 


Allgemein. Man vergleiche etwa das Verhalten der Schweiz gegenüber den 
Eroberungsverſuchen fremder Großmächte vom 14. bis 18. Jahrh., das der Tiroler 
gegenüber feindlichen Einbrüchen in den Jahren 1703, 1809, 1915 oder der Kärntner 
gegenüber der ſerbiſchen Uberrennung 1918/19 mit der nur ſchwachen und meiſt 
erfolgloſen Abwehr, welche die in fruchtbaren Ebenen wohnende Bevölkerung Nor d⸗ 
indiens oder Chinas in allen Jeitläuften der Geſchichte gegen erobernde Heere 
oder die das ruſſiſche Dolk (nicht aber das Heer von 1812!) gegenüber den Einbrüchen 
der Mongolen und den Leiden unter der Sowjetherrſchaft an den Tag gelegt hat. 

Gebirgsländer. 1. Noch in unſeren Tagen find die Gebirgsländer die rechte 
Heimat der Kleinſtaatlichkeit. — In Deutſchland hatten wir vor dem Weltkrieg 
die ſtärkſte kleinſtaatliche Hufſplitterung in einem der Mittelgebirge aufzuweiſen, 
im Thüringer Wald. Doch auch die ſonſtigen kleinſten deutſchen Bundesſtaaten 
hafteten mit Vorliebe an den vom Verkehr umgangenen Berg- und Hügelland» 
ſchaften: die beiden Lippe und Reuß, Waldeck, Braunſchweig uſw. — Die an ſich 
ſchon kleine Schweiz gliedert ſich nochmals in 25 weitgehend ſelbſtändige Bundes⸗ 
ſtaaten. | 

2. In Italien zeigt uns die Zwergrepublit San Marino die Neigung der Berg⸗ 
bewohner zu kleinen ftaatlichen Sonderweſen, in Irankreich das eigene Fürſtentum 
auf dem Fels von Monaco, in den Pyrenäen die Sonderſtellung der winzigen 
Republik Andorra, auf dem Balkan der eigene kleine Gebirgsſtaat Montenegro 
1589 —1919, auf dem Vorgebirge Athos die ſtaatsrechtlich zwar nicht aner kannte, 
aber daſelbſt ſeit 1000 Jahren tatſächlich beſtehende, ſonderbare Mönchsrepublik. 
Gebirgsbewohner und ebenſo Dolksſplitter einſamer, abgelegener Inſeln bewahren 
auch am längſten und eigenſinnigſten ihre völkiſche, ſprachliche, kulturelle Eigenart, 
ihre uralten Sitten, Trachten uſw. Man denke an die weitgehende kulturelle und 
3. C. ſprachliche Sonderſtellung der Walliſer, Basken, Ladiner, Isländer, der 
Inſeln Marken in der Zuiderſee, Runö im Rigaifchen Buſen, der Kanalinjel Sark, 
von helgoland, Mönchgut auf Rügen uſw. 

3. Außerhalb Europas tritt uns die Sonderſtellung von Gebirgsſtaaten beſonders 
deutlich entgegen in den nominell ſelbſtändig gebliebenen himalayaſtaaten Nepal, 
Sikkim und Bhutan, auch in der ſtaatsrechtlichen Sonderſtellung von Raſch mir und 
Tibet. In Vorderaſien find Beiſpiele für die Sonderſtellung der Gebirgsländer die 
jo oft in der Geſchichte ſelbſtändig geweſenen Staaten Armenien und Georgien. 
Gerade fie haben ſich, wie das Gebirgsland Abeffinien oder die Druſen des Libanon- 
Gebirges, inmitten einer völlig mohammedaniſchen Umwelt ſogar ihr Chriſtentum 
weitgehend bewahrt. Nur um dieſes zu retten, ſchloß ſich Georgien, das viele Jahr⸗ 
hunderte feine eigenen Fürſten gehabt hatte, freiwillig 1801 an Rußland an, wurde 
freilich alsbald als ruſſiſche Provinz behandelt und unterdrückt, ſo daß ſchon ſeit 1804 
zahlreiche Hufſtände ſtattfanden. 

4. Gebirgsbewohner pflegen bis auf unſere Tage am ſchwerſten von den Groß⸗ 
ſtaaten unterworfen und mit der ſtaatlichen Neuregelung ausgeſöhnt zu werden. 
Die Rau kaſus ſtämme haben ſich niemals ganz mit der ruſſiſchen, die Rifkabylen 
nicht mit der franzöſiſchen bzw. ſpaniſchen Eroberung, die Rurden nicht mit der 
türkiſchen herrſchaft abgefunden uſw. 


— — 
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Tiefebenen. 1. Der räumlich größte deutſche Bundesſtaat, Preußen, hat ſich in 
der Hauptſache über die große norddeutſche Ebene ausgedehnt. 

2. Das ungeheure ruſſiſche Reich ift geradezu in Anlehnung an die größte Ebene 
der Welt, die nordaſiatiſch⸗oſteuropäiſche, entſtanden, in der es ſich ölfleckartig nach 
allen Richtungen ausgebreitet hat. An den großen Gebirgsſyſtemen klſiens aber iſt 
die Staatsausdehnung im weſentlichen zum Stehen gekommen oder iſt nur hier und 
da in geringer Tiefe in ſie eingedrungen. Erſt nach dem Kriege hat der ruſſiſche Bol⸗ 
ſchewismus begonnen, in der Äußeren Mongolei und in Oſt⸗Turkeſtan (Sinkiang) 
über die Randgebirge hinüberzugreifen. 

3. Die zu wiederholten Malen außerordentlich raſch entſtandenen, meiſt aber auch 
ebenſo raſch wieder vergangenen mittelalterlichen inneraſiatiſchen Rieſenreiche 
der Mongolen, Türken uſw. ſind in ihrer Entſtehung durch die leicht zu durch⸗ 
ſchreitenden, meiſt menſchenarmen und daher zum Widerſtand unfähigen Ebenen 
im Umkreis der Dſungariſchen Pforte (Abb. 15) weſentlich begünſtigt worden, griffen 
aber nur ſelten und wenig in die Bergländer über. 

4. Ein neueres Beiſpiel, wie die Bildung eines ausgedehnten Staates bzw. Staaten⸗ 
bundes durch menſchenarme Ebenen begünſtigt wird, iſt das raſche Wachſen des heute 
führenden afrikaniſchen Staatengebildes, der ſüdafrikaniſchen Union, über die 
großen Hochflächen Südafrikas. Nur die beiden Burenrepubliken leiſteten Widerſtand, 
der dann 1899-1902 von England zerbrochen wurde. Dieſer Husdehnungsprozeß jit 
offenbar noch nicht beendet. 

5. Der ſtarke Expanſionsdrang des franzöſiſchen Staates hat ſich ſeit Jahrhun⸗ 
derten zumeiſt in der Richtung der Ebenen und Mittelgebirge, nach Norden und 
Nordoſten, immer aufs neue betätigt, ſo daß der Staat 1810 zeitweilig ſogar bis zur 
Elbmündung und Oſtſee hinaufreichte; dagegen hat er an den Hochgebirgen im Oſten, 
Südoften und Südweſten im allgemeinen haltgemacht, ſo daß die dortigen Grenzen, 
von kleineren Dorſchiebungen (Savoyen) und zeitweiligen Dorftößen (Napoleoniſche 
Zeit) abgeſehen, bemerkenswert ſtabil geblieben find. Die gelegentlichen Verſuche, 
in den Hochgebirgsländern und noch jenſeits von ihnen Suß zu faſſen, find ziemlich 
ergebnislos geblieben (die Armagnacs 1444, Schweizer Feldzug 1798/99, ſpaniſcher 
Seldzug 1808). Über die Dogefen hinweg hat Frankreich jedoch in deutſches Land 
erobernd eingegriffen, da der Verkehrswert des Rheins zu ſtark lockte. 

6. Die ſtaatliche Sonderjtellung der ungariſchen Tiefebene iſt in allen Jeit⸗ 
epochen eigenartig genug ausgeprägt. Den Römern ſagte die Steppennatur der 
ungariſchen Pußta nicht zu; infolgedeſſen wies an dieſer Stelle, in Pannonien, der 
Verlauf der ſpätrömiſchen Reichsgrenze eine eigenartige Einbuchtung auf (Abb. 7): 
die ungariſche Ebene wurde von Rom nicht einverleibt. Um fo ſtärker lockte die Natur 
der Pußta die nach Europa als Eroberer eindringenden Steppenvölker an: erſt die 
Hunnen, ſpäter die kvaren, die Ungarn, die Mongolen, zuletzt die Türken. 


c) Die Bedeutung der Gegenufer und Inſelſchwärme für die Seetüchtigkeit. 


Sriedrich Lift hat dereinſt jedes Land, das keinen Anteil an einer guten Seeküſte, 
an einem gut ſchiffbaren Meer hat, „des Herrgotts Stiefkind“ genannt. Dollauf 
richtig iſt dieſer klusſpruch erſt in den letzten paar Jahrhunderten geworden, etwa ſeit 
den Taten eines Columbus und Dasco da Gama. Denn erſt ſeit dieſer Jeit konnte 
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ſich der eigentliche Welt⸗ und Überſeehandel, der auf das Meer angewieſen iſt und 
die ſeefahrenden Länder reich zu machen pflegt, zu voller Bedeutung entwickeln. 
Immerhin iſt auch ſchon unter den weſentlich beſcheideneren Verhältniſſen des Alter⸗ 
tums und Mittelalters ein gut entwickelter Seehandel ſtets eine Quelle des Wohl⸗ 
ſtands und oftmals die Wiege mächtiger Staaten geweſen. 

Wie kommt es nun, daß keineswegs alle Völker, die an ſchiffbaren Meeren wohnen, 
ſich zu tüchtigen Seefahrern und Seehändlern entwickelt haben, daß viele von ihnen 
trotz guter Beſchaffenheit ihrer Küſten „Candratten“ geblieben find, die zwar Fiſch⸗ 
fang und etwas Cokalſchiffahrt betrieben, ſich aber niemals zu Fahrten in weitere 
Sernen und zur eigentlichen Hochſeeſchiffahrt aufgeſchwungen haben? 

Hat nur die raſſiſche Veranlagung der Rüſtenbewohner ihre völlig verſchiedene 
Einſtellung zum Meer und zur Seefahrt bedingt? Aber abgeſehen von den Indianern 
und Negern, die in der meiſt üppigen Großräumigkeit ihres Erdteils gar keinen 
Anlaß hatten, aufs Meer hinauszugehen, haben alle menſchlichen Raſſen neben 
typifchen „Landratten“⸗Völkern ausgezeichnete Seefahrernationen hervorgebracht, 
fo die Mongolen (Japaner, epocheweiſe auch die Chineſen, die 3. B. in der erſten 
Hälfte des 15. Jahrh. die führende Seemacht im Raum des Indiſchen Ozeans waren, 
die Eskimos), die Malaien (Südſeeinſulaner), die Semiten (Phönizier, Karthager, 
klraber).1) Es müſſen demnach zu den raſſiſchen Eigenſchaften noch weitere Urſachen 
ausſchlaggebend hinzukommen. 

Wenn wir nun von der geographiſchen Seite her nachprüfen, wo auf der Erde tüchtige 
Seefahrervölker ſich entwickelt haben und welche Küſten in dieſer hinſicht unfruchtbar 
geblieben ſind, ſo kommen wir zu einem ebenſo eigenartigen wie beachtenswerten 
Ergebnis: 

Seetüchtigkeit entwickelt ſich nur an ſolchen Küſten, denen in mäßiger Entfernung 
begehrenswerte Gegenufer, vornehmlich Inſelſchwärme und Inſelketten, vorge⸗ 
lagert find. Wo ſolche Gegentüften fehlen, bleibt die Seefahrt der Küſten bewohner 
in den erſten Anfängen ſtecken. Ebenſowenig gehen die Bewohner tropiſch üppiger 
Küſten und ſehr großer, fruchtbarer Inſeln aufs Meer hinaus, da für fie kein wirt⸗ 
ſchaftlicher Anreiz dazu vorliegt. 


Bei)piele. 


1. Die Rieſenküſten Amerilas und Afrikas haben wirkliche Seevölker nicht 
hervorgebracht, da faſt überall die nahen Gegenküſten fehlen (Abb. 54). Schon 
einem Adalbert v. Chamiſſo war es aufgefallen: „Kein amerikaniſches Volk war ein 
Schiffervolk.“ 

2. Die tüchtigſten Seefahrer entwickeln ſich dort, wo Inſeln ſich in der Nähe 
zahlreich darbieten, wie an der Weſtküſte Norwegens, in Friesland, in der 
Bretagne, auf den Südſeeinſeln, in Japan. 


1) Wenn Ernſt Schultze in feinem ſonſt ſehr lehrreichen Buch: „Meeresſcheue und ſeetũch⸗ 
tige Völker“ (Stuttgart 1937) den Arabern die Seetüchtigkeit abſpricht, ſo iſt dies ein ſchwer 
verſtändlicher Irrtum. Im Altertum haben die arabiſchen Sabäer im Raum des Indiſchen 
Ozeans kaum weniger geleijtet als die Kreter, Phönizier und Griechen im Mittelmeer, und 
im Mittelalter waren die Araber des Zweiltromlands lange Zeit neben den Normannen 
das erſte Seefahrervolk der Welt. 
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3. Die älteſte ger maniſche Seeſchiff⸗ 
fahrt entſtand ſchon um 4000 v. Chr. 
in der ſüdweſtlichen Ecke der Oſtſee, 
dort wo die nahe beieinanderliegenden 
dãniſchen Inſeln frühzeitig als Verkehrs⸗ 
brücke nach Skandinavien hinüber be⸗ 
nutzt werden konnten. 


4. Im weſtlichen Europa finden wir 
an zwei benachbarten Gegenküſten, in 
der Normandie⸗Bretagne und in 
Südengland, von altersher die kühn⸗ 
ften und leiſtungsfähigſten Seefahrer. 
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5. Die Seetüchtigkeit der alten Grie⸗ 
chen, zumal der Athener, ſchulte ſich 
an der von hellas bis Kleinafien hin⸗ 9 
überreichenden ägäiſchen Inſel brücke Abb. 54. Gegenuferlofigteit in Südamerika. 
(Abb. 55), wo auf dem geſamten Meer 
infolge der dauernd klaren Luft kaum irgendwo das Land dem Blick verloren geht. 
In der Heinaflatifchen Kolonialftadt Milet ſaß daher lange Zeit die ſeetüchtigſte und 
unternehmungsfroheſte griechiſche Seebevölkerung. Derſelben geographiſchen Lage 
dankte bis um 1400 v. Chr. Kreta ſeine überragende Seebedeutung. 

6. Die allzeit hohe Seetüchtigkeit der Bewohner des ſüdweſtlichen Arabien (Sabäer, 
Bimjariten uſw.) iſt vornehmlich dadurch zu erklären, daß die ihnen vorgelagerte 
Gegenküſte des Somalilandes von altersher die wertvollſten Weihrauch⸗ und Duft⸗ 
ſtoffe hervorbrachte, die ſtets vom Handel beſonders lebhaft begehrt wurden. 


7. In Oſtaſien haben ſich in der beſonders reichhaltigen Inſelwelt von Japan 
die trefflichſten Seefahrer und Siſcher entwickelt. — In China hat nur der mit 
guten Häfen ausgeſtattete Süden tüchtige Seefahrer hervorgebracht, niemals der 
Norden oder deſſen Nach⸗ | 
barland Korea. 

Merkliche Seetüchtigkeit 
entwickelt ſich auch auf 
Inſelgruppen und ange⸗ 
ſichts guter Gegenufer 
nicht, wenn die Inſeln 
oder die Hinterländer der 
Küjten üppig und aus⸗ 
gedehnt genug ſind, um 
den Bewohnern alles zu 
bieten, was ſie auf primi⸗ 
tiver Kulturftufe gebrau⸗ 
chen. Dann beſteht eben 
keinerlei Anreiz, ſich auf 
das gefährliche Meer — 
außer im Cokalverkehr 


Abb. 55. Die Infelbrüde in der Ägäis. 
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zwiſchen Inſeln — hinauszubegeben. Hus dieſem Grunde find 3. B. die einheimiſchen 
Inſelbewohner der Kanaren, der Guinea-Inſeln, Madagaskars, Ceulons, 
der Sundainſeln, Neuguineas, der Großen Antillen u. v. a. niemals wirk⸗ 
liche Seefahrer geweſen. „Kargheit der Candesnatur und einjeitige Aufgefchloffenheit!) 
zum Meere hin müſſen zuſammenwirken, um die Erzieherrolle des Meeres hervor⸗ 
treten zu laſſen.“) — Wieder alſo erweckt die rauhe Natur die Tatkraft im Menſchen 
und entwickelt ſeine heldiſchen Eigenſchaften im Kampf mit den Elementen. 

8. Undererſeits fehlt die Seetüchtigkeit ſolchen Völkern merklich, deren Geſchichte ſich 
zumeiſt im tiefen Binnenlande, fern von allen Meeresküſten abgeſpielt hat, auch 
nachdem fie bereits ſeit einigen Jahrhunderten Anlieger des Meeres geworden 
find. Sehr charakteriſtiſche Beiſpiele ſind etwa die Türken, die erſt ſeit dem 13., und 
die Ruſſen, die erſt ſeit dem 16. bzw. 18. Jahrh. Küſtenbeſitzer geworden find. Was 
die Ruſſen bis zum 19. Jahrh. an bedeutenderen ſeemänniſchen Leiſtungen voll⸗ 
brachten, iſt in der Hauptjache aufs Konto entweder ihrer normanniſchen Staaten: 
gründer oder aber ihrer baltiſchen, deutſchblütigen Untertanen zu ſchreiben. Huch die 
Babylonier, Aſſurer und Juden haben niemals ein rechtes Verhältnis zum Meer 
gewinnen können.) 


1) D. h. Angewieſenſein auf die Befahrung des Meeres. 
2) Joſ. März, Die Ozeane in der politik und Staatenbildung, S. 41. Hirt, Breslau 1931; 
derſelbe, Seeherrſchaft. Teubner, Leipzig 1937. 

3) Ernſt Schultze, Meeresſcheue und ſeetüchtige Dölker. Stuttgart 1937. 
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B. Staat und Staatsbürger. 


Wer nur fein eigenes Land kennt, kennt auch diefes nicht. 
William harbutt Dawſon. 


I. Der Staat als lebender Organismus. 


a) Lebensäußerungen, Geburt und Tod der Staaten. 


Einer der charakteriſtiſchſten Züge der geopolitiſchen Betrachtungsweiſe iſt die 
Bewertung des Staates als eines lebenden Organismus. Wohl iſt dieſe Auf- 
faſſung nichts weniger als neu. Wir begegnen ihr ſchon in der geiſtvollen Sabel des 
alten Menenius Agrippa, die er im Jahre 494 v. Chr. den auf den heiligen 
Berg ausgewanderten Plebejern Roms erzählte. Durch die berühmte Geſchichte von 
dem ſcheinbar nur genießenden Magen und den Gliedern des Körpers, die deshalb 
gegen ihn rebellierten, verdeutlichte er ihnen die Notwendigkeit der Volksgemein⸗ 
ſchaft und das Weſen des Staates, von deſſen Geſundheit das Wohl jedes Staats⸗ 
bürgers abhängt. — fluch Goethe war jene Auffaffung vom Staat nicht fremd: am 
25. Oktober 1828 äußerte er zu ſeinem getreuen Eckermann: „Man hat einen Staat 
wohl einem lebendigen Körper mit vielen Gliedern verglichen, und fo ließe ſich wohl 
die Reſidenz eines Staates dem Herzen vergleichen, von welchem aus Leben und 
Wohlſein in die einzelnen nahen und fernen Glieder ſtrömt.“ Der Schwede Kjellen 
( 1922) hat mit Nachdruck auf den „Staat als Lebensform” hingewieſen. 

Eine derartige Auffaffung vom Staat hat den Vorteil, daß man in ihm von vorn⸗ 
herein nicht etwas Ubſtraktes, Starres und Totes fieht, ſondern einen lebendigen, 
entwicklungsfähigen Körper, der ebenjd wie der tieriſche Organismus beſtimmten 
Naturgeſetzen und Natureinflüffen unterliegt, aber ſich dennoch auch vom Menſchen 
weitgehend bilden und formen läßt. 


Genau wie menſchliche oder tieriſche Organismen werden Staaten geboren, wachſen, 
erreichen (in der Regel) einen Stillſtand des Wachstums, werden von Krankheiten 
und Schwächezuſtänden — meiſt durch Zwiftigkeiten der Stände und Klaſſen im 
volk ſelbſt — befallen, pflanzen ſich fort, werden im hohen Alter oft lebens⸗ 
untüchtig und dann entmündigt oder machen einen Einſchrumpfungsprozeß durch 
und ſterben, wenn ſie nicht * lebensfähig find, früh oder fpät, je nach den 
äußeren Umſtänden. 


Be viele. 


Staaten werden geboren. Es ſeien zunächſt nur europäiſche Beiſpiele und nur 
ſolche der Zeit feit 1900 genannt: Albanien, Ukraine, Finnland, Eſtland, Lettland, 
Litauen, Polen, Tichechoflowatei, Jugoſlawien, Island, Siume, Irland, Kirchenitaat. 
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die ſich freilich wohl nur kurze Zeit der ſtaatlichen Selbſtändigkeit erfreuen und 
dann dem japaniſchen Imperialismus als Beute zufallen werden. 


Der jüngſtgeborene Staat der Erde iſt die „Innere Mongolei“, von den Japanern 
Mengu⸗kuo (Mongolenſtaat), von den Mongolen Rhokho genannt. Nachdem ſchon 
im Januar 1956 der mongoliſche Prinz Tehwang, mit japaniſcher Hilfe, die Mongolei 
als eignen Staat ausgerufen hatte, iſt Ende Oktober 1937 durch eine berufene Volks⸗ 
vertretung der neue Staat endgültig aus der Taufe gehoben und von China losgeriſſen 
worden (Abb. 56). Er umfaßt — zunächſt — die beiden früheren chineſiſchen Provinzen 
Tichahar und Suiyüan, dürfte aber eine ſtarke magnetiſche Anziehungstraft auf andre, 
von Mongolen bewohnte Gebiete ausüben, die vorläufig noch unter ſowjetruſſiſcher 
Tyrannei ſchmachten. Die hauptſtadt des neuen Staates iſt Rukuhoto, die bisher 
chineſiſch Suiyüan heißende Stadt. Leitender Miniſter iſt der 71⸗jährige Prinz Yun, 
ſein Dertreter Prinz Tehwang, der eigentliche Schöpfer des neuen Staates. Dieſer 
Staat ſelbſt ſchwimmt vollſtändig im japaniſchen Jahrwaſſer, ja, kann ohne weiteres, 
wie Mandſchukuo, als japaniſches Protektoratsland und Hufmarſchgebiet angeſehen 
werden. Sollte Japan im jetzigen Oſtaſien⸗Krieg nicht nur die Schlachten, ſondern auch 
den Krieg gewinnen, würde wohl ein weiterer, neuer Staat „Nord⸗China“ erſtehen. 


Junge Staaten haben in der Regel einen ſtarken Wachstums- und 
kllusdehnungsdrang, wenn keine zu großen hinderniſſe im Wege ſtehen. (Näheres 
im folgenden Rapitel.) 

Altere Staaten, jedoch nur ſolche, die nicht als „Großſtaaten“ zu unbegrenztem 
Wachstum neigen, pflegen einen Stillſtand ihres Größenwachstums zu 
erreichen und bezeigen dann keinerlei Luft mehr, über ihre erreichten Grenzen 
hinauszuwachſen. Beiſpiele unter den heutigen Staaten: die Niederlande, die Schweiz, 
Schweden, Spanien, Portugal u. v. a. 
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Staaten pflanzen ſich fort, indem fie „Tochterſtaaten“ gründen, zumeiſt über⸗ 
feeifche Kolonien, die zunächſt vom Mutterftaat gegängelt und verwaltet werden 
müſſen, die aber im Laufe der Zeit zu ſelbſtändigen ftaatlichen Weſen mit eigenem 
Willen heranwachſen und „mündig“, d. h. reif zur Selbſtverwaltung, werden können. 
Sie ſtellen ſich auf eigene Füße und ſagen ſich entweder von der Mutter los, wie 
Karthago von Turus, die Vereinigten Staaten von England (1776), die lateinameri⸗ 
kaniſchen Staaten von Spanien bzw. Portugal (1810—25), oder fie bleiben ge⸗ 
wiſſermaßen im ſchützenden und billigen elterlichen Hauſe, als gleichberechtigte 
Erwachſene, freiwillig wohnen, wie die engliſchen Dominions Südafrika, Auftralien, 
Neuſeeland, Kanada und Neufundland (Halbdominium) im britiſchen Imperium. 
Jede dieſer „Töchter“ Albions führt dabei ihr durchaus eignes Leben und fügt ſich 
dem Willen der „Mutter“ nur, ſoweit ſie ſelbſt es für richtig hält. Es war ſehr be⸗ 
zeichnend, daß unmittelbar nach dem Weltkrieg Englands Wunſch, die Türkei noch 
einmal zu bekriegen, durch die Weigerung der Dominions, ſich an einem ſolchen Kriege 
zu beteiligen, erſtickt wurde! 


Alte Staaten verfallen zuweilen, wie alte MRenſchen, einem 
Schrumpfungsprozeß. (Näheres S. 123 ff.) 

Andere ſehr alte Staaten müſſen zuweilen entmündigt werden, 
wenn ſie lebensuntüchtig werden und ſich nicht mehr ſelber ſchützen können. So 
find im Altertum Aygpten und das Zweiſtromland nach jahrtauſendelanger, 
herrlicher Blüte unter fremde VDormundſchaft gekommen. Huch China, die Türkei 
und perſien waren mehrfach nahe daran. Letzthin aber haben alle dieſe 
Staaten ſich wieder auf ihr nationales Eigenleben beſonnen. Irak iſt ſeit 
1932 ſelbſtändig und hat durch die innere Umwälzung vom Oktober 1936 be⸗ 
wieſen, daß es ſich vom engliſchen Gängelband völlig frei zu machen wünſcht. 
Agypten iſt durch den mit England geſchloſſenen Dertrag vom 26. Alugujt 1936 
wieder nahezu vollſouverän geworden; doch iſt noch nicht ganz zu überſehen, 
wie der bisherige engliſche Vormund ſich die Freiheit Agyptens denkt. Ju⸗ 
nächſt bleibt jedenfalls der wichtige Suezkanal der äguptiſchen Verfügung noch 
entzogen und der äguptiſche haupthafen Alerandrien militäriſcher Stützpunkt der 
britiſchen Slotte. 

Staaten ſterben in jedem Jahrzehnt irgendwo — manchmal in ſehr „zartem“, 
manchmal in hohem Alter. Seit 1900 find 3. B. folgende Staaten geſtorben: die 
beiden Burenrepubliken 1902, Korea (an typifcher Altersfdywäche) 1910, Marokko 
1912, die Ukraine (nach kaum zweijährigem Beſtehen) 1919, Montenegro 1919, die 
deutſchen Vorkriegs⸗Bundesſtaaten 1919 —37 (zuletzt der §reiſtaat Lübeck), der Frei⸗ 
ſtaat Georgien, der erſt 1918 neu geboren worden war, 1921, Siume 1924, 
Abeffinien 1936 und zuletzt, freiwillig und freudig — Gſterreich 1938. 

Die Ähnlichkeiten zwiſchen den menſchlichen und ſtaatlichen Organismen find alſo 
zahlreich und unverkennbar. Allerdings beſtehen auch mancherlei Unterſchiede. So 
zählt das Leben einiger weniger Staaten nicht nur nach Jahrhunderten, ſondern 
ſelbſt nach Jahrtauſenden (kigupten, Perſien, China, Japan). Huch können geſtorbene 
Staaten, nach Phönixart, zuweilen wieder aufleben, wenn nur der völkiſche „Zell⸗ 
kern“ unbeſchädigt geblieben iſt. So iſt das 1806 geſtorbene Deutſche Reich 1871 
neu und jugendfriſch erſtanden, das 1795 ausgelöſchte Polen 1919, das 1171 ver⸗ 
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nichtete Irland 1921. Vielleicht erleben wir ſogar ein Wiederaufleben des im Jahre 
70 n. Chr. ausgelöſchten Judenftaates in Paläſtina — wenn auch nur als eines von 
Anfang an recht ſchwindſüchtigen Gebildes. Ä 


b) Das räumliche Wachſen der Staaten. 


In der ganzen Geſchichte fällt das ungemein ſtarke Bedürfnis der Staaten auf, 
ihre Grenzen weiter und weiter auszudehnen. Saft alle Kriege und die meiſten 
großen politiſchen Konflikte von den älteſten Zeiten bis zur Gegenwart find durch 
den hunger nach Raum hervorgerufen worden. Wunſch nach Erweiterung der po⸗ 
litiſchen Macht des Staates und feiner Herrſcher und die damit in der Regel ver⸗ 
bundene Stärkung und Dermehrung des wirtſchaftlichen Beſitzes, Kriegsbeute in 
früheren Zeiten, Bodenſchätze und Derfehrswerte in der Gegenwart, haben die große 
Mehrzahl der Völker- und Staatenkämpfe bedingt. 

Neuerdings fällt der Drang, einem „Volk ohne Raum“ den nötigen Siedlungs⸗ 
boden, den „Cebensraum“ zu ſchaffen (das „volksbiologiſche Element“), ähnlich ins 
Gewicht, wie einſt in der Zeit der großen Völkerwanderungen. Alle leidlich ſtarken 
Staaten, zumal alle jugendlichen, nutzen jede ſich bietende Gelegenheit aus, um 
ihre Grenzen weiter zu ſtecken und ihr Hoheitsgebiet zu vergrößern. Zu je gewalti⸗ 
gerem Umfang ein Staat anſchwillt, um ſo unerſättlicher pflegt er in ſeinem immer 
neuen Wachstumsdrang zu fein. In feinem ſchönen Seftvortrag „Erdraum und 
Schickſal“!) zur Reichsgründungsfeier 1931 hat Georg Wegener treffend geſagt: 

„Der Drang nach Raumerweiterung iſt eine der elementarſten, abſoluteſten Eigen» 
ſchaften jedes lebens kräftigen Staates.“ 


Beiſpiele zu geben, iſt in dieſem Jalle nicht nötig; denn Geſchichte und Gegenwart 
liefern fie zu hunderten. Wo die Raumerweiterung auf Widerſtand ſtößt, kommt fie 
zum Stehen; doch pflegt der Staat dann ſozuſagen ſtändig auf der Cauer zu liegen 
und harrt des Zeitpunkts, da er mit Ausfidyt auf Erfolg die Hemmung durch Güte 
oder Gewalt ausſchalten kann. Wo kein Widerſtand ſich zeigt, geht das Wachstum 
zuweilen phantaſtiſch ſchnell vor⸗ 
wärts. China wuchs ſeit 589 im 
Lauf eines halben Jahrhunderts 
im Weſten etwa aus ſeinen Gren⸗ 
zen von 1900 bis an die untere 
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Unabhängigkeit im erſten Stieden 
von Derjailles (1783) in den näch⸗ 
ſten 70 Jahren täglich um 250 qkm 
im Durchſchnitt aus (Abb. 57), 


Abb. 57. Das Wachstum der Dereinigten Staaten von Amerika 1) Zeitſchr. f. Geopolitik, 1931, 
in den erſten 70 Jahren. S. 549. 
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Rußland fogar 400 Jahre lang 
(1500 bis 1900) täglich um 
130 qkm! 

Eine Hödjftgrenze für das 
Wachstum der Staaten gibt es 
nicht. Die größten Staaten, 
welche die Geſchichte je ge⸗ 
ſehen hat, ſind das britiſche 
Imperium der Gegenwart und 
das ruſſiſche Jarenreich um die — 
letzte Jahrhundertwende, erſte⸗ — — 
tes (mit dem annektierten Abb. 58. Die äußerſten Grenzen des karthagiſchen Candbeſitzes. 
Raum in den Polargebieten) 
faſt 41 Mill., letzteres 23 Mill. qkm groß.!) Beide Staaten weiſen zugleich die Ver⸗ 
ſchiedenheiten des räumlichen Wachstums auf, nämlich: 

1. Rußland zeigt die, ölfleckartige“ Ausdehnung der Candſtaaten, die ſich durch 
ſtändiges Einbeziehen von unmittelbaren Nachbarländern in das eigene ſtaatliche 
Hoheitsgebiet und ſtändiges Vorſchieben der Grenzen über feſtes Land abſpielt. Wir 
finden fie auch in der Ausdehnung der kraber⸗ und Mongolenreiche ſowie neuer⸗ 
dings im Wachstum des franzöſiſchen Rolonialreiches in Nordweſtafrika wieder. 
Bei Rußland iſt für die territoriale Elefantiaſis neben dem ſteten und bis 
heute ungeſtillten Sehnen nach dem warmen Meer auch der Umſtand maßgeblich 
geweſen, daß Rußland ſehr arm an Steinen und daher auch an Feſtungen iſt. 
Sejtungen konnte man aber am eheſten dann entbehrlich machen, wenn der eigne 
Herrſchaftsbereich möglichſt viele Nachbarländer mitumfaßte. 


2. England dagegen zeigt die „punktförmige“ flusdehnung der Seeſtaaten, 
die geeignet gelegene überſeeiſche Küſten, häfen, Inſeln zu erwerben ſtrebt und 
von ſolchen Stützpunkten aus gelegentlich ganze Länder, ja Kontinente ſich untertan 
macht (Südafrika von Kapſtadt, Auftralien von Sydney, Kanada von der St. Lorenz: 
ſtrommündung aus; Abb. 60). — Sie tritt uns im übrigen ebenfalls höchſt charak⸗ 
teriſtiſch in der mittelalterlichen Schaffung der zahlreichen Normannenreiche entgegen. 

Im erſteren Fall haben wir es mit einem unmittelbaren Wachſen des Staats⸗ 
körpers ſelbſt zu tun, im letzteren mit einer Art von Sortpflanzung, da von einem 
„Mutterſtaat“ neue ſtaatliche Organismen in die Welt geſetzt werden, die ſich zu 
ſelbſtändigen, großen Staaten auswachſen können. 


Im Altertum ſtellt neben dem kllexanderreich das römiſche Reich denſelben Typus 
dar wie das Rußland der Neuzeit: es zeigt dieſelbe ölfleckhaltige Ausdehnung, die 
wohl ſchmale Meeresarme einfach überſpringt (wie die Meſſina⸗ und Gibraltar⸗ 
ſtraße, den Armelkanal, Bosporus und Dardanellen, oder das Rußland des 18. Jahrh. 
die Beringſtraße), aber niemals von vornherein in Überſee Stützpunkte ſucht. Das 
karthagiſche Reich auf dem Gipfel ſeiner Macht um 500 und 270 zeigt uns dagegen 


1) Dergleichsweiſe ſei bemerkt, daß das Deutſche Reich auch nach Oſterreichs Eingliederung 
nur 554582 qkm umfaßt. England und Rußland zuſammen herrſchen demnach über rund 
42% der geſamten Landmaſſe des Erdballs! 
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genau dieſelben Entwicklungstendenzen wie das heutige britiſche Imperium: es 
verankert feine Macht auf Inſeln oder an afrikaniſchen und europäſchen Rüſten⸗ 
ſäumen, greift jedoch nur wenig ins Hinterland der Küſten ein (Abb. 58). Man kann 
geradezu ſagen: die Küften des römischen Reiches find vom nächſtgelegenen Lande, 
die des karthagiſchen vom Meere her einverleibt worden. 


c) Tochterſtaaten (Kolonien). 


Überfeeifche Beſitzungen pflegt man ſeit den Tagen des Altertums als Ro⸗ 
lonien zu bezeichnen. Der Zweck ſolcher Kolonien kann ſehr verſchiedenartig fein. 
Das Altertum und Mittelalter kannte vornehmlich Rolonien zu handels zwecken. 
In der Regel beſtanden fie damals aus einzelnen „Pflanzſtädten“, die Jaktoreien, 
alſo Handels mittelpunkte, waren. In ſelteneren Fällen dienten fie Siedlungs⸗ 
zwecken und nahmen dann einen Bevölkerungsüberſchuß der Mutterſtadt auf. 
hierzu hat die Neuzeit Kolonien gefügt, die allein aus politiſchen Grün⸗ 
den geſchaffen wurden: Seefeſtungen und Flottenſtützpunkte, wie Gibraltar, Malta, 
Singapur, Pearl harbour (Hawai), oder Rekrutierungsbecken zwecks Auffüllung des 
eigenen ſtehenden Heeres, wie es die meiſten neuen franzöſiſchen Kolonien find (zwei 
Fünftel der Friedensſtärke des franzöſiſchen Heeres beſtehen aus farbigen Truppen !). 

In unſerem Zeitalter ſind Kolonien am notwendigſten zu Siedlungs zwecken und 
zur Beſchaffung von Rohſtoffen. 

Staaten, deren heimiſcher Boden nicht ausreicht, die wachſende Bevölkerung zu 
ernähren, müſſen entweder Land und Raum für ihren Bevölkerungsüberſchuß be⸗ 
ſchaffen oder aber induſtrielle Arbeitsgelegenheit, um durch die Ausfuhr von Induſtrie⸗ 
waren Deviſen zur Einfuhr der nötigen Nahrung aus dem Ausland zu erhalten, wenn 
ſie nicht erſticken wollen. In beiden Fällen bedürfen ſie in der Regel einer Ergänzung 
des heimiſchen Bodens durch überſeeiſche Erwerbsquellen. 

1 Quadratkilometer landwirtſchaftliche Fläche hat gegenwärtig zu ernähren in:!) 
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Unter ſolchen Umſtänden iſt es natürlich ſehr unklug, wenn die beati possidentes 
den kolonialen „Habenichtſen“ (Sir Samual Hoare) jeden überſeeiſchen Candbeſitz 
am liebſten ganz verweigern möchten, während 3. B. das britiſche Imperium allein 
faſt ein Drittel der geſamten feſten Erdoberfläche für ſich in nſpruch nimmt und über: 
dies erklärt, es könne durchaus nichts davon entbehren. 

Für alle Kulturländer unſerer Tage, die eine reiche Induſtrie aufweiſen, find 
Kolonien eine unbedingte Notwendigkeit. Sie bedürfen vornehmlich tro⸗ 
1) Kombiniert aus Angaben aus einem Dortrag des Barons v. Dietinghoff⸗Scheel auf der 
Eſſener Tagung des Ulldeutſchen Derbandes am 29. Auguſt 1957 und einem Auflag von 
Ad. Reichwein im Dezemberheft 1937 der Deutſchen Rundſchau. 
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piſcher Kolonien, in denen die wichtigſten Rolonialprodukte gedeihen: Kaffee, 
Kakao, Rautſchuk, Baumwolle, Kopra (Palmkerne zur Olgewinnung) uſw.; oder 
ſie brauchen Siedlungsland in ſubtropiſchen und gemäßigten Jonen und auf den 
großen tropiſchen Hochplateaus, die in Afrifa noch überreich vorhanden und zumeiſt 
ausgeſprochen menſchenarm find; denn die Neger meiden dieſe Gegenden gern, weil 
das Klima ihnen zu kühl iſt, während es für Menſchen weißer Raſſe als äußerſt geſund 
bezeichnet werden kann (im tropiſchen Tiefland können Weiße nicht dauernd leben). 
Staaten, die ſolche Handels⸗ und Siedlungsgebiete in den warmen Jonen nicht 
beſitzen, find gegenüber anderen Ländern empfindlich benachteiligt; denn fie müſſen 
u. a. für die genannten Rolonialprodukte alljährlich an fremde Staaten gewaltige 
Summen bezahlen, die ihrem Volksvermögen erhalten blieben, wenn fie ſelber die 
Waren auf eigenem Rolonialboden hervorbringen könnten. 

In weiten Teilen der Welt gehört heute die Roloniſierungsmöglichkeit der ber⸗ 
gangenheit an, da die Bevölkerung der meiſten Länder zur eigenen Staatenbildung 
reif geworden iſt. Es gibt jetzt Kolonien (neuerdings auch koloniale Mandate) über⸗ 
wiegend nur noch in Aſien, Afrika, Auftralien und Ozeanien. Europa und Amerika 
bieten neues Kolonialland nicht mehr dar. Einige letzte Reſte von Kolonien 
aus älterer Zeit find in Europa Gibraltar und Malta, die aber von Spanien und 
Italien als Pfahl im Sleiſch empfunden werden. Bis 1890 war ferner Helgoland 
als engliſche, bis 1918 Island als däniſche Kolonie auf europäiſcher Erde zu be⸗ 
zeichnen. Schließlich kann man allenfalls die Normanniſchen Inſeln im kErmelkanal 
(Jerjey, Guernſey, Sark, Alderney) als engliſche Kolonien im franzöſiſchen Sprach⸗ 
gebiet bezeichnen, deren Bewohner aber, trotz ihrer franzöſiſchen Sprache, Eng⸗ 
länder ſein und bleiben wollen. — Ebenſo iſt Amerika ſeit der Verkündung der 
Monroedoktrin (1823) jeder neuen Roloniſation entzogen. Gelegentliche Der- 
ſuche europäifcher Staaten, neues Kolonialland in Amerifa zu gewinnen (Eng⸗ 
land in Nikaragua 1848, Frankreich in Mexiko 1862 —67), find durch ſtärkſten Druck 
der Vereinigten Staaten, der auch vor Kriegsbereitſchaft nicht zurückſcheute, ver⸗ 
eitelt worden. Das vor 1823 erworbene europäiſche Kolonialland iſt geduldet, jedoch 
allmählich verkleinert worden. Noch find die Bermudas⸗ und Bahamainſeln, die drei 
Guyanas (Britiſch⸗, Franzöſiſch⸗, Niederländiſch⸗ Guyana) fowie eine ganze Anzahl 
von Alntilleninſeln Beſitzungen europäiſcher Länder geblieben; aller ſpaniſche, 
portugieſiſche, ruſſiſche und däniſche Kolonialbefig in Amerika iſt jedoch ver⸗ 
ſchwunden. Dafür zeigen ſich Spuren einer Kolonifation der Vereinigten Staaten im 
eigenen Erdteil (Alasta 1867, Kuba [jeit 1902 bzw. 1934 ſelbſtändig! und Portorico 
1898, Panamakanalzone 1903, Haiti 1915 [1934 felbftändig], die däniſchen Jungfern⸗ 
infeln 1917). 

Huſtralien iſt fon vor 100 Jahren (2. Mai 1829) im ganzen Umfang zum 
britiſchen Beſitz erklärt worden. Ob die Catſache freilich für immer anerkannt 
bleibt, erſcheint fraglich. Vermutlich wird hierbei Japan ein gewichtiges Wort 
mitreden. In Afien iſt für neue koloniale Betätigung kaum noch Raum, zumal 
da die Verkündung einer „aſiatiſchen Monroedoktrin“ durch Japan wohl nur eine 
Stage der Zeit, für Oſtaſien am 17. April 1934 („Hands off China“ - Proklamation) 
ſogar ſchon erfolgt iſt. Ozeanien bietet wenig Raum für koloniale Betätigung. Die 
große Mehrzahl der Inſeln iſt klein und kommt für Siedlungszwecke kaum in Betracht; 
auch ſind alle Inſeln ſchon aufgeteilt. 
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Somit iſt und bleibt Afrika der eigentliche Kolonialerdteil, und zwar wohl noch 
auf lange Zeit. Die Neger ſind ſich deſſen bewußt, daß ſie noch unfähig ſind, voll⸗ 
wertige Staaten zu bilden. Don den beiden „modernen“ Negerſtaaten Liberia (großer 
flufſtand 1936) und Haiti, die trübſeligſte Fehlſchläge geworden find, gilt das Wort: 
vestigia terrent. Die Schwarzen (von Ausnahmen abgeſehen) wollen weiße Herren 
haben, die ihnen ihr Land entwickeln, fie ſelber anleiten und erziehen. Ufrika vermag 
etwa 2 Milliarden Menſchen aufzunehmen, zählt aber nur 150 Millionen Bewohner. 

Japan hat durch ſein Vorgehen in Korea und der Mandſchurei, Italien durch die 
Eroberung Abeſſiniens den benötigten Siedlungsraum in anſehnlichem Umfang 
gewonnen und gleichzeitig der wichtigſten Rohſtoffnot geſteuert. Deutſchland iſt 
daher zur Zeit als einzige unbefriedete Großmacht zurückgeblieben. „Mit Ausnahme 
der international garantierten Schweiz iſt Deutſchland das einzige Cand der Welt, 
welches über keine ausreichende heimiſche oder koloniale Ernährungsgrundlage für 
feine Bevölkerung verfügt.“ !) Daher kann ein fo ſtark übervölkertes und in die Welt⸗ 
wirtſchaft verflochtenes Induſtrieland wie Deutſchland eigene vollwertige Kolonien 
auf die Dauer keinesfalls entbehren. Von „Gleichberechtigung“ der Nationen kann 
zudem nicht die Rede ſein, ſolange einer Großmacht unſerer Tage der Beſitz ihrer 
Kolonien vorenthalten und die Volkswirtſchaft dieſes Landes dadurch überaus empfind⸗ 
lich geſchädigt wird. Deutſchlands 30 jährige Kolonialperiode (1884/1914) gehört zu 
den erfolgreichſten und glänzendſten, welche die Rolonialgeſchichte kennt. Ihre vor⸗ 
bildlichen Leiftungen find auch von gerecht urteilenden Ausländern und nicht zu⸗ 
mindeſt von den Eingeborenen ſelbſt („Bund der Togo⸗Deutſchen“ in Afra) vorbehaltlos 
anerkannt worden. 

In allen früheren deutſchen Kolonien ohne Ausnahme ſehnen ſich gegen⸗ 
wärtig die Eingeborenen nach der alten deutſchen Verwaltung zurück. Jeder Reiſende, 
der heute vorübergehend oder dauernd in unſere ehemaligen Kolonien kommt, 
beſtätigt dieſe Sehnſucht der Schwarzen nach ihren deutſchen herren und Freunden. 
Der Juſtand faſt aller deutſch geweſenen Kolonien iſt zur Jeit trübſeliger als 
1914, zumal in hugieniſcher hinſicht. Wenn den Sarbigen die „Selbſtbeſtimmung“ 
ehrlich zugebilligt würde, hätte Deutſchland bald ziemlich alle ſeine Kolonien wieder 
im Beſitz! — 1919 wurde vom Feindſtaatenbund, um den gegen die Beſtimmungen 
des vereinbarten Dorfriedens (5. November 1918) verſtoßenden Raub der deutſchen 
Kolonien mit einem moraliſchen Mäntelchen zu umhüllen, die bewußte Lüge auf⸗ 
gebracht, die Deutſchen hätten ſich als Kolonifatoren unfähig erwieſen und ihre Ro⸗ 
lonien müßten daher „fortgeſchrittenen Nationen“ (Art. 22 des Dölferbundftatuts) 
zur Verwaltung anvertraut werden. Der Raub der deutſchen Kolonien iſt unter 
Verletzung der Derfailler Beſtimmungen ohne Entſchädigung und ohne Anrechnung 
ihres Wertes (ca. 300 Milliarden Mark!) erfolgt. Ein engliſcher Kolonial- 
politiker, Dawſon, hat dieſe Handlungsweiſe die „Ichäbigfte und unehrlichſte 
Handlung, deren ſich die britiſche Nation, die britiſche Regierung und die britiſche 
Krone jemals ſchuldig gemacht haben“, genannt. 

Das in der Heimat verſtümmelte und in ſeinem natürlichen Volkstum zerriſſene, 
heutige Deutſche Reich iſt nicht minder auf überſeeiſches Wachstum angewieſen als 


1) Hjalmar Schacht am 26. Mai 1937 bei der Einweihung des Deutſchen Baufes auf der 
Darijer Weltausſtellung. 
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das blühende Deutſchland im goldenen Kolonialzeitalter 1884-1914. Deshalb muß 
ſich jeder Deutſche zu der Überzeugung durchringen: „Neue deutſche Kolonien 
ſind unentbehrlich!“ 

Zumal aus wirtſchaftlichen Gründen iſt eine neue deutſche koloniale Betätigung 
nicht zu entbehren. Heute iſt jeder Kulturftaat im wirtſchaftlichen Wettbewerb ſchwer 
benachteiligt, wenn er genötigt iſt, notwendige koloniale Waren, wie Baumwolle, 
Gummi, Kaffee, Rakao, Tee, Palmöl, Kopra uſw., vom Ausland zu kaufen, während 
die Kolonialftaaten die gewaltigen Ausgaben dafür ihrem Volksvermögen größtenteils 
erhalten können, da fie jene Erzeugniſſe auf eigenem Überfeeboden gewinnen und 
ohne Inanſpruchnahme von Deviſen kaufen können. uch der heimiſchen Induſtrie 
iſt erfahrungsgemäß viel ſtärkere Beſchäftigung geſichert, wenn Landsleute reichlich 
in eigenen Kolonien weilen: jeder deutſche Farmer und Pflanzer in den deutſchen 
Überſeegebieten verſchaffte nachweislich etwa drei Arbeitern in der heimat ſtändig 
Arbeit und Brot! Dieſe ſtarke Befruchtung iſt unſerer heimiſchen Wirtſchaft durch den 
Raub der Kolonien größtenteils ebenfalls abhanden gekommen. Man darf annehmen, 
daß dem deutſchen Volksvermögen täglich etwa 3 Millionen && nur des⸗ 
halb verloren gehen, weil wir unſere alten Kolonien nicht mehr beſitzen !!) 


d) Wachstumsſpitzen. 


Während des Wachstumsprozeſſes eines Staates, der ſeine Grenzen in Nachbar⸗ 
gebiete vorzuſchieben beginnt, machen ſich nicht ſelten ſogenannte „Wachstums⸗ 
ſpitzen“ (Haushofer) bemerkbar, d. h. vorgeprellte Exklaven in fremdem hoheits⸗ 
gebiet, die nach Art ausgeſtreckter Fühler gewiſſermaßen die Stelle eines ſchwachen 
Widerſtandes abtaſten und das politiſche Jiel abſtecken, bis zu dem hin der Staat 
ſeine Grenzen in den nächſten Jahrzehnten vorzuſchieben hofft. Falls dem Wachs⸗ 
tumstrieb keine unüberwindlichen Widerſtände begegnen, jo werden die einſt⸗ 
weiligen Exklaven allmählich durch Einverleibung der noch trennenden fremdſtaat⸗ 
lichen Candbrücken in die Grenzen des wachſenden Staates hineingezogen. 


Wenn Staaten, die eine deutliche Neigung zu räumlicher flusdehnung bekunden, 
ſich Wachstumsſpitzen in bisher fremdländiſchem Gebiet ſchaffen, jo ift dies ein ſiche⸗ 
res Hlarmzeichen, daß die Landesteile, die zwiſchen dem Hauptſtaat und feiner 
Wachstumsſpitze liegen, in verſtärktem Maße von Annerionspolitit bedroht find. 


Be viele. 

1. Um 1750 wies das Preußen Friedrichs des Großen Wachstumsſpitzen in Oſt⸗ 
preußen, am Niederrhein, an der Weſer ſowie in Oſtfriesland auf, von Exklaven 
bei halle und Kottbus, in Thüringen, Bayern, Württemberg und in der Schweiz 
(Neufchatel) zu ſchweigen. Die öſtlichen wurden durch die polniſchen Teilungen von 
1772 und 1793 mit dem Hauptſtaat vereinigt, die weſtlichen erſt durch die poli⸗ 
tiſchen Vorgänge des Jahres 1866 (Einverleibung Hannovers), die ſüdlichen (Meuf- 
chatel, Hohenzollern, knsbach⸗Baureuth) find verkümmert. 

2. Srankreich, das noch zu Beginn des 14. Jahrh. fein vorläufiges politiſches 
Wachstumsziel in der Gewinnung der „Dierſtrömegrenze“ im Oſten (Rhone, Saone, 


1) „Deutſchlands Recht auf Kolonien“, Schrift des Alldeutichen Derbandes, Berlin 1935, S. 10. 
hennig⸗Rörholz, Geopolitik [5240] 5. Aufl. 9 
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tumsſpitzen im Sundgau ſowie in anderen Teilen des Elſaß und ſogar ſchon im 
rechtsrheiniſchen Gebiet (Breiſach) aufzwingen, die Ludwig XIV. dann drei Jahr⸗ 
zehnte ſpäter in den Jahren, da Deutſchland von der Türkengefahr bedroht wurde, 
mitten im Frieden durch feine berüchtigten Reunionskammern (Raub Straßburgs, 
30. Sept. 1681) in die franzöſiſchen Staatsgrenzen einbezog. 

3. Die Rwangtunghalbinſel mit Port Arthur war von 1898 —1905 eine 
ruſſiſche Wachstumsſpitze, die einzige ruſſiſche Exklave, die es je gegeben hat (ab⸗ 
geſehen von — Jever, das ſonderbarerweiſe von 1795-1807 einmal zu Rußland 
gehörte !). 

4. Alaska und die Panamakanalzone ſind heute deutliche Wachstumsſpitzen der 
Vereinigten Staaten, die freilich auf ſehr weite Sicht berechnet ſind. 

Audy im punktförmig verſtreuten Überſeebeſitz der ſeemächtigen Staaten können 
ſehr wertvolle koloniale Neuerwerbungen als Wachstumsſpitze dienen, inſofern 
als das Mutterland ſich alsdann beſtrebt, ſich eine aus gutgelegenen Zwiſchen— 
ſtationen gebildete Etappenſtraße dorthin zur politiſchen und militäriſchen Sicherung 
ſeines Eigentums auszubauen. 


Der Beſitz beſonders wichtiger Gebiete in Überſee verlockt zur Aneignung neuer, 
möglichſt vieler und ſtarker maritimer Jwiſchenſtationen, die politiſch oder mili⸗ 
täriſch die Stellung des Mutterſtaates zu ſtärken und ſeine wertvolle überſeeiſche 
Wachstumsſpitze zu ſichern imſtande ſind. Allerdings können ſich nur Staaten, die 
zur See überragend ſtark ſind, eine ſolche Politik in folgerichtiger Durchführung 
geſtatten. 
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Beijpiele. 


1. Als Venedig nach der Erſtürmung Konftantinopels durch die Kreuzfahrer des 
vierten Kreuzzuges (12. April 1204) und der Errichtung des lateiniſchen Kaifertums 
daſelbſt (1204-1261) zur herrſchenden Macht im öſtlichen Mittelmeer und zum 
ſtärkſten Seeſtaat geworden war, baute es den Seeweg nach Ronſtantinopel 
geſchickt durch eine Kette von inſularen Stützpunkten aus: 1204 gelangte Kreta in 
venetianiſchen Beſitz, 1207 Naxos mit den übrigen Kyfladen, 1211 Euböa, 1224 
Kephallenia, 1401 Korfu (Kerkyra). | 


2. Als England durch die Tätigkeit der Oſtindiſchen Kompagnie die wertvollſten 
Teile von Oſtindien erworben hatte (entſcheidendes Ereignis die Schlacht bei Plaſſey, 
25. Juni 1757), baute es die damals alleinige Seeſtraße nach Oſtindien ums Rap zu 
einer geſicherten britiſchen Etappenſtraße nach Indien aus: dem ſchon 1650 engliſch 
gewordenen St. Helena wurden 1794 die Seychellen, 1802 Ceylon, 1806 die Kaps 
kolonie, 1810 Mauritius und die Tſchagosinſeln, 1814 die Amiranten und Rodriguez, 
1815 Ascenfion, 1843 Natal als engliſche Beſitzungen angefügt und ſomit eine ge⸗ 
ſicherte nationale Etappenſtraße hergeſtellt. — Als dann aber die Franzoſen, dank 
der Initiative des Grafen Ferdinand Leffeps (1805—94), mit dem Bau des Suez⸗ 
ka nals einen neuen, kürzeren und beſſer en Weg nach Indien zu eröffnen ſich anſchickten, 
ſchuf ſich England folgerichtig eine neue Etappenſtraße britiſcher Kolonien im Mittel⸗ 
meer und Roten Meer faſt von dem Augenblick an, da der neue Weltverkehrsplan 
erörtert wurde. Dem ſchon lange vorher (4. Auguft 1704) gewonnenen Gibraltar 
und dem 1800 eroberten und widerrechtlich behaltenen Malta fügte England nun 
der Reihe nach hinzu: Aden (1839), die Kurian⸗Murian⸗Inſeln ſüdlich von Arabien 
(1854), die Periminfeln in der Straße Bab⸗el⸗Mandeb (1857), die Inſel Zypern 
(1878), Agupten (1882), Berbera, Bulhar und Zeila am Aden-Golf (1884), die Inſel 
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Abb. 60. Gegenüberftellung der geſamtruſſiſchen Candmaſſe und des punktförmig verteilten 
britifchen Imperiums („Wachstum der Eiche und des Epheus“). 
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Sokotra (1886), Brit.⸗Somaliland (1889), den Iſthmus von Sinai (1906). Als der 
Suezkanal eröffnet wurde (17. November 1869), waren jedenfalls ſeine beiden ein⸗ 
zigen Verbindungswege zum Weltmeer, die Meerenge von Gibraltar und die Straße 
Bab⸗el⸗Mandeb, ſchon feſt in engliſcher hand (Abb. 60). 


3. Das unwirtliche, aber ehedem für den Segelſchiffverkehr fo ausnehmend wichtige 
Kap horn auf Feuerland ſelbſt in Beſitz zu nehmen, hätte keinen Wert gehabt. Aber 
den Weg dorthin unter Kontrolle Englands zu bringen, ſchien eine dankbare poli⸗ 
tiſche Aufgabe zu fein. Zweimal, 1806 und 1808, verſuchten die Engländer, Buenos 
klires in ihre hand zu bekommen und zum britiſchen Stützpunkt zu machen, doch 
ſcheiterte der Verſuch beide Male. Dafür bemächtigten ſich aber die Briten 1835 
der Falklandsinſeln, die in ſtrategiſch hervorragender Slanken⸗ und Kontroll» 
ſtellung ſowohl zum Kap Horn wie zur Magelhanſtraße liegen, und nahmen mitten 
im Frieden dieſen ſeit 1820 einwandfrei argentiniſchen Landbefiß einfach fort. 
Argentinien hat übrigens bis heute dieſen Raub ſtaatsrechtlich niemals anerkannt 
und betrachtet die Inſeln nach wie vor als argentiniſches, von England okkupiertes 
Gebiet. Die ſtrategiſch günſtige Cage der Falklandinſeln zu den ſüdamerikaniſchen 
Seeſtraßen erwies ſich am deutlichſten in der Zeeſchlacht an den Falklandinſeln 
(8. Dezember 1914), die dem deutſchen Kreuzergeſchwader des Grafen Spee den 
Untergang brachte. 

4. Ebenſo betrachtete England die hochwichtige NMalak aſtraße und den Ver⸗ 
kehr nach Oſtaſien als einen von Rechts wegen den Briten zuſtehenden Beſitz, der ſich 
dann als Wachstumsſpitze auch in den Gewäſſern jenſeits von Dorderindien aus» 
wirkte. 1786 wurde die Inſel Pinang im Norden der Malakkaſtraße britiſch, 1800 
ein Küſtenſtrich auf Malakka, 1819 die wertvollſte Inſel Singapur, das eigentliche 
Gibraltar der Malakkaſtraße und heute die ſtärkſte Seefeſtung der Welt. Als es dann 
den Engländern gelungen war, im Frieden von Nanking (29. Auguft 1842) die Inſel 
Hongkong von China abgetreten zu erhalten und ſomit eine neue Wachstumsſpitze 
in Oſtaſien zu erwerben, wurde die bis Singapur reichende Etappenſtraße britiſcher 
Stützpunkte noch weiter nach dem Oſten in der Richtung auf China verlängert: 1847 
wurde die halbwegs zwiſchen Singapur und Hongkong gelegene Inſel Cabuan nebſt 
einigen kleineren Nachbarinſeln einverleibt, 1860 Kaulun gegenüber Hongkong, 1878 
und 1888 Nord-Borneo. 1869 waren auch noch die Nikobaren als gut gelegene 
Zwiſchenſtationen auf dem Singapur⸗ und Oſtaſienwege britiſch geworden, das Sul⸗ 
tanat von Johore auf Malakka 1885. 

5. Ahnlidy hat für die Vereinigten Staaten der Erwerb der vordem ſpani⸗ 
ſchen Philippinen als Wachstumsſpitze gewirkt, indem quer über den Stillen 
Ozean eine Kette von Inſelſtützpunkten zur Sicherung dieſes Kußenbeſitzes entſtand. 
Dieſem Ziele galt u. a. die Einverleibung der hawai⸗Gruppe (1898), ferner die 
im Pariſer Friedensſchluß (10. Dezember 1898) erreichte Abtretung der größten 
Marianeninſel Guam an die Vereinigten Staaten, die Erwerbung von „Ameri⸗ 
kaniſch⸗⸗amoa“ (die öſtlich vom 171. Meridian gelegenen Inſeln), der Wake⸗Inſel 
und des einſamen Rorallenriffs Midway=-Island 1899. Der Ausdehnungsprozeß der 
Vereinigten Staaten in der Südſee iſt übrigens — außer im Weſten — noch durchaus 
nicht abgeſchloſſen (vgl. S. 93). 
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e) Zerfalls⸗ und Schrumpfungsprozeſſe. 


Oftmals in der Geſchichte wird die ſtaatliche Klammer, die ein gewordenes Staats⸗ 
gebilde zuſammenhält, wieder geſprengt, ſei es durch äußere Einwirkung oder durch 
innere Vorgänge, die dann in der Regel zu heftigen Kämpfen Anlaß geben. Die Ur⸗ 
ſachen können ungemein mannigfaltig fein. Zumal große und größte Staaten find 
von ſolchen Gefahren bedroht, ſobald ſich irgendeine Angriffsſtelle findet. 

Am eindrucksvollſten tritt uns der Jer fallsprozeß jedesmal entgegen in der 
Geſchichte der durch einen gewaltigen Eroberer raſch zuſammengezimmerten Rieſen⸗ 
reiche, deren jähes Anſchwellen zu ungeheurer Größe nicht Zeit läßt zu einem or⸗ 
ganiſchen Juſammenwachſen der einzelnen Länder, wie es die langſam in vielen 
Generationen aufgebauten Großreiche (Römiſches und Britiſches Imperium, 
Tür kenreich des Mittelalters, Ruſſiſches Reich uſw.) aufweiſen, die infolgedeſſen 
längeren Beſtand haben. Wenn das überragende militäriſche und organiſatoriſche 
Genie, das ein Rieſeneich ſchafft, vom Schauplatz ſchwindet, fo bricht auch die ſtaat⸗ 
liche Klammer auseinander, und der neue Staat zerfällt. Stets folgen dann auf den 
Großen Alerander die Zeiten der Diadochen, meiſt auch der Diadochenkriege, auf den 
Großen Karl die „Reichsteilungen“. Aus dem jäh emporgeſtiegenen Weltſtaat wird 
eine Dielheit von ſich befehdenden Territorien, und es tritt ein Rückfall in den 
Zuſtand der miteinander um die hegemonie ringenden Stammesſtaaten ein. 

Doch auch kleinen Staaten droht leicht Zerfall, wenn innere Spannungen durch 
Uneinigkeit im Volk auftreten, die eine ſtarke hand oder ein überragend kluger 
Kopf nicht rechtzeitig auszuſchalten verſteht. Urſachen können u. a. fein: Herrſchafts⸗ 
wünſche ehrgeiziger Führer („Hie Welf, hie Waiblingen“, engliſche Roſenkriege, 
Chinas Bürgerkriege) und der Parlamente (England im 17. Jahrhöt., Zerfall Polens), 
Zwiſt um die Vormacht⸗ und Hegemonieſtellung (Deutſcher Krieg 1866), ſoziale und 
wirtſchaftliche Gegenſätze einzelner Landesteile (Sezeſſionskrieg der Vereinigten 
Staaten 1861—65), Widerſtand gegen Staatsumwälzungen (Schottiſcher Aufitand 
gegen Cromwell, Vendée⸗ und Bretagne⸗flufſtand 1793, ſpaniſcher Abwehrlampf 
1936/38 gegen die kommuniſtiſchen Umſturzpläne), religiöſe Unduldſamkeit (Schmal⸗ 
kaldiſcher Krieg 1546/47, Dreißigjähriger Krieg, franzöſiſche hugenottenkriege, Bel- 
giens Abfall von Holland 1850, Schweizer Sonderbundkrieg 1847), ſprachliche und 
Volkstumsgegenſätze (Zerfall des Karolingerreiches, Norwegens Cosſage von Schwe⸗ 
den 1814 und 1905, Schleswig⸗Holſteins Auflehnung gegen Dänemark 18481850 
und 1863/64, Oſterreich⸗Ungarns Zerfall 1918, Slamen⸗, Katalanen-, Slowaken⸗, 
Kroatenbewegung) uſw. Beſonders verhängnisvoll pflegt dabei meiſt die Vernichtung 
des geſunden, mit der Scholle verwachſenen Bauerntums zu wirken (Niedergang der 
römiſchen und ſpaniſchen Weltmacht). 

In anderen Fällen droht nicht gerade ein Jerfall des Staates, doch kommt es zu 
einem Abblätterungs- und Schrumpfungsprozeß, der ſich über lange Jeit⸗ 
räume hinzieht. Wie bei altersſchwachen Bauwerken heute hier und morgen dort 
einige Teile herausbrechen, ohne daß dennoch das Bauwerk als ſolches verſchwindet, 
ſo machen Staatengebilde, deren Größe nicht mehr im richtigen Verhältnis zu ihrer 
inneren Stärke ſteht, einen greiſenhaften Schrumpfungsprozeß durch, der ſich faſt 
unbegrenzt fortzuſetzen vermag. Ein Hlußenland nach dem andern ſagt ſich von dem 
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bis ſchließlich nur eine Staatsruine übrigbleibt, die über kurz oder lang abſtirbt. 


Jederzeit kann aber eine ſolche ſtaatliche Rückbildung durch das rechtzeitige Ein⸗ 
greifen eines großen Mannes aufgehalten werden. 


Beifpiele. 
a) Zerfalls prozeſſe. 


1. Das Frankenreich, das um 800 n. Chr. feine größte Ausdehnung erreichte, 
zerfiel bei der Teilung von Verdun (11. Auguft 843) zunächſt in drei, dann bei der 
Teilung von Merſen (9. Auguſt 870) in zwei Staaten, Deutſchland und Frankreich, 
die zwar vorübergehend unter Karl dem Dicken (885-887) nochmals geeint waren, 
von denen aber bald darauf das deutſche Reich unter Konrad I. (911-918) nahe 
daran war, ſeinerſeits nochmals in fünf Territorialſtaaten: Sachſen, Franken, Bayern, 
Schwaben und Lothringen auseinanderzubrechen. Lediglich das ſtaatsmänniſche 
Genie des ebenſo klugen wie kraftvollen Sachſenkönigs heinrich I. (919—936) tat 
der drohenden Zerfplitterung Einhalt. 


2. Als in den Jahren 1810-1824 das ungeheure ſpaniſche Kolonialreich in 
Amerika faft vollkommen — mit alleiniger Ausnahme Kubas und Portoricos — zerfiel, 
bildeten ſich daraus alsbald 14 neue, ſelbſtändige Staaten. 


3. Der Zerfall Oſterreich⸗Ungarns im Jahre 1918 iſt das teueſte und 
uns nächſtliegende Beiſpiel. Die Großmacht zerfiel in drei ſelbſtändige Staaten 
(Öfterreich, Ungarn, Tſchechoſlowakei), und gewaltige Cand komplexe wurden zudem 
von ausdehnungs freudigen Nachbarn (Polen, Rumänien, Serbien, Italien) einverleibt. 

4. Weſtrußland löſte ſich im gleichen Jahre in fünf neue Staaten auf (Polen, 
Citauen, Lettland, Eſtland und Finnland). Es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß dieſes 
herausbrechen der Weſtfront vom Eismeer bis zum Schwarzen Meer nur der Beginn 
eines Zerfallsprozeſſes ſein wird, wie ihn auch die übermäßig angeſchwollene Türkei 
von 1699 bis 1919 erlebt hat. 

5. Die Türkei zerfiel ebenfalls 1918 in nicht weniger als zehn Staaten 
und „Mandatsländer“ (Türkei, Syrien, Paläſtina, Transjordanien, Irak, Hedſchas, 
Yemen, Nedſchd, Aſir und Haſa). 

6. In manchen Fällen kommt es nicht nur zum Jerfall, ſondern unter Umſtänden 
ſogar zur vollſtändigen Auffaugung des bisherigen Staates, falls zugriffber eite Nach⸗ 
barländer die Gunſt der Lage zu eigener Vergrößerung ausnutzen. Die drei 
polniſchen Teilungen von 1772, 1793, 1795, die der einſtigen (16. Jahrh.) Großmacht 
Polen, nicht ohne ihre eigene Schuld, für 125 Jahre ein Ende machten, ſind das 
lehrreichſte Beiſpiel. 

7. Seit 1912 hat China einen deutlichen Zerfallsprozeß durchgemacht, wie übrigens 
ſchon mehrfach in feiner über 4000 jährigen Geſchichte. Seit der Ubſetzung des jugend⸗ 
lichen Kaifers Puji 1912 ſtanden zahlreiche örtliche Gewalten, ehrgeizige Generale, 
provinzielle Sonderbündeleien, Parteiintereſſen uſw. in unabläſſigem Kampfe gegen 
andere Teile des Reiches. Die Hlußenprovinzen machten ſich ſelbſtändig, wie Tibet, 
oder gerieten in ausländiſche hörigkeit: die Mandſchurei, die Provinz Jehol, die innere 
Mongolei in japaniſche, die äußere Mongolei und Sinkiang (Oſtturkeſtan) in ruſſiſche, 
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Yünnan in franzöſiſche, oder fie verfielen, wie bedeutende Teile des Südens, dem 
kommuniſtiſchen Gedanken, der übrigens gerade der chineſiſchen Geſchichte ſchon früher 
nicht fremd war und mehrfach, beſonders im 9., 11. und 19. Jahrh. (Taiping-Aufftand 
1851 —1864), ſchwerſtes Unheil über das Land brachte. — Die Macht der Regierung 
in Nanking erſtreckte ſich zeitweilig nur über wenige Provinzen; alles andere war 
in chaotiſcher Gärung. Dann brachte die ſtarke hand des zweifellos genialen 
Marſchalls Tſchangkaiſchek Ordnung in dies Chaos. Der im Juli 1937 ausge⸗ 
brochene Krieg gegen Japan hat der nationalen Einigung Chinas ſtarke Vorſpann⸗ 
dienſte geleiſtet; die Einigung kam zwar zu ſpät, um die japaniſche Invaſion 
hindern zu können. Immerhin iſt der Schrumpfungsprozeß des chineſiſchen Staates 
infofern beſonders eigenartig, als gleichzeitig die Ausdehnung des chineſiſchen Volkes 
wächſt, da dieſes nach allen Seiten über die Grenzen des ihm bisher zugewieſenen, 
zu eng gewordenen Raumes hinüberflutet. 


b) Schrumpfungsprozeſſe. 


1. Venedig ſchrumpfte ſeit dem Jahre 1489, in dem es durch Erwerbung von 
Zypern den höhepunkt feiner Großmachtſtellung erklomm, als Seeftaat über 
300 Jahre lang immer weiter zuſammen, bis das Einrücken der Franzoſen in die 
Stadt und der Friede von Campo Formio (1797) die letzten Reſte des einſt fo 
mächtigen Staates auswiſchte. 


2. Das tupiſchſte neuere Beiſpiel ift das Juſammenſchrumpfen des türkiſchen 
Großreichs (Abb. 61), das mit der Eroberung Afows durch Peter den Großen 
(1696), ganz beſonders aber mit dem Frieden von Karlowitz (1699) einſetzte und 
in zahlreichen Etappen bis 1920 fortdauerte, wo im Frieden von Sèvres der oben 
erwähnte Zerfall in viele neue Staaten eintrat. Hierbei iſt immerhin ein türkiſcher 
Staatskern erhalten geblieben, der deutlich lebenskräftig iſt und von dem eines Tages 
wahrſcheinlich ein neuer Wachstumsprozeß ausgehen wird. Dieſer ſcheint ſich ſchon 
jetzt im Anſpruch auf den hafen Alexandrette anzudeuten. 


3. Ahnlich iſt das Weltreich Spanien ſeit dem 16. Jahrh., wo es die erſte Groß⸗ 
macht der Welt war, zunächſt langſam, ſpäter immer ſchneller zur Bedeutung eines 
Staates dritter Größe herabgeſtiegen. Die 
Jahre 1567 (Abfall der Niederlande) und 
1588 (Untergang der Armada) bedeuteten 
den Beginn des Abſtieges. Trotzdem blieb 
Spanien noch bis nach 1800 neben Ruß⸗ 
land der raumgrößte Staat der Welt. Erſt 
die Wirren, die ſeit Napoleons Tagen 
Spanien ſelbſt ſchwer erſchütterten, führ⸗ 
ten zu jenem rieſenhaften Abblätterungs⸗ 
prozeß, der von 1811 bis 1829 den ge⸗ 
ſamten feſtländiſchen Beſitz Spaniens in 
klmerika vom Mutterlande löſte. Auch deer 
Reſt des ſpaniſchen Kolonialbeſitzes, abge⸗ BE Dos heutige Gedier 
ſeben ee Trümmern (Kanaren, Abb. 61. Der Niedergang des türtifchen Staates 


Span.-Maroflo, Rio d'Oro), wurde dem in Europa 
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Staat 1898 von den Der. Staaten entriſſen oder 1899 freiwillig von ihm auf⸗ 
gegeben und verkauft. 


4. Eine wenn auch nicht erhebliche, jo doch als Symptom zu beachtende 
Schrumpfung zeigt ſich ſoeben anſatzweiſe im territorialen Beſitz der Der. Staaten. 
Die bis in den pazifiſchen Weſten, nach den Philippinen, vorgetriebenen Wachstums⸗ 
ſpitzen beginnen deutlich zu verkümmern. Sie waren nur berechtigt und ließen 
ſich nur dann halten, wenn keine andere national ſtarke und ausdehnungsbedürftige 
Großmacht in Oſtaſien aufkam. 1898, als jene Wachstumsſpitzen erworben wurden, 
war eine ſolche noch nicht in Sicht. Als dann aber nach dem ruſſiſchen Krieg ſeit 1905 
das raumhungrige Japan plötzlich aſiatiſche Vormacht mit ſtarkem nationalem Selbſt⸗ 
bewußtſein wurde, erwies ſich die amerikaniſche Erwerbung Guams und der Philip⸗ 
pinen als ſchwerer politiſcher Sehler, der jetzt freilich ohne ſtarke Einbuße an Preſtige 
nicht wieder gut zu machen iſt. Guam iſt heute umrahmt von 586 japaniſch gewor⸗ 
denen, kleinen, früher deutſch geweſenen Inſeln, die zugleich der vereinsſtaat⸗ 
lichen Flotte den nächſten Weg zu den ohnehin viel zu weit entfernten Philippinen 
abſchneiden, jo daß dieſe in der Luft hängen und militäriſch niemals zu halten 
ſind. Infolgedeſſen hat Präſident Rooſevelt am 24. März 1954 das Dekret unterzeich⸗ 
net, das den Philippinen — nach einer Übergangs= und „Anſtands“⸗Friſt — von 1944 
an die Unabhängigkeit gewährt. Guam wird vorausſichtlich eines Tages von den 
kmerikanern gleichfalls aufgegeben werden müſſen, da es ſeinen Zweck als „Sprung: 
brett“ nach den Philippinen eingebüßt hat: der Abblätterungsprozeß der USA. im 
pazifiſchen Weſten hat eingeſetzt. Wie weit er ſich fortpflanzen wird, iſt natürlich nicht 
zu prophezeien. Die amerikaniſchen Admirale befürworten ein Jurückweichen der 
USA, bis zur Linie Aléuten — hawai⸗Inſeln — Samoa, deren Eignung als Der: 
teidigungsbaſis im Februar 1958 durch „das größte Manöver in der Geſchichte 
klmerikas“ erprobt wurde. 

5. Der nächſte europäiſche Staat, dem ein Schrumpfungs⸗, wenn nicht gar ein 
Zerfallsprozeß zu drohen ſcheint, dürfte die Tſchechoſlowakei fein. Sie iſt ein nicht 
organiſch gewachſener, ſondern ein ſtümperhaft am grünen Tiſch zuſammengeleimter 
Staat, „ein groteskes, raumgeographiſch völlig unhaltbares Gebilde“ (Maull), der 
nur geſchaffen wurde, weil Frankreich ihn als Gegengewicht gegen Deutſchland mög⸗ 
lichſt groß zu ſehen wünſchte. Er wäre lebensfähig geweſen — vielleicht! — wenn die 
Tichechen, die als hauptvolk nur 46,9% der Geſamtbevölkerung bilden, den andern 
Nationalitäten volle Freiheit gewährt hätten, die ſie ihnen ausdrücklich garantiert 
hatten. Da ſie ihre Juſagen gebrochen haben, beſteht die heutige Tſchechoſlowakei 
aus „lauter Irlanden“ (Rjellén) (vgl. S. 178). 


II. Die Einftellung der Staatsbürger zum Staatsbegriff. 


Die politikiſt das Schickſal! 
flusſpruch Napoleons I. zu Goethe 
in Erfurt am 2. Oktober 1808. 


a) Der Einfluß der Lebensweiſe der Völker auf ihre Staaten. 


Don der jeweiligen wirtſchaftlichen Einſtellung einer Bevölkerung können die 
politiſchen Geſchicke eines Staates entſcheidend beeinflußt und geformt werden, 
wobei hier die Tatſache außer acht bleiben ſoll, daß natürlich die wirtſchaftliche Be⸗ 
tätigung ihrerſeits wieder ſehr erheblich von der Bodenbeſchaffenheit, dem Klima, 
dem Charakter der Menſchen, ihrer Raſſe und Umwelt abhängt. Acker bau macht 
eine Bevölkerung meiſt friedliebend, da ihr Wohlſtand dann am beſten gewahrt 
bleibt, wenn ihre landwirtſchaftliche Tätigkeit ſo wenig wie möglich von kriegeriſchen 
Vorgängen, ja, überhaupt von politiſchen Ereigniſſen geſtört wird. Ebenſo fried⸗ 
fertig find allenthalben die Fiſchervölker. Demgegenüber find reine hirten⸗ und 
Jägervölker, die ein unſtetes, ſchweifendes Leben gewöhnt find, beuteluſtig, 
raubgierig, kriegeriſch; wo fie in der Nähe blühender Aderbauländer haufen, werden 
fie von diefen immer wieder magiſch angezogen, um ſich als Räuber oder Krieger in 
den Beſitz fremder Werte zu ſetzen. Schließlich find Völker, die in erſter Linie den han⸗ 
del (einſchließlich des Zwilchenhandels) pflegen, entweder, wenn der von ihnen be⸗ 
wohnte Staat ſchwach iſt, politiſch indifferent und weltbürgerlich⸗materialiſtiſch ein⸗ 
geſtellt, dem Grundſatz ergeben: „Ubi bene, ibi patria“, oder aber ſie ſind, ſobald 
fie eine ſtarke Staatsgewalt hinter ſich wiſſen, ganz beſonders aggreſſiv und im⸗ 
perialiſtiſch eingeſtellt, auf ſtete Erweiterung ihrer Wirtſchafts⸗ und Machtgebiete 
und Unterdrückung fremder Konkurrenz, fremder Völker bedacht. Die letztgenannten 
Völker find machtpolitiſch überhaupt niemals zu ſättigen; je gewaltiger die Macht 
ihrer Staaten wächſt, um ſo höher ſtecken ſie ihre ferneren Jiele: „Je mehr er hat, 
je mehr er will.“ 

Selbſtverſtändlich kann die Einteilung in Ackerbau⸗, Fiſcher⸗, Jäger⸗, Viehzucht⸗ 
und Händlervölker für kulturell entwickeltere Völker nicht mehr in Betracht kommen. 
Für die Würdigung der geſchichtlichen Vorgänge durch Jahrtauſende hindurch aber 
iſt es ungemein wichtig, ſich den Charakterunterſchied der genannten Bevölkerungen 
klarzumachen. Deshalb ſei den haupttypen eine genauere Betrachtung gewidmet. 


kgrarvölker. In den Anfängen ihrer Geſchichte waren ſowohl Agypten wie 
Babylonien Jahrtauſende hindurch ſelbſtgenügſam und hatten kein Bedürfnis zu 
politiſcher Machtentfaltung. Erſt als ſie mit fortſchreitender Kultur und höherer 
Lebenshaltung lebhaften Handel pflegten, verſchrieben fie ſich dem politiſchen Im⸗ 
perialismus und wurden kriegeriſche Großmächte mit ſtarkem Eroberungsdrang. 
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Ebenſo war das älteſte China im Umkreis des mittleren hwanghogebiets durch 
lange Zeiträume friedlich und ſelbſtgenügſam, ein Land, in dem jeder Bürger vom 
Staat ein beſcheidenes Stück Ackerland zugewieſen erhielt. In dieſer Periode des 
ſogenannten Tſing⸗tien⸗(Seld⸗Brunnen⸗ Syſtems erlebte China fein friedliches 
„Goldenes Jeitalter“ (bis etwa 500 v. Chr.), während deſſen es — angeblich — 
keine Kriege und keine Räuber im Lande gab. Des weiteren ſehen wir den fried⸗ 
lichen Charakter der auf üppigem Boden lebenden klckerbauvölker beſonders deutlich 
ausgeprägt in der Geſchichte des indiſchen Volkes, das niemals Eroberungs kriege 
gegen ſeine Nachbarn führte und, wie ſchon Plinius (nat. hist. VI, 21) feſtſtellte, 
das einzige Volk war, das ſeine Grenzen nie erweitert hat, das freilich um ſo 
häufiger ſeine reichſten Gebiete an fremde, raubgierige Eroberer verlor. 


Siſchervölker. Der Beruf des Fiſchers iſt von jeher ſehr friedlich. Abgeſehen 
von einigen Verſuchen, in Korea Fuß zu faſſen, hat Japan mit feiner un⸗ 
gewöhnlich ſtark auf Sifchfang angewieſenen Bevölkerung in über zweitauſend⸗ 
jähriger Geſchichte bis tief ins 19. Jahrh. hinein auf alle großen auswärtigen 
Kriege verzichtet. Erſt ſeit 1894 iſt es, infolge feiner Einſpannung in die Welt⸗ 
wirtſchaft und feiner kataſtrophalen Übervölkerung, angriffsluſtig und imperialiſtiſch 
geworden. Wenn wir an die Geſchichte anderer tupiſcher Fiſcherbevölkerungen 
denken, der Frieſen, der Bretonen, der Färöer⸗ Bewohner, der Isländer, Grön⸗ 
länder uſw., jo gewahren wir immer wieder, daß ihnen zu allen Zeiten Kriegsluft 
fremd war, wenn ſie auch gelegentlich für ihre eigene Freiheit und Unabhängig⸗ 
keit fremden Eroberern ſehr nachdrücklich die Tür zu weiſen wußten. 


No madenvölker. Das Wort vom „friedlichen Hirten“ iſt eine poetiſche Fiktion. 
Der einzelne Hirt, der feine Herde weidet, mag einen ſehr friedlichen Eindruck machen 
und dem frommen Hirten Abel der Bibel gleichen. Ganze Volksſtämme aber, die 
Viehzucht treiben und als Nomaden von Weideplatz zu Weideplatz ziehen, ſind 
nach fremdem Beſitz lüſtern, raubgierig und kriegeriſch. Don Nomadenvölkern der 
Steppen ſind wieder und wieder die allergrößten politiſchen Erſchütterungen der 
Weltgeſchichte ausgegangen, die rieſigen Dölferwanderungen und Dölferwogen, 
die zum Teil ganze Erdkreiſe in Mitleidenſchaft zogen und zuweilen jahrhundertelang 
Unruhe verbreiteten, ehe fie zum Stehen kamen. Die arabiſchen hukſos (um 1700 —1600 
v. Chr.), die ſkuthiſchen Kimmerier des 6. Jahrh. v. Chr., die hunnen, Mongolen 
und Türken, die Araber, die Ungarn des 10. Jahrh., die Sulbe als die großen 
Unruheſtifter Innerafrikas, ſie alle waren Nomadenvölker, die nach Beute in 
reihen Ländern, nach Raub und Eroberung trachteten und in regelmäßigen Stößen 
aus ihren heimiſchen Steppen und Wüſten heraus ungeheure Ländermaffen über- 
rannten und unterjochten. — Um den kriegeriſchen Charakter gleichfalls nomadi⸗ 
ſierender Jägervölker zu erweiſen, genügt es, den Namen Indianer auszuſprechen. 


Händlervölker mit mangelndem Staatsgefühl. Der Typus eines nur auf 
Handel eingeſtellten, den Staatsbegriff nahezu verleugnenden Volkes waren die alten 
Phönizier. Lange eingekeilt zwiſchen die mächtigſten Großmächte der verſchiedenen 
Zeitalter: Agypten, das hethiterreich in Nordſyrien, Babylonien, Aſſyrien, Perſien 
uſw., konnten die an der ſuriſchen Küfte liegenden phöniziſchen Städte nicht daran 
denken, ihre politiſche Unabhängigkeit im Kampfe mit den überſtarken Nachbarn zu 
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behaupten. Sie verzichteten daher — von ganz vereinzelten Ausnahmen abgeſehen 
(Auflehnung 674 gegen Aſſyrien, 585—573 gegen Nebukadnezar, Tyrus Widerſtand 
332 gegen Alexander) — grundſätzlich auf kriegeriſche Abwehr fremder Eroberer, unter⸗ 
warfen ſich ihnen freiwillig und machten ſich ihnen zugleich als Träger des Handels 
mit willkommenen Wirtſchaftsſchätzen aus Überfee durchaus unentbehrlich. Solange 
man fie ungeftört Handel treiben ließ, war es ihnen gleich, welchem Staat fie an⸗ 
gehörten und Tribut zahlten. In buntem Wechſel gehorchten die phöniziſch⸗ſyriſchen 
Städte den Agyptern, Hethitern, Aſſurern, Babyloniern, Perfern, Mazedoniern, 
Römern uſw.“) 


Imperialiſtiſche händlervölker. Wie ſolche Handelsvölker ſich politifch 
gänzlich anders einſtellen, ſobald ſie ſelber große politiſche Macht in die hand 
bekommen, zeigt uns das Beiſpiel der berühmteſten phöniziſchen Tochterkolonie 
Karthago, die in ganz anderer Umgebung wiederholt ausgeſprochen heroiſche 
Züge entfaltete. Jahrhundertelang von keiner politiſchen Großmacht bedroht oder ge⸗ 
fährdet, baute ſie ihren Staat rückſichtslos zu einem ſtarken politiſchen Machtgebilde 
aus. — Die allein durch vorteilhaften handel großgewordenen italieniſchen handels⸗ 
ſtädte Genua und Denedig wurden durch ihren Reichtum befähigt, ſich auch politiſch 
zu ſtarken Machtgebilden, ja, zu Großmächten des ausgehenden Mittelalters auf⸗ 
zuſchwingen. — Der Zweckverband der mittelalterlichen deutſchen Seeſtädte, die 
Hanſe, iſt zwar niemals ein eigener Staat geweſen, wenn er auch im 14. Jahrh. 
nahe daran war, ein ſolcher zu werden. Aber da er über ſtarke politiſche Machtmittel, 
eine eigene ſchlagkräftige Kriegsflotte ufw. verfügte, jo ergab auch er ſich einem um⸗ 
faſſenden Imperialismus und wurde nach dem Frieden von Stralſund (24. Mai 1370) 
die erſte politiſche Großmacht des Nordens, die ſogar darüber beſtimmte, wer die 
Throne von Dänemark und Norwegen zu beſteigen habe. — Unter den Handels⸗ 
völkern neueſter Zeit verdienen die beiden angelſächſiſchen Völker an erſter 
Stelle genannt zu werden, wenn es gilt, Beiſpiele für Staaten aufzuzählen, deren 
geſamte politik und deren rückſichtsloſer Imperialismus in erſter Linie durch die 
Rückſicht aufs „business“ beſtimmt wird. England iſt „ein Staat, der vom Geſchäft 
lebt“ (R. Cobden). | 


b) Die innere Konſtruktion der Staaten. 


Wie der mehr kriegeriſche oder friedliche, der auf Ackerbau, handel oder Raub 
abzielende Charakter eines Staates durch die beſondere Einſtellung ſeiner Bürger 
bedingt wird, ſo wird auch der innere Ausbau eines Staates und die Staatsform 
durch die Sonderneigungen feiner Bewohner (dazu natürlich durch allerhand ſonſtige 
Geſchehniſſe) in den Grundzügen vorgezeichnet. Ob ein Staat zu ſtarkem Wachs⸗ 
tum neigt oder ſich mit geringem Umfang begnügt, ob er ein ſtraff zentraliſtiſch es 
Regiment bevorzugt oder feinen einzelnen Ländern und Provinzen weitgehende 
Selbſwerwaltung zubilligt, ob er zur bundesſtaatlichen Derfafjung oder zum Ein⸗ 
heitsſtaat neigt, das wird zwar, wie oben dargelegt wurde, durch die Beſonder⸗ 


1) Genauere Ausführungen über das Verhältnis der bekannteſten Völker des Altertums 
zum Staat und ihre Gegenſtücke in der politiſchen Welt unſerer Tage in R. hennig, Geo⸗ 
politif, S. 19. 
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heiten der umgebenden Natur weitgehend entſchieden, aber es kommen doch von 
Sall zu Fall noch allerhand andere Einflüſſe, „Imponderabilien“, hinzu, die ſich 
nicht leicht in feſte Regeln gießen laſſen. Es iſt 3. B. charakteriſtiſch, daß dasſelbe 
Land Italien, das zur Zeit der römiſchen Kaiſer ein denkbar ſtraff zentraliſtiſch 
regierter Einheitsſtaat war, in der Epoche der Renaiſſance und noch in der ganzen 
nachfolgenden Zeit b's 1860 bzw. 1870 zur Jerſplitterung in zahlreiche Einzel⸗ 
ſtaaten neigte, ſeit der Einnahme Roms durch die Italiener (20. September 1870) 
aber neuerdings zum Einheitsſtaat zurückkehrte. khnlich hat ſich auf der gebirgigen 
Purenäenhalbinſel aus einem im Mittelalter ſtaatlich vielfach zerſplitterten Raum 
ſchließlich ein Doppelſtaat Spanien⸗portugal herauskriſtalliſiert, der zeitweilig (1580 
bis 1640) gleichfalls ſtaatlich verſchmolzen war, deſſen dauernde Einheit jedoch, ähn⸗ 
lich wie auf der ſkandinaviſchen Halbinſel, durch die Sprachverſchiedenheit der Be⸗ 
wohner verhindert worden iſt. Aus dieſen Tatſachen geht hervor, daß zwar der 
Charakter der Natur die Formung der „Innenarchitektur“ eines Staatenbaus gewiſſer⸗ 
maßen anregt, daß es aber ſchließlich vom menſchlichen Willen abhängt, ob und in⸗ 
wieweit auf die empfehlenden Anregungen der Natur von Fall zu Fall geachtet 
wird: der Volks körper, der vor allem durch die Sprache erkennbar wird, 
iſt und bleibt eben der biologiſche Träger des Staates und ſteht 
neben dem Raum als gleichberechtigter Faktor da! 

Wenn wir oben hörten, daß ausgedehnte Gebirgslandſchaften zur ſtaatlichen Auf⸗ 
ſplitterung, zur Kleinſtaaterei neigen, ſo trifft dies zwar in den meiſten Fällen zu, 
aber nicht in allen. Es gibt auch großräumige Gebirgsſtaaten, wie Bolivien, Peru, 
Iran, Tibet u. a. Trotzdem bleibt jene geopolitiſche Grundtatſache wahr, und das 
Geſetz der Vorliebe für kleine und kleinſte Staaten (Duodezſtaaten) wirkt ſich in 
Gebirgsländern am häufigſten aus. 

Dies iſt aber auch vollauf einleuchtend. In ausgedehnten Gebirgsländern mit 
ſchwierigen Verhältniſſen iſt jeder in ſich abgeſchloſſene Talkomplex gezwungen, 
unter weitgehender Abkapſelung gegen die Nachbargebiete jenſeits der Berge ein wirt⸗ 
ſchaftliches Eigenleben zu führen. Es beſteht gar kein Bedürfnis zum Juſammen⸗ 
ſchluß, ſolange nicht eine hochbedeutende Verkehrs⸗Durchgangsſtraße oder eine ſchwere 
politiſche Notzeit dazu zwingt, Anlehnung an die Nachbarn zu ſuchen. Genau ebenſo 
ſchließen ſich die Bewohner verſchiedener Flußſyſteme, wie oben gezeigt (S. 51 ff.), 
gern gegeneinander ab, wenn nicht beſondere Kräfte eines politiſchen Jentralraums 
oder der Wille eines mächtigen herrſchers oder bedeutende handels- und Verkehrs⸗ 
intereſſen die Dereinigung zur Großräumigkeit erzwingen. In der weiten Ebene 
hingegen liegt es von vornherein im ureigenſten Intereſſe ihrer Bewohner, den 
Rahmen eines Juſammenſchluſſes mit den Nachbargegenden zu ſtaatlicher Gemein⸗ 
ſchaft ſoweit wie möglich zu ſpannen, um dadurch erhöhte Abwehrkraft und mili⸗ 
täriſche Sicherheit, oft auch bequeme Ubſatzgebiete für gewerbliche Produktion uſw. 
zu erhalten. Allerdings pflegten in Ländern mit ſtark entwickelter Fürſtengewalt oft⸗ 
mals dunaſtiſche Beſtrebungen und „Erbſchaftsteilungen“ ganzer Länder und Tänd⸗ 
chen dem Streben nach ſtaatlichem Juſammenſchluß zuwiderzuarbeiten und die wei⸗ 
tere ſtaatliche Zerjplitterung zu begünſtigen, falls nicht kluge Geſetze und Sitten (wie 
bei großen privaten Bauernhöfen, Rittergütern, Fideikommiſſen — „Erbhof“-Geſetz⸗ 
gebung!) dafür ſorgten, daß der einmal zurechtgezimmerte große Staat in der hand 
eines Herrn und damit in ſeiner Großräumigkeit erhalten blieb. Das weiſe Geſetz 
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der Primogenitur beſtand im alten Brandenburg⸗Preußen (elchilleiſches Hausgeſetz 
1473), in den ſächſiſch⸗thüringiſchen Staaten dagegen die Erbteilung. Die Folgen find 
bekannt: Preußen konnte ein großer und mächtiger Einheitsſtaat werden, während 
in Sachſen⸗Thüringen lange Zeit die Kleinftaaterei ihre höchſten Triumphe feierte. 
Für die politik und die Förderung des Staatsgedankens iſt eine Zerfplitterung in 
viele Miniaturſtaaten, wie ſie gerade die deutſche Geſchichte ſo zahlreich aufweiſt, zweifel⸗ 
los ſchädlich, oft ſogar verderblich geweſen. Treffend jagt hierzu Johannes haller“): 
„Ein kleiner Staat iſt etwas Unnatürliches, Widerſinniges, weil er ſeine eigentliche 
Beſtimmung nicht erfüllen kann . .. Fehlt ihm die Macht, fo kann er ſeinen eigent⸗ 
lichen Daſeinszweck nicht erreichen ... Unter allen Umſtänden wird er die Neigung 
haben, ſich ſeine Ziele möglichſt niedrig zu ſtecken, ſich mit dem unbedingt Notwendigen 
und wohl auch mit weniger zu begnügen. Ein kleiner Staat kann nur kleine Ziele 
haben und kleine Mittel brauchen... Wo der Staat keine höheren Ziele erſtreben 
kann, wie ſollen da die einzelnen Bürger ſich an größere Aufgaben wagen?. 
Das freie, offene und ſichere Auftreten, das manche Nationen in allen ihren Alnge- 
hörigen zeigen, iſt nur möglich auf dem tragenden Boden eines großen, feſtgefügten 
und ſtarken Staates. Sogar die Erinnerung an frühere Macht und Größe kann dieſe 
Eigenſchaften erzeugen, wie das Beiſpiel der Holländer und Spanier lehrt.“ 
Gerechterweiſe wird man aber anerkennen müſſen, daß die Entſtehung zahlreicher, 
kleiner deutſcher Reſidenzen, die ſtets auch Mittelpunkte eines eigenen Geiſteslebens 
waren, für die Entwicklung der deutſchen Kultur und ihre wundervolle Dielgeitaltig- 
keit ſehr förderlich geweſen iſt. Kleinſtaaterei bedeutet politiſche Schwäche; die Be⸗ 
herrſcher kleiner Staaten aber, denen großes politiſches Wirken verſagt iſt, ſtreben 
dafür oft Förderung von Kunſt und Wiſſenſchaft an (Hlt⸗Hellas, Italien im Renaiſſance⸗ 
zeitalter, Deutſchland um 1800). Hätte es in der zweiten Hälfte des 18. Jahrh. nur 
große deutſche Staaten gegeben, ſo würden wir es zu dem Wunder des Zeitalters 
von Weimar nie gebracht haben. Das Preußen Friedrichs des Großen und Friedrich 
Wilhelms Il. oder das Sachſen des Rurfürſten Friedrich Auguft II. (1765 —1827) würden, 
wenn ſie die einzigen Staaten in Mitteldeutſchland geweſen wären, einem Goethe, 
Schiller und Herder niemals eine Stätte der Wirkſamkeit verſchafft haben, aber der thü⸗ 
ringiſche Zwergſtaat Weimar⸗Eiſenach, der viel zu klein war, um politiſch eine Rolle 
ſpielen zu können (nur 100000 Einwohner, ein Heer von 300 Mann!), hat nun dem deut⸗ 
ſchen Geiſtesleben und der Welt den unvergleichlichen Weimarer „Muſenhof“ geſchenkt, 
den die deutſche Geſchichte ohne das Vorhandenſein der „Duodezſtaaten“ ſicher nicht 
erlebt hätte. Ahnlich hat dann im 19. Jahrh. die Theaterbegeiſterung kleinerer deutſcher 
Bundesfürſten uns Deutſchen den großen Fortſchritt der „Meininger“ Schauſpielkunſt 
und ein Bayreuther Seſtſpielhaus beſchert. Man möge dergleichen nicht vergeſſen, ehe 
man über jede Kleinjtaaterei grundſätzlich ein Derdammungsurteil ausſpricht! 
Selbſtverſtändlich iſt die flufſplitterung eines großen Volkes in viele Kleinſtaaten 
machtlüſternen, großen Nachbarſtaaten ſtets erwünſcht. Der Grundſatz „Divide et 
impera“ beherrſchte im Altertum die Politik Perſiens und Mazedoniens gegenüber 
den griechiſchen Kleinſtaaten genau ebenſo wie in den letzten Jahrhunderten und noch 
heute die franzöſiſche Politik gegenüber Deutſchland oder die engliſche in Indien, 
Paläftina, Arabien. Der von den Perſern diktierte Friede des Antalkidas, der den 


1) Joh. Haller, Die Epochen der deutſchen Geſchichte, Stuttgart-Berlin 1935, S. 114. 
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Korinthiſchen Krieg beendete, war im Jahre 387 v. Chr. auf genau denſelben poli⸗ 
tiſchen Grundſätzen aufgebaut, wie der Weſtfäliſche Frieden von 1648: weitgehende 
ſtaatliche Zpaltung des Nachbarvolks zwecks ungeſtörter Erweiterung der eigenen 
Staatsmacht. Nichts war der franzöſiſchen Politik willkommener, als daß das heiß⸗ 
begehrte Rheinland noch in den Jahren gegen 1800 aus — 238 eigenen, „reichs⸗ 
unmittelbaren“ Zwergſtaaten und Reichsſtädten beſtand. 

kin Frankreichs Haltung im Dreißigjährigen Kriege, an Mazarins „Rheiniſcher 
Allianz” von 1659 und an Napoleons I. Rheinbundpolitik kann man beſonders deutlich 
erkennen, wie ſehr Frankreich immer darauf bedacht war, die deutſche Vielſtaatlichkeit 
zu verewigen. Napoleons Umwandlung der Rurfürſtentümer Bayern, Württemberg 
und Sachſen in neue Königreiche, die Schaffung des „Königreichs Weſtfalen“ und 
manche ähnlichen Maßnahmen wurden im letzten Grunde von der Hoffnung getragen, 
daß Königreiche ſich ſchwerer als Kurfürftentümer und Herzogtümer bereit finden 
würden, ſich zu einem neuen Deutſchen Reich zuſammenzufinden. Ein in viele ſelb⸗ 
ſtändige Kleinſtaaten aufgelöſter Raum erſchöpft ſeine politiſche Kraft gern im 
Leerlauf innerer Konflikte der Bundesftaaten um die Hegemonie, in unzähligen, 
kleinen Eiferſüchteleien, zuweilen ſelbſt in Bruderkriegen — zur Freude ſeiner feind⸗ 
lichen Nachbarmächte. Und nicht oft in der Geſchichte folgt auf einen ſchweren inneren 
Zwiſt ſo raſch eine ſtaatliche Einigung, wie es unter dem Bann Bismarckſcher Staats⸗ 
kunſt in den wenigen Jahren zwiſchen 1866 und 1871 der Fall war. 1923 hat Frank⸗ 
reich mit ſeiner Begünſtigung der rheiniſchen Separatiſten gezeigt, daß die politik 
Richelieus, Mazarins und Napoleons ihm immer noch geläufig iſt. Hatte doch Briand 
in einem Briefe vom 12. Januar 1917 an den franzöſiſchen Botſchafter in London, 
Tambon, ausdrücklich empfohlen, das ganze deutſche linksrheiniſche Land als „Deckung 
vor unſerem Gebiet“ in eine Reihe von kleinen „neutralen“ Staaten (nach dem Muſter 
des „Saarftaates”) aufzulöſen! | 


Neigung zur Aufipaltung in viele Heine Staaten bedeutet für ein Geſamtvolt oft⸗ 
mals Blüte von Kunft und Wiſſenſchaft, aber auch ſtets hohe politiſche Schwäche 
und deshalb erhebliche Gefahr für den ſtaatlichen Fortbeſtand. 


Beijpiele. 


1. Unſere deutſche Geſchichte ift reich an Beiſpielen für dieſe Behauptung. 
Wie im alten Germanien die einzelnen Stämme, jo befehdeten ſich im Mittel» 
alter die einzelnen herzogtümer, in der Neuzeit die einzelnen deutſchen Staaten. 
Heinrichs IV. Kampf mit den Sachſen und mit Rudolf von Schwaben (1075 bis 
1080), Kaiſer Rudolfs I. Krieg mit dem Böhmenkönig Ottokar (1278), die Göll⸗ 
heimer Schlacht zwiſchen Albrecht von Habsburg und Adolf von Naſſau (1298), 
die Mühldorfer Schlacht zwiſchen Friedrich von Habsburg und Ludwig dem Bayern 
(28. September 1322), der Schmalkaldiſche, der Dreißigjährige !) und der Sieben⸗ 
jährige Krieg, der Bruderkrieg von 1866 — das find nur einige Hauptbeiſpiele aus 


1) Selbſt in den ſchlimmſten Zeiten deutſcher Zerrijjenheit, im 30 jährigen Kriege, ſchlum⸗ 
merte der Reichsgedanke nicht völlig. Ergreifend iſt es zu hören, wie der tapfere Reiterobrift 
Michael Obentraut, der „deutſche Michel“, als er im Kampf gegen Tilly bei Seele an der Leine 
tödlich verwundet worden war (25. Oktober 1625), dem an ſein Sterbelager tretenden einde 
mahnend zurief: „Die innere Seindſchaft richtet uns zugrunde! Das Reich, Tilly, das Reich!“ 
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der Geſchichte deutſcher Bruder⸗ 
kämpfe, die oft genug das geſamt⸗ 
deutſche Reich zugunſten ausländi⸗ 
ſcher Feinde geſchädigt haben. Nur 
ſelten iſt es ganz großen Perſonen 
gelungen, mit ſtarker hand den inne⸗ 
ren hader zu bändigen und die Ge⸗ 
ſamtkraft der deutſchen Stämme in 
den Dienſt einer gemeinſamen gro⸗ 
zen ſtaatlichen, religiöſen oder welt⸗ 
anſchaulichen Idee zu ſtellen (Karl der 
Große, Heinrich I., Otto der Große, 
Heinrich Ill., Bismarck, Hitler). Meiſt 
überwucherte der Partikularismus, 


0. 5 a — — Sardinien | 
wie im alten Hellas, im mittelalter- | SS Herzogrum p.Veredig , 
lichen und neuzeitlichen Italien. Die — 5 
Stammesherzogtũmer und die Macht e beer Haufen 
der freien Reichsſtädte erſtarkten, re 
während die Kailer ihre und des 


Reiches Kräfte in ausländif chen Ziel⸗ Abb. 62. Italiens Dielſtaatlichkeit um 1850. 
ſetzungen und vergeblichen Römerzügen erſchöpften, ja, ſchließlich ſelber völlig 
verausländerten, wie der geniale, aber für Deutſchland dennoch verhängnisvolle, 
glänzende Hohenſtaufenkaiſer Friedrich II. (1215 — 1250). — Erſt ſeit 1871 und 1933 
ſind die Segnungen des geeinten Reiches von allen Volksteilen jo deutlich erkannt 
worden, daß Deutſchland vor den Gefahren einer neuen ſtaatlichen Aufſplitterung 
geſichert ſcheint, wie ſich in den gefährlichen Jahren 1918 —1925 bereits hinreichend 
deutlich gezeigt hat. Die wundervolle Abitimmung vom 10. April 1938, in der ſich 
993% von faſt 50 Millionen ſtimmberechtigter Deutſcher zum großdeutſchen Gedanken 
bekannten, hat dieſe Gewißheit verbrieft und verſiegelt. 

2. Die Behauptung, daß ſtaatliche Jerſplitterung zuweilen eine Höchſtentwicklung 
von Kunft und Wiſſenſchaft mit ſich bringt, wird uns durch das Italien der Renaiſ⸗ 
ſancezeit ähnlich lehrreich beſtätigt, wie durch die helleniſche Kleinſtaaterei des Peri⸗ 
kleiſchen Zeitalters und durch die deutſche Kleinftaaterei im Beginn des 19. Jahrh. 
Dasſelbe Land Italien, das im Altertum das durchaus amuſiſche, in Kunjt und 
Wiſſenſchaft lediglich von der helleniſchen Nachahmung zehrende, aber politiſch⸗ 
geniale römiſche Volk hervorgebracht hatte, ſah im ausgehenden Mittelalter und in 
der beginnenden Neuzeit die wunderbare geiſtige Blüte der Renaiſſance — jedoch 
verbunden mit politiſcher Ohnmacht kleinräumiger Staaten, deren Sürjten den 
Mäzen ſpielten, da fie kaum hoffen durften, politiſche Corbeeren zu pflücken. Noch 
um die Mitte des 19. Jahrh. war dieſe ſtaatliche klufſpaltung in Italien ähnlich ſpürbar 
wie im damaligen Deutſchland (Abb. 62). — Italien ſchweißte erſt 1861 und 1870 
ſieben italieniſche Staaten unter Savoyens Führung zum Einheitsſtaat zuſammen, 
von dem nur die Zwerggebilde San Marino (61 qkm, 13000 Einwohner) und Der 
Kirchenſtaat (4 qkm, 1000 Einwohner) ausgeſchloſſen find. 

3. Im Mittelalter und im größeren Teil der Neuzeit neigte auch die ae 
halbinſel zur Klein⸗ und Dielſtaatlichkeit. Spanien legte ſie 1479 bzw. 1492 ab 
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(nach dem Fall des 
mauriſchen Grana⸗ 
da); doch ſpielt im 
gegenwärtigen ſpa⸗ 
niſchen Bürgerkrieg 
der Gegenſatz der 
Sprachen und Stäm⸗ 
me auf der Iberi⸗ 
ſchen Halbinſel (lbb. 
65) wieder eine 
ſtarke Rolle, da ge⸗ 
rade die von den 
katalaniſchen und 
baskiſchen Minder⸗ 
heiten bewohnten 
Provinzen die Seele 
des Widerſtandes 
gegen die nationa= 
len Truppen waren. 
Auf der Balkan⸗ 
halbinſel hat nur Griechenland die ſtaatliche Einigung in der großen Notzeit des 
Freiheitskampfes gegen die Türkenherrſchaft 1821—29 errungen; der Norden aber 
wurde nach ſeiner Coslöſung von der Türkei das klaſſiſche Beiſpiel der in faſt unab— 
läſſigen Bruderzwiſt verwickelten Kleinjtaaten („Balkaniſierung“). 

4. In Frankreich kommt die Zuſammenſtraffung zum geeinten Staat ſchon unter 
Ludwig Xl. (1461-1483) zuſtande, dann nach den großen Keligionskriegen des 
16. Jahrh. nochmals im 17. Jahrh.; in Großbritannien, das noch im 15. Jahrh. 
durch ſeinen „Dreißigjährigen Krieg“ zwiſchen der Weißen und Roten Roje aufs 
ſchwerſte innerlich geſchwächt worden war, im Zeitalter der großen Rönigin Eliſabeth 
(1558 1605) !); in Rußland ſeit Iwan III. (1462 1505). In dieſen Staaten waren 
die ſtaatlichen Zerſplitterungstendenzen in der Folgezeit, von kurzen Perioden innerer 
Umwälzungen abgeſehen (Zeit Cromwells, Dendée-Hufſtand), unterbunden; ſie 
konnten daher bedeutend früher Großmächte werden als Deutſchland oder Italien. 
— Aud Japan, das einſt aus 278 Gauſtaaten beſtand, iſt ſeit langem ein ſtraff 
zentraliſtiſch regierter Staat, mit dem politiſchen Schwerpunkt auf der beſtgelegenen 
mittelſten Inſel. 

5. Ungemein deutlich zeigt uns die Geſchichte Chinas ein häufiges hin- und Her⸗ 
pendeln zwiſchen einem machtvollen, geeinten Großſtaat und einem Zerfall in 
mehrere, einander zuweilen durch Jahrhunderte bekriegende Kleinſtaaten, mit dem 
ſtets ein Zeitalter hoher ſtaatlicher Schwäche verbunden war. Auf den Höhepunkten 
politiſcher Machtentfaltung, in denen das chineſiſche Reich ſich zeitweilig bis ans 
Raſpiſche Meer ausdehnte, wurde ſtets durch kraftvolle, 3. T. auswärtige (mongoliſche) 
Herrſchergeſtalten die Einigung des Geſamtreiches erzwungen; dieſe Höhepunkte 
fielen in die Zeit um 100 v. Chr., 100 n. Chr., ins 7. und 13. Jahrh. — Seit 1911 

1) England und Schottland find ſeit 1605 durch Perſonalunion verbunden, ſeit 1707 
Einheitsſtaat. 


Abb. 65. Die Dierſprachigkeit der Pyrenäenhalbinſel. 
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machte China abermals einen Zerfallsprozeß durch, dem Marſchall Tſchangkaiſchek 
Einhalt zu tun nicht ohne Erfolg bemüht war, bis die japaniſche Invaſion ſeit 1957 
ihm ſein Werk wieder zu zerſchlagen droht. 

6. In unſerer unmittelbaren Gegenwart vollzieht ſich möglichenfalls ein Zuſammen⸗ 
wachſen zu einem ſtraff zentraliſtiſch regierten, machtvollen Einheits ſtaat auf dem 
unruhigen Boden Arabiens. Diejes Land mit feiner uralten, 3000 jährigen Geſchichte 
ift ein beſonders lehrreiches Beiſpiel für die politiſch ſchwächende Wirkung innerer 
Zwiſtigkeiten. Sajt immer ſtanden die vielen kleinen arabiſchen häuptlinge und 
Beduinenſcheichs in zahlloſen Fehden miteinander und verhinderten dadurch, daß 
Arabien eine politiſche Rolle gegenüber der Außenwelt ſpielte. Ein einziges Mal 
in 5000 Jahren gelang es einer großen Führernatur, Mohammed (f 632), nicht nur 
eine neue Religion von fanatiſierender Kraft des Zuſammenſchweißens zu ſchaffen, 
ſondern auch ganz Arabien politiſch zu einen, jo daß feine Nachfolger imſtande waren, 
ein arabiſches Weltreich zu ſchaffen, deſſen Einfluß von der Gibraltarſtraße bis zum 
Indus und Sur Darja reichte. Dann aber verfiel Arabien neuerdings für rund ein 
Jahrtauſend in die politiſche Cethargie ſeiner Stammesgegenſätze und in kleinſtaatliche 
Schwäche. Gegenwärtig ſcheint ihm in Ibn Sa’ud, dem arabiſchen Hitler, ein neuer 
genialer politiſcher und nationaler Führer zum großarabiſchen Einheitsreich, nach 
Art Mohammeds, erftanden zu fein. Ibn Sa'ud, urſprünglich (ſeit 1898 bzw. 1904) 
ein kleiner Stammesfürſt der fanatiſchen Wahabiten im Nedͤſchd, machte im Welt⸗ 
krieg mit engliſcher Hilfe Arabien von der türkiſchen Fremdͤherrſchaft unabhängig. 
Als nach dem Kriege England fein ausdrückliches Verſprechen, ſich für einen groß⸗ 
arabiſchen Einheitsſtaat einzuſetzen, brach und ſtatt deſſen das Land in viele Einzel⸗ 
ſtaaten und „Mandatsgebiete“ zerſplitterte, ſagte ſich Ibn Sa' ud von England 
los und wurde zum nationalen Erneuerer ſeines Candes. 1921 bemächtigte er ſich mit 
feinen Wahabiten des Nedſchd, 1925 —1924 flſirs, 1924 — 1926 des Hedſchas ſamt den 
heiligen Stätten Mekka und Medina, 1934 des nördlichen Yemen. Gegenwärtig (1957/8) 
ſucht er durch Antnüpfung von Freundſchaftsbeziehungen zu den herrſchern des Irak 
und Transjordaniens, die er vor einigen Jahren noch befehdete, der panarabiſchen 
Einheitsidee — mit ſcharf antibritiſcher Spitze — weiteren Vorſchub zu leiſten. 

7. Indien beſteht heute noch nominell aus 562 Eingeborenenſtaaten. Der lachende. 
Nutznießer dieſer ſtaatlichen Zerflüftung iſt der britiſche Eroberer. Der neue, im 
Januar 1935 veröffentlichte engliſche Derfaffungsentwurf für Indien ſieht daher 
auch einen Staatenbund von 11 Ländern und Provinzen ſowie eine Abtrennung 
Birmas von Indien vor. Die indiſchen Nationaliften lehnen infolgedeſſen dieſe Der- 
faſſung von Englands Gnaden entſchloſſen ab. Sie fordern, daß Indien ein echtes 
Dominium werde, wie es England im Weltkrieg ausdrücklich verſprochen hat.“) 


8. Ein gutes Mittel, zwiſchen der Nejgung zur Stammeseigenart und der Notwendig⸗ 
keit zur großſtaatlichen Zuſammenfaſſung zu vermitteln, iſt der freiwillige Zuſammen⸗ 
ſchluß zu größerer ſtaatlicher Einheit auf dem Wege der bundesſtaatlichen Vereini⸗ 
gung, wie wir ſie im Deutſchen Reich von 1871, in der Schweiz, in den Dereinig- 
ten Staaten und Kanada, in Mexiko, Braſilien, der ſüdafrikaniſchen Union, 
im auſtraliſchen Commonwealth und in gar manchen anderen Beiſpielen der modern⸗ 
ſten Geſchichte, vor allem auch im geſamtbritiſchen Imperium, vor uns haben. 


1) Walter Schneefuß, Gefahrenzonen des Britifchen Weltreiches, Leipzig 1937, S. 88. 
hennig⸗Rörholz, Geopolitit 5240] 5. Aufl. 10 
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c) Nation und Volk. 


1. Die Begriffe Nation und Volk. 


Die Begriffe Nation und Volk werden am beiten durch den Unterſchied zwiſchen 
der Hingabe an den Staat und der Hingabe an die Mutterſprache ver⸗ 
ſtändlich gemacht. Sie werden freilich in wechſelndem Sinne gebraucht. Da man 
aber zumeiſt unter Nationalgefühl Daterlandsliebe und unter Volkstum eine Kultur⸗ 
und Sprachgemeinſchaft zu verſtehen pflegt, fo dürfte folgende Definition, in An 
lehnung an eine Begriffsbeſtimmung von Maull!), zutreffen: 

Ein Volk ift eine Bluts⸗, Sprach⸗ und Kulturgemeinſchaft, die unabhängig iſt von 
zufälligen ſtaatlichen Grenzen, unter Umſtänden ſogar ohne jeden ſtaatlichen Rückhalt 
beftehen kann. Die Nation dagegen iſt ohne Staat undenkbar. Zu ihrem Weſen ge⸗ 


hört die Staatsbejahung, die opferbereite Mitarbeit aller wertvollen Teile ſeiner 


Bewohner oder doch ihres größten Teiles an eben dieſem Staat. Am meiften er⸗ 
wünfdt iſt es, wenn ein Volk zugleich eine Nation und eine Blutsgemeinſchaft bildet; 
doch decken ſich dieſe Begriffe nur ſelten vollkommen miteinander. 


Bei viele. 


1. Das deutſche Volk iſt zur Zeit als geſchloſſene Einheit verteilt über nicht weniger 
als 17 europäiſche Staaten: Deutſches Reich, Schweiz, Liechtenftein, Cuxemburg, 
Tſchechoſlowakei, Jugoſlawien, Italien, Ungarn, Rumänien, Polen, Danzig, Litauen, 
Lettland, Eſtland, Dänemark, Belgien und Frankreich. (Ebenſo iſt das magyarijche 
Volk ſeit 1919 zwangsweiſe auf vier Staaten verteilt.) Die deutſche Nation dagegen 
beſteht aus allen im Deutſchen Reiche naturaliſierten Staatsbürgern, die den deutſchen 
Staat als ſolchen bejahen, ihn zu erhalten und zu ſchützen entſchloſſen ſind. Hierzu 
gehören nicht nur die Staatsbürger deutſcher Mutterſprache, ſondern auch fremd⸗ 
ſprachliche Elemente, die im deutſchen Staat jo heimiſch geworden find, daß ſie Hin- 
gabe an ihn bekunden, wie die Wenden im Spreewald, die Waſſerpolacken, die 
Maſuren und Litauer Oſtpreußens, die franzöſiſchen Refugiés uſw. 2) (hnlich fühlen 
ſich 90% der kärntneriſchen Slowenen durchaus als Kärntner und lehnen den ſtaat⸗ 
lichen Juſammenſchluß mit Jugoflawien ab.) Deutſches Volk und deutſche Nation 
decken ſich alſo nur zum großen Teil, aber keineswegs vollſtändig. 

2. Wo innerhalb eines Staates ſtarke völkiſche Minderheiten ſich fortgeſetzt gegen 
Vergewaltigungen durch ein Hauptvolk wehren müſſen, kann kein Staatsgefühl 
aufkommen, keine geeinte Nation entſtehen. Wohl gibt es eine ſchweizeriſche Nation, 
obwohl im Schweizer Staat drei Sprachgebiete gleichberechtigt zuſammengeſchloſſen 
find.3) Ebenſo gibt es eine kanadiſche Nation, trotz ausgeprägter Zweiſprachigkeit, und 
eine ſehr ſtolze und ſelbſtbewußte Hankeenation, obwohl die Staatsbürger der Der- 
einigten Staaten einen wahren Miſchkeſſel von Menſchen verſchiedener Mutterſprachen 


1) Otto Maull, politiſche Geographie, Berlin 1925, S. 380/81. 

2) Emil Meynen, Deutſchland und Deutſches Reich. Sprachgebrauch und Begriffs- 
weſenheit des Wortes Deutſchland. Leipzig 1955. — Leo Rörholz, Deutſchland — Deut⸗ 
ſches Reich — deutſches Volk — deutſche Nation. Geograph. Anzeiger 1936. 

3) Im Sommer 1937 iſt ſogar eine vierte Sprache, die rhätoromaniſche, als vierte Umts⸗ 
ſprache ausdrücklich anerkannt worden. 
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darſtellen. Dagegen fällt es ſchwer, in Staaten, deren verſchiedenſprachige Volksteile 
in fortgeſetztem Ringen miteinander ſtehen, von einer „Nation“ zu ſprechen. Ebenſo⸗ 
wenig wie man im Dorkriegs⸗Oſterreich zuletzt von einer öſterreichiſchen Nation 
ſprechen konnte, ſondern nur von einem deutſchen Hauptvolk mit einer Fülle von 
anderen Volksgruppen, ſo wenig gibt es heute eine geſchloſſene belgiſche, tſchecho⸗ 
ſlowakiſche, jugoſlawiſche, polniſche, litauiſche uſw. Nation, ſondern nur ein wal⸗ 
loniſches und ein flämiſches, ein deutſches, tſchechiſches und ſlowakiſches, ein ſerbiſches 
und ein kroatiſches, ein deutſches, polniſches, ukrainiſches, jüdiſches, litauiſches Volk, die 
vielleicht einmal zu Nationen verſchmelzen werden, auf weit abſehbare Zeit dazu 
aber nicht bereit find und mit den heute vielfach beliebten Dergewaltigungsmethoden 
(Uſchechoſlowakei! Polen!) beſtimmt niemals zu guten Staatsbürgern gemacht werden. 


Zur Nation gehört freudige Hingabe an den Staat. Nation iſt Schickſalsgemein⸗ 
ſchaft, Bluts brüderſchaft. 


Dieſe freudige hingabe an den Staat kann ganz felbftverftändlich in einem mehr⸗ 
ſprachigen Staat nur dort erwartet werden, wo es keine unterdrückten fremden 
Volks gruppen gibt, ſondern allein gleichberechtigte, mit Kulturautonomie aus» 
geſtattete Staatsbürger verſchiedener Mutterſprache. Die Ungelſachſen find eines der 
wenigen Völker der Geſchichte, die, auch hierin den Römern ähnelnd, niemals 
Sprachenzwang in unterworfenen Ländern ausgeübt haben. Gerade dadurch iſt im 
Altertum das Latein und in unſerer Zeit das Engliſche zur herrſchenden Weltſprache 
geworden. Heute ift Engliſch die Mutterſprache für 125 Mill., die kümtsſprache für 
550 Mill. Menfchen!?) 


2. Schlummern und Erwachen des Nationalgefühls. 


In früherer Zeit waren die Bürger eines Staates in erſter Linie Untertanen des 
herrſchers, des Königs, Sultans, Häuptlings uſw. Dieſer verkörperte den Staats⸗ 
gedanken; Wohl und Wehe der ſtaatlichen Geſamtheit war in ſeine Hand gelegt. 
Die älteſten Staaten waren daher ſtets abſolute Monarchien mit durchaus unbe⸗ 
ſchränkter Gewalt der jeweiligen Oberhäupter. Das konnte auch gar nicht anders 
ſein, ſolange die Maſſe der Bewohner eines Staates gar nicht fähig war, zu beurteilen, 
was der Geſamtheit frommte, ja, nicht einmal fähig, den Begriff des Staates auch 
nur zu verſtehen. Da mußte die Arbeit jedes einzelnen zum Wohle der Geſamtheit 
eben durch einen übermächtigen Willen erzwungen werden, oder das Wohl der 
Geſamtheit, die im Staat vereinigt war, ging zugrunde. 

Je mehr die Bewohner eines Staates zum Verſtändnis des Staatsgedankens ſich 
aufſchwangen, um ſo mehr konnte ihnen auch Mitbeſtimmungsrecht in der einen oder 
anderen Form eingeräumt werden. Staatsgeſinnung, Staatsbejahung iſt eine uner⸗ 
läßliche Vorbedingung für die Jubilligung ſtaats bürgerlicher Rechte. Wo wir der 
republikaniſchen Staatsform in der Frühgeſchichte begegnen (Rom, Athen uſw.), 
haben wir es ſtets mit einem ſchon hochentwickelten Willen zum Staat zu tun, 
ohne den weitgehende Bürgerrechte bei der Beſtimmung der ſtaatlichen Geſchicke 
ſchlechterdings verhängnisvoll wirken. Im „demokratiſchen Zeitalter” der europäiſchen 
Völker ſahen wir und ſehen wir noch, wie verheerend es ſich jedesmal auswirkt, wenn 


1) Kjellen-Haushofer, Die Großmächte, 24. Aufl., Leipzig 1933, S. 70. 
10* 
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Mitbeſtimmungsrecht und ſtaatsbürgerliche Rechte auch Individuen zugeſprochen 
werden, die den Staat als ſolchen ablehnen und verneinen. Der Staat ſelbſt 
wird dadurch — wir erleben es zur Jeit in Spanien und Frankreich und erlebten es 
vor 10 bis 20 Jahren in Deutſchland und Italien — in ſchwere, unter Umſtänden 
lebensgefährliche Kriſen geſtürzt. 

Wo der Staatsgedanke aus dem einen oder anderen Grunde noch unentwickelt 
ift, da fehlt auch das Bewußtſein, ein Daterland zu beſitzen und einer Volkseinheit 
anzugehören, da kommt eine Candsknechtsgeſinnung zum Durchbruch, die heute dieſem 
und morgen jenem herrn, heute dieſem und morgen jenem Staat dient, wie es gerade 
der Nutzen des Augenblids verlangt. — Alle aus ihrem Mutterlande aus wandernden 
Völker oder Volksſplitter, die ihr heimatboden nicht ernähren konnte, zogen ent⸗ 
weder als ſtaatenloſe Räuber, Piraten und Krieger umher und ſuchten mit des 
Schwertes Spitze irgendwo eine ganz neue ſtaatliche Gemeinſchaft zu gründen, in 
der ſie ſelbſt die herrſchende Schicht bildeten, oder ſie verdingten ſich als Krieger 
ausländiſchen Herrſchern (die 13000 Griechen bei Kunaxa, die normanniſche War 
rägergarde in Byzanz, die Schweizergarden der Päpite und der franzöſiſchen, ſpa⸗ 
niſchen, ſardiniſchen uſw. Herrſcher). “) Ebenſo war in den Zeiten ſtärkſter ſtaatlicher 
Jerſplitterung in Deutſchland, als faſt jeder Heine Ritter, jede größere Stadt einen 
eigenen „Staat“ gegenüber einer ſtark geſchwächten ſtaatlichen Zentralgewalt im 
„Heiligen Römiſchen Reich Deutſcher Nation“ bildete, das deutſche Staatsge⸗ 
fühl derart verkümmert, daß die waffentüchtigen Männer Berufskrieger wurden 
und ſich als „Candsknechte“ jedermann vermieteten, der fie gerade gebrauchte 
und gut bezahlen konnte — gleichviel ob ihr jeweiliger herr ein Deutſcher 
oder ein Ausländer war. Das Gefühl der Verbundenheit mit irgendeinem 
Staat konnte dabei natürlich nicht aufkommen, geſchweige denn ein Daterlands», 
ein Nationalgefühl. Ubi bene, ibi patria — dieſes Wort kennzeichnet ſo recht die 
Stellung der ftaatenlojen Candsknechtsnatur zum Gedanken des Staates. Das 16. 
und 17. Jahrh. bilden in der deutſchen Geſchichte den höhepunkt dieſer höchſt un⸗ 
erfreulichen und wenig rühmlichen Entwicklung. Der furchtbare Dreißigjährige 
Krieg, in dem ganz Deutſchland überhaupt nur noch religiöſe Gegenſätze kannte, 
ſtellte das unglückſelige Ergebnis der voraufgegangenen ſtaatlichen Atomifierung 
und der damit verbundenen Vernichtung jedes ſprachlichen, völkiſchen, ſtaatlichen 
Gemeinſchaftsgefühls dar. 

Gewiß zeigen ſich gleiche Erſcheinungen auch in anderen Staaten, aber doch nie⸗ 
mals ſonſt in jo überragender Bedeutung wie in Deutſchland. Eine weitgehende Ahn- 
lichkeit bietet uns vor allem die altgriechiſche Geſchichte, die überhaupt der deutſchen 
oftmals parallel gelaufen iſt. Huch ſie kennt das verblendete Paktieren einzelner 
Tandſchaften mit dem äußeren Feinde: dem Perſer, dem Mazedonier, dem Römer, 
dem Syrer, zwecks Befehdung der Stammesbrüder nur allzu häufig, ſie kennt ſogar 
eine geniale, aber charakterloſe Candsknechtsnatur wie Alkibiades, der bald mit den 


1) Daß auch gegenwärtig ſolche trübſeligen Einrichtungen noch beſtehen, dafür iſt das 
berüchtigtſte Beiſpiel die franzöſiſche Fremdenlegion, die zumeiſt aus Deutſchen beſteht und 
die kaum beſtehen könnte, wenn nicht gerade aus Deutſchland ihr immer wieder Ranonen⸗ 
futter zuſtrebte, das rückſichtslos geopfert wird. Zur Zeit find 40000 unter ihren 54 000 Sols 
daten deutſcher herkunft! In den 100 Jahren 1830— 1950 find in ihr 220000 Deutſche zu⸗ 
grunde gegangen! 
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Athenern die Spartaner, bald mit den Spartanern die Athener, bald mit den Perfern 
alle beide bekämpfte. 

Ebenſo gibt es in der franzöſiſchen Geſchichte den aus Schillers, Jungfrau“ bekannten 
Herzog Philipp den Guten von Burgund (1419 —1467), der aus perſönlicher Seind⸗ 
ſchaft gegen den franzöſiſchen König ſich mit dem engliſchen Erbfeind verbündete. Und 
die engliſche Geſchichte weiſt den „Königsmacher“ Warwick auf, der in den ſchweren 
Roſenkriegen (1452 —1485) zeitweiſe Parteigänger der Weißen und zeitweiſe der Roten 
Roſe war und ſchließlich mit franzöſiſcher hilfe ein Heer gegen England führte, bis 
er bei Barnet (1471) Sieg und Leben verlor. — In jenen Jahrhunderten 
mangelnden oder erſt beginnenden Nationalgefühls zeigt die Geſchichte verſchiedener 
Dölter derartige Dorkommniſſe. Deutſchland freilich litt am ſchwerſten und am längſten 
unter der Ertötung des Nationalgefühls. Hat es doch nach der Kataſtrophe des Dreißig⸗ 
jährigen Krieges noch über 200 Jahre gedauert, ehe das deutſche Volk völlig reif wurde 
für den Gedanken des neuen Deutſchen Reiches und 500 Jahre, bis es 1938 die Kraft 
fand, den Weg zur wirklichen Volkseinheit zu finden, wenngleich auch jetzt erſt 85,5% 
der in Europa lebenden Deutſchen ſtaatlich zuſammengeſchloſſen find. 

Wie entſteht nun in der Neuzeit der moderne, von den Maſſen der Staatsbürger 
ſelbſt getragene Wille zur Staatseinheit und Volksgemeinſchaft? 


Wieder erweift ſich harte Not als erfolgreichſter Lehrmeiſter bei der Formung des 
Willens zum „Nationalſtaat“. | 


Bei viele. 


1. Das klaſſiſche Beiſpiel der Entſtehung übermächtiger Liebe zum Vaterland 
und Volkstum hat Schiller in feinen Dramen „Jungfrau von Orleans“ und 
„Wilhelm Tell“ gegeben. Nie wäre in dem zarten hirtenmädchen von Domremy 
oder in dem einzelgängeriſchen Träumer Tell der Wille zu politiſchem Handeln, 
zur Befreiung des Landes von fremden Eroberern und Tyrannen erwacht, wenn 
nicht die ungeheure Not der Volks genoſſen ihren Willen zur Rettung geſtählt hätte. 


2. Das ſehr ſtarke niederländiſche Nationalgefühl erwuchs aus der furchtbaren 
Not des ſpaniſchen Druckes und feiner erfolgreichen Abwehr im 16. Jahrh. 
J. Das preußiſche Nationalgefühl ging hervor aus der ſiebenjährigen Dauergefahr 
des dritten Schleſiſchen Krieges und ihrer glücklichen Abwehr unter einem genialen 
Feldherrn und König, dem erſten „deutſchen Nationalhelden“ der neueren Zeit. 
Friedrichs Sieg bei Roßbach (5. November 1757) über die Franzoſen darf man geradezu 
als die Geburtsſtunde des neuen deutſchen Nationalgefühls bezeichnen; denn ſelbſt 
die deutſchen einde Friedrichs jubelten ihm nach diefer Tat zu, wurden „ fritziſch“ 
(Goethe) geſinnt und dadurch zum Bewußtſein der Volksverbundenheit erzogen. 
Der Napoleoniſche Druck ließ dann das ganze Volk zum Nationalbewußtſein erwachen. 
Die Schlacht von Leipzig vollendete in Deutſchland, was Friedrichs Sieg bei Roßbach 
begonnen hatte. Wenn auch die ſtaatliche Einigung der bei Leipzig zu gemeinſamer 
heroiſcher Kraftanſtrengung geeinten deutſchen Stämme infolge diplomatiſcher Um⸗ 
triebe (Metternich) noch 57 Jahre lang auf ſich warten ließ, ſo gab es doch von 1814 
bis 1870 merkwürdigerweiſe in einem nicht durch ein Deutſches Reich geeinten, in 
36 Staaten aufgeſplitterten deutſchen Volk dennoch einen allgemeinen deutſchen 
Nationalfeiertag, den 18. Oktober! Bis 1806 beſtand ein Deutſches Reich ohne 
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Nation, vom 18. Oktober 1813 bis zum 18. Januar 1871 ſozuſagen eine deutfche 
Nation ohne Reid). 


4. Als das griechiſche Volk im ſchwerſten Freiheitskampf 1821—29 das 
türkiſche Joch abſchüttelte, als die Polen 1830/31 vergeblich ihre verlorene ſtaat⸗ 
liche Einheit wiederzugewinnen trachteten, kam nicht nur ein flammendes grie⸗ 
chiſches und polniſches Nationalgefühl auf, ſondern dieſe nationale Welle ergriff 
ſelbſt Ausländer mit unwiderſtehlicher Gewalt (Byron, der „Griechen⸗Müller“, 
Jul. Moſen u. a.). | 

heute iſt in allen gefunden Staaten der Welt das Nationalgefühl zum ſtärkſten 
politiſchen Faktor geworden. Es iſt gegenwärtig kaum vorſtellbar, daß inner⸗ 
halb einer europäiſchen Dolkseinheit noch Kämpfe zwiſchen verſchiedenen Stämmen 
um die Hegemonie ſtattfinden könnten, wie es doch noch 1866 in Deutſchland geſchah, 
oder daß religiöſe Gegenſätze die Gefahr eines ſtaatlichen Zerfalls heraufbeſchwören, 
wie es im 16. und 17. Jahrh. in Deutſchland, Frankreich und in vielen anderen Staaten 
der Fall war, wie fie ſogar die ſtaatliche Einheit der kleinen Schweiz bisher noch in 
jedem Jahrhundert (1551, 1656, 1712, 1847) aufs ſchwerſte bedroht haben. Selbſt 
wirtſchaftliche und ſoziale Gegenſätze, die im amerikaniſchen Sezeſſionskrieg 1861—65 
beinahe zum Zerberſten des Staatskörpers führten, werden wohl nicht leicht noch 
einmal Gefahren für den Beſtand des Staates, deſſen Bevölkerung ſich als Nation 
fühlt, herbeiführen können. Nur die unſelige Parteipolitik, falls fie zum Sana⸗ 
tismus geſteigert wird, und vor allem marxiſtiſch⸗bolſchewiſtiſche Phraſenſeligkeit 
kann noch zur Schwächung und unter Umſtänden zum Sprengpulver für einen Staat 
werden, wie wir in Deutſchland in den Jahren vor 1933 hinreichend erlebt haben. 
Sonjt dürfen wir ſagen, daß im Laufe der letzten hundert Jahre das Nationalgefühl 
die Oberhand gewonnen hat!), und diejenigen Staaten ſtehen am geſichertſten und 
innerlich kräftigſten da, in denen alle wertvollen Teile der Staatsbürger von einem 
nicht übertriebenen, aber geſunden und gewiſſermaßen ſelbſtverſtändlichen National⸗ 
empfinden und Nationalſtolz erfüllt find, wie es zumal in England von jeher in ge⸗ 
radezu vorbildlicher Weiſe zu Haufe ift. . 

Die gewaltigen, in der geſamten Geſchichte ohne jede Parallele daſtehenden 
Vorgänge des März 1938, die zur ſtaatlichen Verſchmelzung Oſterreichs mit dem 
Deutſchen Reiche geführt haben, ohne daß ein Schuß fiel, ein Blutstropfen ver⸗ 
goſſen wurde, ſie werden wohl auf Jahrhunderte das großartigſte Beiſpiel bleiben, 
wie ſtark in unſeren Tagen das Nationalgefühl geworden und zu welchen ſtolzen 
Taten es fähig iſt. 

Daß die ſtaatliche Juſammenſchweißung des geſamtdeutſchen Volkstums mit der 
Heimkehr Gſterreichs ins Reich noch nicht abgeſchloſſen fein kann und darf, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Allmählich werden doch auch alle andren noch im Ausland geſchloſſen 
lebenden deutſchen Volksgruppen, ſo weit fie ſelbſt es wünſchen, Staatsbürger 
des Deutſchen Reiches werden müſſen. Mehr denn je zuvor beſteht ſeit dem 13. März 
1938, der Oſterreich heimfinden ließ, Ausficht, daß des großen ſchweizeriſchen Dichters 
und Sehers Konrad Serd. Meyer prachtvolle Verheißung eines Tages doch noch 
Wirklichkeit wird: 


1) Arnold Oskar Meyer, Deutſches Nationalgefühl in zwei Jahrhunderten. „Deutſche 
Blätter“. Berlin u. Cangenſalza 1936. 
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Geduld! es kommt der Tag, da wird geſpannt 
Ein einig Zelt ob allem deutſchen Land! 

Geduld! wir ſtehen einſt um ein Panier, 

Und wer uns ſcheiden will, den treffen wir. 
Geduld! ich kenne meines Volkes Mark! 

Was langſam wächſt, das wird einſt doppelt ſtark, 
Geduld! was langſam reift, das altert ſpat! 
Wenn andre welken, werden wir ein Staat! 


Haben nicht die wunderbaren und erhebenden Ereigniſſe des März 1938 bewieſen, 
wie ſehr dieſe markige Prophezeiung eines Deutſch⸗Schweizers im Begriff iſt, herrliche 
Wirklichkeit zu werden? 

„Die Ereigniſſe unſerer Zeit haben die Bedeutung der moraliſchen Kraft, der 
Nationalität für den Staat endlich einmal wieder zur Anſchauung in das allgemeine 
Bewußtſein gebracht“ (C. v. Ranke 18331). 


3. Das Gefühl des Volkstums. 


Neben dem zu voller Stärke ſich entwickelnden Nationalgefühl iſt in den letzten 
hundert Jahren überraſchend ſchnell und lebhaft eine Volksverbundenheit durch 
Sprach⸗ und Blutsgemeinſchaft entſtanden, die auch vor zufälligen Staats⸗ 
grenzen nicht Halt macht. Früher kannte man dergleichen nicht oder doch höchſtens 
nur in Grenzbezirken, wo verſchiedene Völker, verſchiedene Kulturen, verſchiedene 
Sprachen aufeinanderprallten und fich miteinander vermiſchten. An ſolchen Stellen 
hat es ein Gefühl volks mäßiger Derbundenheit mit dem „Landsmann“ jenſeits der 
Grenzen auch früher ſchon gegeben. Aber was wußte im blũhenden Deutſchen Reiche 
der Vorkriegszeit der Durchſchnittsſtaatsbürger von den kluslandsdeutſchen? Der 
Balte war ihm ohne weiteres ein „Ruffe”, der Siebenbürger Sachſe ein „Ungar“, 
und wenn er mit ſolchen Deutſchen zuſammentraf, die in einer fremden ſtaatlichen 
Gemeinſchaft lebten, fo ſprach er wohl feine Verwunderung aus, „wie gut deutſch“ 
der Ausländer ſprechen konnte. Unſtreitig iſt das Derftändnis für das Hus lands⸗ 
deutſchtum, deſſen Umfang durch den unglücklichen Kriegsausgang zahlenmäßig 
jo erſchreckend ſtark zugenommen hat, heute bedeutend beſſer als vor 1914, was immer⸗ 
hin eine erfreuliche Seite des nationalen Unglücks von 1918/19 iſt. Dabei ſei die ver⸗ 
dienſtvolle Arbeit des DDA. und der Stadt Stuttgart, der „Stadt der Ausland- 
deutſchen“, beſonders rühmend hervorgehoben. 


Das unendlich ſchwierige Problem der „völkiſchen Minderheiten“, die es heute 
in nahezu allen Staaten Europas gibt, kann hier nur kurz geſtreift werden. Es mag 
genügen, darauf zu verweilen, daß ſeit der Verkündung des „Selbſtbeſtimmungs⸗ 
rechtes der Völker“ ſelbſt bei geſchichtsloſen Völkern, die ſich noch vor kurzem wenig 
um ihre ſtaatliche Zugehörigkeit gekümmert haben, das Verlangen nach dem eige⸗ 
nen nationalen Staat ſich ganz ungeheuerlich geſteigert hat. Allen gutgemeinten 
Paneuropa⸗Beſtrebungen zum Trotz nimmt die Dielſtaatlichkeit Europas ſeit 1918 
ſtändig zu: heute gibt es 39 eigene Staaten in unſerem Erdteil gegen 27 im Jahre 
1914, 37 verſchiedene Zollgebiete gegen 26 ſowie 27 verſchiedene Währungen gegen 
13 im Jahre 1913! 


142 Die Einftellung der Staatsbürger zum Staatsbegriff 


Und zur Zeit find wei⸗ 
tere, ſtarke Hutono⸗ 
miebeſtrebungen, die 
eines Tages bei günſtiger 
Gelegenheit zu neuer 
ſtaatlicher Abſpaltung 

* 0 führen können, zu finden 

„„ ( bei den Eifap-Lothein- 

AH 5 8 gern, den Flamen (Abb. 

22722222225 3 64), Bas ken, Katala⸗ 

5 5 18 nen, Kroaten, Slowaken, 

132225 I Weißruſſen, Ukrainern, 

25 3 0 Mazeoniern u. a. Gerade 

22 Flämisch ı (Niederdeursch) N > 1 I die jugendlichſten neuen 

ne eee N Staaten pflegen dabei 
Wallonisch 7 2 

den ſtärkſten nationa⸗ 


| 8 len Chauvinismus, die 

Abb. 64. Die innere T Belgiens. 
(Aus e ee größte Unduldſamkeit 
gegen völkiſche Minder⸗ 


heiten und zudem die lebhafteſte Irredentaphantaſie zu entwickeln. 

Dadurch ſind in unſerem 20. Jahrh. zahlreiche, neue politiſche Reibungsflächen in 
Europa entſtanden, die man im 19. Jahrh. noch nicht kannte !). Saft überall an 
den Sprach- und Dolkstumsgrenzen gibt es heute politiſche Schüttergebiete (Abb. 65), 
die in der Hauptjache dadurch entſtehen, daß für einige hunderttauſende, wenn 
nicht gar Millionen Menſchen einer geſchloſſen wohnenden völkiſchen Minderheit 
ein unabläſſiger tragiſcher Konflikt entſteht zwiſchen der Treue zu ihrem Muß— 
Staat und der Treue zu ihrem Volkstum. Nur dort, wo kein Derrat am 
Volkstum verlangt wird, kann ſich wahres Nationalgefühl in einem Staat entwickeln! 
Doltsverbundenheit vermag ſehr wohl über die Grenzen auszuſtrahlen, ohne daß 
die Treue zum Staate darunter leidet (deutſches Volkstum in Nord- und Süd— 
amerika !). Wenn die Zahl dieſer Fälle nicht eben groß iſt, jo muß dafür allein 
die Torheit vieler Regierungen verantwortlich gemacht werden, die ſich von blin— 
dem Chauvinismus und nicht von ſtaatsmänniſchem Inſtinkt leiten laſſen. Englands 
überraſchend große politiſche Erfolge in allen Teilen der Welt ſind gerade dadurch in 
allererſter Linie bedingt worden, daß die Engländer nie einen Sprachenzwang 
gekannt haben. Wird doch ſelbſt im engliſchen Wales die alte, walliſiſche Sprache der 
Bewohner nicht nur nicht unterdrückt, ſondern ſogar als Unterrichtsſprache in den 
Schulen amtlich geduldet und gefördert. Wie gute Engländer die Walliſer trotzdem 
find, wird durch die Nennung des Namens eines Walliſers bewieſen: Lloyd George! 
Hätte England gegenüber Irland dieſelbe kluge AUſſimilationspolitik betrieben, wie 
gegenüber Schottland und Wales, ſo würde es heute ſicher weder eine iriſche Frage 
noch ein Ulſter-Problem geben! Dolle Kulturautonomie iſt das ſicherſte Mittel, 
ein loyales Staatsgefühl bei völkiſchen Minderheiten zu erzeugen. 

1) Wohl gibt es auch in Amerika ungelöſte Grenzkonflikte (vgl. hans Ramers Aufſatz 
in der „Ibero-Hmerikaniſchen Rundſchau“ 1955, S. 195). Es handelt ſich aber dort um echte 
Staaten- und feine Dolkstums-Gegenſätze wie in Europa. 


Sprachgrenze 
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Abb. 65. Polltiſche Schütterherde in Europa. 


4. Nationalſtaaten und Nationalitätenſtaaten. 


Wenigen Döltern iſt es beſchieden, im gleichen Staat mit der Hauptmaſſe 
aller Volksgenoſſen und faſt nur mit dieſen zuſammenleben zu können (National⸗ 
ftaat). Als Erbſchaft aus älteren Zeiten, die von einem völkiſchen Juſammenge⸗ 
hörigkeitsgefühl noch wenig oder nichts wußten, hat ſich gerade in Europa der Zu- 
ſtand erhalten, daß die meiſten Völker auf mehrere Staaten verteilt und daß alle 
Staaten mehr oder minder ſtark mit dem Problem der völkiſchen Minderheiten 
belaſtet ſind (Mationalitätenftaaten).!) Sogar ein reiner Inſelſtaat wie Groß⸗ 
britannien, das von der Natur gegen alle Miſchzonen an den Grenzen geſchützt iſt, 
hat mit den Walliſern und Iren als völkiſchen Minderheiten zu rechnen, während die 
Schotten ſich ihrer nationalen Sonderwünſche begeben haben. Ungleich mehr macht 
dieſes Problem faſt allen europäiſchen Feſtlandsſtaaten zu ſchaffen (am günſtigſten 
daran ſind noch Portugal, Schweden und Norwegen, ſeit 1919 auch Deutſch⸗ 
land), dazu gar manchem außereuropäiſchen Staat, zumal Japan und den Ver- 
einigten Staaten. 

Staaten, in denen die völkiſchen Minderheiten weniger als 10% der Geſamtheit 
der Bevölkerung ausmachen, kann man ohne weiteres als leidlich national 
geſchloſſen bezeichnen. Selbjt wenn die Minderheiten unter 20% bleiben, iſt die 
Stage für den betreffenden Staat noch nicht geradezu ſchwerwiegend. Huch wo die 
Minderheiten 20% überſteigen, aber ſonſt in ihrem ſtaatsbejahenden Willen einig 
find (Schweiz, Finnland), hat der Staat keinen Anlaß, die Minderheitenfrage 
tragiſch zu nehmen. Anders liegen die Dinge, wenn ſtarke fremde Volksgruppen 


1) Es iſt bezeichnend, daß der Begriff „Nationalität“ erſt 1851 zum überhaupt erſten Male 
angewendet worden iſt, und zwar in einer Thronrede Louis Philippes: „La nationalite 
polonaise ne perira pas.“ 
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dem Staat, in dem ſie zu leben gezwungen ſind, innerlich ablehnend entgegenſtehen, 
wenn fie vielleicht gar durch ihr Gefühl der Volksverbundenheit zu einem ander en 
Staat jenſeits der Grenzen hingezogen werden. Dann haben wir es mit Staats⸗ 
gebilden zu tun, in denen ein wirkliches Nationalgefühl nicht aufkommen kann, in denen 
womöglich die zentrifugalen Kräfte ſtärker als die zentripetalen entwickelt find. Das 
alte Oſterreich⸗ Ungarn war ein ſolches unglückſeliges Gebilde eines aus 11 ver⸗ 
ſchiedenen Sprachprovinzen beſtehenden Nationalitätenſtaates. Wenn in einem 
Staat viele Völker zuſammenleben, deren Nationalbewußtſein erſt ſchwach oder gar 
nicht entwickelt iſt, entſtehen aus dem Gemiſch der vielen Dölkerſchaften keine ſchwer⸗ 
wiegenden Probleme. Das ruſſiſche Zarenreich der Zeit um 1900 umfaßte 142 ver⸗ 
ſchiedene Völkerſchaften, aber nur die Polen und die Finnen hatten den Wunſch nach 
ſtaatlicher Abſpaltung und ſtaatlichem Eigenleben. 

Auch die Türkei der Vorkriegszeit war das Muſter eines durch riefige Eroberungs⸗ 
kriege früherer Jahrhunderte zuſammengeſchweißten Nationalitätenſtaats bunteſter 
Juſammenſetzung, der 1912—1919 endgültig zerbrach, wie das weſensverwandte 
Oſterreich⸗Ungarn der Habsburger. Schwerlich wäre die Türkei überhaupt als Staat 
lebensfähig geblieben, wenn ſie ſich nicht unter der ſtarken Führung Kemal Atatürks 
auf das nur⸗türkiſche Volkstum beſonnen und unter Ausjcheidung der meiſten fremd⸗ 
ſtämmigen Elemente eine neue, bedeutend verkleinerte, aber innerlich erſtarkte 
Türkei gebildet hätte. Bei dieſer Gelegenheit wurde zwiſchen der Türkei und einigen 
ihrer Nachbarſtaaten zum erſten Male in der Geſchichte in großem Stil ſogar das 
Experiment gemacht, große Maſſen von völkiſchen Minderheiten einfach auszutauſchen. 
Auf Grund eines Staatsvertrages vom 15. Juni 1930 find große Mengen von Griechen, 
die in der Türkei lebten, gegen Türken, die in Griechenland anſäſſig waren, aus⸗ 
gewechſelt worden. Vorher waren bereits auf Grund des Friedensſchluſſes von 
Neuilly von Griechenland 95000 Bulgaren und von Bulgarien 45000 Griechen im 
gegenſeitigen Hlustauſch abgegeben worden. Es iſt dies die radikalſte Cöſung der 
Minderheitenfrage, die freilich nicht überall anwendbar ijt!!) 

Unter den heutigen europäiſchen Staaten iſt der von zentrifugalen Tendenzen feiner 
fremden Volksgruppen zumeiſt bedrohte Staat die Tſchechoſlo wakei. Die unbegreif⸗ 
lich unkluge Haltung der Tſchechen, die nur 46,9% der Geſamtbevölkerung ausmachen, 
gegenüber den Deutſchen (26%), Slowaken (15%), den Magyaren, Ruthenen, Polen 
im Staat muß dazu führen, daß der Staat (vgl. Abb. 66) in Kürze auseinanderbricht, 
falls nicht die Tichechen das Steuer noch in letzter Stunde herumwerfen — entſprechend 
den von Konrad Henlein auf der Karlsbader Tagung der Sudetendeutſchen (24. April 
1958) verkündeten „8 Punkten“. 

Die 1919 künſtlich am grünen Tiſch zuſammengeleimten neuen Staaten in 
Mittel⸗ und Oſteuropa haben alle mehr oder weniger ſtark mit den Schwierigkeiten 
der nationalen Minderheiten zu kämpfen und erſchweren ſich überdies zumeiſt 
ſelber die Cage ungeheuerlich, indem ſie ihren Minderheiten durch möglichſt ſchlechte 
Behandlung und Unterdrückung Ciebe zum neuen Staat aufzwingen wollen. In 
Jugoſlawien betragen die völkiſchen Minderheiten 64%, in der Tſchechoſlowakei 54, 
in Rumänien 40, in Polen 39, in Lettland 25% 11) Solche Maſſen von Dolk⸗ 


1) Dgl. G. Paſſarges Auffag über die geopolitiſchen Gefahrenzonen Europas in der 
„Jeitſchr. f. Geopolitik“ 1956, S. 143. 


Nation und Dolt 145 


heiten laſſen ſich natürlich nicht aufſaugen und „verdauen“. Liebe zum „Muß⸗ 
Staat“, in dem ſie leben, wird ihnen nur bei weiteſtgehender kultureller Freiheit 
und Autonomie beizubringen ſein. Daß ſo viele Regierungen unſerer Tage dieſe 
politiſche Selbſtverſtändlichkeit nicht einſehen wollen, iſt ein ſchlimmes Verhängnis 
und läßt der ſtaatlichen Lebensdauer der genannten neuen Staaten keine gute 
Prognoſe ſtellen. 

Wo große nationale Volksgruppen in einem fremden Staat geſchloſſen zuſammen⸗ 
leben, ſtellen ſich heute ſofort ſtaatsverneinende, zentrifugale Tendenzen im Staat 
ein, ſobald dieſe Minderheiten nicht von einer klugen Regierung pfleglich behandelt 
werden. Die Slowaken der Tſchechoſlowakei verlangen 3. B. ihre Vereinigung mit 
Ungarn. 

Sehr bezeichnend iſt, daß ganz Amerika keine Minderheitennöte weißer 
Menſchen kennt, weil nirgends vom Staat Sprachvorſchriften erlaſſen werden. 
Europa, in dem 120 Sprachen geſprochen werden, iſt der eigentliche Erdteil der 
Minderheitenprobleme! 

Leider gibt es nur wenige europäiſche Staaten, die wirklich zufriedene, den Staat 
bejahende, ſprachliche und völkiſche Minderheiten aufweiſen. Hierzu können Deutſch⸗ 
land (das ohnehin nur noch ganz wenige, geſchloſſen lebende Minderheiten birgt), 
die Schweiz und England, Sinnland und — mit Einſchränkung — Eſtland 
gezählt werden. Muſtergültig gelöſt iſt die Nationalitätenfrage auf den Älands- 
inſeln, die zu Finnland gehören, deren überwiegend ſchwediſche Bevölkerung aber 
vollſte Freiheit hat, ihre kulturellen Angelegenheiten ſelber zu beſtimmen. Belgiens 
innerpolitiſche Zuſtände werden nicht mehr zur Ruhe kommen, wenn die Wallonen 
ſich nicht entſchließen können, den unterdrückten Flamen und Deutſchen endlich einmal 
die volle Gleichberechtigung und Kulturautonomie ehrlich zu bewilligen (Abb, 64). 

Wahrhaft kluge Minderheitenpolitik trieben allzeit die alten Römer und ebenſo 
die angelſächſiſchen Völker. Sie ließen ihren nationalen Minderheiten und unter⸗ 
worfenen Dölterfchaften im allgemeinen völlig freie Hand in allen kulturellen, un⸗ 
politiſchen Dingen: welche Sprache ſie redeten, welche Religion ſie bekannten, welchen 
Volksſitten fie huldigten — darum kümmerte ſich das Staatsvolk nicht, wenn nur 
dem Staat als ſolchem keine Gegnerſchaft entgegengebracht wurde. Richteten doch die 
Römer ſogar ein Pantheon ein, zur Verehrung aller Götter aller Religionen! 
Ebendadurch wurde den nationalen Minderheiten aber Staatsgeſinnung eingeimpft, 
und ſie bejahten freudig einen Staat, der ſtark genug war, auf Sprachen⸗, Glaubens⸗ 
und Geſinnungszwang verzichten zu können. Huch die nationalen Minderheiten im 
Deutſchland der Vorkriegszeit — von einigen Ausnahmen (Polen, Dänen, Franzoſen) 
abgeſehen — fühlten ſich als Deutſche und wollten deutſche Staatsbürger ſein. 

Gerade in der unmittelbaren Gegenwart erleben wir, wie ein Staat durch pflegliche 
Behandlung nationaler Minderheiten große politiſche Vorteile für ſich ſelbſt zu er⸗ 
ringen verſteht. Die Japaner, die ſonſt — in Korea — rückſichtsloſe Unterdrückung 
fremden Doltstums üben, ſuchen im Staate Mandſchukuo durch gute Behandlung 
der mongoliſchen Minderheiten weitere, großzügige politiſche Ziele vorzubereiten. 
Im Südweſten der Mandſchurei leben etwa 2 Millionen Mongolen. Ihnen iſt von 


1) Dgl. die genaue Tabelle der völkiſchen Minderheitenanteile in R. Hennig, Geopolitik, 
2. Aufl., S. 375. 
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lich klug: werden 
doch dadurch die 
Bewohner der ge⸗ 
ſamten Mongolei, 
die früher, unwillig genug, unter chineſiſcher Herrſchaft ſtanden und heute (in der 
äußeren Mongolei) die ſowjetruſſiſche Dormundſchaft abſchütteln möchten, mächtig 
angereizt, ſich gleichfalls unter japaniſches Protektorat zu ſtellen, von dem ſie eine 
Verwirklichung ihrer kulturellen Wünſche erhoffen können. 

Mangelnde Ehrlichkeit europäifcher Staatsmänner hat nach dem Kriege einem 
Lande, das in den letzten Jahrhunderten dergleichen nicht kannte, ganz überflüſſiger⸗ 
weiſe ein Minderheitenproblem von ebenſo hoher Eigenart wie Unerquicklichkeit 
beſchert. 1936 lebten in Paläftina 759000 Araber, 329000 eingewanderte Juden 
(Tel Awiw iſt eine rein jüdische Stadt mit 150000 Einwohnern) und 103000 Ehriften.?) 
Zwiſchen klrabern und Zioniften, die beide das Land als ihr Eigen anſehen, herrſcht 
heftige Jeindſchaft, die ſchon mehrfach zu Blutvergießen geführt hat. In Wahrheit 
verfügt aber England über das Land und ſorgt dafür, daß jene Feindſchaft nicht 
erliſcht, wie der Gegenſatz zwiſchen hindus und Mohammedanern in Indien die 
britiſche Herrichaft ſichert. Divide et impera! Allerdings ſät England hier eine 
Drachenſaat, die eines Tages furchtbar aufgehen dürfte (S. 60). 

Um den ſtarken kroatiſchen Bevölkerungsanteil im vergrößerten Serbien zu 
verwiſchen, konſtruierten die Serben 1919 den Begriff der „südſlawen“ (Jugo⸗ 
ſlawen), der aber nicht hinderte, daß die Serben alle Macht für ſich beanſpruchten 
und das kroatiſche Element unterdrückten. Das Ergebnis dieſer kurzſichtigen Politik 
war die ſtarke kroatiſche Autonomiebewegung, die in der Ermordung des ſerbiſchen 
Rönigs Alexander in Marſeille (9. Oktober 1954) ihren vorläufigen höhepunkt 
fand. Genau ebenſo ſchufen die Tſchechen, als ſie im Vertrag von Pittsburg (30. Mai 
1918) die vorher zu Ungarn gehörigen Slowaken durch Verheißung der Kulturautonomie 
überredeten, ſich unter künſtlicher Ausfchaltung der von der Natur ſelbſt gezogenen Tren⸗ 
nungslinie (Weiße Karpaten!) ſtaatlich mit der Tſchechei zu verbinden, den neuen, ſach⸗ 
lich unſinnigen Nationalitätenbegriff der „Tſchechoſlowaken“ (ohne den — wild 
befehdeten — Bindeſtrich !) und glauben nun das Recht zu haben, ihr Verſprechen der 
ſlowakiſchen Kulturautonomie verleugnen und die Slowaken rückſichtslos tſchechiſieren 
zu dürfen.?) Wieder andere Völker verſuchen nach außen hin das Beſtehen völkiſcher 
Minderheiten zu vertuſchen, indem ſie ihre andersſprachigen Landestinder zwingen, 


Abb. 66. Das Döltergemifch in der Tſchechoſlowakei. 


1) Mitteilung der engliſchen Regierung im Unterhaus am 19. Juni 1936. 

2) Die Folgen der gebrochenen Derſprechungen der Tſchechen beurteilte der Engländer 
Ward Price in der „Daily Mail“ vom 16. Juli 1937 folgendermaßen: „Europa leidet an 
einem entzündeten Blinddarm, deſſen Name Tſchechoſlowakei heißt ... Europa würde die 
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nicht nur althiſtoriſche Ortsnamen, ſondern ſogar ihre Familiennamen abzulegen: 
in Südtirol zu italieniſieren, in Ungarn zu magyarifieren, in Siebenbürgen zu 
romaniſieren, in Pojen und Oſtſchleſien zu poloniſieren uſw. — Mit jo brutalen 
Mitteln löſt man natürlich auf die Dauer keine Minderheitenprobleme und ſchafft 
vor allem nicht die vornehmſte und ſicherſte Grundlage geſunder Staaten: Staats⸗ 
geſinnung! 


5. Völker ohne eigenen Staat. 


Unter den bisher behandelten Fragen der völkiſchen Minderheiten und Nationali⸗ 
tätenſtaaten haben wir im weſentlichen drei Gruppen von fremden Volksſplittern zu 
unterſcheiden: 


1. ſolche, die ſich vollkommen wohl im fremden Staatskörper fühlen und keine ſtaat⸗ 
liche Anderung wünſchen. 


Beiſpiele ſind: die Deutſchen, Franzoſen und Italiener in der Schweiz, die 
Schotten und Walliſer in Großbritannien, die Schweden auf den klands⸗Inſeln, 
die Deutſchen in Amerika!), die Franzoſen in Kanada, die „Buren“ (meiſt deutfcher 
oder holländiſcher herkunft und franzöſiſche Hugenotten) in Südafrika; 
2. ſolche, die dem fremden Staat an ſich bejah end gegenüberſtehen, aber 3. C. 
noch um kulturelle Eigenbelange kämpfen: 


Beiſpiele find: die Deutſchen in Dänemark, in Frankreich, im zariſtiſchen 
Rußland und in Rumänien, die Flamen in Belgien, die Neger in den Vereinigten 
Staaten; 


3. unterdrückte Volksgruppen mit Abſplitterungswünſchen und Neigungen zu 
fremden Staaten: 


Beiſpiele find: die Deutſchen in Litauen, Polen, der Tſchechoſlowakei, die 
Italiener in Jugoſlawien, die Polen, Slowaken und Magyaren in der Tſchecho⸗ 
ſlowakei, die Tſchechen in Polen, die Ukrainer, Georgier, Karelier ſowie die 
Araber in den vorderaſiatiſchen Mandatsgebieten u. a. 

Zu den genannten Volksgruppen geſellen ſich nun aber ſolche, die jedes eigenen 
ſtaatlichen Zuſammenſchluſſes entbehren und die nur in einem fremden Staat oder 
gar in mehreren irgendwie ihr Volkstum zu bewahren beſtrebt fein müſſen. kluch hier 
ſind verſchiedene Gruppen zu unterſcheiden: 


1. Seßhafte Volksſplitter im fremden Staat, die zu klein, zu geſchichtslos oder zu 
unkultiviert ſind, um eigenen ſtaatlichen Ehrgeiz zu entwickeln, die daher vollauf 
zufrieden find, wenn man fie in Ruhe ihre eigene Sprache und Kultur, ihre Sitten, 
Trachten uſw. pflegen läßt. 


Konfliktgefahren mindern, wenn es der Slowakei Gelegenheit gäbe, ſich durch eine Volks⸗ 
abſtimmung von den Tſchechen zu befreien.“ Und die Sudetendeutſchen? 

1) Bezeichnend für die Geſinnung der etwa 900000 Deutſchen in Braſilien ihrem neuen 
Staat gegenüber iſt die Tatſache, daß fie eine eigene deutſch⸗braſilianiſche Nationalhymne 
haben und daß der 25. Juli, der Tag, an dem 1824 die erſten deutſchen Siedler ins Cand 
kamen, von ihnen als ein von der Regierung anerkannter Nationalfeiertag alljährlich feſtlich 
begangen wird. Um ſo unbegreiflicher iſt es, daß in allerjüngſter Zeit, nach über 110 Jahren 
friedlichen Zuſammenlebens, auch das braſilianiſche Deutſchtum über feindliche Haltung der 
Behörden klagen muß. 
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Beifpiele find: die Wenden im Spreewald, die Maſuren, Ladiner, Sriauler, 
Rätoromanen, die Indianer in den USA., Ainos in Japan, die Eskimos, die 
nordſibiriſchen Stämme und zahlloſe andere Naturvölker; 


2. Größere ſeßhafte Volksmengen, die wohl befähigt und auch willens wären, einen 
eigenen Staat zu bilden, die aber in fremde Staaten einverleibt ſind bzw. waren: 


a) Volksmengen, die vor 1914 ohne eigenen Staat waren, ſeither aber zu einem 
ſolchen gelangt ſind. 
Beiſpiele find: Polen, Litauer, Letten, Eſthen, Sinnen, Tſchechen, Iren, 
Albaner, Isländer, Silipinos. 


b) Volksmengen, die noch heute in ganzem Umfang in einen einzigen fremden 
Staatskörper eingegliedert ſind: 
Beiſpiele find: Bretonen, Slowaken, Georgier, Koreaner !). 


c) Volksmengen, die noch heute auf mehrere fremde Staatskörper verteilt find: 
Beiſpiele find: Ukrainer, Weißruſſen, Kroaten, Katalanen, Basken, Armenier, 
Kurden, Turkmenen. 


In den letztgenannten Fällen iſt nicht ganz ſelten den Minderheiten durch Vertrag 
oder Derfaſſung ausdrücklich Schutz ihres Doltstums, Kulturautonomie uſw. garan⸗ 
tiert (Ukrainer und Weißruſſen in Polen, Deutſche, Slowaken und Ruthenen in der 
Tichechoflowalei, Deutſche in Südtirol uſw.) In der Praxis zeigt es ſich aber immer 
wieder, daß derartige Bindungen nicht den geringſten Wert haben, wenn es dem 
jeweiligen hauptvolk an gutem Willen fehlt, fie zu beachten. 

Selbſt internationale Garantien folder Autonomieverpflichtungen durch Groß⸗ 
mächte oder den Dölkerbund haben ſich in der Praxis als gänzlich wertlos erwieſen, 
zumal da dieſe Garanten bisher weder die ehrliche Abficht noch auch nur irgendeine 
Möglichkeit gehabt haben, die Beachtung der von ihnen garantierten Autonomie zu 
erzwingen. Das klaſſiſche Beiſpiel für dieſe Machenſchaften iſt ja das Memelſtatut vom 
8. Mai 1924 geworden, das den an Litauen verſchacherten Deutſchen im alten 
deutſchen Memelland volle Kulturautonomie verbürgen ſollte. Keine Großmacht hat 
dieſe Bürgſchaft je ernſt genommen. Litauen hat bis heute das Memelſtatut als 
Setzen Papier behandelt, fo daß noch 1938 der Memeler Landtag gegen die fort⸗ 
geſetzte Unterdrückung des deutſchen Dolkstums proteſtieren mußte: „Mit den Ge⸗ 
waltmitteln des Staates können zwar die Arme gebunden und der Mund zum 
Schweigen, nicht aber der Kopf und das Herz gewonnen werden.“ Ehe nicht Deutſch⸗ 
land ſelbſt die Autonomie des Memellandes verbürgt und durchſetzt — fo oder fo! — 
wird den Memeldeutſchen beſtimmt ihr garantiertes Recht niemals werden! 


3. Schweifende oder zerſplitterte Doltsmengen, die nirgends eine wahre heimat 
haben: 
Beiſpiele find: Juden, Zigeuner, Lappen. 
Zum letztgenannten Beiſpiel find noch zwei Ergänzungen erforderlich. 


1) Japan macht neuerdings in Korea den intereſſanten Derſuch, der ſtarken Japaner⸗ 
feindlichkeit der Koreaner durch ſuſtematiſch geförderte Ehen zwiſchen koreaniſchen und 
japaniſchen Doltsteilen zu ſteuern. Der Erfolg iſt noch nicht zu beurteilen. 
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Es hätte nicht viel gefehlt, daß auch die Iren zu den heimatloſen Völkern geworden 
wären. Es gibt insgeſamt rund 13 Mill. Iren; aber kaum 4 Mill. leben noch im heutigen 
Iriſchen Freiſtaat, die übrigen 9 Mill. im Ausland. Die engliſche Politik hat eben die 
Iren allmählich in jahrhundertelanger Arbeit aus ihrem Mutterlande mehr und mehr 
hinausgedrängt, vor allem durch Enteignung des Bodens, ähnlich wie es einſt die 
Römer nach den Ereignifjen des Jahres 70 n. Chr. mit den Juden in Paläſtina taten 
und gegenwärtig die Japaner mit den Koreanern und die Ruſſen mit den finniſchen 
Ingern in Ingermanland zu tun im Begriff find. Don den hinausgedrängten Iren 
kehrt allmählich doch nur ein recht kleiner Bruchteil in die ſeit 1921 wiedergewonnene 
nationale Heimat zurück. | 

Ein Gegenbeiſpiel bieten uns die gegenwärtigen Bemühungen, den über die ganze 
Welt verftreuten Juden wieder in Paläſtina eine nationale heimat zu ſchaffen (S. 60), 
wobei mit Recht Wert darauf gelegt wird, die einwandernden Juden zu Aderbürgern 
zu machen und damit an die Scholle zu binden. Wenn dies nicht in anſehnlichem 
Umfang gelingt, iſt das Experiment von vornherein zum Scheitern verurteilt, denn 
nur die Bindung an den Boden ſchafft eine nationale Heimat. Wäre es anders, fo 
müßte ja 3. B. New Hork, wo 2 Mill. Juden leben, viel eher die nationale Heimſtätte 
des Judentums fein als Paläſtina, wo heute knapp 400000 zu Haufe find. Huch 
zeigt es ſich, daß nur ein Bruchteil der in Paläſtina einwandernden Juden Fähigkeit 
und Neigung hat, ſich in der Candwirtſchaft ſelber zu betätigen. 

Nur etwa ein Viertel der Geſamtzahl betätigt ſich als Landwirt, Obſtzüchter uſw.; 
drei Viertel wohnen in den Städten (in Tel Awiw 150000, in Jeruſalem 76000, in 
Haifa 50000, in Jaffa 18000 uſw.) und find Händler, Candaufkäufer uſw. oder in 
anderen freien Berufen tätig. 

Die gleiche raſſiſche Eigenart des jüdiſchen Volkes hat bisher noch alle Verſuche, 
neue Judenſtaaten zu errichten, ſcheitern laſſen. Um 1890 verſuchte der berüchtigte 
Baron hirſch mit einem Aufwand von vielen Millionen Mark eine eigene jüdiſche 
Kolonie in Argentinien zu ſchaffen. Sein Plan ſcheiterte jedoch, da die einwandernden 
Juden zumeiſt nicht auf dem Lande blieben, ſondern in die großen Städte gingen, wo 
ſie als händler einen ihnen mehr zuſagenden Beruf ſuchten. 1897 bot ferner England 
dem zioniſtiſchen Kongreß Uganda als jüdiſches Siedlungsgebiet an; auch hier 
blieb jedoch ein praktiſcher Erfolg aus, ſo daß der augenblicklich erwogene Plan, 
Madagaskar für die jüdiſche Siedlung zu öffnen, mit ſtarker Stepfis betrachtet werden 
muß. Sogar der ſowjetruſſiſche Verſuch, ſeit 1923 das Land Birebidſchan im Umur⸗ 
bogen zu einem rein jüdiſchen Staat mit voller Selbſtverwaltung (ſeit 1934) zu 
machen!), iſt trotz ſtärkſter Begünſtigung des Judentums und Zuerteilung reicher 
Mittel (allein 1936 wurden 67 Mill. Rubel für die Candwirtſchaft von Birebidſchan 
geſpendet) in der Hauptſache geſcheitert. Don etwa 40 50000 Juden, die nach 
Bir ebidſchan umgeſiedelt wurden, find nur etwa 6000 im Lande geblieben, wo fie ſich 
originellerweiſe zumeiſt der Schweinezucht gewidmet haben; der Reſt iſt in die Städte 
Oſtaſiens abgewandert. 

Es iſt immerhin hochbedeutſam, daß nach einer Juſammenſtellung von Markwart?) 
gegenwärtig allein an nationalen Minderheiten, die in geſchloſſenen Siedlungen von 

1) Dal. Br. plaetſchke, Birebidſchan, das autonome Judengebiet im Sernen Oſten, in 
„Petermanns Mitteilungen“ 1956, S. 225. 

2) Marc Martwart, Dölter ohne Staaten, in „Volk und Reich“ 1937, Heft 1. 
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je über 1 Mill. beiſammen wohnen und die dennoch jeder eigenen Staatlichkeit ent⸗ 
behren, etwa 73 —74 Mill. Menſchen in Europa zu verzeichnen find, nämlich: 


45 Mill. Ukrainer 3 Mill. Bretonen 
7 „ Weißruſſen 21 „ Slowaken 
6 „ Katalanen 1.1 „ Basken 
5 „ Flamen 1 „ ſpaniſche Galicier. 


3 „ Kroaten 


Nimmt man noch die Fülle von kleineren, geſchloſſenen Minderheiten hinzu, fo 
mögen im heutigen Europa alles in allem ſicher über 80 Mill. Menſchen zu Dölkern 
gehören, denen der eigenſtaatliche Zuſammenſchluß verſagt iſt! 


6. Die Frage der farbigen Raffen. 


Die ohnehin ſehr ſchwierigen Aufgaben, die fo vielen Staaten durch ihre völkiſchen 
Minderheiten geſtellt werden, verwickeln ſich noch ungleich mehr durch die zuweilen da⸗ 
mit verbundene Rafjenfrage. Diejenigen Länder, in denen ſtarke völkiſche Minder⸗ 
heiten nicht nur eine andere Sprache ſprechen, ſondern zugleich einer fremden, vielleicht 
gar farbigen Raſſe angehören, ſtehen 3. C. vor faſt unlösbaren innerpolitiſchen 
Schwierigkeiten und Sorgen — es ſei denn, daß die fremdartige Raſſe jo anſpruchslos 
und politiſch unintereſſiert iſt wie 3. B. die Cappen im nördlichen Norwegen, Schwe⸗ 
den und Finnland oder die heutigen Indianer in den Vereinigten Staaten. 

In Europa ſind im großen und ganzen dieſe Fragen, deren hohe Bedeutung 
immer deutlicher erkannt wird, weniger brennend als in den anderen Erdteilen. 
Farbige Raſſen waren ja in unſerem Erdteil bis jetzt kaum vertreten. Nur für 
Frankreich werden die Gefahren der Miſchung mit farbigen Raſſen allmählich 
ſtärker ſpürbar, da die ſkrupelloſe franzöſiſche Politik eine höchſt bedenkliche In⸗ 
fektionsſtelle für die Reinheit der weißen Raſſen unſeres Kontinents in Südfrank⸗ 
reich geſchaffen hat: in Marſeille bilden die Neger und Indochineſen bereits ein 
Sechſtel der Bevölkerung, in Paris leben ſtändig etwa 200000 Neger, und im ſtehenden 
franzöſiſchen Heer finden ſich gar 240000 Farbige oder 38 v. H. des Geſamtbeſtandes! 
Ja, es gibt ſchwarze franzöſiſche Berufsoffiziere, in Paris ſogar einen ſchwarzen 
General! Bei der Revolte am 6. Februar 1934 in Paris haben farbige Soldaten auf 
weiße Franzoſen geſchoſſen! Dieſer Weg, Bevölkerungspolitik zu treiben, iſt der⸗ 
ſelbe, den das ſinkende römiſche Imperium beſchritt: er führt in den Abgrund! Sollte 
der von Frankreich aus militäriſchen Gründen gewünſchte Bau der Transſahara⸗Bahn 
zuſtande kommen, jo wird dadurch die Dernegerung Südfrankreichs nur noch beſchleu⸗ 
nigt werden, da Afrifa dann noch näher an Südfrankreich heranrüdt. 

Ebenſo bedrohlich wie in Frankreich iſt die Gefahr der Raſſenmiſchung in ſämt⸗ 
lichen amerikaniſchen Staaten. Am wenigſten iſt noch Kanada betroffen. In den 
Vereinigten Staaten aber bilden die Neger 150% der Bevölkerung, in den ſüdöſtlichen 
Bundesſtaaten meiſt über 40, in einigen (Miſſiſſippi und Süd⸗Carolina) über 50%, 
alſo die Mehrheit (ogl. Abb. 67)! Dazu find fie vom Einbruch der gelben (mongoliſchen) 
Raſſe bedroht und wehren ſich dagegen nur mit großer Unſtrengung und zuweilen 
brutalen Mitteln. Ebenſo iſt in allen anderen Staaten Amerikas, insbeſondere in 
denen der warmen Zonen, dazu in Südafrika, Südoftafien uſw., die Raſſenmiſchung, 
die faſt durchgängig ſchlimme Degenerationserſcheinungen zeitigt, 3. T. erſchreckend 
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weit fortgeſchritten. Einige Länder, wie Natal, die Philippinen, die hawai⸗Inſeln uſw., 
find geradezu ein „Raſſenmiſchkeſſel“ geworden. Es iſt hohe Zeit, daß die ge- 
ſamte weiße Menſchheit ſich der ſchwerwiegenden Bedeutung der 
Sorderung nach Raſſenreinheit und Raſſenſcheidung bewußt wird. 
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Abb. 67. Derbreitung der Neger in den Dereinigten Staaten 1920. 


Im organiſchen Staat muß heute der Grundſatz der Raſſen-Husleſe von einer 
verantwortungsbewußten Bevölkerungspolitik beachtet werden. Infolgedeſſen ſpielt in 
Europa jetzt die Wahrung des Arierprinzips und die Judenfrage mit Recht 
eine große Rolle. 

Im vorliegenden Werk kann und ſoll das Kaſſenproblem, deſſen gründliche Er— 
örterung ein ganzes Buch erforderlich macht!), nur geſtreift werden. Den mehrfach 
in den Kritiken erhobenen Vorwürfen, unſer Buch gehe zu wenig auf die Raſſenfragen 
ein, kann keine Berechtigung zuerkannt werden; denn dies Buch ſoll in die Geo— 
politik einführen und nicht in die Kaſſenkunde. 

Das ungeheuer umfangreiche Gebiet der Raſſenwiſſenſchaft in dieſer Arbeit dem 
Verſtändnis nahezubringen, liegt den Derfaſſern gänzlich fern. Es wird von ihr daher 
nur einiges berückſichtigt, was auf das beſondere Verhältnis der weißen Rajje zu 
den farbigen Bezug hat. 

In keiner Weiſe wünſchen ſich die Verfaſſer dem Vorwurf auszuſetzen, fie unter— 
ſchätzten die Bedeutung des Raſſenproblems. Sie fühlen ſich dagegen um jo mehr 
gefeit, als der eine von ihnen bereits lange vor 1933, in einer Zeit, da man in Deutſch— 
land von Rajjenfragen noch gar nichts hören wollte, nachdrücklich auf die hohe Wich— 
tigkeit des Raſſenproblems und feine Bedeutung für die Geopolitik hingewieſen hat.?) 
Wenn freilich in manchen Beſprechungen unſeres Buches die Unſchauung geäußert 


1) Dgl. das ausgezeichnete Werk von R. Eichenauer, Die Raſſe als Lebens⸗ 
geſetz. 2. Aufl. Leipzig 1935, B. G. Teubner. ; 

2) R. Hennig, Geopolitik, 2. Aufl. Leipzig 1931. S. 337ff. — niedergeſchrieben bereits 
1927! 

bennig-Körholz, Geopolitit [5240] 5. Aufl. 11 
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wurde, Kjellens Geopolitik ſei eine völlig nebenſächliche und überflüſſige Wiſſenſchaft, 
denn nur raſſiſch ſeien die Geſchicke der Dölker und Staaten zu verſtehen, fo liegt 
hier ein Fehler vor, der genau jo groß iſt wie die früher übliche Unterſchätzung des 
Raſſenproblems. Es iſt hoch erfreulich, daß das neue Deutſchland die Bedeutung der 
Raſſenwiſſenſchaft erkannt und praktiſche Folgerungen daraus gezogen hat. Man ſoll 
aber ein edles Pferd reiten, jedoch nicht zu Tode hetzen! Es gibt neben der Raſſen⸗ 
wiſſenſchaft noch andere Faktoren von hoher ſtaatlicher Bedeutung: die Geopolitik 
gehört zu ihnen! 

Zur Zeit ſind lebhafte fluseinanderſetzungen im Gange, ob die raſſiſchen Erbanlagen 
oder die Eigenheit der räumlichen Umwelt von größerer Bedeutung für die Züchtung 
der Völkercharaktere ſind. Dieſer Streit wird ſchon ſeit mehr als 100 Jahren aus⸗ 
gefochten. Dereinſt, in den Tagen Lamarcks, war man geneigt, der Umwelt, alſo dem 
Raum, den überragenden Einfluß zuzuſprechen. Es war die Zeit, wo ſelbſt der große 
£llerander v. Humboldt die Meinung äußerte: „Die Völker tragen die Civree der 
von ihnen bewohnten Gegenden.“ Dieſe Auffafjung iſt natürlich nicht haltbar. 
Heute beſteht eine nicht ganz geringe Neigung, ins gegenteilige Extrem zu verfallen, 
die Einflüſſe des Raumes zu bagatelliſieren und der raſſiſchen Erbmaſſe alleinige 
Bedeutung für den Charakter der Menſchen und Völker zuzuſchreiben. Dieſe Auf: 
faſſung dürfte ebenſo in die Irre gehen wie der Lamarckismus in der erſten Hälfte 
des 19. Jahrh. Die Wahrheit liegt vermutlich, wie ſo oft, in der Mitte: Blut und 
Boden ſtehen ebenbürtig nebeneinander, d. h. Raſſenfragen und geopolitiſche Ein⸗ 
flüſſe wirken in gleich ſtarkem Ausmaß an den Geſchicken der Völker mit. 

Im übrigen iſt das ganze Problem noch wiſſenſchaftlich viel zu wenig geklärt, als 
daß man heute ſchon eine ſichere Entſcheidung fällen könnte. Eine ſolche iſt um ſo 
weniger möglich, als noch nicht einmal die Vorfrage zuverläſſig zu beantworten iſt, 
ob die raſſiſchen Eigenſchaften ſelbſt konſtant oder (durch Umwelteinflüſſe) wandelbar 
find. Manche ſchwerwiegenden Tatſachen ſprechen für ihre allmähliche Wandelbarkeit; 
doch iſt hier nicht der Ort, dieſe überaus komplizierten und zunächſt noch unſicheren 
Fragen nachzuprüfen oder gar zu beantworten. Immerhin darf man eine von 
M. G. Schmidt gewählte Formulierung als annehmbar bezeichnen): 

„Unter dem Einfluß mannigfaltiger Faktoren formt ſich im Caufe langer Geſchlechter 
der Charakter eines Volkes. Unter dieſen nimmt der heimatboden eine Vorrangſtellung 
ein. Reiche zerfielen und Völker gingen zugrunde, aber die Landſchaft blieb und übte 
mit ihrer natürlichen Beſchaffenheit die gleiche ſtille, zähe Wirkung auf die Menſchen⸗ 
ſchickſale aus. Daher iſt der Lebensraum eines Doltes wegweiſend und 
richtungbeſtimmend für ſeine Entwicklung.“ 

Der Einfluß der raſſiſchen Zugehörigkeit eines Volkes auf die politiſchen Geſchicke 
der Staaten zeigt ſich in der Geſchichte vor allem in der ſtaatenbildenden Kraft der 
Raſſen, die heroiſche Charakterzüge aufweiſen und daher ausgeſprochene 
Krieger⸗ und Eroberernaturen hervorzubringen pflegen. Innerhalb der weißraſſiſchen 
Völker beanſprucht hier unbedingt die nordiſche Raſſe die Führung. In allen Perioden 
der Geſchichte hat dieſe ſich als Staatenſchöpfer erſten Ranges bewährt. Gelegentlich 
wurden nordraſſiſche Dölker wohl von anderen Stämmen friedlich ins Land gerufen, 

1) M. G. Schmidt, Japaniſcher Kriegsgeiſt, im „Geograph. Unzeiger“ 1937. 

2) Dgl. den Aufja von R. hennig im Juliheft 1938 der „Marine-Rundſchau“. 
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wie die ſchwediſchen Normannen des 9. Jahrh. durch die Slawen des heutigen Ruß⸗ 
lands, die jene baten: „Groß iſt unſer Cand und fruchtbar, aber es herrſcht keine Ord⸗ 
nung darin. Kommt alſo, ſeid unſere Sürften und herrſcht über uns!“ Aus nordiſchen 
(normanniſchen) Kriegern ſchufen ſich die byzantinischen Raiſer des Mittelalters 
ihre Waräger⸗Ceibgarde und die wendiſchen (ſlawiſchen) Pommernfürſten des 
10. Jahrh. die Jomsburg⸗Beſatzung in der Odermündung zum Schutze ihres Landes. 
Nordraſſiſche Krieger bildeten das Hauptelement in der „Schweizergarde“ der Päpſte 
und der franzöſiſchen Könige, ſtellen auch heute noch den Hauptanteil an der berüch⸗ 
tigten Fremdenlegion der Franzoſen in Nordafrika (S. 138). Zumeiſt freilich drangen 
nordraſſiſche Völker als Eroberer in fremde Länder ein, riſſen die Herrſchaft an ſich 
und lenkten dann als Herrenſchicht unter ſtärkſter Abjonderung von den fremd⸗ 
raſſiſchen Unterworfenen die ſtaatlichen Geſchicke. Beiſpiele ſolcher Staatenſchöpfungen 
von Menſchen nordiſcher Raſſe ſind 3. B. die altindiſchen Reiche, das antike Perſien, 
vermutlich auch das Reich der Hethiter, viele helleniſche Staaten, das Makedonierreich, 
das römiſche Reich, die Goten⸗ und Cangobardenreiche in Italien, das Vandalenreich in 
Spanien und Nordafrika, der deutſche Ordensſtaat des Mittelalters, das ruſſiſche Wa⸗ 
rägerreich, deſſen geſamter Aldel vom 9. bis 11. Jahrh. nordiſche Namen trug, u. v. a. 
(Näheres über dieſe geſchichtlichen uſammenhänge in dem genannten Werk von 
Eichenauer: „Die Raſſe als Cebensgeſetz“.) — Wir finden aber auch bei farbigen Raſſen 
ein deutliches JZuſammentreffen von heldiſchem Weſen, kriegeriſcher Tüchtigkeit und 
ſtaatenſchöpferiſcher Kraft. Hierher gehören gewiſſe Zweige der mongoliſchen Raſſe, 
heute vor allem die Japaner, ehedem im 13. bis 15. Jahrh. die eigentlichen Mon⸗ 
golen, deren hervorragende politiſche Fähigkeiten in unſerer landläufigen Dorftellung 
von ihnen lange nicht hoch genug eingeſchätzt werden (ein Dſchingis Khan, ein 
Timurlenk waren Organiſatoren, Staatsmänner und Staatenlenker von ſehr hohem 
Rang 11)), ferner die raſſiſch wieder ganz andersartigen Malaien, auch die Araber, 
deren zahlreiche, mittelalterliche Schöpfungen an neuen, kraftvollen Staaten ein 
Gegenſtück finden in den germaniſchen Staatenſchöpfungen des Mittelalters. An Lord 
Beacons fields fluffaſſung, in der Raſſenfrage liege der „Schlüſſel zur Weltgeſchichte“, 
iſt viel Wahres. 

Während Staat, Nationalbewußtſein, Volkstum, auch Sprachzugehörigkeit von vorn⸗ 
herein ſtark politiſch abgeſtempelt ſind, iſt die Raſſe zunächſt etwas Unpolitiſches, ein rein 
natur wiſſenſchaftlicher Begriff, wie hans Günther ausdrücklich betont hat. Die 
raſſiſchen Elemente machen ſich, außer in der körperlichen Erſcheinung, weit mehr im 
Unbewußten, Trieb⸗ und Inſtinkthaften des menſchlichen Seelenlebens bemerkbar. Der 
äußere Beobachter, der Forſcher insbeſondere, vermag ſie feſtzuſtellen; der einzelne 
Menſch bemerkt fie nicht leicht, weder an ſich noch an anderen. Raſſenunterſchiede 
und Raſſengegenſätze machen ſich daher nur dann bemerkbar, wenn ſehr ſtark von⸗ 
einander abweichende Menſchentypen aufeinanderprallen, wie etwa weiße Nord⸗ 
amerikaner und Neger, Südafrikaner und Schwarze, Huſtralier und Mongolen uſw. 
In ſolchen Fällen beſteht die Möglichkeit der Vermiſchung völlig verſchiedener Raſſen, 
die als eine wirklich große Gefahr für die Menſchheit bezeichnet werden muß. Mulatten⸗ 
und Meſtizenvölker ſind ſtets minderwertig und laſſen ziemlich ausnahmslos ſchwere 
moraliſche und nationale Degenerationserſcheinungen erkennen. In dieſer hinſicht 
haben ſeit Jahrhunderten die romaniſchen Völker bejonders viel geſündigt, während 

1) Vielleicht floß in ihnen nordiſches Blut (vgl. Dolt und Raſſe, 1938, S. 121). 

11* 
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die germaniſchen — von einigen Ausnahmen abgeſehen (die Holländer auf den 
Sunda⸗Inſeln!) — allzeit viel mehr darauf bedacht geweſen find, die weiße Raſſe 
rein zu erhalten. Gegenwärtig find es vor allem die Franzoſen, die mit ihrer aus 
militäriſchen Wünſchen entſpringenden, unheilvollen Theſe von der „Gleichheit der 
farbigen Brüder“ ſchwerſte Verantwortung vor der Geſchichte auf ſich laden, da ſie 
der Raſſenvermanſchung jeglichen Vorſchub leiſten. 

Die Dölter Europas, die ehedem ſämtlich der weißen Raſſe angehörten, find im 
Weſten durch das Meer, im Oſten durch unermeßliche Oden und Steppen, im Süden 
durch das Mittelmeer und die Wüſte von den farbigen Raſſen nachdrücklich getrennt 
und haben nur im Südolten eine eigentliche Berührungsfläche mit völlig andersraſſiſchen 
Dölkern. Daher kennt die Geſchichte unſeres Erdteils nur recht wenig Ereigniſſe, die 
uns eigentliche Raſſenkämpfe vor Augen führen. In dieſer Hinficht iſt Europa viel 
günſtiger geſtellt geweſen als alle anderen Erdteile — von dem ſo gut wie ge⸗ 
ſchichtsloſen Auftralien abgeſehen. Der erſte große Abwehrkampf gegen farbige Völker 
auf europäiſchem Boden war die gewaltige Hhunnenſchlacht auf den Ratalauniſchen 
Feldern 451, in der bezeichnenderweiſe die vorher einander hitzig befehdenden weißen 
Völker, Römer und Weſtgoten, ſich zu gemeinſamer Abwehr der „gelben Gefahr“ 
als Bundesgenoſſen zuſammenfanden, ebenſo wie 732—737 die ſonſt einander feind⸗ 
lichen Franken und Langobarden ſich zur Niederringung der arabiſchen Dölkerwoge, 
bei Wahlſtatt 1241 Deutſche und Polen zum Aufhalten der mongoliſchen Sturmflut, 
vor Wien 1683 wieder Deutſche und Polen gegen den türkiſchen Anfturm vereinigten. 
Alle dieſe geſchichtlichen Ereigniſſe ſtellten gewiſſermaßen eine Selbſtbeſinnung 
der Völker weißer Raſſe dar gegen die Eroberungsgier farbiger, uneuropäiſcher, 
kulturell meiſt minderwertiger Raſſen. Eine ſtärkere Miſchung mit völlig anders⸗ 
artigen Raſſen hat in europäiſchen Ländern ehedem nur vom 15. bis 15. Jahrh. 
mit den mongoliſchen Eroberern in Rußland, mit Alrabern in Spanien und Sizilien, 
mit Türken im Südoſten ſtattgefunden. 

Die Raſſengegenſätze können verſchärft werden, wenn ſich zu den nationalen Gegen⸗ 
ſätzen religiöſer Fanatismus geſellt. Es zeichnet ſich am Horizont eine neue all⸗ 
iſlamiſche Bewegung ab, die in Nordafrika und in Syrien den Franzoſen, in 
Altabien, Paläſtina und im ſonſtigen Dorderafien den Engländern ſchon heute ſchwer 
zu ſchaffen macht. Ihre Vorkämpfer ſind heute die Araber, nicht mehr die (moder⸗ 
niſierten) Türken. Doch iſt zwiſchen paniſlamiſcher und panarabiſcher Bewegung 
ſcharf zu unterſcheiden. Auch im Fernen Oſten ſtehen Sturmzeichen. Ein Ent⸗ 
ſcheidungskampf zwiſchen der weißen und der gelben Raſſe dämmert dort herauf. 

Im 20. Jahrh. mag die oſtaſiatiſche Frage im weſentlichen erſt ein nachbarlicher 
Streit zwiſchen Japan, Rußland und China ſein, in den freilich die Vereinigten 
Staaten, England, zwei britiſche Dominions, Frankreich und Holland leicht hinein⸗ 
gezogen werden können. Die böſeſte geopolitiſche Reibungsfläche iſt zur Zeit lediglich 
die unnatürlich und unerträglich verzahnte Grenze (Abb. 49), die nach der Annexion 
der Mandſchurei durch Japan (trotz des „Kaiſerreichs Mandſchukuo“ darf man von 
einer japaniſchen Annexion ſprechen!) im Fernen Oſten am Amur entſtanden iſt 
und die notwendig beſeitigt werden muß. 

Japan dürfte dieſe Grenze, zu ſeinen Gunſten, im nächſten Jahrzehnt beſeitigen, 
zumal nachdem der durch Rußland unfreiwillig erfolgte Derkauf der mandſchuriſchen 
Hauptbahn an Japan (S. 88) 1935 und Rußlands mehr als ſchwächliche Haltung 
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im klmurinſel⸗Konflikt vom Juni und Juli 1937 die politiſche und militärische Schwäche 
Sowjet-Rußlands im Oſten blitzartig erhellt hat. Jetzt ſuchen die Sowjets durch 
einen Wall von weißen Siedlern im Umurgebiet die japaniſche Gefahr zu bannen. 
Ob ihnen dies aber gelingt mit einem Menſchenmaterial, dem alle religiöſen, 
ethiſchen und nationalen Ideale aus dem Herzen geriſſen find, das mit dem Amur- 
land durch nichts verbunden iſt als die vorläufig gewährte — Steuerfreiheit, muß 
ernſtlich bezweifelt werden! Japan wird jedenfalls ſchwerlich ruhen, ehe nicht ganz 
Oſtaſien bis zum Baikalſee japaniſch geworden iſt; ja, vielleicht wird es ſich 
nicht einmal damit begnügen. Die ganz offizielle Unkündigung, die beim klustauſch der 
Ratifikationsurkunden über den von Japan erzwungenen Verkauf der ruſſiſchen 
Mandſchureibahn (März 1935) vom japaniſchen Bevollmächtigten, General Matſui, 
dem ruſſiſchen Geſandten Jurenew gemacht wurde, beleuchtet jedenfalls Japans 
raſſenpolitiſche Ziele mit faſt brutaler Deutlichkeit: 

„Das Gebiet öſtlich des Ural wird von verſchiedenen aſiatiſchen Döltern bewohnt. 
Über die nationale Frage der zur Sowjetunion gehörenden europäiſchen Völker 
wollen wir nicht reden. Wohl aber haben wir das Recht, über die aſiatiſchen Völker 
mitzuſprechen, da dieſes Problem uns nahe angeht... Es ſcheint jo, als ob die ſeit 
langem unter fremdem Joch ſchmachtenden Völker Afiens bald ſelber ihr nationales 
Weſen verſtehen und begreifen werden. Die Erweckung der nationalen Idee und 
der Aufruf zur Selbſterkenntnis aller Mongolen und Burjäten iſt unſere Pflicht, 
und wir werden dieſe unter allen Umſtänden erfüllen.“ 

Damit hat Japan ſeinen Unſpruch auf Führung aller mongoliſchen Stämme in 
ganz Afien unmißverſtändlich angemeldet. Gelingt es ihm, dies Ziel zu erreichen, 
dann mag das Mongolentum leicht ſeine Kräfte ſammeln und im 21. oder 22. Jahrh. 
auf einer räumlich eng gewordenen Erde zum entſcheidenden Kampf auf Tod und 
Leben gegen die weißen Völker zu Felde ziehen. 

Wenn wir aus ſolchen ZJukunftsausſichten eines für unſere unmittelbare Gegen⸗ 
wart und die Zukunft lernen wollen, ſo iſt es die eindringliche Mahnung, daß die 
Völker der weißen Raſſe Wichtigeres zu tun haben ſollten, als ihre europäiſchen 
Jwiſtigkeiten und kleinlichen Zänkereien widereinander auszufechten. Der frühere 
ſüdafrikaniſche Premierminiſter Smuts hat vollkommen recht gehabt, wenn er in 
einer aufſehenerregenden Rede, die er am 9. Februar 1935 in Kapjtadt vor dem 
Sũüdafrikaniſchen Inſtitut für internationale Fragen hielt, alle heutigen europäiſchen 
Konflikte, im Vergleich mit dem, was ſich am Stillen Ozean zuſammenbraut, als „bes 
langloſe FJamilienſtreitigkeiten“ (petty family squabbles) bezeichnete. 

Kommende, rieſenhafte Zufammenftöße zwiſchen Weiß und Gelb werden un⸗ 
vermeidlich ſein; ſie kündigen ſich noch undeutlich, aber doch erkennbar an. In Japan 
haben führende Staatsmänner und Militärs der weißen Raſſe, zumindeſt ſoweit fie 
kolonialen Raum in Afien beanſprucht, bereits wiederholt den Sehdehandſchuh hin⸗ 
geworfen. Im Memorandum an den Kaiſer, das der japaniſche Premierminiſter 
Tanaka am 25. Juli 1927 aufſetzte, wurde eine japaniſche Eroberung von China, 
Indien, Zentralafien und aller Südſeeinſeln gefordert. Der Generalleutnant Hayao 
Tada ſchrieb in einem Buche: „Japans große Million iſt die Befreiung der Ajiaten 
von der weißen Rafje.” Der frühere Kriegsminiſter Aratı erklärte 1935 in einer 
Neujahrsanſprache ans Heer, der kaiſerlich japaniſche Geiſt müſſe der beherrſchende 
Geiſt aller Menfchen werden, und der gegenwärtige japaniſche Miniſterpräſident 
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Fürſt Konoye ſchrieb kürzlich, Aſien wolle nicht mehr länger koloniales Anhängjel 
oder ein Beſitz weſtlicher Mächte ſein. Es ziehen alſo von Oſten und auch von Süden 
(Afrika !) Raſſenkonflikte drohend herauf. 

Mögen die weißen Raſſen ſich nicht vorher ſelber durch neue Weltkriege nach dem 
Muſter des 1914 —1918 ausgefochtenen allzu ſehr geſchwächt haben, wenn eines 
Tages die größten Raſſenkämpfe der Geſchichte verderblich heranbrauſen und die 
„Kriſe des weißen Mannes“ (Colin Roß) heraufdämmert! 

Nur allzu berechtigt iſt daher die ernſte Warnung, die hans Günther ſchon 1929 
ausgeſprochen hat!): 

„Der Weltkrieg war für alle von ihm betroffenen Völker eine Entwertung und erb⸗ 
geſundheitliche Schwächung, die den Einſichtigen erſchaudern machen ..., die aber 
aufmerkſam verfolgt werden von allen Dölkern außereuropäiſcher Raſſe, welche 
das Ausfterben der Führerſchaften Europas herbeiwünſchen.“ 

Sollte es nicht möglich ſein, daß ein neuer Staatsmann nach dem Beiſpiel Bismarcks, 
dem die Einigung der deutſchen Stämme gelang, auch eine Einigung der 
Völker weißer Raſſe zur Abwehr der farbigen Gefahren herbeiführt? 
Es wird hier bald genug um Sein und Nichtſein der weißen Raſſe überhaupt gehen! 


d) Weltanſchauliche Triebkräfte im ſtaatlichen Geſchehen. 


Eine Überſchätzung der geopolitiſchen Einflüſſe auf das Leben der Staaten wird am 
eheſten vermieden werden, wenn man ſich in aller Kürze davon Rechenſchaft gibt, 
in wie großem Umfange auch geiſtige Strömungen im ſtaatlichen Leben ausſchlag⸗ 
gebende Bedeutung erlangen können. Es iſt unverkennbar, daß ſchon das im letzten 
bſchnitt behandelte Nationalbewußtſein unſerer Tage zu dieſen geiſtigen Strömungen 
zu rechnen iſt, und gerade wir Deutſchen haben es ja in den letzten fünf Jahren zu 
unſerer Freude und Genugtuung verſpürt, wie ſtark die Geſundheit des Staates durch 
ein kraftvoll entwickeltes und ſorgſam gepflegtes Nationalbewußtſein gefördert 
werden kann. | 

Dem geſchichtlich rückſchauenden wie dem unſer heutiges politiſches Geſchehen 
muſternden Blick zeigen ſich jedoch noch weitere, rein geiſtige Triebkräfte, die ſich den 
geopolitiſchen Einflüſſen wie den rein wirtſchaftlichen Beweggründen im ſtaatlichen 
Geſchehen in ſehr bedeutſamer und zuweilen ausſchlaggebender Weiſe hinzugeſellen. 
Es iſt dies einmal das religiöſe Element, das in früheren Zeiten oft ein politiſcher 
Faktor erſten Ranges war, und weiterhin die allgemein weltanſchauliche Bewegung, 
die in unſeren Tagen immer häufiger politiſche Kräfte miteinander ringen läßt und 
die am raſcheſten gekennzeichnet wird, wenn man das Wort „Bolſchewis mus“ 
ausſpricht. 

fluch dieſe Triebkräfte von hoher politiſcher Bedeutung ſeien daher kurz beleuchtet. 


1. Religion und ſtaatliche Beſtrebungen. 


Im allgemeinen bewegen ſich ſtaatliche und religiöſe Bewegungen auf durchaus 
verſchiedenen Ebenen. Wo die ſtaatlichen Forderungen ſich gegen die Intereſſen 
eines anderen Landes und Volkes richten, ſpielte die Frage, ob die feindlichen Parteien 
ſich zur gleichen Religion bekannten oder nicht, zumeiſt eine durchaus untergeordnete 


1) hans Günther, RKaſſenkunde Europas. München 1929, S. 311. 


Weltanſchauliche Triebkräfte im ftaatlihen Geſchehen 157 


Rolle. Wohl hat des öfteren in der Geſchichte Herrſchſucht die religiöſen Be⸗ 
ſtrebungen als Kushängeſchild für imperialiſtiſche Beſtrebungen benutzt. 
Chlodwigs Dorgehen gegen die arianiſchen Weſtgoten, Karls des Großen Sachſen⸗ 
krieg, die Eroberung des elzteken⸗ und Inkareiches durch die Spanier, die exploſions⸗ 
artige Ausbreitung der KHraberherrſchaft im 8. und 9. Jahrh., die Schaffung des 
Königreichs Jeruſalem um 1100 und manche ähnlichen Vorkommniſſe der Geſchichte 
liefern hierfür Beiſpiele. Das geſamte Zeitalter der Kreuzzüge zeigt die enge Ver⸗ 
quickung zwiſchen ſtaatlichen Machtanſprüchen und Glaubensfragen. Insbeſondere der 
höchſt merkwürdige vierte Kreuzzug (1202 bis 1204) iſt ein ſehr lehrreiches Beiſpiel, 
da ſich in ihm die militäriſche Stoßkraft des Kreuzfahrerheeres ſchließlich gar nicht 
gegen die „ungläubigen“ Sarazenen wandte, ſondern gegen das chriſtliche buzan⸗ 
tiniſche Reich, deſſen Hauptitadt Konitantinopel am 12. April 1204 die ſchlauen 
Denetianer als Siegesbeute einſtecken konnten. 

In allen den wilden Glaubenskämpfen des 16. und 17. Jahrh. zwiſchen Katholiken 
und Proteſtanten, Calviniſten, Zwinglianern, Hugenotten uſw. waren gleichfalls 
oft genug ſtaatliche und dunaſtiſche Begierden nur in ein religiöſes Gewand gekleidet, 
um ſich ein „gottwohlgefälliges“ Anſehen zu geben. Daß dabei ſehr oft ehrlicher 
Glaubenseifer die Staatsmänner und Fürſten beſeelte, darf natürlich keinen Augen= 
blick verkannt werden. Aber man wird doch 3. B. nicht leicht entſcheiden können, ob 
der an ſich aufrichtig fromme König Guſtav Adolf 1630 bei ſeinem Eingreifen in den 
deutſchen Krieg mehr von imperialiſtiſchem Streben nach einem allſchwediſchen 
mare nostro (S. 72) an allen Küjten der Oſtſee geleitet wurde oder von dem Wunſche, 
feine proteſtantiſchen Glaubensgenoſſen in Norddeutſchland vor der Überrennung 
durch den Katholizismus zu bewahren. 

Ältere Zeiten kannten ſolche Glaubenskämpfe, wie fie die neue Zeit fo oft geſehen 
hat, nur ganz ausnahmsweiſe. Immerhin iſt nicht zu verkennen, daß in den Kriegen 
der Parther und der Juden gegen den Syrerfönig Untiochos IV. (175 —164 v. Chr.) 
ſich nicht nur das parthiſche und das jüdiſche Volk gegen die helleniſche Diadochen⸗ 
herrſchaft, ſondern gleichzeitig auch die Religionen des Jarathuſtra und des Moſes 
gegen den griechiſchen Götterhimmel auflehnten. 

Ihre ſtärkſte Ausbildung als politiſcher Faktor von überragender Bedeutung hat 
die Religion im Papſttum und im Kirchenftaat erfahren, die im Mittelalter neben 
dem deutſchen und dem buzantiniſchen Kaiſertum lange die ſtärkſte politiſche Groß⸗ 
macht überhaupt darſtellten. Der Unſchauung des Mittelalters entſprechend, war ja 
der Papſt Gottes Stellvertreter auf Erden, und da alles Erdreich Gott gehörte, durfte 
auch der Papſt in weitem Umfang darüber beſtimmen, welchen Herrſchern die ein⸗ 
zelnen Länder gehören ſollten. 

Die vorhandenen Staaten, die im ausgehenden Mittelalter, abgeſehen von 
dem einzigen Freiſtaat Island (bis 1262), ſämtlich Monarchien waren, gehörten 
Herrſchern „von Gottes Gnaden“; die neuentdeckten Länder aber unterſtanden 
im 14. und 15. Jahrh. der Verfügung des Papſtes. Dieſer beſtimmte, nachdem 1341 
die Kanariſchen Inſeln neu entdeckt worden waren, einen gewiſſen Luis de la Cerda, 
einen ſpaniſchen Prinzen, zum (vorübergehenden) König dieſer Inſeln („Sürftentum 
Sortunia”); der Papſt vergab 1454 und 1481 die von den Portugieſen neuentdeckten 
Teile der Erde an den König von Portugal als Herrichaftsgebiete; der Papſt legte 
nach der Entdeckung von Amerika durch Columbus durch feinen Vorſchlag vom 
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3./4. Mai 1493 die „Demarkationslinie“ von Pol zu Pol feſt, welche die ſpaniſchen 
und portugieſiſchen Teile der überſeeiſchen Welt voneinander ſcheiden ſollte und auf 
deren Anerkennung ſich dann Spanien und Portugal im Dertrag von Tordejillas 
(1494) einigten. 

Als gleichzeitiges Oberhaupt der weltlichen und der geiſtlichen Macht waren 
ferner der ruſſiſche Jar und der türkiſche Sultan Beiſpiele für die enge Beziehung 
zwiſchen Kirche und Staat, wie ſie noch im 19. Jahrh. beſtand. In allen „heiligen 
Kriegen“ von der Zeit der Kreuzfahrer bis zur türkiſchen Teilnahme am Weltkrieg 
gingen politiſche Wünſche und religiöſe Ideale hand in Hand. 

fluch ſonſt kennt aber die Geſchichte in nicht ganz ſeltenen Fällen ſtaatliche Prieſter⸗ 
herrſchaften, wie fie etwa ſchon im alten Ägypten eine wohlbekannte Erſcheinung waren 
und wie ſie ſich bis auf unſere Tage am charakteriſtiſchſten in dem ſeltſamen Camais⸗ 
mus Tibets erhalten hat, wo der oberſte Prieſter, der Dalai Cama, zugleich das 
ſtaatliche Oberhaupt iſt und in Zeiten, da der als kleines Rind erwählte Dalai 
Lama noch minderjährig iſt, fein Stellvertreter, der Taſchi Lama. 

Ein tupiſches Staatsgebilde, das aus religiöſen Ideen ſeinen Urſprung nahm, war 
weiterhin das zweimal zum Leben erweckte, aber immer nur kurzlebige König- 
reich Jeruſalem (1099 —1187 und 1229 — 1244) im Zeitalter der Kreuzzüge. 

Serner verdienen in dieſem Zuſammenhang die aus Ritter und Mönchsorden 
hervorgegangenen Staatengebilde Beachtung, ſo die Johanniterſtaaten auf Rhodos 
und ſpäter Malta und vor allem das großartige Gebilde des Deutſchen Ordens⸗ 
ſtaates, der im höhepunkt feiner Entwicklung (1509 —1410) als Küſtenſaumſtaat 
von der Weichſel bis zum Finniſchen Golf reichte. Auch der vom Jeſuitenorden 
gegründete, ſeltſame Jeſuitenſtaat in Paraguay ſei als intereſſantes Bei⸗ 
ſpiel genannt, der von 1609 bis 1767 beſtand und der ſich ausſchließlich aus weißen 
Jeſuiten und Indianern zuſammenſetzte, während kein ſonſtiger Weißer daſelbſt 
geduldet wurde.!) 

Seit dem 17. Jahrh. ſind die Beziehungen zwiſchen religiöſem Leben und ſtaatlichem 
Geſchehen lockerer geworden. Das Erwachen der Völker Europas zum nationalen 
Leben hat der Religion im ſtaatlichen Daſein ihre Bedeutung großenteils genommen. 
Allerdings gilt dies nur für die Kulturnationen. Bei primitiveren Völkern ſtehen auch 
noch heute gelegentlich die religiöſen Belange über den ſtaatlichen. 

Selbſt der einſt jo mächtige Kirchenſtaat des Papſtes hat im Lauf des 19. Jahrh. 
ſeine Bedeutung ſo gut wie vollſtändig eingebüßt. Nach der Einigung Italiens und 
der Beſetzung Roms durch die nationalen Truppen (20. September 1870) ſchien der 
Kirchenjtaat völlig verſchwunden zu fein, und der grollende Papſt, der den Derluft 
ſeiner weltlichen Machtſtellung nicht verwinden konnte, betrachtete ſich ſelbſt als den 
„Gefangenen des Vatikans“. Muſſolini hat aber feinen Frieden mit dem Papſt ge⸗ 
ſchloſſen und durch den Lateranvertrag vom 11. Februar 1929 den Rirchenſtaat als 
ein ſtaatliches Zwerggebilde?) von nur 0,44 qkm Umfang und einigen hundert 
Einwohnern formell wieder anerkannt. 


1) Näheres über dieſen blühenden und glücklichen Staat im Kufſatz von Hedwig Weiß⸗ 
Sonneberg, Der Jeſuitenſtaat in Paraguay, in der „Deutſchen Rundſchau“, September⸗ 
heft 1937, S. 176. 

2) Räumlich iſt die Datikaniſche Stadt der kleinſte Staat Europas, kleiner noch als Monaco 
oder San Marino. Bezüglich der Kopfzahl aber gibt es noch einen kleineren europäiſchen 
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Sicherlich hat in den letzten 100 —200 Jahren die Religion nur noch eine ſehr be⸗ 
ſcheidene Rolle in der hohen Politik der Staaten und in der Weltpolitik geſpielt. 
Dies kann ſich aber in Zukunft leicht ändern, ganz beſonders im Raume des moham⸗ 
medaniſchen Bekenntniſſes, von dem ſchon oben die Rede war. Das nationale Er⸗ 
wachen der zahlreichen Völker, die ſich zum Iſlam bekennen, iſt ſtark religiös verbrämt 
und wird zugleich als Kampf der mohammedaniſchen Völker gegenüber den chriſt⸗ 
lichen Kolonialmächten, als Ringen des Iſlams um feine Gleichberechtigung gegenüber 
dem Chriſtentum, hingeſtellt. Gegenwärtig (Frühjahr 1938) ſpüren dies die Engländer 
in Paläſtina, die Franzoſen in Syrien und in dem ſehr aufſäſſig gewordenen Marokko 
gar ſehr am eigenen Leibe. Durch den Glaubensfanatismus erhalten die nationalen 
Beſtrebungen der iſlamitiſchen Völker unftreitig eine bedrohlich geſteigerte Schwung⸗ 
kraft. 

Höchſt charakteriſtiſch in dieſer hinſicht ſind auch die neuen, engen Bündniſſe mo⸗ 
hammedaniſcher Staaten untereinander: der zwiſchen der Türkei, Iran, Ufgha⸗ 
niſtan und dem Irak am 8. Juli 1937 im Schloſſe Saadabad bei Teheran geſchloſſene 
Dierbund!), zu dem in jüngſter Zeit durch den unter der Ägide Ibn Sauds ver⸗ 
einbarten Dreibund Saudi⸗Hrabien — Agypten — Irak ein bedeutungsvolles Seiten⸗ 
ſtück entſtanden iſt, ſo daß die Möglichkeit eines panmohammedaniſchen Staaten⸗ 
bundes am horizont ſichtbar wird. 

Nicht unerwähnt bleibe in dieſem Zuſammenhang ferner die enge Bindung zwiſchen 
politiſcher Bewegung und religiöſer Einſtellung, die wir gegenwärtig in den Bezie⸗ 
hungen Irlands zu England erleben: die iriſchen Katholiken, die beſonders ſtreng⸗ 
gläubig zu ſein pflegen, ſind in der Regel ſtark englandfeindlich; die iriſchen Proteſtan⸗ 
ten dagegen ſtehen England erheblich freundlicher gegenüber. 

Zum Schluß ſei darauf hingewieſen, daß England gerade die ſcharfen religiöſen 
Gegenſätze zwiſchen den indiſchen Mohammedanern und den buddhiltilchen Hindus 
von jeher in beſonders geſchickter Weiſe ausnützt, um feine eigene politiſche Herrſchaft 
im indiſchen Raum ſicherzuſtellen. Die Engländer hofften in Paläſtina dasſelbe Ex⸗ 
periment zu ihrem Nutzen machen zu können, indem ſie dauernde Zwietracht zwiſchen 
Juden und Arabern ſchufen. Es fcheint aber, daß fie ſich hier verrechnet haben und 
daß ſie ſich an dem von ihnen leichtfertig angelegten Brand in Paläſtina ſchließlich 
ſelber bös die Singer verbrennen werden. 


2. Bolſchewismus und ſtaatliches Wohlergehen. 


kin Stelle der religiöſen Belange, deren einſt jo bedeutender Einfluß auf das ſtaat⸗ 
liche Geſchehen heute im Schwinden begriffen iſt, ſind in unſerem 20. Jahrh. immer 
ſtärker andere weltanſchauliche Fragen zu Triebkräften im politiſch⸗weltanſchau⸗ 
lichen Geſchehen geworden. Der Bolſchewis mus iſt gewiſſermaßen zu einer neuen 
Religion, zu einem wirtſchaftlichen Glaubensbekenntnis für Millionen von Menſchen 


Staat: die zu den Normanniſchen Inſeln gehörige, maleriſche Kanalinjel Sark, die zwar 
zum Imperium, aber nicht zu England gehört, ſondern ſeit 1565 einen eigenen, ſchulden⸗ 
freien Zwergjtaat von 5 qkm Släche und mit 675 franzöſiſchſprechenden Bewohnern bildet 
und von einer eigenen Herrſcherin, der „Dame von Sark“, regiert wird. 

1) Dgl. Gotthard Jäſchke, Der Dertrag von Saadabad in der „Zeitjchrift für Politik“, 
1937, S. 495. 
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geworden, und in der Nachkriegszeit ift der Kampf für und wider dieſen Bolſchewis mus 
von Jahr zu Jahr mehr zu einer hochpolitiſchen Frage erſter Ordnung faſt für alle 
Kulturvölker geworden. Der Bolſchewismus ſucht quer über die nationalen Belange 
und die geopolitiſchen zwangsläufigkeiten hinweg neue politiſche Bindungen zwiſchen 
allen Menſchen zu ſchaffen, die der kommuniſtiſchen „Heilslehre“ ergeben ſind, und 
hat immerhin erreicht, daß in den letzten Jahren an Stelle der ehedem üblichen 
Bündnisſuſteme nach ſtaatlich⸗politiſchen oder dynaſtiſchen Geſichtspunkten im heu⸗ 
tigen Europa die Staatenbündniſſe und Staatengegenſätze in ſteigendem Maße von 
ſolchen weltanſchaulichen Motiven beſtimmt werden. Wenn es im mittelalterlichen 
Deutſchen Reich hieß: Hie Welf, hie Waiblingen!, ſo teilt ſich das heutige Europa 
ſichtlich immer ſtärker in zwei Staatengruppen ein, gemäß dem Schlachtruf: hie Bol⸗ 
ſchewis mus, hie Faſchis mus! Dabei hat es durchaus den klnſchein, als ob dieſes 
neue, weltanſchauliche Ringen — neben den nationalen Gegenſätzen — in den 
nächſten Jahren und Jahrzehnten eine noch ſtets wachſende Bedeutung im welt⸗ 
politiſchen Geſchehen erlangen wird. 

Die bolſchewiſtiſche Cehre als radikalſte und ethiſch minderwertigſte Konſequenz des 
marxiſtiſchen Irrwahns hebt allein das wirtſchaftlich⸗materialiſtiſche Element auf den 
Schild und ſtellt geradezu die Verneinung völkiſcher Kräfte und der ſittlichen, höheren 
Werte der Menſchheit dar. Im 19. Jahrh. konnte der damals noch gemäßigte Marxis⸗ 
mus für die hohe Politik erſt geringe Bedeutung erlangen. Das „demokratiſche Zeit⸗ 
alter“ geht aber gegenwärtig offenſichtlich am Marxismus zugrunde. Die Demokratie 
mit ihrem Parteiweſen und ihren Parteikämpfen war den ſtaatlichen Bedürfniſſen 
des vorigen Jahrhunderts angepaßt und ſtellte für die ſtaatliche Geſundheit keine 
Gefahr dar, ſolange alle größeren und ausſchlaggebenden Parteien der einzelnen 
Völker einig waren in der Staatsbejahung und im Willen, dem Staat als ſolchem 
zu geben, was des Staates iſt. Erſt als der Marxismus größer: und größer wurde, 
der dem Staat zumindeſt gleichgültig, oft geradezu feindlich gegenüberſtand, wurde 
die demokratiſche Derfaffung zur Gefahr, denn Schwächung des beſtehenden Staates 
zum Zwecke ſeiner Eroberung durch den Marxismus wurde ein Hauptleitmotiv der 
marxiſtiſchen Führer. Aus den radikalen Sonderbeſtrebungen des Nihilismus, Un⸗ 
archismus, Sundikalismus, Kommunismus uſw., die nur im Derneinen des Beſtehenden 
einig ſind, ging dann im 20. Jahrh. ſeit dem Weltkrieg als Sieger der ruſſiſche 
Bolſchewismus hervor, der durch die zweite ruſſiſche Revolution vom 7. November 
1917 das einſtige ZJarenreich in ſeine Gewalt brachte und der ſeitdem unabläſſig be⸗ 
ſtrebt iſt, auch alle anderen Länder der Erde zu erobern und in dauernder Unruhe zu 
erhalten, um eine „Weltrevolution“ herbeizuführen. 

Man kann nicht ſagen, daß dem Bolſchewismus ſeit ſeiner blutigen Machtergreifung 
in Rußland noch weitere große Erfolge beſchieden geweſen ſind. Er hat einige der 
zum alten Zarenreid) gehörenden Außenländer zurückerobern und verſeuchen können, 
wie die Ukraine, Georgien, Sibirien, Mittelaſien, hat darüber hinaus noch ein paar 
weitere ſchwache Grenzländer ſich einverleiben können, wie die Außere Mongolei, 
Tannu Tuwa und die chineſiche Weſtprovinz Sinkiang. Sonſt aber blieben ihm, abge⸗ 
ſehen von lokalen und vorübergehenden Erfolgen, entſcheidende Fortſchritte von 
Dauer verſagt. In den vom Bolſchewismus zumeiſt bedrohten ruſſiſchen Nachbar⸗ 
ländern ſetzten ſich zumeiſt die Hbwehrkräfte durch: aus der ſcharf antibolſchewiſtiſchen 
Einſtellung aber ging allenthalben der autoritäre Staat, die faſchiſtiſche Bewegung 
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hervor, die der marxiſtiſchen Gefahr dadurch herr wurde, daß ſie die Demokratie 
als Nährgarten des Bolſchewismus erkannt und im weſentlichen beſeitigt hat. 

Zuerſt befreite ſich vom Bolſchewismus Finnland, das im Winter 1917/18 von rot⸗ 
ruſſiſchen heeren überſchwemmt wurde, das aber mit hilfe deutſcher Truppen der 
Gefahr Herr wurde und ſich nach der Rückeroberung von helſingfors (13. April 1918) 
als erſter europäiſcher Staat der autoritären Staatsführung verſchrieb. Ein Jahr ſpäter 
folgten die baltiſchen Staaten, die ſich der eindringenden rotruſſiſchen Truppen eben⸗ 
falls mit Hilfe deutſcher Freiwilliger erwehrten (Eroberung Rigas durch die „Baltikum⸗ 
Kämpfer“ am 22. Mai 1919), abermals ein Jahr ſpäter Polen unter Führung des 
Marſchalls Pilſudſki mit franzöſiſcher Hilfe (das „Wunder an der Weichſel“ im 
fluguſt 1920). Inzwiſchen hatte ſich auch Ungarn der bolſchewiſtiſchen Schreckens⸗ 
herrſchaft eines Bela Khun (Srühjahr 1919) mit Gewalt entledigt, ebenſo das ſchwer 
bedrohte Bayern (Mai 1919). Es folgte dann als weithin ſichtbares Fanal des großen 
Muſſolini „Marſch auf Rom“ (28. Oktober 1922), wodurch in Italien die bolſchewiſtiſche 
Gefahr abgewürgt und der Faſchismus Sieger wurde. 

Seither hat ſich eine bemerkenswert große Zahl weiterer Länder dem Suſtem der 
autoritären Staatsführung verſchrieben, wodurch allenthalben die marxiſtiſchen und 
kommuniſtiſchen Unruheſtifter zu Paaren getrieben und auf abſehbare Zeit unſchädlich 
gemacht wurden. Saft alle Nachbarländer Sowjetrußlands find heute ſcharf anti⸗ 
kommuniſtiſch eingeſtellt oder doch im Begriff, den Kommunismus zu unterdrücken. 
Entſcheidend für die Moskauer Weltrevolutionspläne war aber doch, daß das Deutſche 
Reich, das man ſchon für den Kommunismus gewonnen glaubte, durch unerwartet 
ſtarke Widerſtände (Stahlhelm, NSDAP.) und zuletzt vor allem durch Hitlers Macht⸗ 
ergreifung am 30. Januar 1933 ebenfalls in die Front der „faſchiſtiſchen“ Staaten 
einſchwenkte und damit dem Bolſchewismus den ſchwerſten Schlag verſetzte, der ihm 
ſeither überhaupt zugefügt worden iſt. Der bevorſtehende, gleiche Mißerfolg Moskaus 
in Spanien mag leicht auch ein Erwachen Rußlands ſelbſt nach ſich ziehen, auf das 
ſchon viele Symptome hindeuten. 

Die Zahl der autoritär regierten Staaten, die Bollwerke gegen den Kommunismus 
geworden ſind und dem demokratiſch⸗parlamentariſchen Getriebe alter Prägung die 
Tür gewieſen haben, iſt heute ſchon bemerkenswert groß, wenn auch ihre Entwicklung 
im einzelnen untereinander ſchwer vergleichbar iſt. Dem Faſchismus (im erweiterten 
Sinne des Wortes) verſchrieben haben ſich gegenwärtig: Braſilien, Deutſchland, Eſth⸗ 
land, Finnland, Iran, Italien, Polen, Portugal, Rumänien, Südſlawien, die Türkei, 
Ungarn. Bald dürfte — hoffentlich — auch Spanien endgültig in dieſe Lifte gehören; 
China war ebenfalls im Begriff, den Kommunismus niederzuringen, iſt aber durch 
den gegenwärtigen Krieg mit Japan in dieſem Streben wieder zurückgeworfen worden, 
ſcheint ſogar gezwungen zu ſein, ſich die verſteckte Waffenhilfe Sowjetrußlands 
gefallen zu laſſen, um ſich des japaniſchen Imperialismus zu erwehren. 

Demgegenüber ſind ſich die Staaten, die ſich als „Vorkämpfer der Demokratie“ zu 
bezeichnen pflegen, der ſchweren Gefahr, die ihrer ſtaatlichen Geſundheit vom Bol⸗ 
ſchewismus droht, noch nicht ausreichend bewußt geworden. Ihnen allen dürfte 
die entſcheidende Auseinanderjegung zwiſchen Sajchismus und Bolſchewismus noch 
früher oder ſpäter bevorſtehen, die gegenwärtig Spanien bis in ſeine Grundfeſten 
erſchüttert. Frankreich, vielleicht auch Belgien, ſind am unmittelbarſten bedroht und 
werden den ſpaniſchen Leidensweg bald ebenfalls gehen müſſen, wenn nicht eine 
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ſtarke Retterhand, nach dem Beiſpiel eines Hitler, horthy, Mannerheim, Muffolini, 
Pilſudſki, noch in zwölfter Stunde den Staatswagen vom Abgrund zurückreißt. Auf 
die Dauer werden aber wohl auch England und die Vereinigten Staaten, die ſich gegen⸗ 
wärtig — zu Unrecht — noch immun gegen das bolſchewiſtiſche Gift wähnen, der 
Demokratie den Scheidebrief ſchreiben müſſen, um dem wachſenden Kommunismus 
das Waſſer abzugraben. Die Demokratie wäre eine ideale Staatsform, wenn mit der 
Zahl der Geſetzgeber auch die Weisheit der Geſetze wüchſe. Die Geſchichte lehrt uns 
jedoch immer wieder, daß ſich in der politiſchen Maſſe nicht der Verſtand ſummiert, 
ſondern meiſt nur der Unverſtand. 

In einer Zeit, da überall das politiſch getarnte Derbrechertum ſich organifiert und 
alle Kultur, Religion und Moral von bolſchewiſtiſcher Jerſtörungswut, von der Herr⸗ 
ſchaft der Minderwertigen und Untermenſchen bedroht wird, kann allein die auto⸗ 
ritäre Staatsführung die Völker vor dem Unheil ſchützen. Wenn der frühere engliſche 
Miniſter Eden 1937 in einer Rede der Meinung Ausdrud gab, nur die Demokratie 
könne als ein wirkſamer Schutzwall gegen den Kommunismus angeſehen 
werden, ſo war Herr Eden in einem anſehnlichen Irrtum befangen: bisher iſt 
jedenfalls häufiger die Demokratie eine Dorfrudt des Kommunismus 
geweſen als ein Schutz davor! In England wird man dies eines Tages zu ſeinem 
Leidweſen gleichfalls erkennen. In ſolchen Zeiten der Unraſt, wie wir ſie durchleben, 
da in Geſtalt des aſiatiſchen Bolſchewismus von Oſten her eine neue hunniſche und 
mongoliſche Dernichtungswoge gegen Europa heranbrandet, iſt die zuträglichſte 
Staatsform für die Dölker das, was man früher „aufgeklärten Abfolutismus” nannte, 
eine Regierung (gleichgültig, ob mit monarchiſcher oder republikaniſcher Spitze), die 
allein das Wohl von Volk und Staat im Auge hat und die ihr Ziel mit ehrlichem 
Wollen und Können zu meiſtern weiß. 

Jedenfalls ſind in das weltpolitiſche Geſchehen unſerer Tage durch Marxismus und 
Bolſchewismus ganz neue Triebkräfte hineingetragen worden, die älteren Zeitperioden 
unbekannt waren. Was in älteren Jahrhunderten dunaſtiſche Beſtrebungen und 
religiöſe Gegenſätze im politiſchen Leben waren, find in unſeren Tagen die Fragen 
weltanſchaulicher Art geworden, die in dem ſchon erwähnten Kampfruf: Hie Faſchis⸗ 
mus, hie Bolſchewismus! am einfachſten und kürzeſten auszudrücken ſind. In Deutſch⸗ 
land und Italien, die jahrelang von den Umſchlingungen der bolſchewiſtiſchen Hydra 
faſt erſtickt wurden, hat man zweifellos einen klareren Blick für dieſe Juſammenhänge 
als in den „demokratiſchen“ Ländern des Weſtens. Wie in Spanien, wird ja wohl 
auch in der ganzen Welt der ſchließliche Sieg in dem großen weltanſchaulichen Ringen 
dem Faſchismus zufallen. 

Dieſer Faſchismus, der vor allem den völkiſchen Gedanken auf den Schild erhebt, 
bekämpft im Bolſchewismus die Weltanſchauung, die nationale und raſſenmäßige 
Unterſchiede zwiſchen den Völkern leugnet oder zumindeſt zugunſten internationaler 
Klaſſengegenſätze aufheben will. Wie ſehr die von ihr angeſtrebten Klaſſenquerver⸗ 
bindungen über die Nationen hinweg ihr Denken beherrſchen, hat beſonders grell 
die vom ſowjetruſſiſchen Hußenkomiſſar Citwinow⸗Finkelſtein auf der Mittelmeer⸗ 
konferenz in Nyon am 10. September 1937 gehaltene Rede beleuchtet, worin es hieß, 
die Sowjetunion könne es nicht dulden, daß „ihr Staatsbeſitz“ (!) in Spanien durch die 
nationale Erhebung des Generals Franco vernichtet werde! Es iſt ſchwerlich ein Zu⸗ 
fall, daß es gerade ein Jude war, der in ſo kraſſer Weiſe die internationalen Quer⸗ 
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verbindungen der bolſchewiſtiſchen Weltanſchauung betonte; den entwurzelten 
Elementen des internationalen Judentums iſt eine ſolche Abſage an das nationale 
Empfinden naturgemäß am allerwenigſten fremd. — Aber nicht nur dieſe inter⸗ 
nationalen Luftichlöffer bekämpft die faſchiſtiſche Weltanſchauung, ſondern darüber 
hinaus auch die vom Bolſchewismus gepredigte Irreligioſität, die den Menſchen alle 
religiöſen und kirchlichen Werte rauben, und fein kollektiviſtiſches Streben, das 
die Familie und das Privateigentum abſchaffen will. Das Untikomintern⸗klbkommen, 
das Deutſchland und Japan am 25. November 1936 zur Bekämpfung des Rommunis⸗ 
mus abgeſchloſſen haben und dem Italien am 6. November 1937 beigetreten iſt, 
weiſt den Weg, wie man der bolſchewiſtiſchen Peſt des Untermenſchentums wirkſam 
beizukommen vermag. Es iſt durchaus wahrſcheinlich, daß ſich immer weitere Staaten 
dieſer Antikomintern⸗ Bewegung anſchließen werden. 

Welchen furchtbaren kulturellen Rückſchlag die bolſchewiſtiſche „Heilslehre“ mit ſich 
bringt, davon zeugt in erſchütternder Weiſe das unglückliche heutige Rußland, das 
ſich vielleicht erſt in hundert oder mehr Jahren von dem wirtſchaftlichen und morali⸗ 
ſchen Zufammenbrud der ſeit 1917 wütenden Bolſchewiſtenherrſchaft zu erholen 
vermag. Über 11 Mill. Bewohner des unglücklichen Landes find in 20 Jahren durch 
die Sowjets ums Leben gebracht worden. Hat doch Lenin einmal ganz offen und 
zuniſch ausgeſprochen, wie er ſich den Bolſchewismus denkt: „Die herrſchaft der 
Sowjets kennt weder Freiheit noch Gerechtigkeit. Sje iſt bewußt aufgebaut auf Unter⸗ 
drückung jedes Einzelwillens.“ Die faſchiſtiſchen Dorkämpfer der Idee vom autori⸗ 
tären, nationalen Staat ſind daher in Wahrheit auch die Vorkämpfer des menſchlichen 
Fortſchritts und der geſamten Menſchheitskultur gegenüber dem nur⸗animaliſchen 
Triebleben des Untermenſchentums! Ruhe wird freilich in die ſchwer erſchütterte 
Welt erſt wieder kommen, wenn auch das unglückliche Rußland von der bolſchewi⸗ 
ſtiſchen Anechtung wieder frei geworden fein wird, wofür die Ausfichten immerhin 
nicht ungünſtig find. 

Das Endergebnis dieſes Ringens politiſcher Weltanſchauungen in unſeren Tagen 
dürfte, wenn wirklich der Faſchismus Sieger bleibt, eine ſehr bedeutende Stärkung 
des Nationalbewußtſeins bei allen Kulturvölfern der Welt fein. Dies Ergebnis 
kann nur als erfreulich bezeichnet werden. Es zeigt ſich immer wieder, daß in faſchiſtiſch 
geſinnten Kreiſen die Achtung vor fremdem Volkstum viel leichter zu finden iſt als in 
demokratiſch oder gar marxiſtiſch regierten Staaten. Im Herrſchaftsbereich des Bol⸗ 
ſchewismus wird die Freiheit des Individuums und die politiſche Gedankenfreiheit 
ebenſowenig eine Stätte haben wie Treu und Glauben, Religion, Ehre und Wohlſtand. 
Wo der Faſchismus Fuß gefaßt hat, der mit einem hochgeſteigerten nationalen Ehr⸗ 
gefühl hand in Hand geht, wird mit allen ſonſtigen höheren ethiſchen und kulturellen 
Werten auch das fremde Volkstum viel höher geachtet und reſpektiert werden. Sollte 
Europa dereinſt eine Gemeinſchaft von lauter autoritär regierten Staaten werden, 
fo mag noch am allereheſten ein Idealzuſtand erreicht werden, wie ihn Leſſing mit 
den Worten gezeichnet hat: 


Nur muß der Eine nicht den Andern mäkeln; 
Nur muß der Knorr den Knubben hübſch ertragen, 
Daß er allein nicht ſei der Erd' entſproſſen! 


III. Die Ausſchaltung geopolitiſcher Einflüffe 
bei der Staatengeſtaltung. 


Männer machen die Geſchichte! 
Heinr. v. Treitſchke. 


a) Die Rolle der großen Perſönlichkeit in der Geſchichte. 


Die Aufitellung der geopolitiſchen Geſetze in der geographiſch-hiſtoriſchen Ent⸗ 
wicklung, wie ſie vorſtehend verſucht wurde, kann und darf natürlich niemals auf 
unbedingte Allgemeingültigfeit Anſpruch machen. Das menſchliche Leben und die 
Beziehungen der menſchlichen Gemeinſchaft zueinander ſind zu vielgeſtaltig, zu 
buntſcheckig bewegt, als daß ihr Ablauf ſich ſtets in ſtarre und ſeelenloſe Formeln 
einzwängen ließe, von denen keinerlei Abweichungen geſtattet find. Wie ein Haf- 
ſiſches Muſikſtück in einer beſtimmten Grundtonart ſteht und dennoch durch viele 
andere Tonarten variieren kann, ſo geht es auch mit jenen geopolitiſchen Geſetzen. 

Max Georg Schmidt hat vollauf recht, wenn er einmal äußert: !) 

„Der Staat ſteht nicht ausſchließlich unter dem Raumſchickſal, wenn auch das 
geographiſche Geſicht unverändert bleibt und die Raumeinflüſſe im Gang der Ge⸗ 
ſchichte immer wieder zur Geltung kommen ... Die Raumgebundenheit wird durch 
die ſtaatliche Politik gelockert und verfärbt.“ 

Die geopolitiſchen Geſetze wollen und können daher lediglich die Grundlinien 
der Entwicklung aufdecken. Ob im Einzelfall Abweichungen von der Regel auftreten 
oder nicht, das entſcheiden von Fall zu Fall noch gar mannigfache Umſtände. Und 
das unberechenbarſte Element ſelbſt in den ganzen ſchwierigen Fragen der Geo⸗ 
politik iſt der Menſch ſelbſt! Zum Raum geſellt ſich der Held, der ihn über⸗ 
windet. 

In vielen Fällen gelingt eine vorübergehende oder dauernde Ausjchaltung aller 
Regeln der Geopolitik dem angeſtrengten menſchlichen Willen. Solche Vorkommniſſe 
beweiſen gar nichts gegen die Richtigkeit der Regeln ſelbſt, ſondern lediglich, daß 
fie keine Ullein⸗ und Allgemeingültigleit haben, weil eben die menſchliche Pſuche in 
ihrer Unberechenbarkeit den normalen Ublauf zu behindern und anders zu formen 
vermag. Der Menſch zerſchlägt oder ſprengt wohl auch einmal die Eisdecke eines 
Fluſſes und bringt ihn zum Strömen, aber das Naturgeſetz, daß bei hartem Froſt 
die Gewäſſer zufrieren, bleibt dennoch richtig. 

Ein Lehrbuch der Geopolitik iſt ſo wahr wie ein Lehrbuch der Naturwiſſenſchaft. 
Nur Gedankenloſigkeit kann darin ſeelenloſe Kochbücher ſehen, deren „Rezepte“ 
überall und immer anwendbar fein müſſen. Der Menſch ändert mit techniſchen Ein⸗ 
griffen zahlloſe naturwiſſenſchaftliche Gegebenheiten und beugt ſie ſeinem Willen, 


1) M. G. Schmidt, Die Raumfeiten der Staaten, im „Geogr. Anzeiger“ 1936, 134f. 
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ohne dennoch an den naturwiſſenſchaftlichen Grundgeſetzen im geringſten zu rütteln. 
Genau ebenſo vermag er zu ſeinen Gunſten Eingriffe in geopolitiſche Dorausſetzungen 
vorzunehmen; aber die Richtigkeit der geopolitiſchen Regeln wird davon nicht im 
geringſten berührt. 

Gelegentlich ift das Wort geſprochen worden i): 

„Die Umwelt ‚zwingt‘ nicht. Sie bietet nur Möglichkeiten, die der Menſch nutzen 
oder unbeachtet laſſen kann.“ 

Dieſes Wort iſt nur bedingt richtig, nämlich ſolange die Freiheit des menſchlichen 
Willens, zu nutzen oder unbeachtet zu laſſen, keine CLebensnotwendigkeiten be⸗ 
rührt. Der Satz iſt aber falſch, wenn er etwa beſagen will, der Menſch ſei in 
ſeinen Entſchlüſſen ganz frei und erhaben über den Zwang der Umwelt. Primitive 
Bewohner karger Meeresküſten müſſen das Meer befahren und Fiſchfang treiben, 
wenn fie nicht zugrundegehen wollen, während in der Wüſte der Menſch niemals 
exiſtieren könnte, der ſich gewöhnt hat, nur von Siſchnahrung zu leben. Hier „zwingt“ 
alſo die Umwelt den Menſchen unſtreitig, ſich ihr anzupaſſen! 

So wichtig die geopolitiſchen Geſetze ſind, man hüte ſich vor der Der⸗ 
ſuchung, ſie zur alleinigen und oberſten entſcheidenden Inſtanz in 
allem hiſtoriſchen Geſchehen zu ſtempeln! Ein „geopolitiſcher Fatalismus“ 
(Hans Günther), der alles menſchliche Wollen als belanglos und ausſichtslos hinſtellen 
möchte, ginge genau ſo in die Irre wie eine Verachtung aller naturwiſſenſchaftlichen 
und geopolitiſchen Geſetze, die den Einfluß der Natur auf die ſtaatlichen Geſchicke 
geringſchätzt und nichts unerreichbar für das Streben und Rönnen des Menſchen hält. 
Prometheiſche Überſchätzung des eigenen Könnens, der Glaube, daß ein Übermenſch 
in der Lage ſein müſſe, die Geſetze der Schwerkraft im politiſchen Geſchehen aufzu⸗ 
heben, ließen zuletzt ſelbſt ein Genie wie Napoleon ſcheitern. 

Schlimmer aber noch wäre es, wenn eine gegenteilige politiſche Weltauffaſſung 
ſich durchſetzte, daß jedes menſchliche Unkämpfen gegen geopolitiſche Zwangs⸗ 
läufigkeiten ausſichtslos ſei und daher am beſten ganz unterbliebe. Ein Volk, das 
reſignierend bereit iſt, ſich mit jeglichem unheilvollen ſtaatlichen Geſchick geduldig 
abzufinden, das vielleicht gar wirtſchaftliches Wohlergehen der nationalen Würde 
vorzieht, iſt wert, daß es zugrunde geht. Es iſt jedoch ein befreiendes, erhebendes 
Gefühl, aus der Geſchichte zu lernen, daß der ſtarke Wille einzelner großer 
Perſönlichkeiten und ganzer Völker ſelbſt der unerhörteſten Schwierigkeiten und 
der ſcheinbaren Unmöglichkeiten gelegentlich herr zu werden vermag. Wie durch⸗ 
aus verſchieden entwickelten ſich ähnliche hiſtoriſche Dorgänge je nach der Charakter⸗ 
veranlagung der daran beteiligten Völker und der Tüchtigkeit ihrer Führer! Wie 
oft iſt der Verlauf der Exeigniſſe ganz anders geweſen, als es der pſuchologiſchen 
und mathematiſchen Wahrſcheinlichkeit entſprach — weil ein überragendes Genie 
in die Speichen griff und das Rad der Geſchichte nach ſeinem Wunſch und Willen 
drehte! Karl haushofer hat treffend geäußert: 

„Jede geopolitiſche Betrachtungsweiſe bedarf notwendig einer Ergänzung nach 
der heroiſchen Seite ... An der Perſönlichkeit, die ſtets einen entſcheidenden 
Einfluß auf Politik, Wirtſchaft und Kultur ausüben wird, endet die Möglichkeit 
einer wiſſenſchaftlichen Unterſuchung oder Deutung.“ 


1) W. Nippold, Umwelt und Rajje als Kulturfaktoren, in „Raſſe“ 1937, 548. 
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Beihviele. 


1. Die Perſer vermochten mit ihren hunderttauſenden von Kriegern das kleine 
Griechenland nicht zu bezwingen; einem Genie wie Alexander dem Großen 
aber gelang mit einem anfangs nur 35000 Mann ſtarken Heer die Niederwerfung 
der damaligen ſtärkſten politiſchen Großmacht und die Eroberung Aſiens bis 
zum Indus. 

2. Gegen einen Leonidas mit nur 6000 Mann vermochten in den Thermopulen 
die ungeheuren Maſſen der perſiſchen Krieger geraume Jeit nichts auszurichten; 
einem Cortez, der zunächſt nur wenig mehr als 500 Mann bei ſich hatte, glückte 
mit dieſer winzigen Schar die Eroberung des mächtigen kztekenreiches in Mexiko 
(151921). kihnlich bezwang Pizarro 1532 mit kaum 300 Mann das uneinige 
Reich der Inka und der kühne Jermak mit nur 500 Kofafen das Keich Sibir 
des Mongolenkhans (1578-81), wodurch ganz Sibirien für den ruſſiſchen Zaren 
gewonnen wurde. 

3. Als der kleine Staat Preußen 1756/57 gleichzeitig von den drei ſtärkſten da⸗ 
maligen Großmächten des europäifchen Feſtlands und einer Reihe von kleineren 
Staaten mit Krieg überzogen wurde, mußte die Wahrſcheinlichkeit feiner Nieder⸗ 
lage 100: 1 fein — und dennoch wurde es ihm durch das Genie des großen Königs 
möglich, ſich „allen Gewalten zum Trotz zu erhalten“. Treffend hat L. v. Ranke 1835 
in feiner Studie „Die großen Mächte“ geſchrieben: „Wenn jemals ein Ereignis auf 
einer großen Perſönlichkeit beruht hat, ſo iſt es das Ereignis des Siebenjährigen 
Krieges.“ 

4. Starkes nationales Wollen bewirkt oft, daß die moraliſchen Spannkräfte der 
Truppe und das Genie ihres Führers von ungleich größerer Bedeutung ſind als 
die brutale zahlenmäßige Überlegenheit. Bei Marathon (490 v. Chr.) ſiegten 
9000 Athener über ein vielfach überlegenes Perſerheer, bei Cannae (2. Auguft 
216 v. Chr.) ſchlug Hannibals Führergenie mit 50000 Mann ein Römerheer von 
86000 Mann bis zur Dernichtung; bei St. Jakob an der Birs (26. Huguſt 1444) 
wehrten 1500 ſchweizeriſche Eidgenoſſen den Einfall des wilden franzöſiſchen Are 
magnakenheeres von 30000 Mann mit Erfolg ab; ebenſo beſiegten 600 Schweizer 
bei Giornico (28. Dezember 1478) nicht weniger als 10000 Mailänder, bei Ro ß⸗ 
bach und Ceuthen (5. November und 5. Dezember 1757) erfocht Friedrichs „Pots⸗ 
damer Wachtparade“ die glorreichſten Siege gegen gewaltige Übermacht; bei Tan⸗ 
nenberg (26. bis 31. Auguft 1914) wurde die klaſſiſche Dernichtungsſchlacht durch 
eine kleine Minderheit gegen eine geradezu phantaſtiſch überlegene Ruſſenarmee 
geſchlagen und Hannibals Cannae weit in den Schatten geſtellt. 

5. Nicht vergeſſen ſei in dieſem Zuſammenhang auch Lettow-Dorbeds Oſtafrika⸗ 
Seldzug 1914—18, in dem ſelbſt bei den ſchwarzen Truppen fo große moraliſche 
Energien geweckt wurden, daß keine Deſertionen vorkamen: mit nur 5000 Weißen 
und 11000 Asfaris (Höchſtzahl) hielt der deutſche General feindliche Truppenmaſſen 
‚in Stärke bis zu 300000 Mann volle vier Jahre lang in Schach und wurde fo wenig 
beſiegt, daß er am Ende des Krieges unbezwungen auf britiſchem Boden ſtand. 


Keine Zeit iſt vielleicht ſo reich an lehrreichen Beiſpielen, wie ein Mann durch ſein 
Eingreifen das politiſche Geſchick großer Staaten und Völker entſcheidend in neue 
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Bahnen zu zwingen vermag, wie unſere jüngſte Gegenwart. Seit 1921 vollzogen 
ſich derartige Wirkungen gleichzeitig an fünf Stellen. In Italien führte der ſtarke 
Saſchiſtenführer Muſſolini ſeit dem erfolgreichen Marſch auf Rom (28. Oktober 1922) 
ein völlig neues Zeitalter für den Staat Italien herauf. — In der Türkei ver⸗ 
hinderte allein der große nationale Erneuerer Kemal Atatürk im verzweifelten 
Aufbegehren gegen die feindlichen Ententemächte, gegen die eigene Regierung, 
gegen den unfähigen Sultan Mohammed VI. (1918 bis 1922) und das nicht minder 
unfähige Parlament den völligen ſtaatlichen Jerfall der Türkei, ſchlug die mit eng⸗ 
liſcher Hilfe verwüſtend ins weſtliche Kleinaſien einbrechenden Griechen vernichtend 
in drei Schlachten an der Sakarja (23. Auguft bis 15. September 1921), bei Afiun 
Rarahiſſar (26. Auguft 1922) und Dumlu-Pinar (9. September 1922), zerriß den 
Diktatfrieden von Sèvres und machte im ehrenvollen, neuen Frieden von Cauſanne 
(24. Juli 1923) den Weg frei für eine kraftvolle Türkei auf ſtreng nationaler Grund⸗ 
lage. — In Perſien, das von den europäiſchen Staaten längſt nicht mehr als 
ein Staatswefen mit eigenem Willen angeſehen wurde, dem England noch im 
Auguft 1919 einen Protektoratsvertrag zumutete, erſtand Riza Khan, aus kleinſten 
Derhältniffen emporgewachſen, als nationaler Führer gegen fremde Vergewaltigung, 
nachdem der ſchwache Schah und ſeine Miniſter verſagt und feige den engliſchen 
Protektoratspertrag ſchon angenommen hatten. 1921 wurde Riza Khan Kriegs» 
miniſter, 1922 Miniſterpräſident und am 25. April 1926 nach Abſetzung des alten 
Schahs (1924) als Schah Pählewi gekrönt. Mit ſtärkſtem nationalem Willen und be⸗ 
wundernswertem Mut hat er allmählich alle fremden Einflüſſe ausgeſchaltet und 
dem Übermut Englands und Rußlands kräftigſte Dämpfer aufgeſetzt. Seit dem 
21. März 1935 heißt fein Staat Perſien offiziell „Iran“; hierin offenbart ſich ein 
politiſcher Beſitzanſpruch auf Nachbargebiete. — Ungefähr ſeit 1924 bis 1925 iſt 
ferner in Arabien der Wahabitenführer Ibn Sa' nud zum anerkannten Haupt 
der großarabiſchen Bewegung, ja, als Beherrſcher von Mekka und Medina zum 
Oberhaupt des ganzen Iſlams aufgeſtiegen (vgl. S. 135). — Nun, und in Deutſch⸗ 
land hat bekanntlich ein „unbekannter Soldat“ des Weltkrieges ſeit 1933 in 
ſeiner hand eine Machtfülle vereint wie kein deutſcher Fürſt je zuvor, und er 
hat ſie benutzt, um uns den nie zuvor beſeſſenen großdeutſchen Einheitsſtaat 
zu ſchenken. 

Wenn wir nach einem beſonders überzeugenden Beiſpiel ſuchen, wie ſehr es der 
heroiſchen Perſönlichkeiten in der Staatsführung bedarf, ſo brauchen wir nur unſern 
Blick auf die Ereigniſſe zu lenken, die ſich in den drei Tagen vom 11.—15. März 1938 
in Oſterreich abſpielten. In kaum 48 Stunden wurde hier durch die Entſchlußkraft 
eines Mannes ohne Schwertſtreich und Schuß ein ganzes Land reſtlos „erobert“ 
und einverleibt. Man ſtelle ſich vor, wie eine ſolche Tat ſo ganz anders verlaufen 
wäre, wenn noch ein zankſüchtiger deutſcher Reichstag alten Stils die oberſte politiſche 
Macht in Händen gehabt hätte! Ohne die Abjchüttelung des parlamentariſchen Suſtems 
und die Beſeitigung der Bundesitaaten hätte Oſterreichs Wiedervereinigung mit dem 
Deutſchen Reiche ſich nie und nimmermehr ſo blitzartig ſchnell und ſo reibungslos 
vollziehen können, wie es tatſächlich geſchehen iſt. 

1833 brachte die wirtſchaftliche Einigung Deutſchlands im Zollverein, 1933 
den politiſchen Einheitsſtaat; 1833 fielen die Jollſchranken, 1953 und 1938 die 
Volksſchranken. 

Kennig-Körholz;, Geopolitik [5240] 5. Aufl. 12 
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Infolgedeſſen kann ſich der Geopolitiker ohne weiteres einverſtanden erklären, wenn 
Jantzen die Aufgabe der Geopolitik kürzlich in folgende, modifizierte Form ge⸗ 
bracht hat!): 

„Welche Naturgegebenheiten an Raumlage, Bodenbedeutung, Relief und Klima⸗ 
bedingtheit bietet ein Raum? Wie hat ſich das ihn bewohnende Volk zu dieſen ver⸗ 
halten?“ 


b) Dynaſtiſche Einwirkungen auf die Staatengeſchicke. 


Es ſind nicht nur die genialen Perſönlichkeiten, die zeitweilig alle geopoliti⸗ 
ſchen Geſetze auszuſchalten und an ihrer Stelle den menſchlichen Willen zum ent⸗ 
ſcheidenden Faktor im politiſchen Geſchehen zu machen vermögen. Oft iſt das Ge⸗ 
ſchick der Staaten durch kleinliche und kleinlichſte Sonderintereſſen und egoiſtiſche 
Triebe zufälliger Machthaber geſtaltet worden. Es mag nur daran erinnert werden, 
wie in der Jeit etwa vom 14. bis 18. Jahrh. durch dunaſtiſche Beziehungen, durch 
Heiraten, Erbteilungen uſw. das Geſchick ganzer Völker und Staaten wiederholt in un⸗ 
natürlichſte Bahnen gelenkt und die ſeltſamſten Vereinigungen teils geſchaffen, teils 
angeſtrebt worden find. Beſonders rege tätig in dieſer Hinſicht waren ſtets die öſter⸗ 
reichiſchen Habsburger, die ihren ſtaatlichen Eigenbeſitz durch heiraten unausgeſetzt 
zu mehren trachteten (Bella gerant alii, tu, felix Austria, nube). fluch das groß⸗ 
zügige Streben der mittelalterlichen deutſchen Kaiſer nach Aufrichtung ihrer Herrſchaft 
in Italien und ſelbſt in Sizilien iſt dem deutſchen Volke verhängnisvoll geweſen. Ein 
deutſcher Kaifer gar, der, wie Karl V. (1519-56), gleichzeitig und in erſter Linie König 
von Spanien, dazu Herrſcher in italieniſchen Landen, in Burgund, in den Nieder⸗ 
landen war, konnte natürlich keine wirklich deutſche Staatspolitik, ſondern nur „habs⸗ 
burgiſche“ Hauspolitik treiben (flbb. 68). Derartige Epochen der Geſchichte, in denen 
ein halber oder ganzer Ausländer feinem Volk als herrſcher gegenüberſtand, find meiſt 
unheilvoll geweſen, fo für das Kurfürftentum und ſpätere Königtum Hannover die 
Zeit von 1714 bis 1851, da engliſche Könige und Prinzen im Lande herrſchten, ferner 
für Sachſen ſowohl wie Polen die Periode, in der die beiden ſo völlig verſchiedenarti⸗ 
gen Staaten durch Perſonalunion miteinander verbunden waren (1697-1763) uſw. 

In früheren Zeiten fragte man oft merkwürdig wenig danach, ob der Herricher 
eines Landes ein In- oder ein Ausländer war. Das zumeiſt groteske Beiſpiel dieſer 
Art iſt die Tatſache, daß 1736/37 ein Weſtfale (Baron Neuhof) König von Rorſika 
und dreiviertel Jahrhunderte ſpäter ein Korſe (Jerome Bonaparte) König von Weſt⸗ 
falen wurde. 

Als einem Großen Friedrich im Anfang der 70er Jahre des 18. Jahrh. der polniſche 
Thron angeboten wurde, lehnte er flugerweiſe mit der Begründung ab, er wünſche 
ein deutſcher Fürſt zu bleiben, ebenſo wie der wahrhaft große Prinz Eugen von Sa⸗ 
voyen nacheinander die Angebote des polniſchen Königthrons und der franzöſiſchen 
Marſchallwürde zurückwies. Als aber einem kleinen und eitlen Fürſten wie dem 
ſächſiſchen Kurfürſten Auguſt dem Starken 1697 die Königskrone Polens angetragen 
wurde, konnte er der Verſuchung nicht widerſtehen und ſtürzte dadurch nur ſich, fein Land 
und fein ſächſiſches Dolk in Unruhe, Glaubensgegenſätze, Krieg und Unglück. — 


1) Zeitſchrift für Geopolitik, 1938, S. 170. 
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Abb. 68. Die habsburgiſche Hausmacht im 16. Jahrhundert. 


Immer hat es ſich bei derartigen politiſchen Vorgängen gezeigt, daß derjenige herrſcher 
falſch handelte, der bei ſolchen Entſcheidungen nicht in erſter Linie immer berück⸗ 
ſichtigte, was er ſeinem eigenen Staat und Volk ſchuldig war. 


c) Künſtliche Staatenkonſtruktionen der Diplomaten. 


Adolf hitler hat für die wirklich gefunden Staaten die treffende Regel auf— 
geſtellt: 

„Reiche entſtehen nicht von außen; was wirklich Wert haben ſoll, muß von innen 

wachſen.“ 


In neuerer Jeit gibt es aber immer häufiger Staaten, die nicht „organiſch“ 
gewachſen, ſondern von außen nach innen geſchaffen, künſtlich am grünen Tifch mit 
Zirkel und Cineal konſtruiert und zurechtgezimmert worden ſind, ohne daß eine geo— 
politiſche Zwangsläufigkeit oder eine wirtſchaftliche Notwendigkeit dabei im Spiel 
war. Es iſt in der hohen Politik letzthin bedenklich oft geſchehen, daß die mitein- 
ander verhandelnden Diplomaten verſchiedener Staaten, wenn ſie ſich über ein 
territoriales, ſtrittiges Problem durchaus nicht einigen konnten, einfach die Schaffung 
eines neuen Staats vereinbarten, gleichviel ob die Bevölkerung des betreffenden 
TCändergebietes mit der neuen Eigenſtaatlichkeit einverſtanden war oder nicht. 
In unſerer Zeit find Beiſpiele vorgekommen, daß ſolche Staaten geradezu gegen 
den Willen der neuen Staatsbürger und über ihren Ropf hinweg konſtruiert und 
ſtaatsrechtlich anerkannt worden find (Deutſch-Oſterreich, Danzig, Fiume, Trans⸗ 
jordanien, Paläſtina). Altere Zeiten kannten nur die gewaltſame Vernichtung von 

12 
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Staaten; unſerer Gegenwart bleibt es leider vorbehalten, auch eine gewaltſame 
Ge burt von Staaten in die Weltgeſchichte eingeführt zu haben. Solche „konſtruierten“ 
Staaten find freilich meiſt ſehr kurzlebig: Siume, der „Saarſtaat“ und das Derfailler 
Gebilde Deutſch⸗Gſterreich haben es bewieſen! Andre werden folgen. 


1. Strohmannſtaaten. 


Ebenſo wichtig aber iſt neuerdings ein anderes Motiv zur plötzlichen Schaffung 
neuer Staaten geworden: 
Zur Verſchleierung von eigenen imperialiſtiſchen Machtanſprüchen werden gelegent⸗ 
lich „ſelbſtändige“ Staaten plötzlich konſtruiert oder zumindeſt angeſtrebt, wobei 
die Lebensdauer der neuen „Staaten“⸗ Schöpfungen nie länger währt als die je⸗ 
weilige politiſche Lage, welche die künſtliche Staatenkonſtruktion veranlaßt hat. 


Beifpiele. 


1. Der römiſche Staat hat ziemlich oft mit ſolchen „Strohmannftaaten” gearbeitet, 
die auf feinen Befehl zunächſt nahe feinen Grenzen entſtanden und dann bei 
günſtiger Gelegenheit wieder befeitigt und einfach annektiert wurden. Solche Stroh⸗ 
mannſtaaten von Roms Gnaden, die zeitweilig beſtanden und dann im römiſchen 
Reich aufgingen, waren 3. B. Mauretanien, Eyrenaica, Rhodos, Pergamon, 
Palmyra, Mazedonien 168—148 v. Chr., Ägypten nach 162 v. Chr. ufw. 

2. Als bei der ſtaatlichen Neuregelung in Europa auf dem Wiener Kongreß England 
ſich eine Einflußſphäre in der Adria verſchaffen wollte, ohne eine einfache Annerion 
von LCandbeſitz daſelbſt wagen zu dürfen, ſchuf die hohe Diplomatie als neuen Staat 
den „Freiſtaat der Joniſchen Inſeln“, der als ſtaatlicher Schemen unter eng⸗ 
liſchem Protektorat bis 1863 beſtand und dann mit Griechenland vereinigt wurde. 

3. Ein echter Strohmannſtaat war der nur 1100 qkm große „Steijtaat Krakau“, 
der von 1815 bis 1846 beſtand. Das Experiment hatte ſich nicht bewährt. 

4. Als England in den vierziger Jahren des 19. Jahrh. den damals geplanten 
Nikaraguakanal feſt unter feine Kontrolle zu bekommen wünſchte, erklärte es von 
heute auf morgen, die atlantiſche Küfte von Nikaragua mit dem haupthafen San 
Juan del Norte (Greytown) ſei überhaupt nicht nikaraguaniſch, ſondern gehöre 
ſchon ſeit dem 17. Jahrh. zu einem angeblichen „Staat“ der Mosquitoindianer, 
dem mos quitoſtaat (Abb. 69). Um 
dieſem Staat die verweigerte Anerken⸗ 
nung durch Nikaragua zu ſichern, nah⸗ 
men britiſche Kriegsſchiffe den ſtrittigen 
Hafen gewaltſam fort. Als aber ein 
paar Jahre ſpäter klar wurde, daß von 
einem Bau des Nikaraguakanals einſt⸗ 
weilen keine Rede ſein könne, intereſſierte 
ſich England für den neuen Staat nicht 
mehr und hatte nichts dagegen einzu⸗ 
wenden, daß Nikaragua die Mosquito⸗ 
. küſte ſamt Greytown erneut in Beſitz 
Ein Strohmannſtaat des Zeitraums 1841—1860. nahm. 
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5. Die Schöpfung des Budapestg DS Serbien 1914 
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riſtiſches Beiſpiel, wie 
von modernen Diplo⸗ 
maten „Strohmann⸗ 
ſtaaten“ geſchaffen wer⸗ 
den, die lediglich als 
verſchleiernde Ruliſſe 
für imperialiſtiſche Ziele 
zu dienen haben. Bis 
heute hat übrigens Ro⸗ 


lumbien die Eigenſtaat⸗ 

lichkeit der ihm damals 

gewaltſam entriſſenen | 

Provinz Panama nicht Rn Satonik 
anerkannt. die e e 0 N * 


6. Als Deutſchland 
und die QTürfei ver⸗ | 
einbart hatten, daß die 1899 konzeſſionierte deutſche Bagdadbahn im türkiſchen Hafen 
Kueit am perſiſchen Golf enden ſolle, erklärte England, dem der Bagdadbahnbau 
als Stärkung der türkiſchen Macht im Zweiſtromland und als großartiges deutſches 
Wirtſchaftsunternehmen höchſt unwillkommen war, plötzlich im Mai 1913 (während 
der Feſſelung der Türkei durch die Balkankriege), Kueit ſei ein „ſelbſtändiger arabi⸗ 
ſcher Sultanftaat und die türkiſche Souveränität daſelbſt könne von ihm nicht an⸗ 
erkannt werden. Bald danach ſchloß England mit dem „ſelbſtändigen“ Sultan von 
. Kueit einen Vertrag ab, worin er ſich verpflichten mußte, der Türkei keinerlei 
Ronzeſſionen in feinem „Staat“ ohne engliſche Erlaubnis einzuräumen. Als ſeit 
1915, im Weltkrieg die Engländer erobernd ins Zweiſtromland eindrangen, wußten 
ſie von einer Eigenſtaatlichkeit oder gar Neutralität Kueits nichts mehr. 

7. ls es während des zweiten Balkankrieges 1912 nach der Verdrängung der Türkei 
von der Adria über die Frage des ſerbiſchen Zugangs an dieſes Meer (Abb. 70) zu 
einem bedrohlichen italieniſch⸗ſerbiſch⸗öſterreichiſchen Konflikt kam, ſchuf die Verlegen⸗ 
heit der hohen Diplomatie, um die ſtreitenden Teile zu verſöhnen, einen neuen Staat 
Albanien, den die Landesbewohner ſelbſt gar nicht begehrten und der bis heute ein 
ungemein ſchwächliches Staatsgebilde geblieben, ja, gegenwärtig durchaus als italie⸗ 
niſches Protektoratsgebiet anzuſehen iſt. 

8. Hus dem gleichen Grunde entſtand nach dem Weltkrieg ein italieniſch⸗jugo⸗ 
ſlawiſcher Gegenſatz wegen des den Ungarn abgenommenen Hafens Siu me. Um 
die Kriegs gefahr nach d'Annunzios Beſetzung der Stadt für Italien (November 1919) 
zu bannen, wurde Siume im Dertrag von Rapallo (12. November 1920) zum neuen 
Staat gemacht. Die Regelung bewährte ſich jedoch nicht, und ſchon im Dertrag von 
Rom (27. Januar 1924) wurde der Staat Siume beſeitigt, die Stadt Fiume an 


Abb. 70. Serbiens Drang zum Meer. 
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Italien überlaſſen, der hafen Fiume zwiſchen Italien und Serbien (Jugoflawien) 
geteilt (S. 66). 


9. Die gewaltſame, gegen den Willen der betroffenen Bevölkerung erfolgte Schöp⸗ 
fung des eigenen Freiſtaates Danzig Gu dem es ſchon 1807—14 ein Vorbild 
gab) zeigt uns einen anderen Staat der Gegenwart, der zwiſchen deutſchen und 
polniſchen Beſitzanſprüchen den klusgleich liefern ſollte. Dies war freilich ein Derjuch 
am untauglichen Objekt. 

10. Ein deutlicher Strohmannſtaat, der nur zur Erreichung politischer Sonderziele 
Frankreichs als „Staat wider Willen“ 20 Jahre lang am Leben erhalten wurde, war 
Deutſch⸗Oſterreich. Das Parlament beſchloß ſchon am 12. November 1918 die 
Vereinigung mit dem Deutſchen Reiche, den „Anſchluß“, der aber von den feindlichen 
Mächten verboten wurde. fluch hier hat ſich gezeigt, daß die Stimme des Bluts durch 
keine papierenen Paragraphen übertönt werden kann: Hitlers Genie ſchenkte uns 
am 13. März 1938 die endliche Wiedervereinigung Öjterreichs mit dem Deutſchen 
Reiche und löſchte damit die trüben Folgen der 1806 erfolgten Trennung aus. 


11. Ein typifcher Strohmannſtaat iſt ferner das von Englands Gnaden geſchaffene 
Trans jordanien. Im weſentlichen ein aus der arabiſchen Wüſte herausgeſchnittenes 
Gebilde, dem freilich ein (für England ſehr nützlicher) „Korridor“ zum Rotmeerhafen 
fkaba angefügt worden ift. Allein deshalb hat Transjordanien ſeine langgeſtreckte, 
ſchlauchartige Geſtalt erhalten, damit England zwiſchen Arabien einerſeits, Irak 
und Syrien andererſeits ein eigenes Territorialgebiet beſaß, durch das feine geplante, 
inzwiſchen am 23. Januar 1935 eröffnete Ölleitung von den meſopotamiſchen Gl⸗ 
feldern zum paläſtinenſiſchen hafen Haifa und ſeine Luftlinie nach Indien geführt 
werden konnte. Zum Emir dieſes Staates wurde zudem ein den Engländern blind 
ergebener, dem Vorkämpfer Großarabiens, Ibn Sa’ud, anfangs in erbitterter 
Seindfchaft gegenüberſtehender Mann eingeſetzt, Abdullah, der Sohn des von Ibn 
Sa'ud vertriebenen früheren Herrſchers des Hedjchas, Hulfein. Es iſt ein Zeichen 
für Ibn Sa'uds Staatskunſt, daß er letzthin auch zu dieſem Abdullah den Weg 
gefunden und damit die britiſche Rechnung empfindlich durchkreuzt hat. Sind 
andere Staaten Flußfadenſtaaten, jo iſt Transjordanien recht eigentlich ein „Olfluß⸗ 
faden “ ſtaat. 

12. Die Jahre 1931/32 haben ein anderes Beiſpiel einer künſtlichen, neuen Staaten= 
ſchöpfung zur Derſchleierung weitreichender politiſcher Ziele des Staatenſchöpfers 
gebracht. Die Mandſchurei iſt, genau wie 1905 Panama durch die Dereinigten 
Staaten, als neuer „unabhängiger“ Staat Mandſchukuo von Japan geſchaffen worden. 
Dies hindert natürlich nicht, daß die Mandſchurei als Staat vollkommen abhängig 
von Cokio iſt, bis fie in einem paſſenden Augenblid, wie Korea 1910, von Japan 
als neuer Beſitz einverleibt werden kann.!) Der neue Staat Mandſchukuo, der unter 


1) Japan wiederholt in der Mandſchurei nur, was europäiſche und amerikaniſche Kultur- 
ſtaaten ihm gezeigt haben. Als die Franzoſen z. B. 1881 Tunis zu erwerben wünſchten, auf das 
auch die Italiener ein Auge geworfen hatten, mußten fie, um politiſche Komplikationen 
zu vermeiden, die einfache Annexion unterlaſſen. Infolgedeſſen ſchloſſen fie mit dem Bei 
von Tunis den Bardo-Dertrag (12. Mai 1881), in dem fie den „Schutz“ der „unabhängigen 
Regentſchaft“ Tunis übernahmen. Der Schutz iſt dann ſo gründlich ausgeübt worden, daß 
der „unabhängige“ Staat ſeit langem nichts anderes mehr iſt als eine franzöſiſche Kolonie. 
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der Attrappe eines „unabhängigen Kaiſerreichs“ aufgezogen iſt und daher korrekt 
eigentlich Mandſchutikuo (= Kaiſerreich Mandſchukuo) heißt, umfaßt übrigens nicht 
nur die eigentliche Mandſchurei, d. h. die drei ehemaligen chineſiſchen Provinzen 
Ciaoning, Kirin und hHeilungkiang, ſondern darüber hinaus im Südweſten die Provinz 
Jehol, die nie zur Mandſchurei gehörte, die aber Japan wegen ihrer Eignung für 
Baumwollkultur (S. 32) mit Mandſchukuo vereinigt hat. 
15. Das augenblickliche Dorgehen der Japaner in Nordchina zielt offenſichtlich auf 
Costrennung weiterer Candmaſſen von China hin, die Japan gleichzeitig als Einfluß⸗ 
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Abb. 71. Der Machte influß auf dem oſtaſiatiſchen Seſtland. (Aus Sochler⸗ hauke, Der Serne Oſten.) 


ſphäre, Rohſtoffgebiet und Pufferſtaat zwiſchen den eigenen Territorien und Sowjet— 
rußland benutzen möchte. Schon oben (S. 20) hörten wir von japaniſchen Derſuchen 
im Winter 1935/36, je einen neuen „ſelbſtändigen“ Staat Noröchina und Mongolei 
ins Leben zu rufen. Sollte der gegenwärtige Krieg gegen China für Japan günſtig 
ausgehen, ſo dürfte die Welt ziemlich ſicher um mindeſtens einen ſolchen neuen Staat 
bereichert werden, wobei freilich ſeine Größe, ſeine Grenzen und ſeine innere Ein— 
richtung einſtweilen nicht vorherzuſehen ſind. Allerdings kann von vornherein kein 
Zweifel darüber beſtehen, daß es ſich wieder um einen echten „Strohmannſtaat“ 
handeln würde, nach Art von Mandſchukuo, um Landkomplexe, in denen alles Tun 
und Caſſen allein von Tokio beſtimmt werden würde und die man, zwar nicht de jure, 
aber de facto, ebenſogut als japaniſche Provinz bezeichnen könnte. Bei dem neuen 
Staat dürfte es ſich — vorläufig! — mindeſtens um die fünf wertvollen chineſiſchen 
Nordprovinzen Hope (mit Peking!), Tſchahar, Suiyüan, Schanſi und Schantung 
handeln, um eine Landfläche von 1 Mill. qm mit 80 Mill. Menſchen, einen Raum, 
der gleichzeitig drei Fünftel der chineſiſchen Eiſenlager, vier Fünftel der chineſiſchen 
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Rohlenlager und vier Sünftel der chineſiſchen Wollproduktion birgt. Japan will China 
in eine Vaſallenſtellung hinabdrücken und in ganz Oſtaſien eine „pax Japonica“ 
heraufführen. Zwar erſtrebt Japan, wie es den fremden Mächten wiederholt verſichert 
hat, „keine territorialen Erweiterungen“. Daß es aber einen neuen „unabhängigen“ 
Staat, ſo unabhängig, wie Mandſchukuo, errichten möchte, verſchweigt es dabei 
wohlweislich. Eine kleine, unſcheinbare Handlungsweiſe beleuchtete gewiſſermaßen 
ſumboliſch die Ziele Japans: am 12. Oktober 1957 verfügte eine japaniſche Ver⸗ 
ordnung, daß der offizielle Name der Hauptſtadt Nordchinas, der ſeit 1927 auf Befehl 
der Nanking⸗Regierung Peiping lautete, wieder in Peking zurüdverwandelt würde. 
Was dies zu bedeuten hat, verſteht man erſt recht, wenn man weiß, daß im Chineſiſchen 
Peking „Nördliche Hauptſtadt“ bedeutet. Mit der Verlegung des chineſiſchen Regie⸗ 
rungsſitzes von Peking nach Nanking hatte der Name Peking für China feinen Sinn 
verloren. Japan hat dieſen Sinn jetzt wiederhergeſtellt: es wünſcht eben im Norden 
Chinas einen von Nanking völlig unabhängigen Staat (vgl. Abb. 71). Ausgeſprochen 
hat es dieſe Abſicht vorſichtigerweiſe nocht nicht; aber die offizielle Wiedereinführung 
des Namens Peking „läßt tief blicken“! 


2. Pufferſtaaten. 

In älteren Zeiten war es möglich, daß zwei Staaten, die ſich feindlich gegenüber⸗ 
ſtanden, die Gefahr eines kriegeriſchen Zuſammenſtoßes gewiſſermaßen durch Schaf⸗ 
fung einer neutraliſierten, unbewohnten Zone von manchmal ziemlich anſehnlicher 
Breite milderten. Die undurchdringlich dichten Grenzwälder alter Zeit (S. 35 ff.), die 
unwegſamen Grenzgebirge und künſtlich geſchaffenen Grenzwüſteneien hatten dieſe 
klufgabe zu erfüllen und wurden ihr ebenſo gerecht wie große Sümpfe, Binnenſeen, 
reißende Ströme uſw. Neuerdings iſt dergleichen innerhalb der Kulturwelt nicht mehr 
möglich. Bei der meiſt überdichten Bevölkerung und dem Zwang, jedes kultivierbare 
Stück Boden nach Kräften auszunutzen, können ſich die Menſchen den Lurus großer, 
menſchenleer gehaltener Grenzſäume nicht mehr leiſten. Die ausgedehnten Grenz⸗ 
flächen haben mathematiſch ſcharfen Grenzlinien weichen müſſen. Die Staaten 
berühren einander in breiter Front, ſo daß zuweilen ihre Grenze mitten durch eine 
Ortſchaft (Teſchen halb polniſch, halb tſchechoſlowakiſch; Dorf Scheibenhardt an der 
Lauter halb deutſch, halb franzöſiſch; Naſſau⸗Baarle halb belgiſch, halb niederländiſch), 
ja, ſelbſt mitten durch ein haus hindurchläuft. Damit iſt die Gefahr politiſcher Reibungen 
naturgemäß erhöht. 

Um ſie zu bannen, hat die Diplomatie der großen Mächte die ſogenannten 
Dufferjtaaten als beſondere Form der künſtlich konſtruierten oder künſtlich am 
Leben erhaltenen Staaten in die politiſche Praxis eingeführt. 

Pufferſtaaten ſind meiſt fleinere Staatengebilde zwiſchen den Grenzen oder Inter⸗ 
eſſengebieten der großen Mächte, die aus eigener Kraft ihre ſtaatliche Selbſtän⸗ 
digkeit nicht würden bewahren können, für die aber die Eiferſucht der großen Nach⸗ 
barn aufeinander eine Art von vorzüglicher „Lebensverſicherung“ bedeutet. 


Bei)piele. 


1. Belgien wurde 1839 als neuer Staat ins Leben gerufen, weil die wider⸗ 
ſtreitenden Intereſſen der Nachbarſtaaten Frankreich, Holland, Preußen und vor 
allem England anders nicht auf einen Nenner zu bringen waren. Der Hauptgrund, 
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Belgien zu ſchaffen und feine 
Grenzen ſo unzweckmäßig zu 
ziehen, war Englands Wunſch, 
das wichtige Antwerpen nicht 
in Frankreichs hand kommen 
zu laſſen. Deshalb mußten x, Haile 
alle damaligen Großmächte? * W 
Belgiens „Neutralität“ garan? - N g 
tieren. Da aber Belgien as | + . N 
Staat ſelbſt die Neutralität 31 
nicht wahrte, ſondern Partei BB a 
ergriff (militäriſche Abtommen EN FIT 032 
mit England gegen Deutſch— r 0 — 
land 1906, Erlaubnis der Grenz⸗ KK N 
überſchreitung durch franzö⸗ 
ſiſches Militär 1914), kam es 
zu der für Belgiens Exiſtenz 
lebensgefährlichen Belaſtungs⸗ 
probe von 1914. 1936 kehrte 
jedoch Belgien zur grundſätz⸗ 
lichen Neutralität zurück. 

2. Eine ähnliche künſtliche 
Staats⸗ und Verlegenheitsſchöp⸗ 
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Abb. 72. Die verzwickte Weſtgrenze ſüdlich von Hachen. 


fung iſt Uruguay. Da Ärgen= 
tinien und Brafilien in einen 
Krieg über den Beſitz der linken 
Ca⸗Plata⸗Mündung gerieten, 
wurde das umſtrittene Gebiet 
als Uruguay ſchließlich ein ſelb⸗ 
ſtändiger Staat (Frieden von Rio 
de Janeiro, 27. Auguſt 1828). 


Die Bahn Eupen—Rötgen-Monichau iſt vollkommen belgiſch, die 
fie 4 mal kreuzende Sahrſtraße Walheim -Rötgen—Monſchau deutſch. 
Rötgen iſt deutſch, ſein weſtlicher Ortsteil Petergensfeld belgiſch. 
Der Slecken Sringshaus iſt völlig belgiſch; mitten durch ihn hin⸗ 
durch führt aber die deutſch gebliebene Chauſſee. Im deutſch ge⸗ 
bliebenen Teil des Kreiſes Monſchau ſind die Orte deutſch, die 
zugehörigen Bahnhöfe ſämtlich belgiſch. Mützenich iſt eine deutſche 
Entlave in Belgien geworden. Sringshaus' Intereſſen find ziemlich 
reſtlos ins deutſche Gebiet gerichtet; um aber voſtaliſch und tele» 
foniſch im Verkehr mit deutſchen Orten nicht die hohen Auslands= 
gebühren zahlen zu müſſen, ſtehen Brieflaſten und Telefonanſchluß 


auf der deutſchen Chauſſee. Die närrifche Grenzziehung hat ideale 


3. Deutliche Pufferſtaaten Vorbedingungen für Schmuggler geſchaffen. 


zwiſchen Weltmächten waren 
vor dem Kriege Perſien, Afghaniſtan, Siam, Abeſſinien. Die erſteren zwei 
wurden allein durch den politiſchen Gegenſatz zwiſchen England und Rußland, die 
beiden anderen durch die Eiferſucht zwiſchen England und Frankreich bzw. England, 
Frankreich und Italien befähigt, eigene Staaten trotz politiſcher Schwäche zu bleiben. 
Abejfinien iſt inzwiſchen 1956 durch Italien aufgeſaugt worden; Perſien und Afgha— 
niſtan dagegen haben ſich energiſch auf eigene Füße geſtellt und find zur Zeit durchaus 
keine Pufferſtaaten mehr. | 

4. Der vorübergehende Derſuch, dem Saargebiet den Charakter als „Saarſtaat“ 
zu verleihen, zeigt uns wiederum die Tendenz, zwiſchen den ſeit dem 9. Jahrh. 
beſtehenden deutſchen Beſitzrechten und Frankreichs Sehnſucht nach dem Beſitz der 
Saarkohle durch einen neuen Pufferſtaat einen Ausgleich zu ſchaffen. Die Volks— 
abſtimmung vom 13. Januar 1935 im Saargebiet hat die franzöſiſche Politik freilich 
ſcheitern laſſen. — Ungleich mehr Ausſicht auf Lebensdauer hätte ein autonomer 
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Pufferſtaat Elſaß⸗Cothringen, zu dem es vielleicht auch einmal kommen wird. 
Ein weiterer Pufferſtaat zwiſchen Preußen⸗Deutſchland und Frankreich iſt ſeit 1866 
turemburg. 

Es bedarf nicht immer der Schaffung eines Pufferſtaates, um bei diplomatiſchen 
Verhandlungen Rompromißlöſungen zu ſchaffen, die oft der völkerrechtlichen Klar⸗ 
heit ebenſo ins Geſicht ſchlagen wie der geſunden Vernunft. Nur ein Beifpiel von 
erſchütternder Eindringlichkeit ſei hier angeführt. — Abb. 72 zeigt uns die noch heute 
rechtsgültige Grenze zwiſchen Deutſchland und Belgien im Kreiſe Monſchau. 
Wenn man ſie betrachtet, jo verſteht man, daß heute die Hälfte aller Schmuggelver⸗ 
gehen auf den einen Regierungsbezirk flachen entfällt. Saft möchte man meinen, 
ein ſolcher Grenzverlauf, der jeglichem Schmuggel herrlichſten Vorſchub leiſtet, müſſe 
auch durch internationale Schmuggler, nicht durch Diplomaten, feſtgelegt worden 
ſein. Jedenfalls genügt dies eine traurige Beiſpiel vollauf, um zu zeigen, daß 
auch in unſrer Gegenwart, allen Mahnungen der Geſchichte zum Trotz, das klug⸗ 
reſignierte Wort des alten Schwedenkanzlers Oxenſtjerna noch immer Geltung hat: 
„Nescis, mi fili, quantilla sapientia regatur mundus!“ 


d) Widerſprüche zwiſchen Nationalſtaat⸗Beſtrebungen 
und geopolitiſchen Anforderungen. 


Die vorgenannten künſtlichen Staatenſchöpfungen ſtehen zuweilen in ſtärkſtem Wider⸗ 
ſpruch zu den von der Natur vorgeſchriebenen Geſetzen der Staatenbildung und der 
Grenzziehung: es ſei etwa an die überaus ſonderbare Grenze zwiſchen Belgien und 
Holland in derScheldemündung (ogl. S. 76 f.) erinnert, die den großen belgiſchen 
Welthafen nur durch holländiſche Hoheitsgewäſſer für Seeſchiffe erreichbar macht, 
oder an die noch groteskere Weichſelgrenze (S. 48 f.). In unſeren Tagen 
geſellt ſich zu den älteren politiſchen Tendenzen, die den geopolitiſchen Ein⸗ 
flüſſen geradezu entgegenarbeiten, die in der ganzen Welt ſpürbare Neigung, immer 
neue Nationalſtaaten ins Leben zu rufen, die dann ihrerſeits faſt immer beſtrebt 
find, möglichſt viel fremdes Volkstum mitzuumfaſſen und gewaltſam der eigenen 
Nation zu aſſimilieren. 

Die erſt im 19. Jahrh. aufgekommenen Beſtrebungen nach Zuſammenſchluß aller 
Volksgenoſſen, auch der jenſeits der gegebenen ftaatlichen Grenzen lebenden („Ir⸗ 
redenta”), in einheitlichen Staatsgebilden hat unſer 20. Jahrh. vor ganz neuartige 
und unendlich ſchwierige politiſche Probleme geſtellt, die älteren Jeiten unbekannt 
waren. Der Drang, Selbſtbeſtimmung und Eigenſtaatlichkeit zu erlangen, hat 
auch kulturell wenig entwickelte, ſozuſagen geſchichtsloſe Völker erfaßt, die noch 
bis vor kurzem eigenen ſtaatlichen Ehrgeiz niemals gekannt haben. Eine Auffplit= 
terung in viele, neue Kleinftaaten, wie fie 1918—20 an der alten ruſſiſchen Weſt⸗ 
grenze vor ſich gegangen iſt, bringt wirtſchaftlich anſehnliche Gefahren mit ſich, 
da manche dieſer Kleinſtaaten ohne Anlehnung an ein anderes größeres Wirt⸗ 
ſchafts- und Jollgebiet auf die Dauer nicht lebensfähig ſind und dennoch ihrem 
„Preſtige“ eine eigene Jollhoheit und Jollpolitik ſchuldig zu fein glauben. Kleine 
Wirtſchaftsräume mit vielen Zollgrenzen muten in unferem Zeitalter einer hoch⸗ 
entwickelten Weltwirtſchaft ausgeſprochen anachroniſtiſch an, etwa ſo wie die Juſtände 
in Deutſchland vor 1834, dem Jahre des Zollvereins, als auf den Landſtraßen ſtellen⸗ 
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weiſe alle halbe Stunde ein Schlagbaum 
ein neues ſtaatliches Hoheitsgebiet und 
damit eine neue Zoll und Paßkontroll⸗ 
ſtelle ankündigte. 

11000 km neue Jollgrenzen in Eu⸗ 
ropa waren die trübſelige Frucht der 
Derfailler Grenzmacher vom Jahre 
1919! Fortführung einer derartigen 

ſtaatlichen Atomiſierung würde für Eu⸗ 
ropa wirtſchaftlichen Selbſtmord gegen⸗ 8 2 
über der wirtſchaftlichen Großraumpoli⸗ 2 . 
tik Amerikas bedeuten. Oſterreichs Der- . 
einigung mit dem Reich hat nun freilich — HH 
die europäiſchen Zollgrenzen wieder um seh 11155 11 e 
784 km verringert. N 

Sonſt aber ſind ſeit den Pariſer Frie⸗ 
densſchlüſſen von 1919/20 in der Alten 
Welt ſchon wieder neue Kleinſtaaten mit 
eigenen Jollmauern geſchaffen worden. 

So zieht fi durch die „grüne Inſel“?“ e J gebe. 
Irland, die beſonders deutlich ein geo⸗ 

graphiſches Individuum für ſich darzuſtellen ſcheint, eine Jollgrenze (Abb. 73), welche 
die engliſch gebliebene NO⸗Provinz Ulſter von dem eigentlichen, 1921 zum ſelbſtändigen 
Dominium gewordenen Irland ſcheidet. Seit 1921 hat Irland bewußt immer weiter die 
Entwicklung zur vollen ſtaatlichen Eigenperſönlichkeit vollzogen, ſo daß es heute eigent⸗ 
lich nur noch wirtſchaftlich mit dem britiſchen Imperium zuſammenhängt. Seit dem 
29. Dezember 1937 führt es den (alt⸗gäliſchen) Namen Eire, in dem ſich der Unſpruch 
auf Wiedervereinigung mit der abgetrennten Provinz Ulſter birgt. Als einziges 
britiſches Dominium beſitzt Eire ſogar ein eignes Staatsoberhaupt, einen Präſidenten, 
um dadurch den Trennungsſtrich gegenüber dem Imperium noch ſtärker zu be⸗ 
tonen. 

Weiter ſtreben im franzöſiſch gewordenen Elſaß die deutſchen Minderheiten, in 
Belgien die Flamen, in Jugoſlawien die Kroaten, in Rußland die Ukrainer, Georgier u. a. 
als völkiſche Einheiten eine mindeſtens kulturelle, lieber noch volle ſtaatliche Autonomie 
an. Daraus ergibt ſich naturgemäß ein wahrer Rattenkönig von neuartigen völkiſchen 
Gegenſätzen, ſtaatlichen Konflikten, geopolitiſchen Reibungsflächen. 

An keiner ſtaatlichen Candgrenze iſt dabei eine auch nur einigermaßen ſcharfe 
Grenze der Nationalitäten mehr zu ziehen. Je älter die kulturelle Berührung der 
Völker, je ſtärker der Verkehr gefördert, die Freizügigkeit begünſtigt worden ift, um 
ſo unauflösbarer und umfangreicher ſind die völkiſchen Miſchgebiete an den 
Staatsgrenzen geworden. Hier Grenzen zu ſchaffen, von denen beide Teile befriedigt 
werden, iſt eine niemals zu bewältigende Aufgabe. Huch Abjtimmungen über die 
ſtaatliche Zugehörigkeit ſind nur ein bedingt empfehlenswertes Hushilfs mittel; denn 
wie ſehr bei parteiiſcher Haltung der entſcheidenden Inſtanzen an ſolchen Volksent⸗ 
ſcheiden während oder nach der Ubſtimmung „retuſchiert“ werden kann, das haben die 
ungeheuerlichen Abftimmungs-Tragigrotesten in Eupen⸗Malmedy, in Oberſchleſien, 
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auch in Nordſchleswig (Tondern) gezeigt. Außerdem lehrt die Erfahrung, daß nur 
allzu leicht dasjenige Volk, das feine Hoffnungen durch die Albitimmung nicht ausreichend 
erfüllt ſieht, dieſe einfach nicht gelten laſſen will und die von ihm für notwendig 
erachtete, oft maßlos übertriebene ſtaatliche Ausdehnung auch gegen den Willen der 
abſtimmungsberechtigten Mehrheit nach wie vor unverändert weiterverfolgt (der pol⸗ 
niſche Weſtmarken⸗Derein gegenüber Oſtpreußen, Danzig, Schleſien und Oſtpommern!) 

Eine 1917 auf den Alandsinſeln erfolgte Volksabſtimmung, die ſich für den 
knſchluß der vordem ruſſiſchen Inſeln an Schweden ausſprach, hat der Völkerbund 
„berichtigt“, indem er die Inſeln nicht an Schweden, ſondern an Finnland gab — 
allerdings unter Zuſicherung voller Kulturautonomie, die in dieſem Falle — aus⸗ 
nahmsweiſe — auch ehrlich gewährt worden iſt. 

Kulturautonomie war ferner den deutſchen Minderheiten in Südtirol und im 
Memelgebiet (Memelſtatut vom 8. Mai 1924) feierlich garantiert worden, als 
man ſie gegen ihren Wunſch in eine fremde Staatengemeinſchaft hineinzwang, ebenſo 
den Kroaten und Slowaken, als ſie beredet wurden, ſich mit fremden Völkern ſtaatlich 
zuſammenzuſchließen. Beachtet freilich hat man fie nirgends! Am ſtärkſten zugeſpitzt 
iſt die Minderheitenfrage zur Zeit unſtreitig in der Tſchechoſlowakei, dem gegen⸗ 
wärtig unmöglichſten Staat Europas. Als der Staat 1919 aus der Taufe gehoben 
wurde, verpflichteten ſich die Tſchechen: „Die tſchechoſlowakiſche Republik wird ein 
abſolut demokratiſcher Staat ſein ... Alle Amter werden allen Staatsbürgern zu⸗ 
gänglich fein; die Sprache der Minderheit wird überall zugelaſſen fein; das Recht, 
ihre eignen Schulen, ihre Richter und ihre Gerichtshöfe zu haben, wird niemals 
irgendeiner Minderheit beſtritten werden. Die Deutſchen ſollen in Böhmen dieſelben 
Rechte haben wie die Tſchechoſlowaken. Die deutſche Sprache ſoll die zweite Candes⸗ 
ſprache ſein, und man wird ſich nie einer Unterdrückungsmaßnahme gegen den 
deutſchen Bevölkerungsteil bedienen uſw.“ Was daraus wurde, iſt Tſchechenterror 
in Reinkultur! Wenn ſich die Tſchechen nicht noch in zwölfter Stunde eines Beſſeren 
beſinnen, zerplatzt dieſer Staat binnen kurzem ganz von ſelbſt mit dem Willen der 
Mehrheit der Bevölkerung! Schon 1928 hat ſich ein ſlowakiſcher Nationalrat gebildet, 
der die Wiedervereinigung mit Ungarn auf dem Wege der Abſtimmung anſtrebt, da 
ein eigener ſlowakiſcher Staat allein nicht lebensfähig fein würde. Eine entſprechende 
Eingabe an den Dölkerbund iſt ſeitens der Slowaken bereits erfolgt, die im übrigen auf 
ihrem Tag von Neutra (13. Auguft 1933) den Tſchechen den Fehdehandſchuh hin⸗ 
geworfen und erklärt haben: „Es gibt keine Tſchechoſlowaken.“ Die in den Dereinigten 
Staaten lebenden 1 350 000 Slowaken haben am 2. September 1954 in Detroit eine 
ſlowakiſche „Reviſionsliga“ gebildet, die den an den Slowaken verübten tſchechiſchen 
Wortbruch wiedergutmachen will. Die Dereinigung der Slowakei mit der Tſchechei 
erfolgte am 30. Oktober 1918 nur probe weiſe auf zehn Jahre. Die Tſchechen haben 
die 1928 zuläſſig geweſene Trennung mit brutalſten Mitteln verhindert. Nun ſtrebt 
die Reviſionsliga Selbſtbeſtimmung und völlige Loslöſung aus der Tſchechoſlowakei 
an. — Seit der heimkehr Gſterreichs ins Reich im März 1938 find nicht nur die 
ſudetendeutſchen Forderungen nach wahrer Gleichberechtigung, in Geſtalt der 
acht Punkte Konrad henleins, dringlicher geworden, ſondern auch die Slowaken haben 
ſich ſeither, verſtärkt durch die ungariſchen Reviſionswünſche, lebhafter gerührt und 
nicht minder die Polen. Einem Staat aber, zu dem die Mehrheit der Bevölkerung in 
Abwehritellung ſteht, kann man wahrlich kein langes Leben prophezeien! 
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Selbſt im tſchechoſlowakiſch⸗freundlichen Ausland wird die Unhaltbarkeit der jetzigen 
Zuſtände anerkannt. Der Engländer Garvin bezeichnete dieſe im „Obſerver“ vom 
2. Mai 1938 als „Gefahr für Europa“ und ſprach von der „undemokratiſchen und uns 
haltbaren Herrſchaft der Tschechen über eine gemiſchte Minderheit anderer Völker“. 
Sogar der franzöſiſche „Temps“ fragte am 12. April 1938: „Iſt es der Mühe wert, 
die Welt in Brand zu ſetzen, um die Anhäufung mehrerer Dölfer in der Form des 
tſchechoſlowakiſchen Staates zu erhalten?“ Am originellſten iſt aber ſicher, daß der 
jetzige Präſident des Staates, Beneſch, der die tſchechiſche Unterdrückung duldet und 
gutheißt, vor 1914 die Anficht geäußert hat!): „Zwiſchen den zwei Nationen in Böhmen 
iſt eine Derjöhnung nur möglich, wenn beide vollkommen autonom find. Es muß 
die eine von der andern getrennt werden!“ Nicht minder zeitgemäß iſt 
die Erinnerung daran, daß der alte böhmiſche König Wenzel I. (1230 — 1253) ver⸗ 
fügte: „Wer die Deutſchen im Lande in ihren verbrieften Rechten ſchmälert, den ſoll 
Gott der Allmächtige verfluchen gleichwie Datham und Abiram.” 

In allen genannten Fällen find die flutonomie⸗Derſprechungen ſchnöde gebrochen 
worden. Der Rönigsmord von Marſeille am 9. Oktober 1934 war eine Folge des 
genannten, an den Kroaten begangenen Betruges; er ſollte allen Dergewaltigungs⸗ 
gelüſten zufälliger Mehrheitsnationen als Warnungsſignal dienen, den Bogen nicht 
zu überſpannen. Sonſt könnte die Neigung völkiſcher Minderheiten in Europa, tun⸗ 
lich eigne Staaten zu bilden, nur noch wachſen, und es wäre dann gar nicht ab⸗ 
zuſehen, wohin die Entwicklung noch ſteuern könnte. Denn jeder neue Staat wird 
tunlich auch eigene Meeresküſten, eigene Seehäfen als ſein unveräußerliches, gutes 
Recht fordern, und wenn das eigene Volkstum nicht bis an die Küſte, den Strom, 
an die Waſſerſcheide des Gebirges reicht, ſo muß eben fremdes Land, wie im Falle 
Memel, Oſt⸗Oberſchleſien und Südtirol, dem neuen Staate einverleibt und ſeiner 
Bevölkerung aſſimiliert, d. h. zunächſt als völkiſche Minderheit geduldet und dann 
unaufhaltſam aufgeſogen werden. 

Ein Alfheilmittel für dieſe höchſt bedenkliche Entwicklung iſt kaum zu finden. Jeden⸗ 
falls können wir von kmerika lernen, das wohl raſſenmäßige Minderheitsfragen 
kennt, aber keine Probleme kulturell⸗ſprachlicher Minderheiten! — „Wenn Europa 
feinen Anjpruch auf Führung in der Welt aufrechterhalten will, dann iſt keine Stunde 
mehr zu verlieren, um alle ſeine Kräfte der geiſtigen Wiedergeburt zu widmen und 
die kleinlichen Querelen zu begraben“ (Franz v. Papen). 


1) Eduard Beneſch, Le probleme autrichien et la question tehè que. 


C. Verwiſchung des Staatsgedͤankens. 


Was den großen Ring bewohnet, 
Huldige der Sympathie! 
Schiller. 


Ausſchaltung politiſcher Reibungsflächen 
durch überſtaatliche Verſuche. 


a) Neutraliſierung. 


Wo ein durch ſeine geophuſiſche Cage beſonders wertvolles Gebiet dem Beſitz einer 
einzigen Macht zwar nicht entzogen, aber doch von der Ausnutzung für militäriſche 
Zwecke ausgeſchaltet werden ſoll, da wird es wohl gelegentlich „neutraliſiert“, d. h. 
es wird jegliche Unterhaltung von Militär und Kriegsſchiffen, jede Befeſtigung, 
flufſtellung von Geſchützen uſw. daſelbſt durch Staatsvertrag verboten. Der neu⸗ 
traliſierte Platz darf für alle friedlichen Zwecke von dem betreffenden Staat 
unbeſchränkt ausgenutzt werden; lediglich fein militäriſches Hoheitsrecht daſelbſt 
iſt erloſchen. 

Gelegentlich wird durch freiwilliges Abereinkommen zweier Nachbarſtaaten eine 
ganze Staatengrenze neutralifiert. In beſtimmter Entfernung von der Grenze dürfen 
beide Staaten keine Seftungen bauen, keine Truppen unterhalten uſw. Ungeheure 
militäriſche Erſparniſſe für beide Teile werden dadurch ermöglicht. So iſt die geſamte 
vereinsſtaatlich⸗kanadiſche Grenze ſchon ſeit 1818 neutraliſiert, ebenſo die 
ſchwediſch⸗nor wegiſche Grenze ſeit 1905. Einſeitig neutraliſiert war ſeit Derfailles 
die deutſch-franzöſiſche Grenze: das geſamte linksrheiniſche Gebiet Deutſchlands, 
und ein 50 km breiter Streifen rechts vom Rhein war bis 1936 neutraliſiert, 
während der andere Nachbar, Frankreich, an keine einengenden militäriſchen Vor⸗ 
ſchriften gebunden ſein wollte! 

Neutraliſiert worden ſind ferner verſchiedentlich ſolche Stellen im Meer, deren Befeſti⸗ 
gung durch eine andere Macht den Engländern unbequem ſein würde. Während England 
ſich ſelbſt im Ausbau ſeiner gutgelegenen Beſitzungen an wichtigen Meerengen zu 
ſtärkſten Befeſtigungen (Gibraltar, Malta, Haifa, Singapur uſw.) keinerlei Einſchrän⸗ 
kungen auferlegt oder gar auferlegen läßt, hat es anderen Staaten wiederholt derartige 
Verpflichtungen aufgezwungen. So wurde 1856 den Kuſſen, 1921 den Sinnen die Neu⸗ 
traliſierung der Alandsinfeln, vor dem Eingang zum Finniſchen Golf, vorgeſchrieben. 
Deutſchland mußte 1919 im Derfailler Diktat die Neutraliſierung helgolands und 
des Kieler Kanals anerkennen, die aber jetzt aufgehoben ift; in der Gibraltarſtraße 
iſt die den Spaniern gehörige kleine Inſel Perejil neutraliſiert (während Gibraltar 
ſtärkſte engliſche Feſtung iſt!), am Eingang zur Adria die zu Griechenland gehörige 
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Gruppe der Jo niſchen Inſeln. Neutraliſiert waren ferner nach dem Weltkrieg die 
Dardanellen bis 1936. Dann hat die erſtarkte Türkei aber das Recht zurückgewonnen, 
dieſe Meerenge zu befeſtigen. 

Weiterhin iſt im Konftantinopeler Abftommen vom 29. Oktober 1888 der Suez⸗ 
kanal nicht nur internatjonaliſiert, alſo zum gemeinſamen Beſitz aller Mächte er⸗ 
klärt, ſondern auch neutraliſiert, alſo allen Kriegshandlungen entzogen worden — 
wenigſtens auf dem Papier, denn in der Praxis hat England dieſe Verpflichtung nicht 
beachtet, hat am Kanal Befeſtigungen aufgeführt, Truppen unterhalten, Kriegsſchiffe 
ſtationiert, unterhält noch heute Garniſonen in Port Said, Ismailia und Suez, legt 
gegenwärtig einen neuen großen Militärflughafen in Geneffa am Suezkanal an uſw.— 
Trotzdem hat England es mit einer ſolchen Haltung für vereinbar gehalten, in ſeinem 
mit Italien geſchloſſenen Oſter⸗klbkommen vom 16. April 1938 ausdrücklich das 
Suezkanalabkommen von 1888, das die Neutralifierung und Internationaliſierung 
der Waſſerſtraße vorſchreibt, als für ſich verbindlich anzuerkennen. Theorie und 
Praxis ſtehen hier in einem unerträglichen Widerſpruch. 

Im übrigen bleibt bezüglich des „britiſchen“ Suezkanals zu beachten, daß er ver⸗ 
tragsmäßig eigentlich mit allen Aktien 1969 an die äguptiſche Regierung zurück⸗ 
gegeben werden müßte. Uns trennen noch mehr als 50 Jahre von jenem Termin, 
aber im Notfalle wird England ſicher eine Formel ausfindig machen, um ſich der 
Verpflichtung zu entziehen. Immerhin rüſtet ſich England, allen kommenden Möglich⸗ 
keiten zu begegnen: wie es heißt, werden ſchon jetzt Dermeſſungen angeſtellt, um dem 
etwa kommenden „äguyptiſchen“ Suezkanal weiter im Oſten einen neuen britiſchen 
Erſatzkanal Gaza —elkaba zur Seite zu ſtellen! 

Englands Bemühung, auch eine Neutraliſierung des vereins ſtaatlichen Pa nama⸗ 
kanals durchzuſetzen, iſt geſcheitert: Waſhington hat keine Einſchränkung ſeiner mili⸗ 
täriſchen Hoheitsrechte im Kanal zugeſtanden. 

kluch ganze Staaten, zumal Pufferſtaaten, können neutraliſiert und fremden Kriegs⸗ 
handlungen völkerrechtlich entzogen werden, ſo die Schweiz (1815), Belgien (1839), 
Cuxemburg (1867), der Kongoſtaat (1885). Eigentlich ſollten alle afrikaniſchen 
Kolonien neutraliſiert fein: der Weltkrieg hat aber dieſe Verpflichtung in Rauch 
aufgehen laſſen. Island, hat ſich im Vertrag mit Dänemark 1918 ſelber für ewig 
neutral erklärt. Belgien, das nach dem Weltkrieg militäriſcher Bundesgenoſſe Frank⸗ 
reichs geworden war (Allianz=Dertrag vom 7. September 1920), hat ſich im Oktober 
1936 von allen politiſchen Bindungen losgeſagt und iſt zur (politiſchen, nicht militä⸗ 
riſchen) Selbſtneutraliſierung zurückgekehrt. Die Schweiz hat im Dölterbund ſoeben 
gleichfalls beantragt, wieder als ein uneingeſchränkt neutraler Staat anerkannt zu 
werden. 

Weiterhin ſollte ſeit dem japaniſch-chineſiſchen Waffenſtillſtand von Tangku 
(31. Mai 1933) das geſamte Gebiet zwiſchen peking und der Großen Mauer 
neutraliſiert ſein (Japan hat dieſe Neutralität nicht beachtet), ferner der zwiſchen der 
Türkei, Syrien und Frankreich ſtrittige 5a ndſchak Alerandrette gemäß dem Genfer 
Dertrag vom 31. Mai 1937. 

Wie alt der Neutraliſierungsgedanke ift, geht daraus hervor, daß Lübeck und 
Hamburg ſchon 1241 einen Dertrag miteinander ſchloſſen, wonach am Handelsweg 
von Travemünde bis Cuxhaven auf 2000 Schritte Entfernung zu beiden Seiten keine 
befeſtigte Burg angelegt werden durfte. 
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b) Kondominium. 


Wenn zwei Staaten ſich über die Zugehörigkeit eines ſtrittigen Gebietes nicht 
einigen können, andererſeits aber der Streitfall zu geringfügig iſt, um darüber einen 
Krieg ausbrechen zu laſſen, fo einigt man ſich wohl auch gern auf ein Kondominium, 
in Geſtalt einer gemeinſamen Ausübung der Hoheitsrechte. 

Bei kleinen, unbedeutenden Objekten hat ſich dieſe Regelung bewährt, bei größeren 
dagegen nicht. Das wohl früheſte Kondominium der Geſchichte hat ſich bis auf 
den heutigen Tag erhalten: es betrifft den kleinen Pyrenäenftaat Andorra, der 
gemeinſam Frankreich (bis 1589 Navarra) und dem ſpaniſchen Biſchof von Urgel 
gehört und von beiden gemeinſam verwaltet wird. Dieſe Regelung beſteht bereits 
ſeit dem Jahre 1278. — Sehr lange, rund 44 Jahrhunderte, von 1420-1868, dauerte 
auch eine gemeinſame Herrſchaft der hanſeſtädte hamburg und Lübed über den 
kleinen, von ihnen zuſammen im Jahre 1420 eroberten Ort Bergedorf. Erſt 1868 
kam dieſer an den hamburgiſchen Staat allein. — Zeitweilig, 1431—1453, war ferner 
Emden Rondominialbeſitz der Cirkſenas, der herren von Oſtfriesland, und der Stadt 
Hamburg. — Weiterhin wurde 1816 auf der Grenze von Preußen und den damaligen 
Niederlanden der Ort „Neutral-Moresnet” geſchaffen, der von beiden Ländern 
verwaltet wurde und erſt 1919 ganz an Belgien kam. — Als 1864 Preußen und Öfterreich 
gemeinſam Schleswig⸗Holſtein vor der däniſchen Annerion gerettet hatten, wurde 
das Land kurze Zeit als preußiſch⸗öſterreichiſches Kondomonium angeſehen, bis die 
Ereigniſſe von 1866 es endgültig preußiſch werden ließen. — Im Frieden von Bukareſt 
(7. Mai 1918) wurde die ſtrittige Dobrudſcha ein bulgariſch⸗rumäniſches Ron⸗ 
dominium, doch währte die Regelung nur kurze Zeit, da Bulgariens Juſammenbruch 
im September 1918 Rumänien zum alleinigen Herrn machte. 

Kondominium war ferner von 1858 bis 1860 die heute zu Sibirien gehörige „Küften- 
provinz“ (mit Wladiwoſtok), inſofern als damals Rußland und China gemeinſam 
die Herrſchaft im Lande ausübten, bis 1860 China hinausgedrängt wurde. — Ferner 
war die Inſel Sachalin zeitweiſe ruſſiſch-japaniſcher Gemeinſchaftsbeſitz. — Ebenſo 
war der Sudan von 1898 bis 1922 engliſch-äguptiſches Kondominium; dann wurde 
hier der ſchwächere Staat Agupten, gegen Jugeſtändniſſe auf anderen Gebieten, 
ausgeſchifft, doch hat er durch den Vertrag vom 26. Huguſt 1936 erneut Rondominial⸗ 
rechte im Sudan erlangt. 

Gelegentlich hat ſich das Kondominium lediglich in einer gemeinſamen militäriſchen 
Beſetzung ſtrategiſch wichtiger Plätze durch zwei Staaten geäußert. So war das oſt⸗ 
flandriſche Dender monde von 1715 bis 1781 gleichzeitig von öſterreichiſchen und 
niederländiſchen Truppen beſetzt. In der „deutſchen Bundesfeſtung“ Frankfurt a. M. 
ſtanden um 1850 preußiſche, bayriſche und öſterreichiſche Truppenteile, in Rom bis 
1870 gleichzeitig päpſtliche Schweizergarden und franzöſiſche Truppen. 

In der Kolonialwelt gibt es ähnliche Regelungen. 1889-99 wurde Samoa gleich 
von drei Staaten (Deutſchland, England, Vereinigte Staaten) verwaltet; da ſich die 
Maßnahme aber nicht bewährte, wurden 1899 die weſtlichen Teile der Inſelgruppe 
an Deutſchland, die öſtlichen an die Vereinigten Staaten überlaſſen, während England 
mit den Salomoninſeln abgefunden wurde. — Die Neuen Hebriden ſind ſchon ſeit 
1887 bis heute gemeinſamer engliſch⸗franzöſiſcher Rolonialbeſitz. Doch wird die Doppel⸗ 
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herrſchaft auch dort als unzweckmäßig empfunden, da im hinblick auf die unklare 
Jukunft der Inſeln weder England noch Frankreich koloniſatoriſche Arbeit verrichten; 
fie dürfte ſchwerlich noch lange dauern. — Kondominium zwiſchen England und 
Iran find ferner (S. 24) die Bahrein⸗-Inſeln. 

In der Nachkriegszeit werden Streitigkeiten, die früher zum Kondominium führten, 
vor dem „Internationalen Ständigen Gerichtshof“ im Haag zum klustrag gebracht, 
der durch Beſchluß des Völkerbundes vom 13. Dezember 1920 geſchaffen worden iſt 
und bisher im allgemeinen anerkennenswert und unpolitiſch ſeine Schiedsſprüche 
gefällt hat. Sein unentbehrliches internationales Anfehen wird er freilich nur wahren, 
wenn er ſich in ſeinen Entſcheidungen dauernd allein von wirklich rein rechtlichen 
Beweggründen leiten läßt. 


c) Abſichtliche Unklarheit des ſtaatsrechtlichen Verhältniſſes. 


Wenn der Gegenſtand territorialer Konflikte entweder nur unweſentlich iſt oder 
einer der ſtreitenden Staaten ſich zu ſchwach fühlt, ſich gegen offenſichtliches Unrecht 
zur Wehr zu ſetzen, ſo findet er ſich wohl mit einer gegebenen Tatſache einſtweilen 
ab, jedoch nicht grundſätzlich, gewiſſermaßen nur auf Widerruf, ohne ſeine eigenen, 
wirklichen oder vermeintlichen Anrechte preiszugeben. 

So hat Argentinien die ſchon 1835 erfolgte Wegnahme der Falklands⸗-Inſeln 
durch England niemals anerkannt (S. 68), ebenſowenig die neuerdings geſchehene 
Seftfeßung Englands auf den im äußerſten Süden des Altlantiſchen Ozeans 
gelegenen Inſeln Süd-Georgien und Süd-Orkney. Es ſieht alle dieſe Inſeln 
als argentiniſch an, kann aber nichts gegen die britiſche Macht unternehmen. — Ebenſo 
hat Rußland bisher nicht anerkannt, daß über feinen Kopf hinweg das ſeit 1812 ruſ⸗ 
ſiſche Beſſarabien 1918 den Unſchluß an Rumänien vollzogen hat und daß ſeine 
Bundesgenoſſen im Weltkrieg die rumäniſche Zugehörigkeit Beſſarabiens beſtätigt 
haben, ohne Rußlands Juſtimmung auch nur zu erfragen. Die Auseinanderſetzung 
iſt einſtweilen vertagt; inzwiſchen ſieht Rußland das Land als ruſſiſch, Rumänien als 
rumäniſch an. — Die Wilna⸗Frage iſt ein weiteres Beiſpiel: Polen hat ſich am 
9. Oktober 1920 durch einen Handſtreich dieſer vorher litauiſchen, aber von 50% Polen 
und 40% Juden bewohnten Stadt, bemächtigt. Der Völkerbund hat dieſen Gewalt⸗ 
akt wieder einmal nachträglich als rechtmäßig anerkannt, nicht aber das beraubte 
Litauen ſelbſt, das ſogar noch nachträglich in feiner Derfaſſung Wilna als Candeshaupt⸗ 
ſtadt beſtimmte, womit das Unikum geſchaffen iſt, daß ein Land eine Hauptſtadt 
beſitzt, in der ihm keine Befehlsgewalt zuſteht! 

Eine Fülle von ähnlichen, noch unbereinigten ſtaatlichen Doppelanſprüchen auf 
gewiſſe Landesteile oder Inſeln liegt vor; zumeiſt ſind die betreffenden Dorkommniſſe 
freilich belanglos. Don erheblicher Wichtigkeit kann aber eines Tages ein Ronflikt 
zwiſchen dem Beherrſcher Arabiens und den Engländern um die beiden Städte Altaba 
(im Nordoſtzipfel des Roten Meeres) und Maan an der hedͤſchasbahn werden. Die 
Städte haben ſtets zum Hedfchas gehört, deſſen augenblicklicher König Ibn Saud iſt. 
Durch eine typifche schiebung brachten die Engländer 1924 unmittelbar vor der Macht⸗ 
übernahme Ibn Sauds jene beiden Städte an Transjordanien, da fie in dieſem Staat 
ſelber das Heft in der hand hatten (S. 66). Alle Derſuche der Engländer, die Zugehörig⸗ 
keit der Städte zu Transjordanien von Ibn Saud anerkannt zu erhalten, hat dieſer 

hennig⸗Kötrholz, Geopolitik 5240] 5. Aufl. 13 


184 Ausſchaltung politischer Reibungsflähen durch gegen⸗ und überſtaatliche Verſuche 


MITTELLÄNDISCHES MEER 
an. Port Said 2 


SL 


2. 
8 


8 

e 
s 
D 


ER 
08 
ER 


aufs entſchiedenſte 


zurückgewieſen. Er 
hat ſich einverſtan⸗ 
den erklärt, die 
Entſcheidung des 
Streitfalles bis auf 


225 weiteres zu verta⸗ 
5 gen, doch er denktgar 
8 nicht daran, ſeinen 
RE 9 rechtmäßigen An⸗ 
SS] ſpruch auf die bei- 
EN den Städte aufzu⸗ 
= geben, den er viel⸗ 
2 mehr wiederholt, 
2 1925, 1927, 1928, 
1930 und 1937, im= 

mer wieder ans 


gemeldet hat. Die 
ſtaatsrechtliche Zu- 
gehörigkeit von 
Hkaba und Maan 
iſt daher ungeklärt, 
obwohl in Afaba 
ſogar eine britiſche 
Garniſon ſteht. Die 
Bedeutung von 
Ataba iſt heute aber 


N ROTES 
Abb. 74. Die vier Uferſtaaten des Golfs von Akaba. 


MEER 


den, als ſie es früher 
war, da der Golf von Akaba gegenwärtig von nicht weniger als vier Staaten be= 
grenzt wird (Abb. 74). Auch iſt es denkbar, daß England künftig den Bau eines neuen 
Seekanals Mittelmeer Rotes Meer im Zuge der Linie Haifa—Afaba anſtrebt (S. 85). 

Cangſam, aber unaufhaltſam ſpitzen ſich die Beziehungen zwiſchen Engländern bzw. 
Sranzoſen und Arabern immer weiter zu. „Möglicherweiſe hat die große Auseinander= 
ſetzung der arabiſchen Welt mit den Mächten des Weſtens mit dem Rampf um die 
Zukunft Paläſtinas ihre entſcheidende Phaſe erreicht!!) 

Ganz unklar iſt ſchließlich die ſtaatliche Stellung der ehemaligen deutſchen Kolo- 
nien. Deutſchland hat fie gemäß dem Derfailler Artikel 119 an die Ententemächte 
abgetreten, doch iſt die im Artikel 256 zugeſagte Vergütung des Wertes, des größten, 
den Deutſchland überhaupt abgegeben hat, nicht erfolgt. Infolgedeſſen ſind die 
deutſchen Eigentumsanſprüche überhaupt noch nicht erloſchen. Deutſchland iſt wohl 
im Recht, wenn es annimmt, daß ihm in ſeinen Kolonien, genau wie 15 Jahre lang 
im Saargebiet, nur die Verwaltung und Nutznießung ſeines Eigentums entzogen 
iſt, die Eigentumsrechte ſelbſt aber fortbeſtehen. Es muß daher eines Tages die Rüd- 
gabe ſeines zu Unrecht vorenthaltenen Eigentums fordern! 

1) Walter Pahl, Wetterzonen der Weltpolitik, Leipzig 1937, S. 69. 
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d) Mehrſtaatliche und internationalifierte Ströme. 


Schiffbare Ströme von bedeutender Größe durchfließen oder berühren natur⸗ 
gemäß oft mehrere Staaten — ſei es, weil ſie die Grenze zwiſchen zwei Staaten 
bilden, ſei es, weil fie in ihrer bandartig langen Ausdehnung über Hunderte 
und Tauſende von Kilometern verſchiedene Hoheitsgebiete der Reihe nach be⸗ 
ſpülen. Die Staatengrenzen ſetzen häufig quer über den Fluß hinweg. Das 
charakteriſtiſchſte Beiſpiel dieſer Art iſt die Donau, die auch jetzt, nachdem Oſter⸗ 
reich ſich mit dem Deutſchen Reich vereinigt hat, von der Quelle bis zur Mündung 
ſechs oder (wenn man Beſſarabien noch zu Rußland zählt) ſieben verſchiedene Staaten 
beſpült. 

In älterer Zeit kam es wohl vor, daß Staaten oder kleinere Territorialgewalten 
(auch reichsunmittelbare Städte) die Befahrung ihres Stromabſchnitts fremden 
Schiffen verwehrten. handel und Wandel haben jahrhundertelang durch ſolch eigen⸗ 
ſinnig⸗ſtarres Sefthalten an der Verfügung über die Hoheits gewäſſer ſchwer gelitten. 
In gegenſeitigen Verträgen geſtand man ſich immer häufiger das unbehinderte 
Durchfahrtsrecht zu, und ſchließlich iſt der Grundſatz der jederzeitigen, freien 
Durchfahrt (Tranfit) in nahezu allen Ländern zur Selbſtverſtändlichkeit ge⸗ 
worden. Jeder moderne Kulturftaat geſtattet in Friedenszeiten zu er⸗ 
laubten Zwecken ohne weiteres die Benutzung feines Hoheitsgebiets 
zu Lande, zu Waſſer und in der Luft für ausländiſche Waren, Suhr- 
werke, Eiſenbahnwagen, Schiffe, Poftfendungen, Telegramme, Flug⸗ 
zeuge, ſelbſtverſtändlich auch für Reiſende, gegen Zahlung der üblichen 
Gebühren. Dieſer freie Tranſitverkehr iſt jetzt ein Rechts anſpruch, der feine 
bislang großartigfte Derwirklichung in dem von Heinr. v. Stephan am 9. Oktober 1874 
in Bern gegründeten „Weltpoſtverein“ gefunden hat. Husgeſchloſſen vom Tranfit- 
verkehr ſind alle militäriſchen Transporte. 

Genau wie heute die Benutzung der Zugänge zu den Seehäfen in den §Slußmün⸗ 
dungen und in den hoheitsgewäſſern der Küfte (S. 187) in Friedenszeiten allen handels⸗ 
ſchiffen unter gleichen Bedingungen ohne Rüdjiht auf ihre Nationalität freiſteht 
(Slaggenfreiheit), gilt das Tranſitrecht für alle ſchiffbaren Binnengewäſſer. Dieſer 
liberale Grundſatz iſt in der Schlußakte des Wiener Rongreſſes vom 9. Juni 1815 
in den Art. 108—117 vorbildlich ausgearbeitet worden und hat überall, wo man 
ihn beachtet hat, eine ungeheure Belebung des Verkehrs und der Wirtſchaft zur 
Folge gehabt. 

Selbſtverſtändlich iſt die Anerfennung des Tranſitrechts niemals ein Verzicht 
auf die ſtaatlichen hoheitsrechte. So hat 3. B. Holland den Eingang zur Schelde, 
obwohl dieſe ſeit 1839 ein einwandfrei der Slaggenfreiheit unterliegender Strom iſt, 
militäriſch durch die ſtarke Seefeſtung Dliffingen geſichert. Vielmehr ſtellt das Tranſit⸗ 
recht allein ein wirtſchaftliches Jugeſtändnis dar nach dem Grundſatz des 
„Do ut des“, wie er ja allen Handelsverträgen ohne Ausnahme zugrunde liegt. Die 
Schiffahrtsfreiheit auf beſonders wichtigen, mehrſtaatlichen Strömen wird zudem 
durch eigene Schiffahrtsakten in völkerrechtlich bindenden Staatsverträgen aus⸗ 
drücklich garantiert. Die erſten Slüffe, für die Schiffahrtsakten zuſtande kamen, 
waren deutſche; denn in dem ſtaatlich auseinandergeriſſenen Bereich der anfänglich 
38 deutſchen Einzelſtaaten beſtand nach 1815 natürlich das ſtärkſte Bedürfnis nach 
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raſcher Verwirklichung der vom Wiener Kongreß aufgeſtellten Slaggenfreiheits⸗ 
Grundſätze für Flüſſe. Zuerſt vereinbarten die acht deutſchen Elb⸗Uferſtaaten 
1821 eine Elb⸗Schiffahrtsakte. Es folgte eine von ſieben deutſchen Staaten unter⸗ 
zeichnete Weſer⸗Schiffahrtsakte 1823 und dann 1831 die beſonders wichtige erſte 
(Mainzer) Rhein⸗Schiffahrtsakte, die zwiſchen ſechs deutſchen Einzelſtaaten, den 
Niederlanden und Frankreich vereinbart wurde (1868 durch eine zweite, die noch heute 
gültige „Mannheimer“ Rhein⸗Schiffahrtsakte erſetzt). Seither ſind für zahlreiche 
andere, auch außereuropäͤiſche Flüſſe ähnliche „Akte“ vereinbart worden. 

Diefer große kulturelle und wirtſchaftliche Jortſchritt hat die unerträglichen 
Schwierigkeiten beſeitigt, die ehedem aus der Mehrſtaatlichkeit wichtiger Slüffe ent⸗ 
ſprangen. Nicht für alle mehrſtaatlichen Slüffe gibt es ſolche Regelungen. Im all⸗ 
gemeinen iſt aber heute der Grundſatz der unbedingten Slaggenfreiheit, der auch 
im Hoheitsgewäfjer des Panamakanals von den Vereinigten Staaten und im Kaifer- 
Wilhelm⸗Kanal der Vorkriegszeit von Deutſchland freiwillig als eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit zugeſtanden worden iſt, in allen ſchiffbaren Gewäſſern wirklicher 
Rulturſtaaten anerkannt. Die mehrſtaatlichen Flüſſe, für welche die Flaggenfreiheit 
bislang nicht vereinbart oder umſtritten iſt, ſind, wie die Weichſel, ausgeſprochen 
verkehrsrückſtändig und leiſten für die Wirtſchaft nicht annähernd das, was ſie eigent⸗ 
lich leiſten könnten. 

Einen noch wenig geklärten Begriff ſtellt die ſogenannte Inter nationaliſierung 
von Slüſſen dar. Der Ausdrud iſt ſeit dem Derfailler Diktat zur Erreichung politiſcher 
Sonderzwecke oftmals angewandt worden. Was unter Internationaliſierung von Slüſſen 
zu verſtehen iſt, vermag heute niemand einwandfrei zu definieren; denn von Fall zu 
Sall iſt der Sinn des Wortes ganz verſchieden ausgelegt worden. Wenn man 
den Begriff aller politiſchen Sonderwünſche und der mißbräuchlichen Handhabung 
entkleidet, bedeutet die Internationaliſierung eines Gewäſſers kaum etwas anderes 
als eine beſonders wirkſam garantierte Flaggenfreiheit und Gewährung des Tranſit⸗ 
rechts. In dieſem Sinne iſt 3. B. die Innenfläche des Bodenſees ſeit dem Bregenzer 
Abkommen der damaligen fünf Uferſtaaten vom 22. September 1867 ein internatio⸗ 
naliſiertes Gewäſſer, alſo dem „Mare liberum“ gleichgeſtellt, auf dem kein Staat 
Hoheitsrechte genießt. 

Seit 1919 haben aber politiſche Machtanſprüche den Begriff Internationaliſierung 
mehrfach übel mißbraucht, um fremde ſtaatliche Hoheitstechte ohne Not und unbe⸗ 
rechtigt zu ſchmälern. Keinesfalls bedeutet auf den Slüſſen die Int er nationaliſierung, 
wie auf dem Weltmeer, eine Entnationaliſierung, mit alleiniger Ausnahme der 
Donaumündung bis Galatz, die durch Art. 55 der Berliner Kongreßakte vom 13. Juli 
1878 tatſächlich völlig dem Hoheitsgebiet des Uferſtaates Rumänien entzogen 
worden iſt, was ſich aber Rumänien — mit vollem Recht — nicht länger gefallen 
laſſen will. — Der Begriff der „internationaliſierten Ströme“ iſt zur Zeit unklarer denn je. 
Deutſchland hat am 14. November 1936 die ihm in Derjailles aufgezwungene Inter: 
nationaliſierung der deutſchen Ströme als nicht mehr bindend und erloſchen erklärt. 
Nun aber wurden in den Friedensverträgen gleichzeitig mit den deutſchen Strömen 
auch einige ausländiſche den neuen Juſtänden auf deutſchen Slüffen angeglichen: 
ſo die Moldau bis Prag, die ganze Donau von der Mündung bis Ulm, die March, 
Thaua, Theiß, Drau, Maros, Marita, dazu (durch Sondervertrag der Entente mit 
Polen) die Weichſel, ſchließlich die Memel bis Kowno. In welchem Umfang zur Zeit 
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dieſe ausländiſchen Slüſſe noch „internationaliſiert“ find oder nicht, kann kein Menſch 
mit Sicherheit jagen. Als zweifelfrei zu erachten iſt nur die Tatſache, daß das Deutſche 
Reich jetzt auch auf den bisher öſterreichiſchen §lußſtrecken fortan keiner internationalen 
Kommiffion mehr Beſtimmungsrechte zugeſtehen wird. 

Der Begriff „Internationaliſierte Slüſſe“ iſt zur Zeit völlig abgeſchliffen und denkbar 
unklar. Es iſt hohe Zeit, daß die Staaten dieſem völkerrechtlichen Schemen durch neue 
Verhandlungen wieder zu einem wirklichen Leben verhelfen, wenn nicht der ganze 
Begriff im Sluch der Cächerlichkeit erſticken ſoll. 

In manchen Fällen wird die unpolitiſch gehandhabte Internationaliſierung mehr⸗ 
ſtaatlicher Ströme kaum zu entbehren ſein, und, vernünftig angewandt, kann eine 
ſolche Maßnahme ſicher ſogar ſegensreich wirken, ähnlich wie es im 19. Jahrh. die 
„Slaggenfreiheit” auf den Strömen getan hat. Aber Entpolitifierung des Begriffs 
und volle Gleichberechtigung aller Staaten iſt allerdings eine unentbehrliche Voraus⸗ 
ſetzung, ohne die ein ſolcher Kulturfortſchritt eine Unmöglichkeit iſt und bleiben wird. 


e) Die Entſtaatlichung (Internationaliſierung) des Weltmeeres. 
(Mare liberum.) 


Als im Anfang des 17. Jahrh. England Miene machte, ziemlich die ganze Nordſee 
als ein Monopolgebiet britiſcher heringsfangſchiffe in Anjprudy zu nehmen und ins» 
beſondere den Holländern den Heringsfang daſelbſt zu verbieten (S. 29), ſtellte 
der große niederländiſche Rechtsgelehrte hugo Grotius (1585 —1645) im Jahre 1613 
die berühmte Theſe vom ſogenannten Mare liberum auf, d. h. die Cehre, daß das offene 
Weltmeer keinem Staat allein gehören könne noch je gehören dürfe.“) Dieſe völker⸗ 
rechtlich grundlegende Unſchauung, daß es auf dem Meer keine ſtaatlichen Hoheits⸗ 
rechte geben könne, daß das Meer nullius regio = Niemands-⸗Gebiet ſei, hat 
Grotius dann 1625 in feinem hochbedeutenden Hauptwerk „De jure belli ac pacis“ 
Paris 1625) wiſſenſchaftlich begründet. 

Es hat 21 Jahrhunderte gedauert, ehe die Cehre von Grotius ſich zur allgemeinen 
Anerkennung durchgerungen hat. Im Haager Abkommen vom 6. Mai 1882 haben 
die wichtigſten europäiſchen Staaten grundſätzlich die Theſe vom Mare liberum als 
völkerrechtlich verbindlich anerkannt, zunächſt nur für die Nordſee, ſtillſchweigend aber 
auch für alle ſonſtigen Meere der Erde. 

Ausgenommen von der Internationaliſierung iſt allein, und zwar allenthalben, 
die ſogenannte „Dreimeilenzone“, ein drei Seemeilen (= 5555 m) breiter Streifen 
vor ſämtlichen Küſten der Erde, der zum Hoheitsgebiet des jeweiligen Staates gehört, 
jo daß darin fremde Kriegs⸗, handels- und Fiſchereifahrzeuge nicht ohne Genehmigung 
des Staates verkehren dürfen. Hluch natürliche Meerengen, die jo ſchmal find, daß 
ſie unter der Breite von drei Seemeilen bleiben (Bosporus, Oreſund u. a.) gehören 
zum ſtaatlichen Hoheitsgebiet; doch darf in Friedenszeiten die freie Schiffahrt in 
ihnen — von kleinen „verbotenen Zonen” abgeſehen?) — keinem Fahrzeug und 
keiner Flagge verwehrt werden. 


1) Schon der bedeutende römiſche Rechtsgelehrte Ulpian hatte im Anfang des 3. Jahrh. 
den Grundſatz gelehrt: mare omnibus patet. 

2) Dgl. den Auffag: „Verbotene Zonen in den Meerengen“ in „Petermanns Mitteilungen”, 
1937, S. 358. 
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heute erfreut ſich der Grundſatz vom Mare liberum allgemeiner 
Anertennung und wird der Menſchheit ſchwerlich je wieder verloren 
gehen; denn es hat ſich gezeigt, daß er einen gewaltigen kulturellen Sortjchritt für 
die Sicherheit von handel und Wandel bedeutet. Eine Ausnahme erfährt er ledig⸗ 
lich für Kriegszeiten in der Nähe ſolcher Rüſten, die durch eine feindliche Slotte 
einer Blockade unterworfen find. In Friedenszeiten beſteht er ohne Ausnahme. 

Die Anerkennung der Grotiusſchen Lehre vom Mare liberum durch alle Kultur» 
ſtaaten hat mit einem Schlage den größten Teil der Oberfläche des Erdballs 
entſtaatlicht und inter nationaliſiert, d. h. zum gemeinſamen Betätigungsfeld 
aller ſchiffahrttreibenden Völker mit durchaus gleichen Rechten und Pflichten er⸗ 
klärt. Da die Ozeane mit ihren Randmeeren und Nebengewäſſern über yy der ge⸗ 
ſamten Erdoberfläche einnehmen (361 Mill. qkm gegen 149 Mill. qkm Seitland), 
iſt ſomit der weitaus größte Teil der Welt nunmehr der Staatenbildung 
entzogen und zum allgemeinen Beſitz der Nationen erklärt worden. Es iſt die um⸗ 
faſſendſte „Internationaliſierung“, die jemals vorgenommen werden konnte, und 
ſie hat ſich als ein großer Segen erwieſen. 


f) Internationaliſierte Landſtriche. 


Beim Weltmeer konnte die Internationaliſierung glücken, weil menſchliche Sied⸗ 
lungen darauf nicht möglich ſind und weil durch ſeine grundſätzliche Entſtaatlichung 
der Charakter als Träger des friedlichen Verkehrs zwiſchen den Staaten beſonders 
nachdrücklich unterſtrichen wurde. Um fo weniger haben ſich bisher alle Verſuche 
bewährt, auch größere Candflächen zu entſtaatlichen und zum gemeinſamen Beſitz 
vieler oder aller Rulturſtaaten zu erklären. 

Zu den Gebieten, in denen gegenwärtig die Hoheitsrechte des Staates vollkommen 
beſeitigt find, gehören die Fremdenviertel der chineſiſchen Großſtädte, be⸗ 
ſonders in Schanghai (Abb. 75). — Eine kleine, völlig ſtaatenloſe Zone von 100 m 
Breite trennt ferner das britiſche Gibraltar vom ſpaniſchen Hoheitsgebiet. 


Das bedeutendſte Beiſpiel eines ganz 
internationaliſierten Candſtrichs bietet ſeit 
, 1912 die internationale Tanger⸗ 
— Jone in Marokko. Als England Marokko 

. — im Vertrag vom 8. April 1904 an Frank⸗ 
FREMDEN | \SCHANGHAI reich zur Annexion freigab, wünſchte es 

1 zu verhindern, daß eine Großmacht, außer 

VIERTEL XD 8 ihm ſelbſt, an der Gibraltarſtraße Juß 
Q . faßte. Infolgedeſſen wurde der größte Teil 

6 x aM der füdlichen Küften an der Meerenge dem 

| politiſch ſchwachen Spanien als „Spaniſch⸗ 
Marokko“ (Vertrag vom 30. märz 1912) 
überlaffen. Den Haupthafen Tanger nebſt 
Hinterland aber gönnte England auch Spa⸗ 
nien nicht. Deshalb wurde dieſer Landſtrich 
Abb. 75. Stadtplan von Schanghai. durch Vertrag mit dem Sultan von Marokko 
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am 18. Dezember 1923 „internationali⸗ 
ſiert“ und unter gemeinſame Derwal- 
tung mehrerer Staaten (Englands, 
Frankreichs, Spaniens, des Sultans von LL N - 
Marokko, ſeit 1928 auch Italiens) geſtellt == 9 
(Abb. 76). In der geſetzgebenden Der- 4 


ſammlung Tangers, die aus 27 Köpfen —— 
beſteht, ſitzen ſechs mohammedaniſche 
und drei jüdiſche Marokkaner, die der 
Vertreter des Sultans ernennt, ferner 0 MAROKKO 


EM /nfernofionole Zone 


je vier Stanzojen und Spanier, je drei 
Abb. 76. Das internationaliſierte Candgebiet von Tanger. 


Engländer und Italiener, je ein Portu⸗ 
gieſe, Belgier, holländer und Nordamerikaner, aber — natürlich! — kein Deutſcher! 

Eine gewiſſe Internationaliſierung von Landftrichen liegt ferner dort vor, wo nach 
1918 der Dölterbund zum Souverän eines Landes ernannt worden ift. Das Zwitter⸗ 
gebilde des „Saarſtaates“, der ſeit dem 1. März 1935 begraben iſt, war das charak⸗ 
teriſtiſchſte und gleichzeitig bedenklichſte Beiſpiel dieſer Art, ja geradezu eine bizarre 
Ungeheuerlichkeit, da einem hochentwickelten Kulturvolf zugemutet wurde, ſich ſtändig 
von feindſelig eingeſtellten Ausländern regieren zu laſſen. Im Steiftaat Danzig, 
deſſen Regierung ebenfalls unter die flufſicht der Genfer Liga (Dölkerbundskommiſſar) 
geſtellt wurde, iſt die ſtaatsrechtliche Regelung eine andere, aber nicht viel beſſere. 
Das Experiment, ein internationales Parlament, wie es der Völkerbund iſt, mit 
Hoheitsrechten über beſtimmte Landesteile auszuſtatten, muß als gründlich verfehlt 
und mißlungen bezeichnet werden und ſollte, je eher je lieber, wieder aufgegeben 
werden, zumal da dem Dölkerbund, dem heute nur noch zwei ziviliſierte Großmächte 
(England und Frankreich) angehören, gegenwärtig jede internationale moraliſche 
Autorität verloren gegangen iſt. Auch ſonſt kann man nicht ſagen, daß die Inter⸗ 
nationaliſierung von Landſtrichen ſich irgendwo bewährt habe, denn die Derwaltung 
geſtaltet ſich noch ſchwerfälliger und unvorteilhafter als beim Kondominium. Jeder 
an der Regierung beteiligte Partner bucht etwaige Erfolge auf ſein Konto, wälzt 
aber für alle Sehlſchläge und Mängel die Verantwortung von ſich ab. Tanger iſt durch 
die Ceerlaufarbeit einer Behördenmaſchine von fünf verſchiedenen „Candesvätern“ 
geradezu ein Eldorado und Sammelplatz für Schmuggler, Abenteurer und Verbrecher 
aus aller herren Ländern geworden! 

kingeſichts ſolcher Erfahrungen muß der zeitweilig in gewiſſen Kreiſen erwogene 
Gedanke, die jetzt neu entſtandenen Fluginſeln im Ozean (deutſches Schiff „Weſt⸗ 
falen“ am kiquator im (ltlantiſchen Ozean, feit 3. Februar 1934 ſtändig benutzt, 
deutſche Schiffe „Schwabenland” und „Frieſenland“) zu internationaliſieren und 
womöglich gar der Aufficht des in feiner Unparteilichkeit und Objektivität aufs 
ſchwerſte kompromittierten Völkerbundes zu unterſtellen, als eine unglückliche Der⸗ 
irrung angeſprochen werden. Es gibt wahrlich zweckmäßigere und ehrlichere Methoden, 
dem techniſchen Fortſchritt zu dienen. Internationaliſierung bedeutet Züchtung von 
Intrigen und maßlos ſchwerfällige, unzweckmäßige Verwaltung! Vestigia terrent! 

Internationale Garantien und mehrſtaatliche Pakte ſind in bezug auf ihre Wirk⸗ 
ſamkeit gerade durch die Erfahrungen in der Ara des Dölkerbunds ſeit 1920 
in einer kaum zu überbietenden Weiſe in ihrer ganzen Hohlheit bloßgeſtellt worden. 
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Insbeſondere die Tragigroteste des von England, Frankreich, Italien und Japan 
1924 „garantierten“ Memelſtatuts, um das ſich Citauen keinen Deut kümmert, ohne 
daß die „Garantie“⸗Mächte Abhilfe ſchaffen, lehrt eine politiſche Weisheit auf alle 
Sälle: Wehe dem Lande, das ſich heute auf internationale pakte und 
„Garantien“ vertrauensvoll verläßt, das ſeine militäriſche Sicherheit 
nicht ſelbſt in die hand nimmt! China und Übeſſinien haben es ebenfalls zu 
ihrem Leidweſen erfahren, wie ſehr dasjenige Cand verraten und verkauft iſt, das 
ſich als Mitglied des Dölkerbundes darauf verläßt, dieſer könne und werde ſich für 
die allen feinen Mitgliedsſtaaten garantierte Unverſehrtheit ihres Territorialbeſitzes 
jemals im Ernſtfall wirklich mit aller Kraft einſetzen. N 

Deutſchland hat jedenfalls mit dem Geſetz vom 16. März 1935, das die allgemeine 
Wehrpflicht wieder einführte, der Welt unmißverſtändlich bekundet, wie groß fein 
Vertrauen zu internationalen Pakten und „Garantien“ nach den trüben Erfahrungen 
von 1919-1934 noch war. Es hat recht daran getan und wurde weile regiert, als 
es die hohlheit des Völkerbund⸗Suſtems rechtzeitig erkannte und durch den Austritt 
aus der Genfer Liga der Nationen am 14. Oktober 1933 feine Folgerungen daraus 
zog. Heute fühlen ja ſelbſt die begeiſtertſten Verehrer des Völkerbund⸗ Gedankens, wie 
ſehr dieſer auf Einbildung, Trug und Phraſen gegründet war. Überaus lehrreich in 
dieſer hinſicht war das vom britiſchen Premierminiſter Chamberlain am 22. Februar 
1938 ausgeſprochene Eingeſtändnis, daß die Idee der „kollektiven Sicherheit“ reſtlos 
verſagt habe. 


g) Das Mandatsſuſtem und der überſtaatliche Gedanke. 


Das neueſte und gewiſſermaßen modernſte Suſtem der Entſtaatlichung iſt die 
Schaffung von Mandatsgebieten, die einer von der Gemeinſchaft der Staaten er⸗ 
nannten Aufficht „zu treuen händen“ übergeben werden und in denen — zumindeſt 
auf dem Papier — alle Kulturftaaten unbedingt gleiche Handels» und Siedlungsrechte 
und ⸗pflichten haben, beſſer geſagt, haben ſollen (Art. 22 des Völkerbundſtatuts). 

Dieſer Gedanke wurde zum erſten Male (freilich noch nicht unter Anwendung des 
Begriffs „Mandat“) verwirklicht, als die europäiſchen Großmächte 1884/85 auf einer 
Konferenz in Berlin über die allgemeine Nutzbarmachung des durch Stanleys groß⸗ 
artige Forſchertat (1876/77) erſchloſſenen Kongobedens berieten. Die Kongoakte 
vom 26. Februar 1885, mit der dieſe Konferenz beſchloſſen wurde, ſchuf einen neuen, 
künſtlich konſtruierten Staat von rieſenhaften Dimenfionen, den Rongoſtaat. In 
dieſer „Handelskolonie“ ſollten alle Nationen gleiche handelsberechtigung haben. 
Der zum Souverän des Staates von den Großmächten ernannte Belgier könig Ceo⸗ 
pold II. (1865-1910) war gewiſſer maßen der erfte koloniale Mandatar, den es gab, 
wenn auch nicht völlig unter denſelben Bedingungen wie die neueren Mandats⸗ 
mächte. Denn nach feinem Tode konnte der Kongoſtaat, ohne daß ſich Widerſpruch 
erhob, belgiſche Kronkolonie werden. 

Aus Gründen ſehr wenig rühmenswerter Art, die hier jedoch nicht erörtert 
werden können, find dann in den Pariſer Friedensſchlüſſen 1919 und 1920 ſowohl 
die geſamten deutſchen Überſeebeſitzungen wie einige der Türkei ge⸗ 
nommenen Länder in Dorderafien zu „Mandatsgebieten“ gemacht worden, 
deren Derwaltung vom Dölkerbund vergeben und — angeblich — beaufſichtigt wird. 
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Bezeichnenderweiſe ſind aber keine im Weltkrieg neutral gebliebenen Staaten vom 
Völkerbund einer Mandats verwaltung gewürdigt worden, ſondern allein die Entente⸗ 
länder, und zwar faſt genau gemäß dem Derteilungsichlüffel, den die Entente⸗ 
länder untereinander verabredet hatten! Von unbedeutenden Landgebieten ab⸗ 
geſehen, die an Japan und Belgien gegeben wurden, find ſogar ausſchließlich Frank⸗ 
reich, England und britiſche Dominions mit Mandaten ausgeſtattet worden! Daraus 
geht ſchon hervor, wie wenig der Völkerbund nach ſachlichen Geſichtspunkten gear⸗ 
beitet hat: er hat die Mandatsrechte einfach in der Weiſe vergeben, wie es von den 
Siegermächten England und Frankreich am 6. Mai 1919 vereinbart, gewünſcht und 
vorgeſchrieben worden war! 

Ein ehrlich angewandtes Mandatsſuſtem, das wertvolle Überfeegebiete wirk⸗ 
lich als „Handelskolonien“ ſämtlicher Kulturftaaten betrachtet und behandelt, 
könnte eine anſehnliche Förderung und Moderniſierung des kolonialen 
Gedankens bedeuten, gerade weil eine neue, vollkommenere Sorm der Internatio⸗ 
naliſierung wertvoller Candgebiete dadurch möglich gemacht werden würde. Leider 
hat der erſte Derfuch, ein Mandatsſuſtem zu ſchaffen, wie ihn der Genfer Völkerbund 
unternommen hat, den an ſich guten Gedanken übel verfälſcht und in böſen Verruf 
gebracht, da die in den Dölkerbundsſatzungen aufgeſtellten hohen Ziele des Kolonial- 
mandatſyſtems in der Praxis nicht beachtet, oft geradezu in ihr Gegenteil um⸗ 
gebogen worden find, ohne daß der Völkerbund je die Verſtöße gerügt hätte. 
lle Bindungen, welche die als Treuhänder des Völkerbundes auserſehenen Man⸗ 
datare eingehen mußten, ſind von ihnen in der Praxis mit Füßen getreten worden, 
und der Völkerbund hat als Hehler dieſe Vertrags brüche ſtets ſtillſchweigend geduldet 
oder gar mit eherner Stirn als vollkommen in der Ordnung bezeichnet. In der 
Völkerbundsſatzung iſt 3. B. ausdrücklich vorgeſchrieben (Art. 22), daß die Mandats⸗ 
macht in den Mandatsländern „den anderen Mitgliedern des Völkerbundes gleiche 
Bedingungen für Handel und Verkehr zu gewährleiſten“ habe. Dieſe Verpflichtung 
haben die Mandatsmächte an keiner einzigen Stelle eingehalten. Die Mandats⸗ 
gebiete dürfen gemäß Art. 22 des Völkerbundsſtatuts militäriſch durch die Mandatare 
in keiner Weiſe ausgenützt werden — aber in Togo und Kamerun reiht Frankreich 
die ſchwarzen Eingeborenen ſtändig in fein Heer ein, auf den Marianen, Karolinen und 
Palauinſeln ſchafft ſich Japan Marineſtützpunkte, U-Boot⸗häfen, militäriſche Slug⸗ 
plätze; im Mandatsland Paläſtina baut England den haupthafen Haifa zu einem 
hochwichtigen britiſchen Kriegshafen aus und unterhält dauernd, genau wie Srant- 
reich im Mandatsgebiet Syrien, ſtarke Truppenmengen im Land, und — — der bölker⸗ 
bund verliert kein Wort über ſolche „Kleinigkeiten“! Die neuſeeländiſch, auſtraliſch 
und belgiſch verwalteten Gebiete ſind ſchwer heruntergewirtſchaftet worden, die 
franzöſiſchen (Togo und Kamerun) werden als rein franzöſiſche Kolonien behandelt, 
dazu von Schlafkrankheit und anderen tropiſchen Seuchen dezimiert, ohne daß der 
Völkerbund ſich jemals darum kümmert. Derhältnismäßig am beiten verwaltet und 
wirtſchaftlich entwickelt find noch die japaniſch gewordenen Südſee-Inſeln. — Das 
iſt natürlich keine ehrliche Verwirklichung des Mandatsgedankens, der in der Praxis 
auch ſonſt ganz anders ausſieht, als es in den Satzungen des Völkerbundes vorgeſehen 
iſt! Dieſer iſt daher zur Zeit ſchwer entwertet, moraliſch diskreditiert und reif zum 
kbbruch, da er genau jo wie ſein Vorläufer, die „Heilige Allianz” vom 26. September 
1815, in geradezu peinlicher Weiſe einen Widerſpruch zwiſchen ſeinen hochtrabenden, 
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ſalbungsvollen Gründungsidealen und ſeinen höchſt bedenklichen Taten erkennen läßt, 
die freilich großenteils in ſeiner Ohnmacht gegenüber eigenwilligen Mitgliedern 
begründet ſind. 

Es iſt möglich, daß in Zukunft einmal der koloniale Mandatsgedanke, wenn er 
gänzlich umgeſtaltet wird, einen Fortſchritt für die Geſamtheit der Rulturſtaaten 
zu bringen vermag, ähnlich demjenigen, den uns die allgemeine Entſtaatlichung des 
Weltmeers gebracht hat. Aber vorläufig ſind wir noch recht weit von dieſem Ziel ent⸗ 
fernt: die erſte Verwirklichung von internationalen Handelskolonien unter klufſicht 
des Völkerbundes bedeutet keinen Fortſchritt im Staatenleben, ſondern einen 
argen Kulturrüdfchritt, der vor allem unentrinnbar behaftet ift mit dem Kainszeichen 
mangelnder Ehrlichkeit und klufrichtigkeit. Infolgedeſſen dürfte es lange dauern, 
ehe die Welt wieder Dertrauen zum Suſtem der kolonialen Mandate faſſen kann. 
Für die Mandatsländer ſelber iſt jedenfalls das Syſtem zumeiſt verhängnisvoll ge⸗ 
weſen. Es iſt charakteriſtiſch, daß England gegenwärtig fein Paläſtina⸗Mandat auf⸗ 
zugeben und durch eine völlige ſtaatliche Neuregelung (vgl. S. 60) zu erſetzen wünſcht, 
wenn es ſich auch aus dem Lande keineswegs zurückzuziehen gedenkt, das ihm als 
Landbrüde nach Meſopotamien, als Luftbrücke nach Indien, als Zuleiter des Moſſul⸗ 
Ols, wegen feiner mineraliſchen Schätze im Toten Meer (vgl. S. 25) und feiner 
Slankenſtellung zum Suezkanal durchaus unentbehrlich erſcheint. Ahnlich hat Srank⸗ 
reich ſein Mandatsgebiet Syrien 1936 einer völligen ſtaatlichen Neuregelung unter⸗ 
zogen und daraus drei „ſelbſtändige“ Staaten Syrien, Libanon und den Druſenſtaat 
gemacht, in denen freilich Frankreich nach wie vor die Vorhand haben will. Außerdem 
ſoll der Sand ſchak von Alerandrette, den auch die Türkei — mit Recht — beanſprucht, 
noch als weiteres, beſonderes Staatsgebilde, als „Strohmannsſtaat“, abgetrennt 
werden.!) Die Aufgabe der Mandatsſtellung bedeutet unſtreitig das Eingeſtändnis 
eines Siaskos des geſamten Mandatsbegriffs. — Bezeichnend für die bei den Ein⸗ 
geborenen in den afrikaniſchen Mandatsgebieten allgemein herrſchende Stimmung 
war eine am 20. September 1935 erlaſſene Kundgebung des nur aus Schwarzen 
beſtehenden „Bundes der Deutſch-Togoländer“ in Alta, worin es (in grammatikaliſch 
nicht ganz muſtergültigem Deutſch) u. a. heißt: 

„Alle Kolonialvölter ſchreien inbrünſtig nach der deutſchen Regie⸗ 
rung... Ein jeder Togomenſch hat feine Loſung im herzen: ‚Es würde mich freuen, 
wenn ich heute die deutſche Regierung in Togo ſähe und dann morgen ſterbe.“ 


Bisher hat ſich kein einziger Derfuch bewährt, Teile der feſten Erdoberfläche aus 
dem Rahmen ſtaatlicher Zugehörigkeit herauszuheben und ihnen einen mehrſtaat⸗ 
lichen Charakter aufzuprägen oder gar ſie völlig zu internationaliſieren, d. h. zum 
Eigentum aller Staaten zu machen. Ehe dieſes Experiment nicht zunächſt einmal im 
kleinen Rahmen gelungen und allgemein als kultureller Sortjchritt anerkannt 
worden iſt, muß man alle Derfuche, zu „Überftaaten“, nach Art von „Paneuropa“, 
„Panamerika“, „Mitteleuropa“ uſw., zu gelangen, als utopiſch anſehen, und 
mindeſtens in der Gegenwart darf alle auf derartige Ideologien verwendete Arbeit 
als verloren betrachtet werden. Vielleicht wird in ſpäterer Zukunft eine vollkommenere 


1) Otto Schäfer, Die Frage des Sandſchak von Alerandrette und ihre Cöſung, in „Peter 
manns Mitteilungen“, 1937, 357. 
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menſchheit einmal reif für ſolche Ideen fein. Dem Philoſophen iſt die Beſchäfti⸗ 
gung mit ſo hohen Gedanken geſtattet, dem Staatsmann noch nicht. Solange wir 
den Begriff Menſch nicht völlig umgemodelt und idealiſiert haben, müſſen wir die 
Welt jo nehmen, wie fie wirklich iſt! Anders liegen die Dinge, wenn man jene Be⸗ 
griffe rein wirtſchaftlich deutet. Ein mittel⸗ oder gar paneuropäiſcher 
Zollverein wird auf die Dauer allerdings kaum entbehrt werden können, wenn 
Europa im Wirtſchaftskampf gegen das übermächtige Amerika nicht ſchließlich unter⸗ 
liegen ſoll. 

Unſere heutige Generation wird beſſer daran tun, ſich auf den Boden der Tat- 
ſachen zu ſtellen und die Verwirklichung der Überſtaaten dem kommenden Jahr⸗ 
hundert zu überlaſſen. Gegenwärtig jedenfalls ſehen wir, daß diejenigen 
Völker in der Welt am weiteſten kommen, die am entſchloſſenſten und 
lauteſten den Staatsgedanken bejahen: dieſer iſt ganz und gar nicht überlebt, 
zunächſt ſogar noch in fortgeſetzter, ſtarker und erfreulicher Kräftigung begriffen. 
„Diener des Staates“ zu fein, iſt noch immer, wie in den Tagen Friedrichs des 
Großen, ſchönſte Aufgabe und Pflicht für jeden Staatsbürger, der ſeinem Volke ein 
Wegbereiter zu beſſerer Zukunft ſein möchte! 

Möge unſerem deutſchen Volke, in dem die nationale Geſinnung endlich wieder feſte 
Wurzeln geſchlagen hat, allzeit der Spruch!) ein Leitſtern fein: 


Erſt die Nation — dann die perſon, 


Erſt das Land — dann der Stand! 


1) R. Hennig, Geopolitik, 2. Aufl., S. 327, Leipzig u. Berlin, B. G. Teubner 1931. 
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